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(Beginn um 9.01 Uhr.)

Präsidentin Erika Stubenvoll: Schönen guten Morgen, liebe Kolleginnen und Kollegen!

Die 10. Sitzung des Wiener Landtages ist eröffnet.

Entschuldigt sind Herr Abg Mag Ebinger sowie Herr Abg Strobl bis 14 Uhr.

Mir liegt ein Antrag auf Absetzung der Post 9 vor. Die Abstimmung des Antrages wird bei der Behandlung der Tagesordnung, das ist nach der Mitteilung des Herrn Landeshauptmannes und deren Besprechung, erfolgen. Das ist so mit dem Grünen Klub auch vereinbart.

Wir kommen zur Fragestunde.

Die 1. Anfrage (FSP - 02960-2007/0001 - KGR/LM) wurde von der Frau Abg Susanne Jerusalem gestellt und ist an den Herrn Landeshauptmann gerichtet. (Wie lautet das Konzept für die Installierung einer flächendeckenden Gesamtschule in Wien?)
Ich ersuche um Beantwortung.

Lhptm Dr Michael Häupl: Sehr geehrte Frau Landtagsabgeordnete!

Wir haben am 27. April dieses Jahres, wenn ich mich recht erinnere, hier gemeinschaftlich einen Beschluss gefasst – nahezu gemeinschaftlich –, dass wir eine Konzeption vorbereiten, die die gemeinsame Schule der Zehn- bis Vierzehnjährigen gerade auch in Wien ermöglicht. Ich denke, das ist eine vernünftige Vorgangsweise, denn natürlich geht es nicht jetzt um die Frage der Etikettierung – Gesamtschule, gemeinsame Schule, neue Mittelschule, wie auch immer –, sondern es geht darum, dass wir in der Tat den Weg herausfinden in eine Schule des 21. Jahrhunderts, die optimale Möglichkeiten für die jungen Leute bietet, in dieser Konkurrenzsituation einer wissensbasierten Ökonomie, in einer Wissensgesellschaft der Zukunft tatsächlich auch bestehen zu können. 

Ich denke, dass es gerade bei der Vielfalt der Schulversuche der letzten 30 Jahre, bei den Ergebnissen von PISA – wie immer man sie jetzt im Detail bewertet, aber man sollte sie ernst nehmen –, bei all diesen Analysen notwendig ist, dass man diese Expertengruppen, die man eingesetzt hat, auch arbeiten lässt. Daher plädiere ich um Verständnis dafür, dass ich natürlich Ihre Frage nach einer Konzeption der Einführung einer flächendeckenden Gesamtschule heute nicht beantworten kann, denn das würde die Arbeit der Expertengruppe obsolet machen. Also ich denke, die gewählte Vorgangsweise vom April ist eine gute.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. – Die 1. Zusatzfrage: Frau Abg Jerusalem, bitte.

Abg Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Mein Verständnis dafür ist vorhanden. Ich hätte mir nur, nachdem es ja durchaus ein gemeinsames Anliegen von Seiten der SPÖ und auch von Seiten der GRÜNEN ist, vorgestellt, dass man einmal zwischendurch informiert, welche Arbeitsgruppen gibt es, woran arbeiten die genau, wann wird das Ergebnis veröffentlicht. Nachdem mich die Neugierde plagt und nichts gekommen ist an öffentlicher Darstellung, habe ich mir gedacht, frage ich halt einmal. 

Das heißt, ich gehe jetzt einmal davon aus, dass nach wie vor an dieser flächendeckenden Einführung gearbeitet wird und man nicht Abstand genommen hat davon. Ich habe auch gehört – das ist jetzt auch meine 2. Zusatzfrage –, dass es kein Schulversuch werden soll. Daher meine Zusatzfrage, damit zumindest diesbezüglich eine Konkretisierung möglich wird: Wird es einen Schulversuch geben auf der Basis einer neuen Schule?

Präsidentin Erika Stubenvoll: Herr Landeshauptmann, bitte.

Lhptm Dr Michael Häupl: Also gerade weil ich vorhin auf die Geschichte der Schulversuche verwiesen habe, auch der gemeinsamen Schule der Zehn- bis Vierzehnjährigen und ihrer 30-jährige Geschichte in Wien, denke ich, dass es der Schulversuche genug ist. 

Was mit Sicherheit gebraucht wird aus meiner Sicht heraus, ist, dass wir Verlässlichkeit in das System kriegen. Wenn hier entsprechende Umstellungen gemacht werden, sodass wir de facto zu einer gemeinsamen Schule der Sechs- bis Vierzehnjährigen kommen, denn wir haben ja eine gemeinsame Schule der Sechs- bis Zehnjährigen, dann sollte dies auch für geraume Zeit verlässlich – für die Eltern verlässlich, für die Kinder verlässlich, für die Lebensplanungen verlässlich – durchgeführt werden. 

Daher sage ich dazu, das ist etwas, was man gut vorbereiten sollte. Man trifft eine historische Entscheidung nachgerade. Dessen bin ich mir bewusst, und deswegen unterlasse ich auch in diesen Fragen die Polemik, entwickle auf der anderen Seite aber mit Sicherheit sehr viel Emotion, wenn man neuerlich diese Chance nicht erkennt oder wenn man neuerlich versucht, Kindern die Zukunft zu rauben. Daher denke ich, dass wir uns auch nicht Zeit lassen sollten, in diesem Zeitfenster eine solche historische Entscheidung zu treffen.

Und um auch die mit gestellte Frage von Ihnen, Frau Abgeordnete, vorweg zu beantworten: Ich erwarte mir, dass diese Expertengruppe bis zum Jahresende mit ihrer Tätigkeit fertig ist, sodass das nächste Jahr bereits der unmittelbaren Vorbereitung dienen kann.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. – Die 2. Zusatzfrage hat Herr Abg Dr Aigner.

Abg Dr Wolfgang Aigner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Landeshauptmann!

Da darf ich Ihren Äußerungen jetzt entnehmen, dass es Ihr Ziel ist, eine alternativlose gemeinsame Schule zu etablieren, und dass Sie sozusagen davon ausgehen, dass die ÖVP hier mitmacht?

Präsidentin Erika Stubenvoll: Herr Landeshauptmann, bitte.

Lhptm Dr Michael Häupl: Ich kann nicht beurteilen, wo die ÖVP mitmacht oder nicht, das entscheidet sie ja selbst. Aber ich denke, dass es wesentlich und entscheidend ist, dass wir zu einer gemeinsamen Schule der Zehn- bis Vierzehnjährigen mit der entsprechenden inneren Differenzierung und auch einer inneren Vielfalt kommen können, so wie das auch der Beschlusslage des Wiener Gemeinderates entspricht, und dafür werden jetzt die nötigen Vorbereitungen getroffen. 

Wenn wir dies gemeinsam machen können, so freue ich mich darüber, würde es auch im Interesse einer künftigen Schulentwicklung für richtig und notwendig halten, aber das müssen Sie schon selber wissen.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. – Wir kommen zur 3. Zusatzfrage: Herr Abg Mag Jung.

Abg Mag Wolfgang Jung (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Landeshauptmann! Ich bin, so wie Sie, der Meinung, dass es Schulversuche zur Genüge gegeben hat. Ich habe so einen Schulversuch, der eher eine Pleite ist, bei mir im Bezirk. 

Aber es ist nicht gerade besonders erklärt, was wirklich herauskommen wird. Sie haben jetzt einige Absichten genannten, aber Absichten haben wir viele gehört. Im April hat uns die SPÖ die flächendeckende Gesamtschule für den Herbst 2008 versprochen, die Frau StRin Laska hat dann nach Anrufen ihrer Ministerin etwas reduziert und hat gesagt, Wien beteiligt sich am Modell, aber nicht flächendeckend, und jetzt hört man, frühestens 2009. 

Ihnen ist bewusst, dass das Ändern im Schulsystem nur mit Zweidrittelmehrheit geht. Der Koalitionspartner steht dagegen, wir haben eine Position – wie in vielen Bereichen, wie auch jetzt beim Eurofighter –, aber das Problem ist, die Eltern stehen da und wissen nicht, was wirklich vom Zeitrahmen her auf sie wo in Wien zukommen wird.

Gibt es bereits klare Vorstellungen, was wann in Wien kommen wird?

Präsidentin Erika Stubenvoll: Herr Landeshauptmann, bitte.

Lhptm Dr Michael Häupl: Herr Abgeordneter! 

Ich gehe von den Beschlüssen, die hier im Haus gefasst werden, aus. Und hier im Haus gibt es ein klares Bekenntnis, ein gemeinsames Bekenntnis – mit Ausnahme Ihrer Fraktion, wenn ich das richtig im Kopf behalten habe – zur gemeinsamen Schule der Zehn- bis Vierzehnjährigen. 

Ich bin aber überzeugt davon, dass auch mit Ihrer Fraktion noch ein Diskussionsprozess dazu notwendig ist, denn ich darf Sie schon ein bisschen darauf verweisen, dass es ja nicht gerade der Hort des Sozialismus ist, der eine gemeinsame Schule der Zehn- bis Vierzehnjährigen zum Beispiel flächendeckend hat, nämlich Südtirol. Von diesem Modell nehme ich doch an oder hoffe ich, dass es Ihnen besonders nahe steht. Vielleicht schauen Sie sich die Schulen dort an und können erkennen, welch positive Seiten man durchaus auch einer solchen Schulkonzeption abgewinnen kann. Also ich hoffe und gehe davon aus, dass wir auch mit Ihnen noch diskutieren können.

Grundsätzlich sage ich dazu, ich gehe von den Beschlüssen hier aus. Und unabhängig von Zweidrittelmehrheit oder nicht – da wissen Sie ja, dass eine ganze Menge davon abgeschafft wurde bei der Schulgesetzgebung in der Vergangenheit –, ist es mir wichtiger, eine einfache Mehrheit überhaupt zu haben, und das heißt, eine Mehrheit der Koalitionsparteien auf der Bundesebene. 

Gerade bei Schulfragen, denke ich, ist es wichtig, dass wir eine darüber hinausgehende Einigung erzielen. Mit uns – sage ich jetzt, kurz auf meine eigene Partei verweisend – wird man es dann machen können, wenn man tatsächlich zu so einer gemeinsamen Schule der Zehn- bis Vierzehnjährigen kommt, mit der entsprechenden inneren Differenzierung, auch mit der entsprechenden Leistungsabstufung, das sage ich dazu, nämlich Stärken stärken, Schwächen schwächen, also eine Zielsetzung letztendlich auch der Pädagogik dabei. 

Dass wir uns bemühen wollen, unsere Rolle im Zuge der Gesamtumsetzung in Österreich zu erfüllen dabei, dass wir als Wiener unseren Beitrag dazu leisten wollen, das liegt auf der Hand. Ich hoffe sehr, dass wir in den Diskussionen, die wir bisher sowohl in der Geschäftsleitung des Städtebundes als auch in der Landeshauptleutekonferenz geführt haben, auch noch zu einem gemeinsamen Weg kommen werden – im Interesse unserer Kinder.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. – Wir kommen zur 4. Zusatzfrage: Frau Abg Jerusalem.

Abg Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Ich habe zu Beginn der Fragestunde gedacht, bei mir lichten sich jetzt irgendwie die Vorstellungen, aber jetzt entstehen Fragen über Fragen. Sie haben jetzt gerade wieder gesagt, auch die Wiener ÖVP hätte sich ausgesprochen für diese gemeinsame Schule der Zehn- bis Vierzehnjährigen. Ich kann mich an nichts Diesbezügliches erinnern, zumindest stand das nicht in dem damals verabschiedeten Vertrag. Jetzt könnte ich mir nur vorstellen, dass man wieder daran denkt, Leistungsgruppen einzuführen. 

Meiner Meinung nach bedarf es einer längeren Diskussion auch unter den Mitgliedern dieses Hauses, was denn nun endlich tatsächlich gewollt wird. Aber die Zustimmung der Wiener ÖVP ist meines Erachtens nach eine Legendenbildung. 

Ich möchte aber jetzt gerne noch einmal zurückkommen auf diese Eltern, Schüler und Lehrerinnen, die ja jetzt tatsächlich megaverwirrt sind durch die vielen unterschiedlichen Äußerungen von Seiten der Wiener SPÖ. Und deswegen möchte ich Sie gerne fragen: Ist auch bezüglich dieses Dialoges und der Aufklärung der Eltern, Schüler und LehrerInnen eine Arbeitsgruppe eingesetzt oder wird es da etwas geben, um diese Menschen sinnvoll und vernünftig zu informieren? 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Herr Landeshauptmann, bitte.

Lhptm Dr Michael Häupl: Na sicher, denn meiner Meinung nach ist der Dialog nicht nur zwischen den einzelnen Parteien hier, sondern der Dialog vor allem natürlich auch mit den Eltern und den Schülervertretern von besonderer Bedeutung, wiewohl die Schülervertreter natürlich – aber das kennen wir aus der eigenen Lebenserfahrung – dann in die Situation kommen, dass das eigentlich zu einem Zeitpunkt zur Umsetzung kommt, wo sie selber nicht mehr Schülervertreter sind, weil sie gar keine Schüler mehr sind. Aber das ändert nichts an der Tatsache: Jawohl, natürlich bin ich der Meinung, dass, wenn man weiß, was man will, man dann diese Diskussion zunächst hier und dann natürlich auch in der Öffentlichkeit zu führen hat. 

Ich habe nur einen Punkt jetzt nicht verstanden, das hat mich verwirrt. Verschiedene Meinungsäußerungen der SPÖ würden die Menschen verwirren. Das kann ich überhaupt nicht erkennen, denn die Grundhaltung der SPÖ zur gemeinsamen Schule der Zehn- bis Vierzehnjährigen ist eine völlig klare und eine seit geraumer Zeit auch artikulierte. Dass wir hier in Diskussionen und auch im Gespräch versuchen, aufeinander zuzugehen, sowohl auf die Grünen als auch auf die Österreichische Volkspartei – und ich sagte vorhin, dass wir natürlich auch versuchen sollten, mit der FPÖ diesbezüglich das Gespräch zu führen –, ist ja eigentlich eine klare Sache. Hingegen muss ich schon festhalten, dass es innerhalb der ÖVP verschiedene Auffassungen dazu gibt. Das ist auch legitim. Es gibt zu verschiedenen Fragen auch unterschiedliche Auffassungen innerhalb der SPÖ. Aber da gibt es wesentliche Meinungsäußerungen, wesentliche Meinungsäußerungen von ÖVP-Vertretern, nicht nur aus der Steiermark, sondern auch aus der Wiener ÖVP, die durchaus der Auffassung sind, dass man zu so einer gemeinsamen Schule der Zehn- bis Vierzehnjährigen eigentlich Ja sagen sollte. 

Daher denke ich, das ist der Grund, wenn ich von einem Zeitfenster rede, dass man diese Diskussionen, die wesentlich offener geworden sind als die ideologischen Grabenkämpfe der Vergangenheit, auch entsprechend nutzen sollte. Und dass man in einem Dialog, wenn man sich auf ihn einlässt, dann auch Flexibilität haben muss, das liegt auch auf der Hand. Da würde ich wirklich bitten, dass man das jetzt nicht wiederum politisch ausnutzt, um es als Umfaller oder sonst irgendetwas zu deklarieren, sondern ich sage Ihnen das einmal mehr und auch heute: Wir sind im hohen Ausmaß daran interessiert, dass wir dieses Zeitfenster nutzen, diese Chance für unsere Kinder nutzen, um zu dieser gemeinsamen Schule der Zehn- bis Vierzehnjährigen zu kommen, mit einer völligen Neudiskussion der Lehrinhalte und einer Diskussion der pädagogischen Vermittlung und damit auch einer Diskussion, die sowieso selbstverständlich sein muss, über die Lehrerausbildung. 

Das wird eine wesentlich größere Reform sein müssen, als dass wir uns nur darauf einigen, welches Türschild vorne hängt, während dahinter dasselbe ist wie bisher. (Beifall bei der SPÖ.)

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. 

Wir kommen zur 2. Anfrage (FSP - 02958-2007/0001 - KVP/LM). Sie wurde von Herrn Abg Ulm gestellt und ist ebenfalls an den Herrn Landeshauptmann gerichtet. (Befürworten Sie, dass im Rahmen eines weiteren Dezentralisierungsschrittes die Bezirke mit weiteren Kompetenzen und Verantwortungsbereichen ausgestattet werden?)
Ich bitte um Beantwortung.

Lhptm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Landtagsabgeordneter! 

Ein bisschen gilt für diese Frage dasselbe wie für die vorherige. Sie wissen, dass Ihre Kollegen, sozialdemokratische Kollegen und GRÜNE angeregt haben, dass wir die bisherigen Schritte der Dezentralisierung einer Evaluierung unterziehen. In der Zwischenzeit gibt es eine ganze Reihe von Bezirksvertretungsbeschlüssen im 1., 3., 6., 7., 9., 10., 12., 17., 20. und 22. Bezirk, die eine solche Evaluierung ebenfalls anregen. 

Es ist daher der Leiter für Dezentralisierung beauftragt worden, eine derartige Studie nun durchführen zu lassen. Ich denke, dass es sehr vernünftig ist und im Sinn dessen, wie wir Dezentralisierung begonnen haben – Geld folgt Aufgabe –, dass wir uns diese Evaluierung anschauen, dass wir auch jene Veränderungen, die wir in der jüngeren Vergangenheit an der Dezentralisierung vorgenommen haben, mit überprüfen, ob das gut, richtig und vernünftig war, was wir getan haben, und danach entscheiden, welche weiteren Schritte der Dezentralisierung wir setzen. 

Ich stehe dem nicht leidenschaftslos gegenüber, aber ich stehe dem sehr offen gegenüber, denn ich vergesse jedenfalls meine politische Vergangenheit und meine Biographie nicht. Und als damals junger Gemeinderat habe ich das Meine dazu beigetragen, diese Dezentralisierung auch durchzusetzen, und zwar unter schwierigeren Umständen, als das heute der Fall ist. Ich denke daher, dass es vernünftig ist, auf der Basis gesicherter Erkenntnisse auch über weitere Dezentralisierungsschritte zu reden, aber immer nach dem Prinzip „Geld folgt Aufgabe". Wir machen Aufgabendezentralisierung und lassen dem dann das Geld folgen. 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. – Wir kommen zur 1. Zusatzfrage: Herr Abg Dr Ulm. 

Abg Dr Wolfgang Ulm (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Landeshauptmann!

Wir bekennen uns natürlich auch zur dieser Evaluierung. An sich würde mich da aber schon interessieren, von Ihnen als Landeshauptmann und Bürgermeister ein bisschen mehr dazu zu erfahren, denn das Verhältnis zwischen den Bezirken und der Stadt ist ja naturgemäß ein bisschen ein ambivalentes und im Augenblick keineswegs ganz friktionsfrei. Die Bezirke müssen im Augenblick für die Generalsanierung der Schulen aufkommen, der 19. Bezirk müsste die Höhenstraße um 20 Millionen EUR sanieren, all das Dinge, die die Bezirke wahnsinnig überfordern. 

Daher stellt sich schon die Frage: Wie soll es grundsätzlich weitergehen? Denn an sich war ja die Idee der Dezentralisierung eine, wie ich meine, richtige, aber da hier immer auch Personen miteinander zu tun haben – Bezirksvorsteher, Bürgermeister, ein Landeshauptmann – würden mich schon Ihre persönliche Meinung, Ihre Vision oder auch Ihre realistische unmittelbar konkrete Vorstellung interessieren, wie denn dieses Verhältnis in Zukunft gestaltet sein soll zwischen Stadt und Bezirken.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Herr Landeshauptmann, bitte.

Lhptm Dr Michael Häupl: Sie haben jetzt eine durchaus persönliche Frage gestellt, aber natürlich auch eine inhaltliche. 

Die persönliche ist leicht zu beantworten: Ich komme glänzend aus mit den Bezirksvorstehern. Es ist eine Mär, dass es hier Friktionen in irgendeiner Form gäbe. Selbstverständlich habe ich auch ein ausgezeichnetes Verhältnis zur Bezirksvorsteherin des 1. Bezirks, gar keine Frage. Der 1. Bezirk war immer etwas Besonderes, und daher ist die Beziehung auch eine besondere, die man hier hat. (Heiterkeit.) Das liegt auf der Hand, das ist ja naheliegend. 

In der Sache selbst ist schon ein bisschen auch von meiner Seite darauf hinzuweisen, dass wir die Frage der Schulinstandhaltung dezentralisiert haben und das Geld, das im Zentralbudget früher dafür vorgesehen war, nunmehr auf die Bezirke verteilt wurde. Das heißt, hier ist Geld vorhanden, und gemäß absolut derzeitiger Rechtslage ist es so, dass die Bezirke für diese Instandhaltung der Schulen, egal, ob nun Generalsanierung oder nicht, verantwortlich sind. Das ist die Rechtssituation.

Dazu ist natürlich auch zu sagen, dass es immer wieder auch Hilfestellungen für die Bezirke gegeben hat, beispielsweise jene, als wir uns gemeinsam darauf verständigt haben, dass in jedem Bezirk die Generalsanierung einer Schule aus dem Zentralbudget finanziert wird. Eine etwas ungerechte Geschichte, muss man ganz offen sagen, denn Bezirke, die drei oder vier Schulen haben, bekommen ein Drittel beziehungsweise 25 Prozent zugezahlt, für Bezirke, die, was weiß ich, 15, 16, 17, 18 Schulen haben, ist das natürlich, sagen wir einmal, ein Tropfen auf den heißen Stein.

Daher ist das auch der Grund gewesen, warum dieses Angebot steht, dass de facto aus dem Zentralbudget zu einer Schulinstandsetzung 40 Prozent zugezahlt werden. Das ist heute die Realität. Das heißt, man hat die Bezirke hier nicht mit etwas belastet, sondern man zahlt ihnen 40 Prozent zu dem, was sie eigentlich an Pflicht übernommen haben und was nach Recht und Gesetz auf Grund des Dezentralisierungsgesetzes ja auch festgeschrieben ist, zu. Daher ist das für die Erfüllung ihrer Pflicht eigentlich eine Entlastung mit 40 Prozent Zuschuss zu den jeweiligen Kosten. Das ist eine Faktenaufzählung und nicht eine Diskussionsmöglichkeit. Also ich glaube, dass es ein gutes und richtiges Angebot ist. 

Bei Sonderfällen muss man sich natürlich die Sachen immer wieder im Detail anschauen, und da bin ich auch in den Diskussionen sehr offen. Weil die Höhenstraße hier erwähnt wurde, das ist für Herrn Bezirksvorsteher Tiller natürlich ein Problem, und wir haben auch des Öfteren darüber diskutiert. Ich habe ihm angeboten, dass wir diese Diskussion so führen, wie wir sie beispielsweise über das Thema Schwarzenbergplatz oder über verschiedene Projekte im 1. Bezirk geführt haben, weil man bei einem solchen großen Projekt oder bei solch großen Projekten natürlich absehen kann, dass sie, auch wenn sie unter das Dezentralisierungsgesetz fallen, natürlich dann nicht umgesetzt werden können, weil der Bezirk das nun in der Tat nicht alleine zahlen kann. Das gilt natürlich auch für die Höhenstraße. 

Dass dann gelegentlich Diskussionen ein bisschen aneinander vorbeilaufen, mag in der Tat an den handelnden Personen liegen, aber am Ende des Tages kommt man damit zu Rande. Sie werden sehen, auch im 1. Bezirk werden wir das schaffen mit den Fragen von Garagenbau und Platzgestaltungen. Wir werden am Ende des Tages auch hier zu einem guten Ergebnis kommen. 

So gesehen bin ich ganz zuversichtlich, dass sich das herzliche Verhältnis, das persönlich herrscht, dann auch materialisieren wird in den entsprechenden Projektumsetzungen in den Bezirken.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. – Wir kommen zur 2. Zusatzfrage: Frau Abg Matiasek.

Abg Veronika Matiasek (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Landeshauptmann!

Ich möchte wieder ein bisschen eher in die Sache gehen als in das Verhältnis zwischen den einzelnen Bezirksvorstehern und der Stadt. Es steht ja fest, es haben viele Bezirke Schulden machen müssen. Das sehen wir jetzt, wenn wir uns die Reihung anschauen. Auf der anderen Seite gibt es ein paar Bezirke, die haben Mittel, wobei man schon auch dazusagen muss, da ist halt manchmal, vielleicht auch aus Angst, in diesen Schuldentopf zu gelangen, vielleicht ein bisschen zu wenig geschehen. 

Fest steht, dass eben die Dezentralisierung nicht nur evaluiert, sondern, wie ich fast meine, reformiert werden muss. Ich denke, da muss man auf drei Punkte eingehen. 

So sind die Parameter für die Zuteilung der Mittel, glaube ich, schon zu überdenken, weil sich ja auch die Stadt entwickelt hat und hier entsprechende Veränderungen eingetreten sind.

Dann die Kompetenzverteilung, und das ist mir ein wesentlicher Punkt. Viele Bezirke haben etwa mit Friedhöfen oder Märkten Einrichtungen, die andere Bezirke nicht haben, die aber sozusagen von übergeordnetem Interesse sind, in der ganzen Region etwa, das kann auch ein großer Park sein. Diese Bezirke haben damit natürlich Schwierigkeiten. Sie müssen sie zwar erhalten, sie sind aber von übergeordneter Nutzung. Und dann geht es natürlich um die Höhe der Mittel selbst. 

Können Sie sich dem Gedanken anschließen, dass man gerade bezüglich dieser übergeordneten Einrichtungen, wie ich sie nennen will, doch eine Reform macht und andenkt, hier eine Änderung durchzuführen, damit nicht ein unter Umständen kleiner Bezirk eine große Einrichtung zu erhalten hat und sich mit der sozusagen finanziell erhängt? Könnten Sie sich vorstellen, dass man hier eingreift und sagt, das werden wir vielleicht wieder zurücknehmen, dafür ändern wir eher etwas im Bereich der Kompetenzen?

Präsidentin Erika Stubenvoll: Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Das Prinzip ist ja sehr einfach: Geld folgt Aufgabe. Wenn daher in einem Bezirk eine besondere Anhäufung von Parks ist – ich nehme beispielsweise den 18. Bezirk her, der natürlich ein besonders begrünter Bezirk ist, wobei ich jetzt von den Flächen, die von der MA 49 bewirtschaftet werden, absehe, aber rein von den Parks her gesehen –, dann hat gemäß diesen Aufgaben dieser Bezirk auch mehr Geld. Er kann allerdings in seinem Bezirksbudget über die Mittel, die ihm nach dem Motto „Geld folgt Aufgabe" zur Verfügung gestellt werden, auch anders disponieren. Er kann hergehen und kann sagen, ich verwende nur einen Teil dieses Geldes tatsächlich für die Parks, den anderen verwende ich für Schulen beispielsweise. 

Sie können das ja, wenn Sie die Bezirksbudgets miteinander vergleichen, durchaus sehen, was einzelne Bezirke in den Bezirksbudgets zum Beispiel für Schulerhaltung vorgesehen haben, und wie unterschiedlich das auch ist. 

Also so gesehen, bin ich, noch einmal gesagt, sehr dafür, dass wir Aufgaben evaluieren, aber das Prinzip nicht verletzen. Für mich hat die Dezentralisierung dort ein Ende, wo wir dann bei der Organisation einer Stadt nach dem französischen Prinzip sind. Sie kennen sicherlich Brüssel oder Sie kennen Paris, wo eine derartige Dezentralisierung durchgeführt wurde, dass die Städte eigentlich auseinanderfallen und nicht mehr gemeinsam organisierbar sind. Wir gehen den ganz anderen Weg, indem wir versuchen, sogar auch regionale Strukturen zu schaffen, mit denen man im Umfeld zusammenarbeiten kann, und nicht, die Stadt auseinanderfallen zu lassen. 

Vor diesem Hintergrund wird man über vieles reden können – ich sage das durchaus noch einmal –, wenn es hier große, übergeordnete Projekte gibt wie etwa die genannten – aber da gibt es sicherlich auch andere –, wenn es hier spezifische Wünsche gibt wie beispielsweise Ringstraße, wo wir für die Finanzierung der Ringstraße ja auch ein Einvernehmen mit der Bezirksvorsteherin des 1. Bezirkes herstellen konnten und das daher zur Stunde auch kein Thema mehr ist. Also so gesehen halte ich es schon für richtig, dass wir hier auch immer wieder mithelfen. 

Wenn Sie meinen, dass man das sozusagen verrechtlichen sollte und das nicht immer nur Einzelverhandlungen dann überlassen sollte, dann kann ich mich mit diesem Gedanken durchaus auch anfreunden. Jetzt wird es die Notwendigkeit sein, dass wir im Hinblick auf die Reform der Dezentralisierung – Evaluierung ist ja kein Selbstzweck – durchaus auch darüber nachdenken. Es wäre durchaus eine lohnende Geschichte.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. – Wir kommen zur 3. Zusatzfrage: Herr Dipl-Ing Margulies.

Abg Dipl-Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Landeshauptmann!

Sie haben jetzt schon, glaube ich, zwei- oder dreimal gesagt, Geld folgt der Aufgabe. Prinzipiell wäre es ja recht schön, aber das, was sich mittlerweile herauskristallisiert, ist eindeutig, zu wenig Geld folgt der Aufgabe, weil sich im Vergleich zum zweiten Dezentralisierungsschritt und der Bezirksmittelverordnung 1997 auch die Aufgaben der Bezirke massiv gewandelt haben, insbesondere natürlich bei der Instandhaltung der Schulen, aber auch wahrscheinlich zukünftig bei der Instandhaltung der Kindertagesheime und Amtshäuser. 

Da ist es natürlich auch nicht ganz so einfach zu sagen, der eine Bezirk nimmt es für Kultur, der andere nimmt es für die Schulen. Das, was sich in der Vergangenheit, insbesondere in den letzten zwei, drei Jahren, herauskristallisiert hat, war, dass die Bezirke immer höhere Pflichtausgaben in etwa zu erfüllen haben und der freie Ermessensspielraum immer geringer wird. 

Ich bin ja jetzt froh darüber – unter Anführungszeichen –, dass der 10. Bezirk, ein de facto absolut roter Bezirk, aber ein Bezirk, der für Sie auch sehr, sehr wichtig ist, nehme ich an, so viel für Schulen ausgegeben hat, dass sich jetzt herausgestellt hat, er hat mehr als 10 Millionen EUR Schulden und kann sich in Wirklichkeit weitere Sanierungen fast nicht mehr leisten. Das heißt, man kommt zu einer Veränderung der Bezirksmittelverordnung. 

In diesem Sinne: Können Sie sich vorstellen – auch kurzfristig, bevor die Evaluierung der Dezentralisierung fertiggestellt ist –, auf Grund der momentan herrschenden Situation innerhalb der Bezirksmittelverordnung, zumindest im Sinne von „Geld folgt Aufgabe", für das kommende Jahr 2008 eine Aufstockung an budgetären Mitteln vorzunehmen?

Präsidentin Erika Stubenvoll: Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Die Frage ist deswegen für mich ein bisschen schwierig zu beantworten, denn wenn ich da jetzt in der Fragestunde Ja sage, (Abg Dipl-Ing Martin Margulies: Dann bin ich zufrieden!) – da sind Sie aber der Einzige –, dann ist zwar möglicherweise jetzt Zufriedenheit hier hergestellt, aber wir werden auf geraumste Zeit von der Situation, dass wir Geld verteilen und nicht Aufgaben verteilen, nicht mehr wegkommen. Und daher mache ich das nicht. 

Natürlich wird man – und das ist ja auch vorgesehen – wie bei dieser Frage des 40‑prozentigen Zuschusses bei der Schulsanierung darüber nachdenken, ob es andere Bereiche gibt, wo Ähnliches zu machen ist. Aber grundsätzlich meine ich, dass wir nach dieser Evaluierung, also wenn das Ergebnis vorliegt und nach entsprechender Analyse, dann dazu zu kommen haben, dass wir eine fundamentale Reform zu machen haben. 

Denn natürlich bin ich auch der Auffassung, dass man nicht davon ausgehen kann, dass im Jahre 2008 etwa die Sanierung der Schulen das gleiche Geld kosten wird, wie das im Jahre 2000 oder 2002 gewesen ist. Über diesen sozusagen selbstverständlichen Grundsatz zu diskutieren, wird das eine sein, aber die Aufgabenverteilung bei den Bezirken und zu reflektieren, ob das gescheit war, was wir da gemacht haben, wird ehrlich gesagt aus meiner Sicht das noch viel Wichtigere sein. 

Und wenn wir das getan haben, dann reden wir über das Geld und auch über eine vernünftige Zukunftsentwicklung, sodass dann in der Tat die Bezirke ihre Aufgabe auch erfüllen können. Denn das ist natürlich auch der Sinn der Sache. Es geht ja in der Dezentralisierung nicht darum, jemanden zu pflanzen, sondern es geht darum, dass man Aufgaben dezentralisiert, und diese Aufgaben sollten von den Bezirken auch erfüllt werden können. Dazu brauchen sie auch Geld, und so soll es auch sein. 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. – Wir kommen zur 4. Zusatzfrage: Herr Abg Dr Ulm. 

Abg Dr Wolfgang Ulm (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Landeshauptmann! 

Ich teile Ihre Meinung zu dem Prinzip „Geld folgt Aufgabe", aber vergessen wir nicht, dass es auch viele Kompetenzen gäbe, für die es überhaupt keiner Mittel bedarf, vielleicht sogar Kompetenzen, von denen ein Bezirk oder ein Bezirksvorsteher mehr haben könnte, denn mit Pflichterfüllungen auch im hohen, umfangreichem budgetären Ausmaß ist vielleicht noch gar kein besonderer Gestaltungsspielraum verbunden oder noch kein besonderer Einsatz für die Bedürfnisse einzelner Bürger. 

Ich frage Sie daher, ob Sie sich vorstellen können, Kompetenzen auch in den Bereichen zu erweitern, für die überhaupt keine großen Mittel notwendig wären wie zum Beispiel echte Mitspracherechte bei Baumfällungen vor Ort oder bei den Schanigärten oder auch beim Bürgerservice, wo man dem Bezirksvorsteher mehr Rechte geben könnte, auf vorhandene Strukturen zuzugreifen, um noch effizienter für die Bürger tätig werden zu können, weil man einfach im Bezirk näher an den Menschen daran ist als auf Landesebene?

Präsidentin Erika Stubenvoll: Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Aber ja, selbstverständlich kann ich mir das vorstellen. Wenn Sie zum Beispiel bei der Frage Schanigärten mit einer einheitlichen ÖVP-Meinung zu mir kommen, bin ich schon dankbar. Da haben wir ja in der Vergangenheit heftigste Diskussionen darüber gehabt, weil das der Wirtschaftsbund beispielsweise ganz anders sieht als jetzt vielleicht Landespolitiker der ÖVP, und an die Diskussionen gerade im 1. Bezirk erinnere ich Sie ungern, weil ich Sie ja nicht kränken will. (Heiterkeit bei der SPÖ.) Aber Sie können da mit Sicherheit davon ausgehen, dass Sie noch einiges an interner Arbeit vor sich haben. Ich bin da sehr gerne bereit, es ist mir ein großes Vergnügen, gerade eine Diskussionen über die Entscheidung der Bezirksvorsteher hinsichtlich der Schanigärten zu führen. Jedes Mal, wenn der Schanigarten hinausgetragen wird, bei diesem Ritual, bei diesem Zeremoniell, habe ich die Diskussion mit den Kaffeesiedern, jedes Mal. Sie können das dort auch miterleben. 

Nein, aber im Ernst. Natürlich meine ich, dass man gerade in diesen Bereichen auch darüber diskutieren sollte, wo nicht unmittelbar Mittel gefordert sind. Aber ich bitte Sie auch um Verständnis dafür, dass ich da ein bisschen ein gebranntes Kind bin. Denn gerade im Zuge der Koalitionsverhandlungen 1996, die ÖVP und SPÖ zu führen hatten, war das eine wesentliche Forderung der Österreichischen Volkspartei, dass man eine bestimmte Summe dezentralisiert, ohne dass man die Aufgaben dafür benannt hätte. 

Also so gesehen nehme ich zur Kenntnis, dass diese Zeit vorbei ist, es sind ja auch die handelnden Personen nicht mehr da. Ich nehme zur Kenntnis, dass diese Zeit vorbei ist und dass wir uns wieder des Prinzips „Geld folgt Aufgabe" besinnen. Wenn eine Aufgabe kein Geld erfordert, tun wir uns sicherlich leichter auch beim Reden darüber. Aber ich sage nur noch einmal: Auch Sie haben hier eine Verpflichtung und nicht nur wir. 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Wir kommen zur 3. Anfrage (FSP - 02955-2007/0001 - KSP/LM) der Frau Abg Silvia Rubik. Sie ist an den Herrn amtsführenden Stadtrat für Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung gerichtet. (In den vergangenen Jahren waren substanzielle Preissteigerungen für Rohstoffe und Baumaterialien zu konstatieren. Welche Maßnahmen ergreifen Sie, damit Wohnen im geförderten Neubau weiterhin leistbar bleibt und weder ein Rückgang der Bauleistung noch eine Überwälzung der Erhöhungen auf die Nutzer erfolgt?)
Bitte um Beantwortung.

Amtsf StR Dr Michael Ludwig: Sehr geehrte Frau Landtagesabgeordnete! 

In der Tat ist es so, dass in den letzten Jahren die Baukosten massiv gestiegen sind, insbesondere in den Bereichen Baustahl, aber auch Zinn und Kupfer, aber auch beispielsweise bei den Dämmmaterialien hat es gerade im vergangenen Jahr ganz massive Preissteigerungen gegeben. 

Das ist auch der Grund gewesen, dass ich vor einigen Tagen der Landesregierung die Neubauverordnung 2007 vorgeschlagen habe, um die förderbaren Grenzen anzuheben, das heißt, dass es auch für gemeinnützige Wohnbauträger möglich ist, in diesem Bereich Bauten und damit Wohnungen zu errichten und diese zusätzlichen Kosten, die sich in den vergangenen Jahren addiert haben, auch entsprechend unterzubringen. 

Grund- und Zielrichtung dieser Neubauverordnung war, damit auch den Wohnbauträgern und auch den Baufirmen eine gewisse Abfederung der gestiegenen Baukosten durch die Anpassung der Fördersätze zu ermöglichen, zum Zweiten aber auch einen stärkeren Anreiz für Bauträger zu schaffen, geförderte Wohnbauten zu errichten. 

Sie wissen ja, Frau Landtagsabgeordnete, dass wir gemeinsam vereinbart haben, die Wohnbauleistungen in unserer Stadt zu erhöhen. Ich habe schon im letzten Gemeinderat vorgeschlagen, dass wir in den nächsten drei Jahren die Anzahl der geförderten Wohnungen auf 20 000 erhöhen. Das bedeutet, dass wir hier auch die gemeinnützigen Wohnbauträger an Bord holen wollen, und ich denke, dass diese erhöhten Grenzen für den geförderten Wohnbau auch eine gute Möglichkeit darstellen, die Baufirmen zu animieren, sich hier auch verstärkt gemeinsam mit den Wohnbauträgern zu engagieren. 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. – Wir kommen zur 1. Zusatzfrage: Frau Abg Frank bitte. 

Abg Henriette Frank (Klub der Wiener Freiheitlichen): Guten Morgen, Herr Stadtrat! 

Der Herr Bürgermeister hat gesagt, Geld folgt der Aufgabe, und um den leistbaren Wohnbau zu gewährleisten, ist natürlich die Wohnbauförderung unabdingbar. 

Jetzt ist es aber so – wir haben das auch beim Rechnungsabschluss diskutiert –, dass in den letzten Jahren die Wohnbauförderung eher rückläufig war, und es gibt Studien, die jetzt auf lange Sicht die demographische Entwicklung prognostizieren, aber auch die Bedürfnisse der einzelnen Bevölkerungsgruppen. 

Meine Frage: Werden Sie jetzt, Herr StR Ludwig, auf fünf bis zehn Jahre, ähnlich dem Stadtentwicklungsplan, einen Wohnentwicklungsplan festlegen, sodass Sie dann beim Finanzausgleich für die von Ihnen geplanten Vorhaben auch die entsprechenden Wohnbauförderungsmittel zur Verfügung haben?

Präsidentin Erika Stubenvoll: Herr Stadtrat, bitte. 

Amtsf StR Dr Michael Ludwig: Sehr geehrte Frau Landtagsabgeordnete! 

Wir werden in der Tat bei den kommenden Finanzausgleichsverhandlungen als Land und Stadt Wien darauf hinweisen, wie wichtig die Wohnbauförderung gerade für eine von der Lebensqualität her sehr attraktive Millionenstadt wie Wien ist. Ich habe auch beim letzten Klimaschutzgipfel der Bundesregierung darauf hingewiesen, dass wir diese Wohnbauförderungsmittel in Wien ja auch ausschließlich für den Wohnbau einsetzen, sehr zum Unterschied auch zu anderen Bundesländern. Ich denke, dass wir hier auch Vorreiter sind und dass wir auch einen Großteil dieser Wohnbauförderungsmittel einsetzen wollen, um ökologischen Wohnbau zu ermöglichen. 

Gleichzeitig soll aber auch sichergestellt werden, dass die Wohnbauförderungsmittel dazu dienen, dass es in einer Millionenstadt wie Wien auch leistbaren Wohnraum gibt. Das ist uns ein ganz wichtiges Anliegen, und das ist auch der Grund, dass diese Neubauverordnung die Möglichkeit schaffen soll, den Wohnbauträgern eine erhöhte Wohnbauleistung zu ermöglichen, denn wir wissen, dass diese erhöhten Baumaterialienkosten auch insgesamt Projekte reduziert haben, dass eben mehr Projekte in der Pipeline sind, als in den letzten Monaten umgesetzt worden sind, und ich erwarte mir durch diese Neubauverordnung auch einen Schub im Umsetzen dieser Projekte. Also ich denke, dass das sicher eine Stimulierung ist. 

Bezüglich eines längerfristigen Plans im Bereich des Neubaus bin ich etwas zurückhaltend, denn wir sehen jetzt schon, dass es eine sehr starke Tendenz zur Überhitzung im Bereich der Baufirmen gibt. Es steigen die Baukosten sehr massiv, es steigen durch die Diskussion darüber, dass Wien wächst, auch die Grundstückskosten. Wir haben natürlich auch im Rahmen der Landesregierung über diese Entwicklung im Bevölkerungsausmaß diskutiert, wir sind uns auch dieser Verantwortung bewusst, aber für den Wohnbau kann ich nur sagen, dass ich doch in mittelfristigen Etappen die Bevölkerungsentwicklung beobachten möchte, denn es hat keinen Sinn, dass wir vorschnell und sehr ausgiebig die Wohnbauleistung erhöhen und damit auch dazu beitragen, dass Grundstückspreise und Kosten von Baumaterialen stark anwachsen und wir diese zusätzlichen Kosten wieder über die Wohnbauförderung abdecken müssen.

Von daher, denke ich, ist der Zeithorizont von in etwa drei Jahren ein guter, damit wir beobachten können: Tritt alles das auch in Kraft, was von den verschiedensteten Instituten prognostiziert wird, oder gibt es nicht für uns auch eine gewisse Möglichkeit, an Rädchen zu drehen, zum Beispiel auch durch Ausschöpfung von Kapazitäten, die wir durchaus am Wohnungsmarkt haben und wo ich den Eindruck habe, dass wir durch eine verstärkte Nachfrage beispielsweise diese noch freistehenden Ressourcen, vor allem im Bereich des privaten Wohnungsmarktes, auch ansprechen können. 

Auch hier hoffe ich, dass ich im Gespräch und im Dialog mit privaten Hauseigentümern über die Sanierung, die wir uns ja zusätzlich zur Neubauleistung vorgenommen haben, zusätzlichen Wohnraum gerade auch im innerstädtischen Raum lukrieren kann. 

Wie gesagt, mittelfristig, denke ich, macht es Sinn, darüber nachzudenken, wie hoch die Neubauleistung ist, ich würde aber ungern über diese Mittelfristigkeit hinausgehen, weil wir sonst nur dazu beitragen, die Neubaukosten dramatisch zu erhöhen, die wir dann selbst wieder auch finanziell abdecken müssen.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. – Wir kommen zur 2. Zusatzfrage: Frau Abg Dipl-Ing Gretner, bitte.

Abg Dipl-Ing Sabine Gretner (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Stadtrat!

Zugegeben, mit der Neubauverordnung sind einige Reformen passiert, beispielsweise eben, dass ab nun auch die Balkone und Terrassen zu einem Drittel gefördert werden. Wir haben in den letzten Tagen im Zuge des Rechnungsabschlusses, aber auch gestern im Gemeinderat jedoch von Fällen gehört, wo die Bauwirtschaft, der man jetzt mit der Neubauverordnung in gewisser Weise entgegenkommt, sich doch sehr ablehnend geäußert hat bei der Errichtung von öffentlichen Parkanlagen, es ist sogar quasi unmöglich, auf ihren Grundstücken solche Flächen zu widmen. Ich denke aber, dass es neben der Wohnungsausstattung oder auch der ökologischen Bauweise genauso bedeutsam ist, wie das Wohnumfeld gestaltet ist.

Deshalb meine Frage: Welche konkreten Maßnahmen werden Sie setzen, abgesehen jetzt von dieser Neubauverordnung, um sicherzustellen, dass der Freiraum, also Spielplatzanlagen oder auch öffentliche Parkanlagen, von Seiten des Wohnbauressorts unterstützt werden? Ich denke da beispielsweise an Ankäufe durch die MA 69, damit eben diese Grundstücke in öffentlicher Hand sind. Welche konkreten Maßnahmen haben Sie da vor?

Präsidentin Erika Stubenvoll: Herr Stadtrat, bitte.

Amtsf StR Dr Michael Ludwig: Sehr geehrte Frau Landtagsabgeordnete! 

In der Tat ist es so, dass die Neubauverordnung eine Möglichkeit ist, die erhöhten Wohnbaukosten abzudecken und den gemeinnützigen Wohnbauträgern hier stark entgegenzukommen. Wir erwarten uns natürlich durch diesen Schritt, mit dem wir auf die Wohnbauträger zugehen, auch ein gewisses Entgegenkommen.

Ich denke, dass Sie völlig zu Recht darauf hinweisen, dass neben der Ausstattung der Wohnungen auch das Lebensumfeld sehr wichtig ist, wie beispielsweise die Nutzung von öffentlichen Räumen, aber auch die Einrichtung von Kinderspielplätzen. Ich glaube, dass das Instrument der Wohnbauträgerwettbewerbe ein gutes Instrument ist, hier die Wohnbaugenossenschaften auch verstärkt einzubinden in die Planung und Gestaltung von öffentlichem Raum.

Das heißt, wir werden versuchen, auch bei der Ausschreibung der Wohnbauträgerwettbewerbe ganz bewusst neben der Ausstattung der Gebäude selbst auch diesem Kapitel öffentlicher Raum, Gestaltung von Grünflächen, Kinderspielplätze, in Zukunft noch erhöhte Aufmerksamkeit zu schenken und schon bei der Ausschreibung diese Kriterien besonders bewerten.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. – Wir kommen zur 3. Zusatzfrage: Herr Abg Ing Mag Dworak.

Abg Ing Mag Bernhard Dworak (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Stadtrat! Auch von mir einen schönen guten Morgen! 

Die Stadt Wien hat voriges Jahr 5 500 Wohnungen gefördert, nicht einmal 200 Wohnungen davon waren echte Eigentumswohnungen, die gefördert worden sind.

Meine Frage betrifft nun die Zahl dieser geförderten Eigentumswohnungen. Wie viele wollen Sie heuer fördern? Welche konkreten Maßnahmen wollen Sie einsetzen, damit mehr Wohnungen im Eigentum gefördert werden können?

Präsidentin Erika Stubenvoll: Herr Stadtrat, bitte.

Amtsf StR Dr Michael Ludwig: Wir haben uns auch durch diese Neubauverordnung vorgenommen, vermehrt Eigentumswohnungen zu ermöglichen, vor allem durch die Erhöhung der Förderung im Eigentumsbereich. Wir haben anstelle der bisherigen 365 EUR pro Quadratmeter die neuen Darlehensförderrichtsätze auf 550 EUR pro Quadratmeter erhöht, vor allem im Bereich der Größenordnung von 6 000 bis 10 000 m², und bei jenen Objekten, die über 10 000 m² Nutzfläche haben, haben wir immerhin noch eine Förderung von 440 EUR pro Quadratmeter vorgesehen. 

Zum Zweiten haben wir auch mit den Darlehen, die nur zu 1 Prozent verzinst sind, auch ein, wie ich meine, gutes Instrument, die Eigentumsbildung zu unterstützen. Wir haben das ja auch so gestaltet, dass die Darlehenslaufzeit beim Bezug der Wohnung beginnt, spätestens aber nach der Fertigstellungsanzeige erfolgt und dass in den ersten fünf Jahren überhaupt nur Zinsen zurückgezahlt werden müssen und erst ab dem sechsten Jahr mit der Rückzahlung des Kapitals begonnen wird. Das heißt, wir haben zum Teil Laufzeiten bis zu 30 Jahren. Ich denke, dass das auch ein Instrument ist, um Eigentumsbildung im Wohnbereich verstärkt zu unterstützen. 

Wir haben zusätzlich zu den Maßnahmen dieser Neubauverordnung auch vorgesehen, dass wir im Bereich der Wohnbauträgerwettbewerbe spezielle Teilbereiche bei den Objekten speziell für Eigentumswohnungen zur Verfügung stellen. Es ist jetzt gerade auch ein Wettbewerb in Überlegung, der einen bestimmten Prozentsatz des Gesamtobjekts an Eigentumswohnungen vorsehen wird.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. – Wir kommen zur 4. Zusatzfrage: Frau Abg Rubik, bitte.

Abg Silvia Rubik (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Stadtrat!

Können Sie uns bitte sagen, wurde vor dem Hintergrund des Kyoto-Zieles auch den ökologischen Anforderungen ausreichend Rechnung getragen?

Präsidentin Erika Stubenvoll: Herr Stadtrat, bitte.

Amtsf StR Dr Michael Ludwig: Die Neubauverordnung 2007 geht ganz besonders auch auf jene 15a-Vereinbarungen zwischen Bund und Ländern ein, die vorgesehen sind, um gemeinsame Qualitätsstandards für die Förderung der Errichtung und Sanierung von Wohngebäuden zum Zweck der Reduktion des Ausstoßes an Treibhausgasen vorzunehmen.

Ich denke, dass es ein ganz wichtiges Ziel im Wohnbau insgesamt ist, dass wir uns neben der Leistbarkeit des Wohnraumes ganz besonders auch der Frage des Klimaschutzes widmen. Die Neubauverordnung hat hier, wenn man so will, eine Qualität dadurch eingeführt, dass die Richtlinienbasis, die bis jetzt bestanden hat, in eine Verordnung umgewandelt worden ist. 

Zusätzlich haben wir mit dieser Neubauverordnung auch eine spezielle Förderung für den ökologischen Wohnbau vorgesehen. Es gibt neben der Förderung, je nach Baustellengröße, auch eine ganz spezielle Förderung, die vorgesehen ist für besondere technische Ausstattung. Hier wird insbesondere dem Passivhaus ganz besonderes Augenmerk geschenkt. Wir fördern das Passivhaus mit einem Zuschuss von 60 EUR pro Quadratmeter und noch einmal 20 EUR pro Quadratmeter für den Einsatz von erneuerbaren Energieträgern.

Ich bin mir völlig bewusst, dass der Wohnbau in unserer Stadt eine große Verantwortung hat. um das Kyoto-Ziel zu erreichen. Ich denke, dass die jetzt von der Landesregierung vor einigen Tagen beschlossene Neubauverordnung hier einen wichtigen Mosaikstein bildet, um die Ziele des Kyoto-Protokolls zu erreichen.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. Damit ist die 3. Anfrage erledigt.

Wir kommen nun zur 4. Anfrage. (FSP - 02962-2007/0001 - KFP/LM) Sie wurde von Herrn Abg DDr Schock gestellt und ist an die Frau amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Integration, Frauenfragen, KonsumentInnenschutz und Personal gerichtet. (Frauenstadträtin Sandra Frauenberger [SPÖ] hat sich im Zuge einer Studie zum Thema "Zwangsverheiratung und arrangierte Ehen" dafür ausgesprochen, zwangsverheirateten Frauen die österreichische Staatsbürgerschaft ohne weitere Kriterien des Staatsbürgerschaftsgesetzes zu verleihen, um von ihren Männern leichter loszukommen. Können Sie sich statt einer weiteren Aushöhlung des Staatsbürgerschaftsrechtes einen weiteren Straftatbestand "Zwangsehe" mit einem Strafrahmen von mindestens fünf und höchstens zehn Jahren vorstellen?)
Ich bitte um Beantwortung.

Amtsf StRin Sandra Frauenberger: Frau Präsidentin! Herr Abgeordneter!

Zu Ihrer Frage: Seit 1.7.2006 gilt Zwangsverheiratung in Österreich als schwere Nötigung nach dem § 106 Abs 1 Z 3 Strafgesetzbuch und ist mit einer Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahre bedroht. Wenn die Tat den Selbstmord oder einen Selbstmordversuch der genötigten Person zur Folge hat, dann droht eine Freiheitsstrafe von einem bis zu zehn Jahren.

Alle an der Nötigung zur Eheschließung beteiligten Personen, auch die Familie, welche die Zwangsverheiratung organisiert und auf die betroffenen Personen Druck ausübt, macht sich des Delikts der schweren Nötigung strafbar und unterliegt derselben Strafdrohung. 

Vor dem 1.7. 2006 regelte der § 193 des Strafgesetzbuches die Tatbestände der Ehenötigung und der Ehetäuschung. Danach konnte ein Mann, der seine Partnerin mit Gewalt oder gefährlicher Drohung nötigte, mit ihm die Ehe einzugehen, nur durch eine Privatanklage der betroffenen Frau und auch nur nach Aufhebung der erzwungenen Eheschließung durch das Zivilgericht strafrechtlich verfolgt werden. Die Strafdrohung betrug maximal ein Jahr. 

Diese Privilegierung des nötigenden Ehegatten wurde durch das Strafrechtsänderungsgesetz 2006, BGBl I Nr 56/2006, beseitigt. Durch die rechtliche Wertung der Zwangsverheiratung als schwere Nötigung im Sinne des § 106 Abs 1 Z 3 Strafgesetzbuch ist die erfolgte Aufhebung der Ehe keine Bedingung mehr für die strafrechtliche Verfolgung des Täters, ebenso kann die Nötigung zur Eheschließung nicht mehr nur auf Verlangen der genötigten Person verfolgt werden, sondern ist nun ein Offizialdelikt. 

Im Auftrag der Magistratsabteilung 57, der Frauenabteilung der Stadt Wien, hat das Zentrum für soziale Innovation eine Studie zum Thema Zwangsverheiratung und arrangierte Ehen in Österreich mit besonderer Berücksichtigung Wiens durchgeführt. Diese Studie war im Dezember 2006 fertig. Wir haben sie im Jänner präsentiert, haben sie sowohl in meinem Ausschuss, in dem Arbeitskreis Integration als auch im Arbeitskreis Frauen diskutiert. Die im Rahmen der Studie befragten ExpertInnen beurteilen die Änderung des Strafrechts in Österreich im Bezug auf die Zwangsverheiratung durchwegs als positiv. Also das heißt, der Rahmen, der da jetzt sozusagen gegeben ist, wird auch von den ExpertInnen als positiv erachtet, und das Strafrecht setzt aus deren Sicht ein eindeutiges Zeichen, dass die Zwangverheiratung eben von staatlicher Seite nicht toleriert wird und dass die TäterInnen zu bestrafen sind. Diese Umkehr war, glaube ich, auch für die rechtliche Stellung dieser Frauen – es sind überwiegend Frauen – ein ganz wichtiger Schritt.

Die Erfahrung der Opferschutzeinrichtungen zeigen, dass die Betroffenen von Gewalt, auch in ihrem familiären Umfeld von Gewalt betroffen, immer wiederum in der Situation sind, dass diese Auseinandersetzungen in der Familie mit diesem Thema immer wieder auch mit dem Thema Rache in Kombination stehen. Dadurch, dass nun die schwere Nötigung ein Offizialdelikt ist, wird den Opfern auch der Druck genommen.

Die rechtlichen Bestimmungen sind für die Bekämpfung und Verhinderung von Zwangsheirat unerlässlich, worum es aber auch geht – und das ist, denke ich mir, ein ganz wichtiger Teil –, ist, dass wir auch versuchen, hier präventiv zu arbeiten und den Frauen die entsprechende Unterstützung zu geben, die Beratung zu geben und hier auch ein Netz anzubieten.

Auf Grundlage dieser Studie, die ich vorher erwähnt habe, ist es auch darum gegangen, zu schauen, welche Empfehlungen brauchen wir denn über diese strafrechtlichen Rahmenbedingungen hinaus, um da besser absichern zu können und auch letztendlich die Frauen in eine unabhängigere Position zu stellen. Das heißt, wir haben im gesamten Gewaltbereich auch erlebt, dass es eine neue Form der Gewalt gibt an Migrantinnen. Wenn sie nicht eigenständig abgesichert sind, ist das auch noch ein zusätzliches Drohmoment, um den Frauen zu sagen: Du bist von mir abhängig, du musst dir das gefallen lassen. Wenn du dir das nicht gefallen lässt, dann musst du gehen. 

Das kann man jetzt letztendlich nicht mit dem Strafgesetzbuch ändern, sondern da brauchen wir auch im Fremdenrecht andere Regelungen, Regelungen, die den Frauen eben einen eigenen Aufenthalt und damit letztendlich auch eine Unabhängigkeit gewähren können. Das ist auch meine Position als Integrationsstadträtin zur dieser Frage. 

Es geht jetzt auch darum, sich viel mehr die Praxis anzuschauen. Die Rechtslage gibt es ja noch nicht so lange. Wir denken, dass wir in einem Zeitraum von zwei Jahren einen Überblick gewinnen können, was wir evaluieren wollen, und dann werden wir uns noch einmal mit den ExpertInnen zusammentun. 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. – 1. Zusatzfrage: Herr DDr Schock.

Abg DDr Eduard Schock (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Stadträtin! 

Es gibt hier Untersuchungen aus Deutschland, dass in der islamischen Parallelgesellschaft jede zweite Ehe, also 50 Prozent, eben eine Zwangsehe ist, und diese Größenordnung deckt sich auch mit Untersuchungen von Amnesty International, die in der Türkei angestellt worden sind, wonach auch in der Türkei jede zweite Ehefrau eigentlich gegen ihren Willen verheiratet wird. 

Wir müssen daher davon ausgehen, dass auch bei uns in Wien, in unserer Wiener islamischen Parallelgesellschaft, eigentlich jede zweite Frau zur Ehe gezwungen wird, und ich meine, das sollten wir nicht zulassen, dass hier eine Parallelgesellschaft entsteht, die nach eigenen Gesetzen lebt und für die eigentlich unsere Rechtsordnung nicht gilt. Ich meine daher, dass ein eigener Straftatbestand auch mit der Überschrift „Zwangsheirat" mit einem besonderes hohen Strafrahmen – zehn Jahre nicht nur bei Selbstmordversuch des Opfers, sondern generell bis zu zehn Jahren etwa – eben auch ein Signal sein könnte.

Sie haben die Prävention angesprochen, und ich möchte Sie daher fragen: Meinen Sie nicht auch, dass ein solcher eigener Straftatbestand mit dem Titel „Zwangsheirat" auch ein Signal zur Bewusstseinsbildung in dieser Parallelgesellschaft sein könnte, dass wir das nicht akzeptieren, dass wir diese mittelalterlichen Praktiken eigentlich sozial und öffentlich ächten wollen.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Frau Stadträtin

Amtsf StRin Sandra Frauenberger: Also ich möchte mich deutlich gegen eine eigene Benennung eines Straftatbestandes mit der Überschrift „Zwangsehe" aussprechen.

Das ist zum einen eine Sache, wo ich davon überzeugt bin, dass wir jetzt schon in der Situation sind, dass wir damit wiederum ein Ungleichverhältnis schaffen in der gesamten Gewaltschutzgesetzgebung. Denn – ich habe mir das genau angeschaut –, wenn Sie sich diese vorgeschlagene Strafdrohung anschauen, die Sie da mit fünf bis zehn Jahren benennen, so gibt es auch eine beträchtliche Anzahl anderer Strafdrohungen bei anderen Gewaltdelikten, die bei schwerer Körperverletzung mit Dauerfolgen von fünf bis sechs Jahren ausgehen, bei geschlechtlicher Nötigung mit schwerwiegenden Folgen von ein bis zehn Jahren ausgehen, Menschenhandel unter Einsatz von Gewalt oder gefährlicher Drohung von sechs Monaten bis zu fünf Jahren. 

Noch einmal: Das eine ist sozusagen die Praxis des Umgangs mit dem Recht, das andere ist letztendlich das, auf das Sie ansprechen, nämlich wie gehen wir mit dem Phänomen, mit dem durchaus auch bedrohlichen Phänomen der Zwangsverheiratung, der arrangierten Ehen um. 

Aus dieser Studie wissen wir auch – und es ist mir an dieser Stelle ganz wichtig, das auch noch mal klarzustellen –, dass wir es schwer benennen können, wie viele es tatsächlich sind. Die Studie kann letztlich nur 35 tatsächliche Zwangsverheiratungen nachweisen, und da gibt es auch die Gespräche mit den Frauen und Männern. 

Ich würde auch sagen, dass es schwierig ist zu sagen, dass es ist nur eine Ethnie trifft, eine Gruppe trifft. Wenn man die Ergebnisse der Studie anschaut, dann sehen wir, da sind albanische, bosnische, griechische, indische, kurdische, tamilische, türkische Familien betroffen, Roma-Familien betroffen. Also das heißt, das so zu fokussieren auf eine Gruppe, das ist nicht zulässig, und das sagt uns auch die Studie.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. – Wir kommen zur 2. Zusatzfrage: Frau Abg Mag Korun.

Abg Mag Alev Korun (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Stadträtin! Die besagte Studie, die von der Stadt Wien in Auftrag gegeben worden war, hat ja etliche Ergebnisse zutage gebracht und auch Empfehlungen der ExpertInnen, die die Studie durchgeführt haben. Unter diesen Empfehlungen war auch ein eigenes Betreuungskonzept für die betroffene Gruppe von Frauen, die von Zwangsehen bedroht oder betroffen sind, und auch spezialisierte Unterbringungseinrichtungen. 

Jetzt ist der grüne Antrag zur Einrichtung einer solchen spezialisierten Betreuungseinrichtung, nämlich eines Frauenhauses für die betroffene Gruppe, hoffentlich bald im Integrationsausschuss mit einen Bericht dazu, und wir wissen natürlich auch, dass es eine Arbeitsgruppe dazu gibt, die sich hoffentlich regelmäßig trifft und sich mit den Ergebnissen der Studie beschäftigt. 

Ich möchte Sie fragen: Wie stehen Sie zur der Empfehlung der ExpertInnengruppe, dass die Stadt Wien ein eigenes Betreuungskonzept schafft für die Gruppe der von Zwangsehe betroffenen Frauen und zur Frage der spezialisierten Unterbringungseinrichtungen?

Präsidentin Erika Stubenvoll: Frau Stadträtin

Amtsf StRin Sandra Frauenberger: Die Studie hat uns einige Empfehlungen mit auf den Weg gegeben, die ich auch wirklich sehr ernst nehmen möchte. Unsere Arbeitsgruppe setzt sich ja zum einen zusammen aus Mitarbeiterinnen in den einzelnen befassten Abteilungen der Stadt Wien, zum anderen geht es auch immer wieder darum, die Beratungs- und Betreuungseinrichtungen mit hereinzuholen und mit ihnen auch sozusagen zu reflektieren: Passt das Angebot? Welche Erfahrungen habt ihr gemacht? Also mir ist das ganz, ganz wichtig, dass das nicht nur eine interne Geschichte ist, sondern hier auch diese Feedback-Schleife immer wiederum gut funktioniert. Das einmal zur Struktur des Arbeitens in dieser Gruppe.

Die Empfehlungen waren ja recht weitgehend und betrafen die statistische Erfassung, einen einheitlichen Leitfaden, was den Vorgang betrifft, Informations- und Sensibilisierungsarbeit, Zusammenarbeiten mit den Beratungseinrichtungen und natürlich auch alles im Zusammenhang mit den Elternprojekten und mit der Elternarbeit.

Was jetzt die eigene Betreuungseinrichtung betrifft: Ich weiß aus den Gesprächen mit den Frauenhäusern, dass wir für die erwachsenen Frauen eine gute Betreuung haben, dass dort auch ein Know-how ist. Was wir brauchen, wird eine Betreuungseinrichtung sein oder eine zumindest spezifische Ausbildung für Mitarbeiterinnen in diesen Betreuungseinrichtungen, was die minderjährigen Frauen betrifft. Es gibt hier ganz interessante Modelle in Berlin und in London, die spezielle Wohngemeinschaften haben für minderjährige Mädchen, die von Zwangsheirat bedroht oder schon betroffen sind. Das ist ein Modell, das wir jetzt, glaube ich, in der Arbeitsgruppe gerade einmal genauer in den Blick nehmen, aber, wie Sie schon gesagt haben, in unserem Integrationsausschuss werden wir uns mit dem auch noch einmal genauer befassen. Aber soweit ich das jetzt einmal nachvollziehen kann, haben wir hier einen Bedarf, nicht nur in der Studie, sondern auch in der Arbeitsgruppe festgestellt.

Was den Leitfaden betrifft, möchte ich einfach noch darauf hinweisen, dass wir ja einen europäischen Leitfaden erstellen wollen, wozu wir als Wien einen großen Beitrag leisten werden. Es gibt die Abschlusskonferenz des DAPHNE-Projekts im März 2008 in Wien. Bis dahin haben wir eben das Ziel, diesen europäischen Leitfaden zu erstellen, fertig zu haben. Parallel dazu arbeitet die Arbeitsgruppe an einem Leitfaden, der sich damit auseinandersetzen soll, wie wir mit den einzelnen Institutionen und Beratungsstellen und mit den einzelnen Dienststellen vorgehen, gemeinsam vorgehen, so ein Case-Management aufbauen für betroffene Frauen und Mädchen.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. – Die 3. Zusatzfrage hat Frau Abg Mag Ekici.

Abg Mag Sirvan Ekici (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Zwangsehe ist zwar kein neues Phänomen, das wissen wir, aber es ist in den letzten Monaten sehr in den Blick der Öffentlichkeit gekommen. Letztendlich haben wir es auch der ehemaligen Frauenministerin Maria Rauch-Kallat zu verdanken, dass es nunmehr ein Offizialdelikt und kein Kavaliersdelikt ist, und sie hat ja auch schon eine Menge Maßnahmen gesetzt. Auch in Wien wurde eine Studie erstellt, was erfreulich ist, und auch ein Task Force errichtet.

Meine Frage wäre ursprünglich auch in die Richtung wie jene meiner Kollegin Alev Korun gegangen, wir haben ja auch einen Antrag dazu eingebracht. Aber ich möchte Sie gerne fragen, weil wir jetzt kurz vor den Sommerferien stehen, und Sie wissen aus Erfahrung, wir wissen aus Erfahrung, dass uns nach den Sommerferien das Thema wieder enorm beschäftigen wird aus dem bekannten Grund, weil die Mädchen mit ihren Eltern oft in die ursprünglichen Heimatländer fahren und dann oft verheiratet wieder zurückkommen, und oft gegen ihren Willen verheiratet zurückkommen. 

Haben Sie jetzt in den letzten Wochen, Monaten gemeinsam mit der Community eine dementsprechende Schwerpunktaktion gesetzt?

Präsidentin Erika Stubenvoll: Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Sandra Frauenberger: Wir haben in dieser Arbeitsgruppe jetzt auch einmal genau wegen dieser bevorstehenden Ferien das Thema der Schule, der Kommunikation mit den LehrerInnen, mit den Eltern, mit den Mädchen auch in den Focus genommen. Das hat jetzt einmal die höchste Priorität vor den Ferien gehabt, weil wir auch wissen, auch von den Studienautorinnen wissen, dass das jetzt einmal sozusagen vordergründig ganz, ganz wichtig war, da vor dem Sommer noch einmal aktiv zu werden und dieser Task Force auch diese Rolle zu geben. 

Ich glaube, dass das sehr gut gelungen ist. In der Aufklärungsarbeit sowohl bei den LehrerInnen als auch bei den Mädchen in jedem Fall, bei der Elternarbeit machen wir gute Fortschritte. 

Was wir derzeit auch einsetzen, ist unser MultiplikatorInnen-Pool, den wir in der Magistratsabteilung 17 zu diesem Thema installiert haben, eingerichtet haben. Ich habe diese Frauen kennenlernen dürfen. Die sind da sehr engagiert und leisten eine hervorragende Arbeit in der Community, und so können wir die Eltern auch erreichen. 

Die Task Force wird sich aber noch damit auseinandersetzen, wie wir noch stärker diese Sensibilisierungsarbeit, diese Präventivarbeit, diese Aufklärungsarbeit zu dem Thema bei den Eltern letztendlich umsetzen können.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. – Wir kommen zur 4. Zusatzfrage: Herr Abg DDr Schock.

Abg DDr Eduard Schock (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Stadträtin!

Sie haben in Ihrer Beantwortung meiner Zusatzfrage ein bisschen versucht, das Problem weg von der islamisch-türkischen Parallelgesellschaft zu schieben und das ein bisschen zu relativieren auf mehrere Problemfälle. Das sehen ja viele aufgeklärte türkische Intellektuelle oder türkische Soziologen anders. Sie sagen, dass dieses Problem eben gerade in der türkischen Parallelgesellschaft keine Ausnahme ist, keine kriminelle Ausnahme, die man ganz einfach ahnden muss, sondern dass es eben die Regel ist, dass eben mehr als die Hälfte aller Ehen genau in dieser türkischen Parallelgesellschaft Zwangsehen sind. 

Gerade aufgeklärte türkische Soziologen bringen das ja auf den Punkt, indem sie sagen, das ist nichts anderes als Sklavenhandel mit – und die Frau Ekici hat ja darauf hingewiesen – frischer Importware aus der Türkei, die meistens nach dem Sommer ... (Zwischenrufe bei der SPÖ und den GRÜNEN. – Abg Godwin Schuster: Das ist ja unappetitlich!) Das sind Zitate türkischer Soziologen, meine Damen und Herren. Türkische Soziologen bezeichnen heute genau das als Sklavenhandel mit Import aus der Türkei. Genauso wird das bezeichnet, und man sollte das auch aussprechen, wie es ist und wie es die türkischen Soziologen selbst so bezeichnen.

Meine Damen und Herren! Es ist das ja auch von der UNO im Jahre 2001 als moderne Form des Sklavenhandels gebrandmarkt worden, und ich meine, wir sollten daher dieses brennende Problem auch nicht wegschieben, das sich eben in dieser Parallelgesellschaft fokussiert.

Meine Frage ist daher: Wie stehen Sie ganz generell zu dieser Parallelgesellschaft? Finden Sie sich damit ab, dass hier eine Gesellschaft lebt, die zum überwiegenden Teil nach eigenen Gesetzen lebt, wie wir es ja merken, die eben auch gegen unsere westlichen Vorstellungen handelt, wo Menschenrechte keine Werte haben, oder akzeptieren Sie das als kulturelle Diversität, als kulturelle Differenz, wie es immer so schön heißt, oder sind Sie bereit, unsere Werte, westliche, abendländische Werte wie Menschenrechte eben auch, wie die Freiheit des Einzelnen, das Recht auf freie Partnerwahl notfalls auch im Konfliktfall durchzusetzen?

Präsidentin Erika Stubenvoll: Bitte.

Amtsf StRin Sandra Frauenberger: Sie sagen richtig „Ihre" Werte, ich werde mich niemals mit Ihren Werten letztendlich in irgendeiner Form anfreunden können. (Beifall bei der SPÖ und bei den GRÜNEN.) 

Tatsache ist, dass die Sozialdemokratie die Diversitätspolitik und die Integrationspolitik in einer Wertehaltung vollzieht, in der ihr sozusagen immer das Bündnis für die Integration und gegen Rassismus und Fremdenfeindlichkeit in aller erster Linie als Ziel vorschwebt. 

Was Sie hier versuchen, ist, sehr manipulativ in diese Richtung zu gehen, dass Sie das Thema der Zwangsheirat einer bestimmten Religionsgemeinschaft, einer bestimmten Ethnie zuschreiben wollen, und ich sage Ihnen hier an dieser Stelle ganz sachlich zurück: Das hat keine Grundlage, das hat auch schon vor dieser Studie keine Grundlage gehabt, aber diese Studie bestätigt uns jetzt, dass die Zwangsheirat letztendlich sich nicht auf bestimmte Länder oder Religionsgemeinschaften beschränken lässt. (Abg Kurth-Bodo Blind: Na geh!)

Wir schieben in der Stadt dieses Thema ganz sicher nicht weg, denn wir haben uns mit dieser Studie diesem Thema gestellt, und auch wenn diese Studie natürlich eine sehr schwierige, sehr diffizile, sehr sensible Forschungsarbeit in dem Bereich dargestellt hat, so konnten doch einige Handlungsanleitungen für die Stadt festgemacht werden, an denen wir jetzt sehr konkret arbeiten.

Und zum Schluss ist mir eines ganz, ganz wichtig zu sagen: Das Thema der Zwangsheirat ist in allererster Linie ein Thema der Gewalt, ein Thema der Gewalt und nicht ein Thema der Integration. Es ist ein Thema der häuslichen Gewalt. 

Wir können stolz sein auf unsere Opferschutzeinrichtungen, wir können stolz sein auf unsere Opferschutzgesetzgebung in diesem Bereich, auf unsere Gewaltschutzgesetzgebung. Wir haben in Wien ein sehr, sehr dichtes Netz geknüpft, und ich bin mir auch sicher, dass wir gemeinsam mit den konstruktiven Kräften in dieser Stadt den Frauen und Mädchen, die davon betroffen sind, helfen können, ihnen eine Perspektive geben können.

Wir haben hier sowohl im Strafrecht Schritte gesetzt als auch in unseren eigenen Magistratsabteilungen, und ich bin zuversichtlich, dass wir auch bei einer Evaluierung des Fremdenrechtes hier noch gesetzliche Grundlagen für Frauen und Mädchen schaffen, die ihnen einen Schritt weiterhelfen in Richtung Selbstbestimmung, ihnen weiterhelfen, um aus dieser bedrohlichen Situation herauszukommen. (Beifall bei der SPÖ.)

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. 

Wir kommen zur 5. Anfrage (FSP - 02961-2007/0001 - KGR/LM) Sie wurde von der Frau Abg Korun gestellt und ist ebenfalls an die Frau amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Integration, Frauenfragen, KonsumentInnenschutz und Personal gerichtet. (Seit dem Inkrafttreten des restriktiven Staatsbürgerschaftsgesetzes berichten Medien in regelmäßigen Abständen vom starken Rückgang der Einbürgerungszahlen. Wie viele Einbürgerungsanträge wurden in den Jahren 2005, 2006 und in den ersten beiden Quartalen von 2007 an die MA 35 gestellt und wie viele Einbürgerungen wurden von dieser 2005, 2006 und in den ersten beiden Quartalen von 2007 vollzogen?)
Bitte um Beantwortung. 

Amtsf StRin Sandra Frauenberger: Frau Abgeordnete! 

Sie fragen mich nach Zahlen, Daten, und ich werde diese jetzt einmal kurz vortragen. 

Im Jahr 2005 wurden insgesamt 21 691 Erstanträge auf Einbürgerung gestellt. Im selben Zeitraum wurden 12 748 Anträge auf Einbürgerung – jetzt Verleihung, Erstreckung der Verleihung – positiv erledigt. 

Im Jahr 2006 wurden 10 675 Erstanträge auf Einbürgerung gestellt. Davon wurden im ersten Quartal nach der alten Rechtslage 4 924 Erstanträge auf Einbürgerung und im zweiten bis vierten Quartal – neue Rechtslage ab dem 23. März 2006 – 5 751 Anträge auf Einbürgerung gestellt. Im Jahr 2006 wurden insgesamt 9 145 positive Erledigung gezählt. 

Im ersten Halbjahr 2007, Stichtag 25.6.2007, wurden 1 231 Erstanträge auf Einbürgerung gestellt und 2 712 positive Erledigungen gezählt. 

Dem Rückgang an Erledigungszahlen an Einbürgerungen stehen weitaus komplexere und aufwendigere Verfahren nach der Novellierung ab 23.3.2006 gegenüber. 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. – Die 1. Zusatzfrage: Frau Mag Korun.

Abg Mag Alev Korun (Grüner Klub im Rathaus): Danke vielmals für die detaillierte Beantwortung, Frau Stadträtin. 

Ich möchte bei der 1. Zusatzfrage einen Zusatzbereich der Einbürgerungen ansprechen. In der Fragestunde am 15. Dezember 2006 habe ich eine Frage gerichtet an die seinerzeitige StRin Sonja Wehsely betreffend die ziemlich hohen Einbürgerungsgebühren, die ja bekanntlich aus Bundesgebühren und aus Landesgebühren bestehen. Ich möchte ihre Antwort zu der Kostenfrage kurz zitieren.

Zitat Wehsely: „Ich kann mir vorstellen und habe das auch schon getan, dass wir uns, und das nicht leise, bemühen werden, dass sich auf Bundesebene bei den Gebühren etwas ändert. Denn es ist schon jetzt so, dass nach dem derzeit in Geltung befindlichen Gesetz – und Sie haben es ja selbst angesprochen, dass die Gebühren drastisch erhöht werden, nämlich mit der Verschärfung des Staatsbürgerschaftsgesetzes – nur ein ganz kleiner Teil Landesgebühren sind."

Sie hat also gesagt, dass die Stadt Wien und sie persönlich sich dafür einsetzen werden, dass sich bei den Bundesgebühren etwas ändert. Was hat die Stadt Wien bis jetzt dazu unternommen, und gibt es Signale aus dem Bund oder positive Entwicklungen, was die Senkung von Bundesgebühren bei der Einbürgerung betrifft?

Präsidentin Erika Stubenvoll: Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Sandra Frauenberger: Die Stadt Wien ist gerade in den letzten fünf Monaten sehr aktiv gewesen, und das war auch schon ein Anliegen meiner Vorgängerin Sonja Wehsely, dass wir gerade, was die Verschärfungen des Fremdenrechtes insgesamt betrifft, hier auf Bundesebene erwirken, dass es a) zu einer Evaluierung, aber b) auch zu einer Verbesserung der Rechtslage kommt. Wir haben eine ganze Liste von rechtlichen Dingen bis hin zu dieser Gebührensache, wo wir uns schon an die Bundesebene gewendet und gesagt haben, es gibt im Regierungsübereinkommen die Installation der Integrationsplattform, und wir verlangen, dass auf dieser Ebene eine Evaluierung des Fremdenrechtes, des Staatsbürgerschaftsrechtes insgesamt stattfindet. Das wäre aus unserer Sicht auch der Punkt, wo wir in einem komplexen Sinn diese Frage auch ansprechen. 

Ich kann aber jetzt auch noch schauen, ich glaube – ich möchte jetzt hier nichts versprechen –, dass es dazu auch einen Schriftverkehr gibt. Das kann ich Ihnen im nächsten Integrationsausschuss sozusagen am aktuellen Stand liefern. 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. – Wir kommen zur 2. Zusatzfrage: Herr Abg Dr Ulm.

Abg Dr Wolfgang Ulm (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr verehrte Frau Stadträtin! 

Ich weiß, dass Sie für eine Verkürzung der Anwartschaftszeiten eintreten und auch für eine Abschaffung oder Reformierung des Staatsbürgerschaftstests. Daher stellt sich für mich die Frage, wie Sie die Integration der Fremden sicherstellen wollen bei verkürzten Einbürgerungsfristen und bei Abschaffung eines Tests, oder ob Sie sogar so weit gehen wollen, auch Personen, die nicht integriert sind, die Staatsbürgerschaft zu verleihen?

Präsidentin Erika Stubenvoll: Frau Stadträtin, bitte.

Amtsf StRin Sandra Frauenberger: Tatsache ist, dass diese sehr langen Wartezeiten aus unserer Sicht letztendlich ein Integrationshemmnis darstellen. Wenn man sich die Tests anschaut – ich habe mir das genau angeschaut bei einem Dienststellenbesuch in der Magistratsabteilung 35 –, dann sind das Testfragen, die sich letztlich nur sehr entfernt mit Alltagsfragen, mit alltagstauglichen Fragen auseinandersetzen. 

Ich sehe es auf jeden Fall so, dass die Sprache der Schlüssel zur Integration ist, ich sehe es so, dass wir sehr wohl nicht nur die Sprache vermitteln sollen, sondern dass wir auch die Orientierung vermitteln sollen. So ein Test zum Beispiel würde weit mehr Sinn machen, wenn er sich alltagstauglichen, Alltagsorientierungsfragen stellen würde. Wir arbeiten da auch immer wieder daran, dass wir den Teil, den wir sozusagen in der Magistratsabteilung 35 erstellen, auch in diese Richtung ausrichten. 

Worum es mir – und das ist ja der Hintergrund dieser Frage – in diesem Zusammenhang geht, ist, dass wir einen sehr humanitären Ansatz haben, aber dass wir auch sagen, dass Zuwanderung geregelt gehört. Wir haben die Möglichkeit gehabt, uns bei der Rechnungsabschlussdebatte ja sehr ausführlich damit auseinanderzusetzen, und ich bin dafür, dass es klare und transparente Regelungen gibt, wie wir damit umgehen, aber ich bin auch dafür, dass wir uns gute Integrations- und Niederlassungsmaßnahmen überlegen. 

Ich glaube, dass die Stadt da sehr gut aufgestellt ist, dass zum einen die Qualifizierung eine wesentliche Frage ist, zum anderen die Sprache eine wesentliche Frage ist, dass die Implementierung am Arbeitsmarkt gut gelingt, um so die soziale Lage dieser Menschen gut zu positionieren. Ich glaube, das sind die Kernfragen in diesem Zusammenhang. 

Das heißt, meine Position dazu ist, dass ich dafür bin, dass wir einzelne Regelungen und verschärfte Regelungen da wieder herausnehmen, dass wir uns das aber in einem gemeinsamen Bündnis sehr sachlich auf der Basis der demographischen Entwicklungen, auf der Basis von arbeitsmarktpolitischen Entwicklungen noch einmal genau anschauen und dann ein gemeinsames bundesweites Konzept erstellen, wie wir in Zukunft mit Einbürgerungen, mit Zuwanderung in dieser Stadt, in diesem Land umgehen.

Präsidentin Erika Stubenvoll: 3. Zusatzfrage: Frau Abg Matiasek, bitte.

Abg Veronika Matiasek (Klub der Wiener Freiheitlichen): Grüß Gott, Frau Stadträtin! Guten Morgen! 

Meine Zusatzfrage ist ein bisschen im Zusammenhang mit der vorhin schon diskutieren zweiten Frage die Bezirkskompetenzen betreffend zu sehen. Es war ja ursprünglich so – und wir sehen das sehr positiv –, dass die Bezirke über den Bezirksvorsteher, die Bezirksvorsteherin ein Mitwirkungsrecht bezüglich der Verleihung der Staatsbürgerschaft hatten. Ich glaube, das war recht gut, weil man gerade vor Ort vor allem das Umfeld – das gehört ja auch zum Integrationsstatus eines Menschen in einer Stadt – sehr gut beobachten konnte. 

Daher stelle ich jetzt an Sie die Frage: Können Sie sich vorstellen oder wie stehen Sie dazu, den Bezirken dieses Mitwirkungsrecht – das würde auch nichts kosten, weil wir das vorhin diskutiert haben – wieder zurückzugeben?

Präsidentin Erika Stubenvoll: Frau Stadträtin, bitte.

Amtsf StRin Sandra Frauenberger: Tatsache ist, dass wir gerade eben vor nicht einmal einer Woche alle neuen WienerInnen eingeladen gehabt haben ins Wiener Rathaus, um sie zu begrüßen. Das ist von den unterschiedlichsten Bezirken und auch von den unterschiedlichsten politischen Parteien wahrgenommen worden, um hier einen Kontakt zu knüpfen mit den neuen Wienerinnen und Wienern, und ich glaube, das ist zum Beispiel das, worauf Sie hinaus wollen, dass es sozusagen einen guten Kontakt gibt. 

Vorher muss ich Ihnen sagen, gibt es unsere einzelnen Außenstellen in der Magistratsabteilung 35, es gibt eine sehr, sehr gute Kooperation mit den einzelnen Bezirken. Wir sind mit unserer Organisationsreform in der MA 35 gut aufgestellt. Wir sind ja auch immer wiederum in Kontakt mit den Bezirken, und unsere Erfahrung ist die, dass der Ablauf, so wie es jetzt läuft, so wie es jetzt funktioniert, so wie es jetzt aufgestellt ist, ein sehr, sehr guter ist.

Was ich glaube, was wichtig ist, ist, dass es die Möglichkeit der Kontaktaufnahme und der Vernetzung gibt, und die ist gegeben. Die ist ja nicht nur gegeben beim Fest der neuen WienerInnen im Wiener Rathaus, sondern viele Bezirke nehmen das zum Anlass, um dann auch auf der Bezirksebene mit den neuen Wienerinnen und Wienern Kontakt aufzunehmen, mit ihnen Beratungs- und Serviceangebote zu debattieren, ihnen die Nähe zu bringen, niederschwellig für sie dazu sein.

In der Phase der Einbürgerung selbst haben wir sehr viele integrationspolitische Maßnahmen in der Magistratsabteilung 35, mit der Magistratsabteilung 17, mit den Außenstellen der 35er und der 17er zur Verfügung gestellt und machen sehr, sehr positive Erfahrungen damit. Ich werde das nicht ändern.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. – Die 4. Zusatzfrage: Frau Mag Korun.

Abg Mag Alev Korun (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Sie haben gerade vor ein paar Minuten gesagt, dass die langen Wartezeiten auf die Einbürgerungen ein Integrationshindernis darstellen. Da sind wir ja absolut einer Meinung. Tatsache ist auch, dass es nach dem Inkrafttreten des verschärften Staatsbürgerschaftsgesetzes einen massiven Rückgang bei den tatsächlichen Einbürgerungen gegeben hat. Im ersten Quartal 2007 sind das für Wien zum Beispiel ganze 65,9 Prozent Rückgang, also über 65 Prozent Rückgang bei den Einbürgerungen, verglichen mit dem ersten Quartal des Vorjahres. Das zeigt unserer Meinung nach, dass es nicht genügt, darauf zu warten, dass Menschen von sich aus die Einbürgerung beantragen werden. 

Planen Sie so etwas wie eine Kampagne im Sinne eines aktiven Hinausgehens an die Bevölkerung, an die Wiener Bevölkerung mit nichtösterreichischem Reisepass, um sie einzuladen, wenn sie hier leben, auch die österreichisches Staatsbürgerschaft zu beantragen?

Präsidentin Erika Stubenvoll: Frau Stadträtin, bitte.

Amtsf StRin Sandra Frauenberger: So eine Kampagne ist derzeit nicht in Planung. Was wir da tun, ist, wir arbeiten zum einen parallel an diesem Viersäulenkonzept, wo es in der Integration uns ja darum geht, den Menschen nicht nur die Sprache zu vermitteln, sondern eben am Arbeitsmarkt Impulse zu setzen, im Zusammenleben in der guten Nachbarschaft und in der Messbarkeit der Integration. 

Ich denke mir, gerade bei diesem Teil von „Sprache+“, wo es um die Orientierung geht und wo wir auch noch stärker daran arbeiten wollen, die rechtliche Situation darzustellen, nämlich im Sinne von „Integration ist keine Einbahnstraße", sondern sie geht Menschen an, die hier zuwandern, sie geht Menschen an, die hier seit Generationen leben, und beide haben sozusagen Rechte und Pflichten, die im Zusammenleben und im Dialog ganz, ganz wichtig sind, und den Dialog, also gerade in diesem Teil wird es auch wichtig sein, da konkret darauf hinzuweisen und auch gut aufzuklären. 

Ich glaube, worum es gehen wird, ist dieses Wissen darüber, ab wann, wie geht es, was ist das Komplizierte, was brauche ich. Da müssen wir dann auf jeden Fall auch noch den Finger drauflegen. 

Wir arbeiten ja permanent an einer Begleitevaluierung zu unseren Orientierungsgesprächen. Da habe ich viel vor. Das möchte ich gerne niedrigschwelliger machen und da, denke ich mir, wird das auch ein ganz, ganz wichtiger Punkt sein, darauf hinzuweisen, welche rechtlichen Möglichkeiten, welchen Status habe ich und was brauche ich letztlich. Also dort ist es auf jeden Fall eine ganz gute Sache. Also das ist das, was wir in Wien tun können und wo wir auch wirklich in Permanenz dran sind.

Und das andere ist, dass ich nicht locker lassen möchte, im Rahmen der Integrationsplattform unsere aus meiner Sicht sehr berechtigten Forderungen nach einer Änderung, nach einer Entschärfung des derzeitigen Fremdenrechtes einzubringen, und dass wir uns vehement für die Evaluierung auf der Basis der Integrationsplattform einsetzen werden.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. Damit ist die heutige Fragestunde beendet. 

Wir kommen nun zur Aktuellen Stunde. 

Die Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderats hat eine Aktuelle Stunde mit dem Thema „Eine neue Schule braucht das Land! Wien und die Bundesländer brauchen ein zeitgemäßes Bildungssystem" verlangt. 

Das Verlangen wurde gemäß § 39 Abs 2 der Geschäftsordnung ordnungsgemäß beantragt. 

Ich bitte den Erstredner, Herrn Abg Vettermann, die Aktuelle Stunde zu eröffnen, wobei ich bemerke, dass seine Redezeit mit 10 Minuten begrenzt ist. – Bitte sehr, Herr Abgeordneter.

Abg Heinz Vettermann (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Vielen Dank. – Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Ich glaube, gerade der heutige Tag ist vom Tag her – ich meine, ich weiß, es ist der vierte Tag, also von dem her merke ich schon eine gewisse Erschöpfung, aber Bildung sollte aufregen – auf alle Fälle ein guter Tag, um auch über dieses Thema wieder zu sprechen, weil es ja morgen Zeugnis gibt. Für die allermeisten der über 200 000 Schülerinnen und Schüler ist das in dem Sinn ein guter Tag, weil es geschafft ist. Der Sommer kommt, Ferien, lachen. In dem Sinn herrscht ja hoffentlich für viele gute Stimmung. 

Natürlich nicht für alle, denn 13 500 haben ja auch eine negative Note bekommen, und da – apropos „Eine neue Schule braucht das Land!" – gibt es ja durchaus Ideen, sich einmal inhaltlich etwas dazu zu überlegen, indem man eben sagt, gut, wir wollen natürlich, dass die Kenntnisse, die Fertigkeiten auf alle Fälle vorhanden sind, aber man soll, wenn man es in einem Fach nicht geschafft hat, nur dieses eine Fach wiederholen, das nachholen, aber nicht alle Fächer. Dieses Gesamtsitzenbleiben verschleudert Geld und bringt den einzelnen Schülerinnen und Schülern nichts, denn die passen dann dort, wo sie gut waren, nicht auf, und, und, und.

Auch das könnten wir einmal zum Anlass nehmen, über inhaltliche Reformen nachzudenken, und der Zeitpunkt knapp vor den Ferien ist gut geeignet zum Pläneschmieden, ohne den Stress während des Schuljahres und vor allem besser als der Schulanfang, der ja mit Nachprüfungen, Stundenplan und Ähnlichem immer ziemlich überdeckt ist. 

Wenn man sich anschaut, wo gibt es Zufriedenheit und wo nicht, dann muss man sagen, dass die Volksschule in den allermeisten Fällen durchaus positiv erlebt wird. Sie ist eine gemeinsame Schule, die eine gute Nachrede hat, wo die meisten Eltern sehr zufrieden sind, wo es auch schon sehr viele, sage ich einmal, pädagogische Innovationen gibt. Die meisten Schulen haben schon diese längere Eingangsphase von zwei Jahren, es gibt immer mehr Integrationsklassen und vor allem auch Mehrstufenklassen, was durchaus möglich ist, auch im Sinne der Begabungsförderung. Da besteht die Möglichkeit, in der zweiten Klasse schon einmal mit dem Lehrbuch der dritten Klasse zu arbeiten, wenn man in einem Fach besonders gut ist, und im anderen vielleicht gefördert zu werden, wo man nicht so stark ist, und zwar im gemeinsamen, im gleichen Klassenverbund.

Die, die das erlebt haben, haben ein positives Bild von diesen Versuchen, und man muss ja auch sagen, dass es funktioniert, dass hier eine innere Differenzierung funktioniert, dass pro Kind eben eine individuelle Förderung gegeben ist, und damit meine ich natürlich die Förderung der Schwachen, aber durchaus auch Begabungsförderung, wofür es ja auch eine eigene Stelle im Staatschulrat gibt, um Begabungen entsprechend zu fördern und voranzubringen. 

Aber wenn die Volksschule vorbei ist, dann wird es schwieriger, dann geht es los, denn am Ende der Volksschule kommt ja der Zwang, sich mit neuneinhalb Jahren, also schon nach dem Halbjahreszeugnis zu entscheiden: In welche Schule gehe ich, welche Schulkarriere strebe ich an? Und das ist nach Meinung der Eltern, aber auch aller Pädagogen eigentlich zu früh. Diese Entscheidung nimmt sehr viel vorweg, obwohl sich die Talente und die Interessen noch wandeln, noch verändern und darauf dann im Nachhinein kaum mehr oder nur mit großen Schwierigkeiten Rücksicht genommen werden kann. 

Die Schulwahl in Wien zwischen AHS und KMS, muss man sagen, ist auch sozial selektiv, obwohl Wien – und ich kann es mir nicht ganz verkneifen, das hier darzustellen – da die besten Zahlen hat, sowohl, was Arbeiterkinder in den AHS, als auch, was Migrantenkinder in den AHS betrifft. Da haben wir ja 25 Prozent, also Wien ist auch hier österreichweit Spitze. Hurra! Stadtluft macht frei! 

Nur, wir sind hier ambitionierter, wir wollen natürlich in Bezug auf die Gesamtbevölkerung die tatsächlichen Prozentsätze erreichen. Und das, glaube ich, geht nur, indem auch die Schulorganisation verändert wird. Diese Schulorganisation müssen wir uns daher auch anschauen, und momentan gibt es eben die Unzufriedenheit aller Beteiligten, wenn man in die Mittelstufe kommt,

Da ist zum einen die Unzufriedenheit der Lehrer, auch der Lehrer in der AHS vor allem, denn die haben ja die Idee vom Lehrplan her, 25 Prozent sind begabt und kommen zu mir. In Wien sind es weit über 50 Prozent, in den Bezirken 1, 4, 7, 8, 13, 18, 19 über 70 Prozent, in Hietzing über 90 Prozent. Dort ist man wirklich schon in dem Sinn, wie ich immer gesagt habe, Einheitsschule, das ist dann tatsächlich eine Einheitsschule, nur können sie nicht differenzieren. Also erstens haben sie es nicht gelernt, aber das meine ich gar nicht so, die können auch nicht differenzieren, weil es keine Leistungsgruppen und keine innere Differenzierung gibt. Die haben keine Möglichkeit dazu, die stehen mit dem Rücken zur Wand. 

Und in den KMS sind dann die restlichen Schüler. Die dürfen zwar, die müssen jetzt sogar, weil sie kaum eine innere Differenzierung durchführen können, drei Leistungsgruppen machen, und es ist ja faktisch eine Leistungsgruppe weggebrochen. Daher gibt es auch hier natürlich Unzufriedenheit. Die Eltern sind unzufrieden, weil sie Nachhilfe zahlen müssen, denn in diesem bunten Treiben strömt alles in die AHS, in der ja gar nicht alle mitkommen können, weil es eben keine Differenzierung gibt, weil es eben nicht möglich ist, auf das einzelne Kind einzugehen. Also die zahlen die Nachhilfe und sind unzufrieden. Die Schüler sind unzufrieden, die Schüler sind überfordert, sind unterfordert ohne Begabtenförderung, denn auf Begabungen kann niemand mehr eingehen. 

Dieses System, das ja in allen Großstädten beobachtbar ist, ist demnach auch in Wien beobachtbar, daher müssen wir uns auch schulorganisatorisch hier etwas überlegen. 

Die Industriellenvereinigung kritisiert übrigens auch diese frühe Selektion. Die behaupten – da gibt es jetzt Diskussionen, sind es 19,5 oder 23 Prozent, ich sage jetzt einmal, es sind rund 20 Prozent –, etwa 20 Prozent könnten besser, könnten höher beschult werden. Und die Wirtschaft macht das natürlich nicht nur aus humanistischen Gründen, die macht das sozusagen aus handfesten Gründen der Gewinnmaximierung, um die Wettbewerbsfähigkeit zu stärken und die 20 Prozent besser ausgebildeten Fachleute dann auch in die Wirtschaft zu bekommen. 

Nur in der Frage, muss man sagen, ist die ÖVP merkwürdigerweise, obwohl sie sich ja sonst durchaus als Wirtschaftspartei versteht, eigentlich sehr hartherzig und vor allem im Bund sehr zögerlich und überhaupt nicht auf der Wirtschaftslinie. (Widerspruch bei der ÖVP.) Dann versucht einmal etwas. Es gibt ja jetzt auch Modellregionen in Österreich.

Ich sage, wir haben genug geforscht, gesucht, wir haben 30 Jahre Schulversuch Anton-Krieger-Gasse hinter uns, wir haben die IGS, wir haben den Schulverbund, wir haben die KMS, wir haben die innere Differenzierung. Das alles ist begleitet, ist evaluiert, also wir wissen genau, was jeweils herausgekommen ist. Man muss das nur einmal zusammenführen. 

Man soll also nicht immer neue Versuche, Versuche, Versuche bis zum bitteren Ende durchführen, sondern es geht darum, das zusammenzuführen. Dafür brauchen wir auch Ressourcen. Wir haben 1 400 Lehrer verloren, 700 schon zurückverhandelt, die 700, die wir noch fordern, bräuchten wir aber auch, um gerade in einer gemeinsamen Schule von zehn bis vierzehn auch die innere Differenzierung zu schaffen. Denn das ist natürlich auch eine Frage der Ressourcen. 

Seitdem wir es von einer neuen Ministerin fordern, ist ja, wie das Leben so spielt, auch die Opposition geneigt, das vehement mit Wien zu fordern. Soll sein, ist auch gut so, denn das ist eine wichtige Forderung. Wir fordern ja auch nicht nur, sondern wir zeigen auch, dass wir es können. Beim Campusmodell geben wir auch eine bauliche Antwortung darauf, wie die äußere Form so einer Schule ausschauen soll. 

Der Gemeinderat – also wir alle – hat ja den Stadtschulrat beauftragt – da gab es zwei gemeinsame Resolutionen, eine SPÖ mit den GRÜNEN für eine gemeinsame Schule, einmal SPÖ und ÖVP –, hier eine gemeinsame Schule der Vielfalt und der Differenzierung voranzubringen. Wir fordern auch vom Bund, erste Schritte zu machen. 

Auf Grund dieses Beschlusses gibt es jetzt solche Arbeitsgruppen. Die Arbeitsgruppen sind aber nicht politisch besetzt. Sie bestehen aus Fachleuten, die eben diese 30 Jahre Schulversuche und Erfahrungen zusammenspielen und versuchen, unter Einbeziehung der vorhandenen Ressourcen – je flächendeckender umso besser – ein entsprechendes Modell zu erarbeiten. 

Und sie versuchen natürlich auch, sich die nächste Schnittstelle anzuschauen, also nicht nur von der Volksschule in die Mittelstufe, sondern auch, wie kann es von der Mittelstufe weitergehen mit berufsbildenden mittleren und höheren Schulen, AHS-Oberstufen, Oberstufenrealgymnasium. Auch das ist mit zu bedenken. Auch da, glaube ich, wird es gelingen – darum sind ja auch diese Abteilungen involviert –, ein wirklich gutes Modell vorzuschlagen. 

Warum flächendeckend und nicht nur einen Wunziversuch irgendwo in Wien, ist klar: Weil man den sehr leicht umgehen kann mit entsprechender Mobilität und wir einen Einzelversuch einfach nicht mehr brauchen. 

Die Arbeitsgruppen werden auch versuchen, uns einen Vorschlag zu erarbeiten, der eben diese von vielen kritisierte frühe Festlegung wegbringt, der eine innere Differenzierung möglich macht und der in besonderer Weise dafür geeignet ist, Begabungen zu fördern – eigentlich ein Thema, für das zumindest die ÖVP sich immer wieder stark macht –, also wirklich Begabungsförderung beim einzelnen Kind und nicht mit drei Leistungsgruppen in nur drei Fächern, sondern wenn jemand in Chemie und Physik stark ist, auch da Förderung möglich zu machen. Aber dazu braucht man eine andere Schulorganisation, sonst wird es nicht gehen, diese Begabungsförderung zu schaffen und auch diese entsprechende Förderung der Schwächeren. 

Ich glaube, wir haben mit dem Wiener Weg hier durchaus die Chance – jetzt komme ich schon zum Schluss –, hier ein eigenes, gutes Modell zu erarbeiten. Ich fordere daher alle Kräfte auf, die guten Willens sind, da mitzumachen. Wir Wienerinnen und Wiener haben die Chance, ein Schulsystem, das gemeinsam und vielfältig fordert und fördert, zu schaffen. Ergreifen wir sie! – Vielen Dank. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident Heinz Hufnagl: Danke schön. - Für weitere Wortmeldungen bringe ich in Erinnerung, dass sich die Damen und Herren Abgeordneten nur einmal zu Wort melden dürfen und die Redezeit mit jeweils fünf Minuten begrenzt ist. 

Zu Wort gemeldet hat sich der Herr Abg Mag Gudenus. Ich erteile es ihm. 

Abg Mag Johann Gudenus, MAIS (Klub der Wiener Freiheitlichen): Meine sehr geehrten Damen und Herren! Hoher Landtag!

„Eine neue Schule braucht das Land!" Das Thema ist sehr richtig und interessant gewählt zu dieser Aktuellen Stunde. Es stimmt, es sind sehr, sehr viele Neuerungen notwendig nach vielen Jahren und Jahrzehnten sozialistischer Bildungspolitik hier in Wien. Es ist eine absolute Kehrtwende notwendig, und mich wundert es, dass die Präsidentin des Wiener Stadtschulrates Brandsteidl bei einer so wichtigen Diskussion heute hier wieder nicht anwesend ist. Wie auch bei den letzten Diskussionen glänzt sie durch Abwesenheit. 

Der Herr Kollege Wutzlhofer hat gestern gesagt, es ist sehr schön, dass wir in den letzten Wochen und Monaten vermehrt über Bildungspolitik sprechen, ich habe ihm da völlig zugestimmt, aber das Ganze ist ja nur auf den ersten Blick schön, es ist nur vordergründig schön. Wir reden ja nur deswegen über dieses Dauerthema, weil eben hier im roten Wien einiges im Argen ist und weil eigentlich in der Bildungspolitik ein Chaos besteht. Genau deswegen schreiben die Medien schon seit mehreren Monaten oder sogar seit eineinhalb Jahren über das Problem der Überfremdung in den Wiener Schulen, über das Problem der Gewalt in den Wiener Schulen, über die baulichen Zustände der Wiener Schulen. Also ein totales Versagen der SPÖ-Wien ist hier festzustellen, und es wird, wie so oft, immer erst fünf vor zwölf oder fünf nach zwölf reagiert. 

In dem Fall wie? Mit dem falschen Ansatz, nämlich mit einem völlig verstaubten Modell aus den 60er Jahren, mit der Gesamtschule. Sie nennen das jetzt anders, das Ganze bekommt eine neue Hülle, aber der Inhalt bleibt im Endeffekt gleich, und Sie sagen „Eine neue Schule braucht das Land!" Und mit einer gewissen Heilslehre versuchen Sie dann auch, die anderen Bundesländer damit irgendwie zu erfreuen oder zu beschäftigen. Im Endeffekt beschäftigt Sie das sehr, das stimmt, aber andererseits lachen schon die Schüler über Sie, und es lacht die Bevölkerung über Sie, über Ihre Sturheit vor allem. Aber Sie können anscheinend aus ideologischer Verblendung es nicht lassen, weiterhin das Thema anzupacken, weiterhin darüber zu reden und zu versuchen, es umzusetzen. 

Da gibt es ja in diesem Lernprozess ein Prinzip: Nur durch Misserfolge lernt man, nur durch Fehler lernt man. Aber bitte ersparen Sie uns einen weiteren Misserfolg, ersparen Sie uns einen weiteren Fehler in der Bildungspolitik – es sind schon zu viele Fehler passiert, vor allem hier in Wien –, und ersparen Sie es nicht nur uns hier im Gemeinderat, sondern ersparen Sie es bitte einer ganzen Generation, die ein Recht auf eine Zukunft mit Chancen hat. (Beifall bei der FPÖ.) 

Bedenken Sie, dass eigentlich eine ganze Generation im Endeffekt von ihren Entscheidungen abhängig ist. Aber Sie machen trotzdem weiter mit Ihrem Lieblingsthema Eintopf Gesamtschule. 

Ich habe schon am Montag einige Argumente erwähnt. Es ist Ihnen anscheinend egal, dass eben auch in Deutschland die meisten Bundesländer mit Gesamtschule schlechter abgeschnitten haben bei der PISA-Studie, wo die meisten Länder, die Gesamtschule haben, schlechter abgeschnitten haben als Österreich. Ich habe so den leisen Verdacht, dass Sie diese Gesamtschule oder diese gemeinsame Schule aller Zehn- bis Vierzehnjährigen nur deswegen einführen wollen, um hier die Überfremdung in den Schulklassen, in der Schule zu verschleiern, weil hier eine gewisse Vermischung auch stattfindet und weil der Prozentsatz an Schülern nichtdeutscher Muttersprache auch hier verschleiert wird. (Abg Harry Kopietz: Vermischung ist schlecht! Vermischung war für euch schon immer ganz schlecht!) 

Das ist aber sicherlich ein ungeeignetes Motiv, Herr Kollege Kopietz, für eine Gesamtschulreform, und wir müssen auch heuer wiederum ein Bekenntnis seitens der Freiheitlichen ablegen, dass wir für eine Beibehaltung der Unterstufe der AHS sind, für die Beibehaltung der Hauptschule und für die Beibehaltung eines differenzierten Schulsystems. 

Das Problem liegt ja ganz woanders, das Problem liegt eben schon in der Volksschule, in der 1. Klasse Volksschule, dass zu viele Kinder vorhanden sind, die der deutschen Sprache noch nicht mächtig sind. Das Thema Sprachdefizite – der Kollege Vettermann weiß es – ist mein Lieblingsthema. 

Aber die konkrete Antwort lautet: Es kann nur ein verpflichtendes Integrationsjahr mit einem intensiven Deutschunterricht sein – das ist die Forderung unserer Freiheitlichen Fraktion –, damit die Schüler nichtdeutscher Muttersprache besser vorbereitet sind, wenn sie in die Schule kommen. Das nützt nämlich allen: Das nützt den Schülern, die der deutschen Sprache noch nicht so mächtig sind, und es nützt den Schülern, die Deutsch sprechen, und somit der Unterricht schneller weiter gehen kann, somit keine Verständigungsprobleme mehr, somit eine echte Chancengleichheit für alle – davon sprechen wir ja dauernd – und somit auch ein Zustand, der wünschenswert ist, weil Bildung wieder stattfindet. 

„Bildung findet Stadt", das sagen Sie immer so gerne. Deswegen: Zuerst Deutsch, dann Schule! Das sollte unser Motto sein. Auch hier in Wien! (Beifall bei der FPÖ.)

Es gibt gute Ansätze in Neunkirchen. Das wurde von Ihnen sofort abgelehnt, obwohl Neunkirchen ja auch rot dominiert ist. Es gibt auch ein gutes Beispiel im deutschen Hessen. Auch das wurde sofort abgeschmettert von der Frau Brandsteidl, die eben, wie gesagt, heute nicht hier ist. 

Aber ich sage zum Schluss: Man sollte ein bewährtes System, ein bewährtes differenziertes System nicht dem Zeitgeist opfern, dazu ist dieses System zu schade. Man sollte Schluss machen mit Schulversuchen. Man sollte mit mehr Flexibilität auf die Bedürfnisse unserer Jugend eingehen.

Und weil wir, wie Sie schon erwähnt haben, Herr Kollege, am Ende des Schuljahres stehen, besinnen wir uns auch auf die Notenvergabe, die wir auch befürworten: Ein Nichtgenügend für die Wiener rote Bildungspolitik! (Beifall bei der FPÖ.)

Präsident Heinz Hufnagl: Zu Wort gemeldet hat sich Frau Abg Jerusalem. Ich erteile es ihr.

Abg Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Meine sehr verehrten Damen und Herren! 

Ja, die GRÜNEN wollen eine Gesamtschule. Wir wollen diese Gesamtschule, um Chancengerechtigkeit für benachteiligte Kinder herzustellen. Ich habe es schon oft gesagt, ich wiederhole es gerne noch einmal. Die Sache ist uns wichtig.

Aber – und jetzt kommt ein großes, ernstzunehmendes Aber: Eine Gesamtschule ist automatisch gerechter, aber sie ist nicht automatisch besser. Auch eine Gesamtschule kann leider grottenschlecht sein. 

Das heißt, der Appell, den ich heute einmal mehr an uns alle und an Sie alle richte, lautet: Machen wir eine gute Gesamtschule, machen wir die beste Gesamtschule der Welt! (Beifall bei den GRÜNEN und von Abg Barbara Novak.)

Deshalb wird es notwendig sein, sich von dieser alten Belehrungsschule endlich einmal zu verabschieden (Abg Dr Wolfgang Aigner: Aber Sie belehren uns andauernd!) und eine neue moderne Erfahrungsschule zu machen. Reißen wir die Fenster auf, reißen wir die Türen auf, öffnen wir die Schulen, reißen wir Wände nieder, damit dieser alte, grauenhafte Mief der Belehrungsschule abzieht, und dann zieht vielleicht auch gleich der Mief der FPÖ mit ab. Ich würde es mir sehr wünschen. (Beifall bei den GRÜNEN. – Abg Mag Wolfgang Jung: Hören Sie auf mit Ihren Belehrungen!)

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Die Schule muss ein Ort nicht nur des Lernens werden, sondern des Lebens, der Freude, des Spaßhabens, wo die Menschen, die hingehen, gerne hingehen, wo Kreativität herrscht, wo Eigenaktivität herrscht, wo Selbstbestimmung herrscht und Solidarität stattfindet. Das ist eine Schule, wie wir sie brauchen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Wir brauchen also sehr viel mehr als nur den Austausch des Etiketts. Der Herr Landeshauptmann hat es heute schon in der Früh gesagt, es braucht sehr viel mehr als nur den Austausch dieser Türschilder. Wir brauchen einfach methodisch und didaktisch eine ganz neue Schule. 

Ganz privat sage ich dazu: Ich habe mich schon 1978 gezwungen gefühlt, eine Schule zu gründen, weil es unerträglich war, was meinen Kinder angeboten wurde. Ich würde mich sehr freuen, wenn es jetzt für mein Enkelkind, das ein Jahr alt ist, eine Schule ums Eck gäbe, die alle Stückeln spielt und wo man sagt: Da ist es gut, ein Kind hinzugeben, da lernt man gut.

Es tut mir insgesamt leid, dass die GRÜNEN nicht eingebunden sind in irgendwelche Arbeitsgruppen und nicht die Möglichkeit haben, da mitzureden. Wir würden das wirklich gerne machen. Aber wenn ich heute die Gelegenheit ergreifen kann, drei Dinge mit auf den Weg zu geben, dann möchte ich das jetzt machen. Drei Dinge:

Erstens: Schauen wir uns das Modell Finnland wirklich gut an. Man kann prinzipiell nicht die Modelle anderer Schulen einfach drüberklappen, das macht keinen Sinn, aber es gibt viele Elemente in der finnischen Gesamtschule, die man nehmen kann, übertragen kann und verwenden kann. Also erstens: Das finnische Modell genau anschauen und sich das herausholen, was wir gut brauchen können.

Zweitens – und das sage ich jetzt mit dem größten Nachdruck –: Ein vergnügtes Hirn lernt bessern. Alles das, was mit viel Druck, viel Angst, auch viel Langeweile und Stress in diese Kinder hineingestopft wird, da lernt man sehr viel weniger, wie wenn man dafür sorgt, dass sie vergnügt und fröhlich sind und gerne in die Schule gehen.

Ein Drittes und Allerletztes, was ich mitgeben will auf den Weg, ist: Hartmut von Hentig hat faktisch alles das, was Sinn macht in einer Schule, in vielen Büchern zusammengefasst. Ihn zu lesen, macht Sinn und daher möchte ich auch schließen mit einem Zitat: „Es geht in einer neuen Schule darum, die Menschen zu stärken und die Sachen zu klären."

Wenn wir so eine Gesamtschule zusammenbringen, haben wir die allerbeste. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Präsident Heinz Hufnagl: Als nächste Rednerin hat sich Frau StRin Mag Cortolezis-Schlager zu Wort gemeldet. Ich erteile es ihr.

StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager: Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Landeshautmann-Stellvertreterin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Die Aktuelle Stunde ist das späte Eingeständnis der SPÖ, dass sie in diesem Schuljahr zu wenig gelernt hat. Es ist das Eingeständnis eines schlechten Schülers, der verantwortlich ist für all das, was Kollege Vettermann heute uns hier zum Besten gegeben hat. (Beifall bei der ÖVP.)

Kollege Vettermann! Sie haben erwähnt, heute ist Zeugnistag, ein Zeugnis, das wir Ihnen als politisch Verantwortliche für die Wiener Schulen auch gerne überreichen. Wir haben drei Abschlusszeugnisse vorbereitet. (Die Rednerin hält diese in die Höhe. – LhptmStin Grete Laska: Mit verbaler Beurteilung?)

Das erste Zeugnis ist für den Landeshauptmann, der auch gleichzeitig der Präsident des Landesschulrates ist. Ich darf jetzt deutlich vorlesen:

Für den Schulbau und das Raummanagement erhält dieser Landeshauptmann ein Nichtgenügend. 

Für die Evaluierung des Schulversuches Kooperative Mittelschule – Kollege Vettermann hat gesagt, es ist ein Erfolgsmodell, wir glauben auch, dass hier moderne Ansätze versucht worden sind zu verwirklichen, nur leider werden sie nicht systematisch wissenschaftlich evaluiert; ich frage mich, warum wird dieses Modell nicht evaluiert –: Nichtgenügend also am Schuljahresende. (Abg Godwin Schuster: Und wer ist die beurteilende Person?)

Die Erhebung des Bedarfs von Nachmittagsbetreuung an Wiener Pflichtschulen, ein Dauerbrenner in jeder Landesregierungssitzung, in jeder Kollegiumssitzung. Warum wird das Gesetz nicht umgesetzt? Warum haben Wiener Schülerinnen und Schüler und deren Eltern nicht die Möglichkeit zu sagen, dass sie eine Lernförderung am Nachmittag brauchen? Warum nehmen Sie die Wünsche der Eltern nicht ernst? Ein Nichtgenügend auch in diesem Punkt im heurigen Schuljahr. (Beifall bei der ÖVP.)

Meine Damen und Herren! Jede Schule ist so gut, wie sie ausreichend Lehrerinnen und Lehrer hat. Warum ist der Dienstpostenplan auch im heurigen Schuljahr wieder nicht den Bundesrichtlinien entsprechend umgesetzt worden? Warum verweigern sie Transparenz, wo diese Ressourcen hinkommen? Also auch hier ein Nichtgenügend im Abschlusszeugnis des heurigen Schuljahres. 

Für Ihre gemeinsame Mittelschule hier auch die weiteren Zeugnisse für die Landeshauptmann-Stellvertreterin und für die Präsidentin des Stadtschulrates: Nichtgenügend!

Aber wie heißt es so schön bei der Präsidentin des Stadtschulrates. Sie hat uns ja dieser Tage erst gesagt, aus einem Nichtgenügend braucht man sich nichts zu machen. [Abg Mag (FH) Tanja Wehsely: Nichtgenügend! Setzen!] Und ich zitiere hier wörtlich: Ein Nichtgenügend zipft an, aber ist keine Tragödie. 

Uns geht es darum, das Sie dieses Nichtgenügend im nächsten Jahr in einen positiven Schulerfolg verwandeln. (Beifall bei der ÖVP. – Abg Godwin Schuster: Sie haben keine Antwort gegeben, wer diese Beurteilung abgibt!) Also kein Sitzenbleiben, ganz im Gegenteil, lernen sie über den Sommer, steigen sie über den Sommer auf, setzen sie jene Maßnahmen, die notwendig sind, damit im nächsten Jahr die Schule gut starten kann. (LhptmStin Grete Laska: Das ist das Problem! Mit den Methoden des 19. Jahrhunderts? Sie sind einfach im 19. Jahrhundert sitzengeblieben!)

Und da frage ich mich, warum Sie heuer schon wieder, gerade vor zwei Tagen, das befreite letzte Kindergartenjahr wieder abgelehnt haben, also müssen auch im kommenden Schuljahr die Kinder auf die Förderung warten. Warum haben Sie vor zwei Tagen den Antrag abgelehnt, die Arbeitsbedingungen an den Wiener Pflichtschulen zu verbessern? Warum entlasten Sie unsere Schulleiterinnen und Schulleiter nicht in ihrer Schulerhalteraufgabe, in der Administration? Warum sorgen Sie nicht für ausreichende Sozialarbeiterinnen und Sozialarbeiter an den Schulen? Auch hier hat es ein Minus erst vor zwei Tagen in diesem Haus gegeben. Und es gab ein Minus zum Ausbau des Musikschulwesens. 

Kollege Vettermann, was soll ich jetzt glauben? Das, was vor zwei Tagen war, das, was Sie jetzt versprechen, das, was Sie in den Medien verkünden? Also wie ernst ist es Ihnen mit der Qualitätssteigerung dieses Wiener Schulwesens? 

Wir sind für Kooperationen, wir sind für Weiterentwicklungen des Schulwesens. Starten Sie über den Sommer! Sitzen Sie nach! Lernen Sie nach! Und sorgen Sie dafür, dass im kommenden Schuljahr nicht mehr als 22 Schülerinnen und Schüler im Klassenzimmer sitzen, sorgen Sie dafür, dass den Schülerinnen und Schülern nicht die Decke auf den Kopf fällt, und sorgen Sie dafür, dass es eine seriöse Evaluierung des bestehenden Schulwesens gibt, auf dessen Basis wir sofort für eine Weiterentwicklung sind, aber eine Weiterentwicklung, die auf die Wiener Missstände Rücksicht nimmt und damit auch versucht, einen besseren Startvorteil im Ballungszentrum zu verschaffen, als es derzeit unsere Jugendlichen haben. 

Also vom Nichtgenügend zum Sehrgut. Über den Sommer gibt es viele Wochen, wo sie daran arbeiten können. Neun Wochen Schulferien, neun Wochen des Lernens, neun Wochen der Unterstützung, damit am 3.9. ein geordneter Schulstart vonstatten gehen kann. 

Präsident Heinz Hufnagl: Als Nächster hat sich Herr Mag Jung zu Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

Abg Mag Wolfgang Jung: Herr Präsident! Meine Damen und Herren! 

Die SPÖ hat hier zu einer Aktuellen Stunde gerufen. Das Thema ist wahrlich aktuell für uns alle, nicht aber für die Frau Brandsteidl wieder einmal, die dürfte noch in der großen Pause sein. 

Der Frontalunterricht der Frau Kollegin Jerusalem hat mich nicht ganz überzeugt, aber ich kann auch mit der Zeugnisverteilung nicht ganz einverstanden sein, Frau Kollegin, denn wenn da wirklich die SPÖ und der Bgm Häupl sitzen bleiben, ist es das Allerletzte, was wir wollen. Sie sollen ihre Plätze räumen, sie sollen weg und Platz machen für eine wirklich vernünftige neue Schule. (Heiterkeit und Beifall bei der FPÖ.)

Wenn Sie mit der neuen Schule meinen, dass wir etwas unternehmen müssen, weil wir dem Ansturm, der durch die Massenzuwanderung in Österreich entstanden ist, nicht Herr werden, dann haben Sie recht. Nahezu 50 Prozent im neuen Jahrgang in den ersten Klassen, das überfordert jedes System. Hier liegt die Schuld nicht primär bei der Schule, hier liegt die Schuld bei der Politik und damit bei den in Wien für die Politik Verantwortlichen, bei Ihnen, meine Damen und Herren von der SPÖ, und bei niemand anderem. 

Sie stehen jetzt vor den Scherben dieser Politik, und Sie wollen sie wiederum mit Realitätsverlust und mit Scheinmaßnahmen als organisatorisches Problem kaschieren, so wie man jetzt in anderen Bereichen, zum Beispiel auch im Zuwanderungsbereich, die Schlägereien in St Pölten, die schon seit Tagen andauern, und Ähnliches, auch als reines organisatorisches Problem bei der Polizei wegleugnen will. Bezeichnend ist dabei dieses Burnout-Syndrom, das zunehmend bei Lehren und Polizisten um sich greift. Denken Sie zum Beispiel an die tragischen Vorfälle und die Selbstmorde bei Wiener Polizisten. Das zeigt, dass das gerade in diesen zwei wichtigen Berufen, die mit diesem Problem befasst sind, um sich greift. Das hat doch einen Grund, was hier vor sich geht, meine Damen und Herren. 

Wir stehen wirklich, auf Dauer gesehen, vor einer Bildungskatastrophe. Wir bekommen in unserem Land zunehmend Analphabeten. Das war ein Problem, das schon Maria Theresia vor 250 Jahren gelöst hat mit der Einführung des allgemeinen Schulsystems, und wir fallen zurück in den Analphabetismus. Hier sind Reformen notwendig. Sie haben die Hauptschulen vor allem in Wien hier völlig herunter gewirtschaftet, aber auch die weiterführenden Schulen sind zum Teil schlechter als die Hauptschulen am flachen Land. 

Wir haben von Ihnen gestern gehört, dass Wien die Hauptstadt der Musik, der Kultur und so weiter ist. Die Hauptstadt der Schulbildung sind wir leider ganz bestimmt nicht. Das muss Ihnen klar sein.

Wenn es um die neue Schule geht, kann man über manches diskutieren: Über ein Vorschuljahr, über Verringerung der Klassenschülerhöchstzahlen, über mehr Lehrer, eine Zentralmatura – das wäre auch ein wichtiges Thema – und von mir aus auch über Ihre Gleichmacherei durch die Gesamtschule, die in Wirklichkeit nur eine nach unten ist. Eine Spaßschule wollen wir nicht, meine Damen und Herren von den Grünen, wir wollen eine Schule, in der gelernt wird, und lernen, das müssen auch Sie begreifen, ist nicht immer nur Gaudi und nicht immer nur Spaß. Man soll es interessant machen, aber man soll es nicht verniedlichen. Auch das Leben ist nicht immer nur Spaß, und die Schule bereitet auf das Leben vor. (Beifall bei der FPÖ.)

Das Hauptproblem ist und bleibt – man kann es nicht oft genug sagen –: Unterrichten, beibringen, lehren kann ich nur, wenn mich der Lernende versteht. Das heißt auf gut Deutsch: Zuerst Deutsch und dann Schule! Und solang Sie das nicht erkennen, so lange wird sich in diesem zentralen Problem einfach nichts ändern. Dazu kommen dann natürlich noch die Schwierigkeiten durch Mentalitäts- und Kulturunterschiede. 

Aber Sie sträuben sich, das einzusehen, weil es nicht in Ihr ideologisches Konzept passt. Sie wollen, dass sich die Realität der SPÖ anpasst und nicht umgekehrt. 

Christian Morgenstern hat in seinem Palmström-Gedicht einen für Sie sehr gut passenden Satz geschrieben. Er sagt dazu: „Also schließt er" – Palmström – „messerscharf, dass nicht sein kann, was nicht darf." Er wird aber deswegen auch in der guten Geschichte von einem Lastwagen, dessen Realität er leugnet, überrollt. Und so werden Sie jetzt von Ihren – nicht von Ihren, leider nicht von Ihren –, sondern von unseren Schulproblemen überrollt, aber die Leidtragenden bei dem Ganzen, die Leidtragenden Ihres Bestemms, das sind die Kinder, sind unsere Kinder. Aber das scheint Sie nicht sehr zu interessieren. 

Und dann kommt gestern der Kollege Wutzlhofer heraus, gibt den anderen dafür die Schuld und ist noch beleidigt, wenn hier Kritik geübt wird. Merken Sie sich eines, Herr Kollege Wutzlhofer: Wenn die Opposition, wenn wir die Fehlentwicklungen aufzeigen, dann machen nicht wir die Bildungspolitik schlecht, sondern Sie machen in Wien schlechte Bildungspolitik. (Beifall bei der FPÖ.)

Präsident Heinz Hufnagl: Als nächster Redner hat sich Herr Mag Chorherr zu Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

Abg Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus): Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Lassen Sie mich optimistisch beginnen, was nach manchen Vorrednern und Vorrednerinnen nicht ganz einfach ist. 

Es ist gut so, dass auch die Politik ein Gespür dafür bekommen hat, was sehr vielen Eltern wichtig ist: Dass eine hervorragende Ausbildung für ihre Kinder höchste Priorität hat und dass einiges an unserem Schulwesen grundlegend zu verändern ist. 

Was sehr viele anzipft, ist diese – und das wurde ja auch hier wieder manifest – Bunkerposition des Politischen, anstatt – noch einmal etwas Positives – das aufzugreifen, was dank der Erziehungswissenschaft und internationaler Vergleiche – da hat Pisa uns wirklich weitergebracht – auf dem Tisch liegt und was eigentlich von vernünftigen, der Sache wohlmeinend gegenüberstehenden Menschen umgesetzt werden könnte. 

Was kann man sofort tun? Ich komme dann gegen Ende erst zur Gesamtschule, weil das so umstritten ist. Denn die Gesamtschuldebatte soll nicht die gesamten notwendigen Veränderungen überdecken, so wichtig sie ist, sage ich auch als starker Vertreter der Gesamtschule aus Gerechtigkeitsgründen. Das kann man sofort tun. Selbst wenn wir sie in einigen Jahren flächendeckend einführen, sind jetzt Kinder in Volksschulen, in Hauptschulen, wo wir durch die PISA-Ergebnisse wahrnehmen mussten, dass 15 bis 20 Prozent nach Absolvierung der Schulpflicht nicht lesen und schreiben können. Das ist keine unglaubliche Hexerei, hier relativ rasch wirksam etwas zu tun!

Wenn Sie mit Menschen reden - und das halte ich für eines der dringendsten Probleme eines jeglichen Jahrgangs: Jeder, der nach neun Jahren hinausgeht und nicht lesen, nicht schreiben und nicht rechnen kann, ist ein Fixstarter für Arbeitslosigkeit, ist ein Fixstarter, vielleicht in die Kriminalität abzudriften. Da haben wir als Stadt eine Verantwortung. 

Das sagen ganz viele Lehrerinnen und Lehrer: Uns fehlen hier die Diagnosemöglichkeiten. Das kann doch nicht so schwer sein - und wird auch bereits testweise im Wiener Schulsystem gemacht -, herauszuanalysieren: Wer sind denn die, die hier Unterstützung brauchen? Du weißt bereits bei einem Neun-/Zehnjährigen, wo wirkliche Leseschwächen gegeben sind und hier individualisiert tatsächlich etwas zu tun ist.

Das fehlt, meine Damen und Herren - das sage ich speziell in Richtung Sozialdemokratie -, das kann man sofort anfangen. Ich glaube auch, dass es überhaupt keinen Einwand einer anderen Partei dagegen gäbe, die Ressourcen bereitzustellen. Also bei dieser Individualisierung speziell mit jenen, die es brauchen, die nicht lesen und schreiben können, und da geht es, das sage ich jetzt auch, nicht nur um - unter Anführungszeichen - Migrantinnen und Migranten, im Gegenteil, kann man sofort etwas tun. - Erstens.

Zweitens: modulare Oberstufe. Ich glaube, das ist auch eine Linie, wo es hingehen muss. Auch hier kann man sofort etwas tun. Wenn man jedes Jahr Abstimmungen im Lehrkörper veranstalten lässt mit all den Schwierigkeiten, kann es nicht gut funktionieren. Hier geht es um einige kleine Reformen, um diesen großen Schritt in der Oberstufe weiterzugehen.

Dann noch ein großes Anliegen von mir, das, glaube ich, unstrittig ist: Dass wir ganztägige Schulformen anbieten; und das gar nicht einfache Problem: Wie schauen manche Schulen im innerstädtischen Bereich aus? Ich kenne einige als Wahllokale im 6. Bezirk, da will ich aber so geschwind wieder hinaus und bin froh, dass ich nur mein Zetterl hineingeben muss! Aber wenn ich mir vorstelle, ich müsste dort - die sind teilweise neu renoviert - meine Kinder den ganzen Tag haben: Die sind in keinster Weise geeignet!

Noch einmal: Das ist auch nicht ganz einfach, weil die Platzverhältnisse nicht einfach sind. Aber das fände ich eine hervorragende Aufgabe, Frau LhptmStin Laska, meine Damen und Herren, hier Geld in die Hand zu nehmen, Architekten an die Hand zu nehmen und wirklich sicherzustellen, dass alle Schulen so rasch wie möglich zu erweitern und umzubauen sind, um wirklich ein angenehmer Ort zu sein. Bei Neubauten wird das gemacht, dafür gibt es auch schöne Beispiele, nicht aber hier im innerstädtischen Bereich. Ich gehe da gar nicht auf die baulichen Mängel ein, ich gehe davon aus, zu sagen: Wie schaut eine Schule aus, dass sich ein junger Mensch, aber auch ein Lehrer, eine Lehrerin wirklich wohl fühlt?

Abschließend zur gemeinsamen Schule: Ich spare mir die Begründung, warum ich sie für vernünftig finde, möchte aber genau bei dem Aber der Frau Jerusalem anknüpfen.

Du musst das gut vorbereiten, du musst die Voraussetzungen schaffen, und du musst auch Überzeugungsarbeit leisten, gegen den Widerstand eines Großteils der Lehrerschaft. Noch einmal, damit Sie mich nicht missverstehen: Ich bin dafür, unbedingt, aber du musst hier überzeugen. Da gibt es Einwände und Befürchtungen, die nicht einfach vom Tisch zu wischen sind. 

Wenn ich mir dann anschaue, dass einerseits gesagt wird, ganz Wien wird nächstes Jahr schon eine Modellregion sein, und Herr Gusenbauer vor zwei Tagen gesagt hat, die Einführung dauert mindestens zwölf Jahre, glaube ich, dass da auch in der Kommunikation einiges verpasst wurde. Ich harre jetzt des Vorschlags: Wie schaut die Wiener Modellregion aus? Was tut man da, um Lehrer, Lehrerinnen, Eltern einzubeziehen?

Hoffentlich tut man nicht auf ein bestehendes schlechtes Modell ein neues Taferl drauf. Das Schlimmste wäre - und das sage ich jetzt in Ihre Richtung -, die Gesamtschule so schlecht einzuführen, dass alle die, die heute sagen, das kann nie funktionieren, nachher sagen: Wir haben es ja immer schon gesagt. Da warne ich dringend davor, als glühender Befürworter aus Gerechtigkeitsgründen, aber auch …

Präsident Heinz Hufnagl (unterbrechend): Bitte zum Schluss kommen.

Abg Mag Christoph Chorherr (fortsetzend): Ich komme zum Schluss. - Aber auch aus Leistungsgründen! Ich bin ein großer Anhänger dessen, dass Schule Leistung bringen muss - junge Menschen wollen auch Leistung bringen, nicht unter Druck und nicht unter Zwang, sondern weil sie das wollen -, aber bitte machen Sie das sorgfältig vorbereitet! Es kann uns nichts Schlimmeres passieren, als dass das dann nach hinten losgeht. - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Präsident Heinz Hufnagl: Als nächster Redner hat sich Herr Abg Dr Aigner zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

Abg Dr Wolfgang Aigner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und Herren! 

Die Kürze der Zeit gestattet es mir nicht, der numerischen Beurteilung der SPÖ-Schulpolitik jetzt eine verbale Benotung folgen zu lassen. Das ist ja das, was Sie immer wollen. Wir haben es schon oft genug gemacht.

Es war schon sehr interessant; Herr Kollege Vettermann, Sie sind offenkundig Spezialist dafür, aufgelegte Elfmeter zu produzieren. Wir werden auch diesen Elfmeter verwerten, weil es ein großer Kontrast zu der Behübschung und zu der Schönrednerei der Zustände in dieser Stadt ist. Ich darf Ihnen aber nur sagen: Für die Zustände in den Schulen sind Sie verantwortlich! Und dies ist genau die Verantwortung, die wir seit Jahren eingemahnt haben. (Beifall bei der ÖVP.) 

Sie wissen genau, dass das Niveau und die Niveauunterschiede in der jetzt bestehenden Gesamtschule namens Volksschule schon sehr groß sind, sodass auch hier schon an den Schnittstellen zu den nächst weiterführenden Schulmodellen die Probleme bestehen. Wenn Sie eine gelungene innere Differenzierung wirklich im Sinne haben, dann fangen Sie in den Volksschulen an, dann führen Sie das Modell Kooperative Mittelschule zum Erfolg! Da haben Sie sehr viel Arbeit.

Überdecken Sie nicht Ihre inhaltliche Leere mit Organisationsreformen! Das ist auch ganz typisch: Wenn man inhaltlich nichts zu sagen hat, dann fängt man an, an der Organisation herumzubasteln. Das macht der ÖGB so, das machen Sie in der Schulpolitik so. (Abg Nurten Yilmaz: Das macht die ÖVP so!) 

Eines ist schon sehr eigenartig: Sie wollen und verlangen seit vielen Jahrzehnten die Gesamtschule, nur haben Sie kein Modell dafür. Sie haben einen Begriff, aber Sie wissen eigentlich nicht, was Sie wollen. Sie wissen nur, dass Sie das bestehende Schulsystem zerstören wollen. Dafür werden Sie die ÖVP mit Sicherheit nicht bekommen! (Beifall bei der ÖVP.) 

Das ist auch an die Adresse des Herrn Landeshauptmanns zu sagen: Es gibt keinen gemeinsamen Beschluss mit der ÖVP, dass wir in Wien eine gemeinsame Schule flächendeckend als Zwangs-Gesamtschule einführen wollen. Wir haben uns bekannt zum Regierungsprogramm ... (LhptmStin Grete Laska: Sie können einfach nicht zuhören! Wir haben keine ...!) Wir haben uns bekannt zum Regierungsprogramm, dort gibt es keine Gesamtschule. (Abg Christian Oxonitsch: Lesen Sie das Protokoll ...!) Wir sind für die innere Differenzierung, und wir sind für die äußere Vielfalt. (Beifall bei der ÖVP. - LhptmStin Grete Laska: Lernen Sie es auswendig! - Weitere Zwischenrufe bei der SPÖ.)

Meine Damen und Herren! Ich lese heute in den Zeitungen schon Wahlkampfinserate: SPÖ-Neutralitätsflieger statt ÖVP-Kampfbomber. Ich kann auch in diese Richtung ein bisschen kreativ sein. (LhptmStin Grete Laska: Aber ein bisschen nur!) Wir sind für die ÖVP-Modellvielfalt und gegen den sozialistischen Bildungs-Trabi! (Beifall bei der ÖVP.) Das ist genau das, was Sie wollen. Es war ja die DDR auch immer so ein Modell, jetzt ist es Finnland. Früher war es Schweden, jetzt müssen wir nach Finnland schauen. (Abg Christian Oxonitsch: Die Bilanz von Frau Gehrer war ja katastrophal!)

Fangen Sie einmal bei Ihren eigenen Versäumnissen an! Ich darf Ihnen da etwas vorlesen, es ist ganz unverdächtig, aus dem Bericht der Kinder- und Jugendanwaltschaft: „... hat es ein Projekt mit Fachhochschülern gegeben, dass man in den vierten Klassen der Unterstufe AHS und KMS Schulen aufgesucht hat und mit den Jugendlichen Diskussionen zum Thema Kinderschutz, Strafrecht, Zivilrecht und so weiter durchgeführt hat.“

Das Resümee der Studienautoren war dann folgendes - 4. Klasse Unterstufe AHS/KMS! -: „Eine Tatsache, mit der wir in vielen Schulen und Klassen konfrontiert wurden, waren mangelnde Deutschkenntnisse vieler SchülerInnen. In diesen Fällen konnten die SchülerInnen dem Vortrag und der Diskussion nicht folgen, sodass sie sich am Projekt nicht aktiv beteiligen konnten." Wir sprechen hier teilweise von einzelnen SchülerInnen und teilweise von einem Großteil der Klasse - 4. Jahrgang Unterstufe!

Solange die Kulturtechniken nicht gelernt werden, solange die kein Konzept haben, kann es auch keine funktionierende, keine gute gemeinsame Schule geben, meine Damen und Herren! (Beifall bei der ÖVP.) Machen Sie Ihre Hausaufgaben, da haben Sie genug Arbeit. (Abg Christian Oxonitsch: ... Bilanz der Frau Gehrer!)

Vielleicht ein Letztes noch in Richtung der GRÜNEN: Ich verwahre mich auch dagegen, und es entspricht in keinster Weise der Realität in unseren Schulen, dass in Österreich eine Angstschule herrscht. Wir haben kein japanisches System, unsere Schülerinnen und Schüler gehen gerne in die Schule. Es gibt trotz Leistungsbeurteilungen keine Repression, es gibt an den Schulen ein gutes Klima.

Wenn Sie sich die Zahlen anschauen, und weil Sie das Durchfallen immer so thematisieren: 8 Prozent haben einen Fünfer, und nur ebenfalls so viele zwei und mehr Fünfer; bei den 8 Prozent gibt es in vielen Fällen eine Aufstiegsklausel. Daher ist auch das Durchfallen bei Weitem nicht dieses Massenphänomen, als das Sie es darstellen. 

Zum Schluss gesagt: Wir alle freuen uns auf die Ferien, auch auf die Ferien von und in der Politik. Sie haben ja als Verantwortungsträger genug Arbeit. Aber eines sage ich Ihnen auch: Die Schule ist nicht ein einziges Ferien-Camp! Der Wert der Ferien kommt nicht zuletzt auch aus dem Kontrast zum Schuljahr. Wer so tut, als ob die Schule eine reine Idylle wäre, ein reines Pfadfinderlager oder ein Rote-Falken-Lager, der bereitet unsere Kinder auch nicht gut auf das spätere Leben vor. (Beifall bei der ÖVP. - Abg Christian Oxonitsch: Jetzt wiederholen Sie ...!)

Präsident Heinz Hufnagl: Als nächste und letzte Rednerin hat sich Frau Abg Novak zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihr.

Abg Barbara Novak (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren!

Herzlichen Dank für diese Aktuelle Stunde! Herzlichen Dank dafür, dass wir die Bildungsdebatte weiterführen können, die wir vor einigen Wochen begonnen haben, sehr intensiv zu führen, die auch gestern in der Aktuellen Stunde geführt wurde zu einem speziellen Thema, nämlich der Frühkindpädagogik. 

Ich habe ja zu Beginn der Aktuellen Stunde den Eindruck gehabt, wir haben es endlich geschafft, ideologische Grabenkämpfe zu überwinden, wir haben es endlich geschafft, eine gute, sachliche, inhaltliche Debatte zu führen. Das hat sich allerdings ab dem Zeitpunkt, als sich Frau Cortolezis-Schlager hier herausgestellt hat, schlagartig geändert. 

Denn erstens hat sie den Eindruck vermittelt, sie ist ein bisschen unglücklich mit ihrem Job, sie wäre eigentlich viel lieber Lehrerin. Sie hat hier Noten und Zeugnisse verteilt. Sie wäre allerdings eine sehr schlechte Lehrerin, denn mit mittelalterlichen, konservativen Methoden zu arbeiten, ist nicht der Weg, wo wir hin wollen. Und des Eindrucks kann ich mich nicht erwehren, dass, wenn sie hier draußen steht und Noten und Zeugnisse verteilt, das Rohrstaberl nicht mehr sehr weit ist, das sie vielleicht zücken möchte. (Beifall bei der SPÖ.)

Kollege Gudenus hat hier eine sehr, sehr spannende These aufgestellt. Er hat nämlich gesagt: Nur durch Misserfolge lernen wir. - Nun, die Antithese sitzt hier und heißt FPÖ! Denn Sie sind nicht gescheiter geworden trotz der Misserfolge, die Sie eingefahren haben. (Beifall bei der SPÖ. - Abg Mag Wolfgang Jung: Besserwisserei!) Das passt durchaus auch zum Stil Ihres Debattenbeitrags, Herr Kollege Jung. (StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager: Frau Lehrerin! Zur Sache!) 

Zur inhaltlichen Debatte: Noch einmal ein paar Klarstellungen, um einfach auch für die Debatte Missverständnisse auszuräumen, und ich hoffe, Sie hören diesmal genauer zu. Denn die Missverständnisse, die noch immer herrschen, werden uns nicht auf den gemeinsamen Weg führen.

Erstes Missverständnis oder Klarstellungen von Seiten der SPÖ (Abg Mag Wolfgang Jung: Sagen Sie das der Frau Brandsteidl!): Die SPÖ ist für Leistungsförderung und steht für Leistungsförderung. Die SPÖ steht für Begabtenförderung und ist für Begabtenförderung. Die SPÖ will Talente fördern, und die SPÖ steht dafür, jenen Kindern, die Schwächen haben, Angebote zu machen, dass sie diese Schwächen abschwächen oder komplett überwinden können. 

Die SPÖ möchte eine Schule, in der das Bildungspotenzial aller Kinder ausgeschöpft werden kann. Die SPÖ gibt sich nicht und wird sich nicht damit zufrieden geben - und das ist auch nicht das Ziel der SPÖ -, nur Schilder an Gebäuden auszutauschen, sondern ihr geht es darum, gute neue und inhaltliche Unterrichtsformen, Methoden und Didaktiken in Schulen einzusetzen, die es möglich machen, eine optimale innere Differenzierung zu haben. (Abg Mag Wolfgang Jung: Was ist das in der Praxis, was Sie da tun?) Das ist das Ziel der SPÖ, aber nicht, Schilder auszutauschen. (Beifall bei der SPÖ. - StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager: Alles derzeit unmöglich! - Abg Mag Wolfgang Jung: Was meinen Sie mit dieser Worthülse?) 

Wenn wir in der Analyse - nicht nur der SPÖ selber, sondern von vielen, vielen Tausenden BildungsexpertInnen, Pädagogen, Entwicklungspsychologen und so weiter - wissen, dass eine Trennung mit neuneinhalb Jahren zu früh ist, wissen, dass diese Trennung und Selektion nicht auf Grund von Begabungen oder Talenten oder Schwächen passiert, sondern sehr oft aufgrund von sozialen Gründen passiert, aufgrund sozioökonomischer Faktoren, aufgrund von regionaler Sesshaftigkeit - wo dieses Kind wohnt (Abg Mag Harald STEFAN: Das ist mit zwölf anders? Oder mit vierzehn?) -, dann weiß man, dass das ungerecht ist, dass das ein Missstand ist, und dann muss man ihn beheben!

Dann darf man sich nicht damit zufrieden geben zu sagen: Das ist eben so, und weil das System immer schon so war, muss man es auch so behalten. Die SPÖ möchte diesen Missstand weghaben, sie möchte, dass das Kind optimal ausgebildet wird, dass die Bildungspotenziale ausgeschöpft werden, auch aus wirtschaftlichen Überlegungen, aber vor allem, weil für uns das Kind im Mittelpunkt steht! Darum arbeitet die SPÖ an einem optimalen Bildungskonzept für die Zukunft. - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ und von Abg Susanne Jerusalem.)

Präsident Heinz Hufnagl: Danke. - Die Aktuelle Stunde ist damit beendet.

Der Herr Landeshauptmann hat sich gemäß § 16 der Geschäftsordnung zu einer Mitteilung betreffend „Europaerklärung aus dem Anlass: 50 Jahre Römische Verträge" zum Wort gemeldet. 

Ich erteile es ihm, wobei ich bemerke, dass die Redezeit mit 40 Minuten begrenzt ist. - Bitte, Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Am 25. März 2007 ist die Europäische Union 50 Jahre alt geworden. Dieser runde Jahrestag wurde zu Recht in der gesamten Europäischen Union und ihren 27 Mitgliedsstaaten gefeiert. 

Der Blick ging zunächst zurück in die Runde der Gründungsväter, und er zeigte zerstörte Landschaften und Städte, an Seele und Körper verwundete Menschen, zerrissene Familien. Anfang der 50er Jahre galt es nach zwei Weltkriegen mit ihren Verheerungen als schlicht undenkbar, dass aus diesen Trümmern ein Projekt wie das heutige Europa würde entstehen können: Ein Projekt, das die Grund- und Menschenrechte hochhält, ein Projekt, das gegen Rassismus und Vorurteile ankämpft, ein Projekt, das Frieden und Stabilität exportiert. Aber auch ein Projekt, das gefährdet ist von unschuldiger Sorglosigkeit, wie es Jacques Delors in einer Rede vor dem belgischen Senat im heurigen März ausgedrückt hat. 

Die Initialzündung zu einer ökonomischen und gesellschaftlichen Gesundung Europas kam also sowohl von außen - zum Beispiel durch den Marshall-Plan, von dem Österreich im besonderen Ausmaß profitierte - als auch von innen: Durch die Tradition des antifaschistischen Widerstandes und der Solidarität der Lagerstraßen. Der Impuls für eine Zusammenarbeit über Staatsgrenzen hinweg und im Zuge eines fein austarierten Institutionensystems musste sich aber erst mühsam über Jahre hinweg entwickeln. 

Die deutsch-französische Achse, um die sich die Gemeinschaft der sechs ab 1951 in Form der gemeinschaftlichen Verträge zu Kohle und Stahl und ab 1957 in Form der EWG gruppierte, musste langsam und sehr vorsichtig erarbeitet werden. Viele Wege und auch Irrwege wurden in ganz Westeuropa bei der Suche nach Überwindung der tiefen ideologischen Gräben begangen, bis schlussendlich auf europäischer Ebene viele Gemeinsamkeiten gefunden werden konnten. 

Erst das Projekt eines - wohlgemerkt: sozial flankierten - Binnenmarktes, das vom neu bestellten EU-Kommissionspräsidenten Jacques Delors mit viel Verve und persönlichem Einsatz vorangetrieben wurde, hat die europäische Gemeinschaft neuerlich entscheidend vorangebracht. Manche haben später nur mehr die Vollendung des Binnenmarkts und, damit zusammenhängend, die sektorale Liberalisierung auf ihre Fahnen geschrieben. Das war allerdings nur ein Teil der Idee des großen Europäers Jacques Delors. Die soziale Dimension war und ist für ihn eine Grundkonstante des Politischen in Europa. Der soziale Dialog, Wachstum, Beschäftigung und Teilhabe waren ihm, vor allem aus seinen Erfahrungen in Frankreich heraus, wesentliche Anliegen. 

Der eigentliche Beginn des Versuchs, eine umfassende Wachstums- und Beschäftigungspolitik für die Europäische Union zu entwerfen, kann in der Mitte der 90er Jahre festgemacht werden. 1994 erschien das Weißbuch der EU-Kommission mit dem Titel „Wachstum, Wettbewerbsfähigkeit, Beschäftigung", das unter Delors' Federführung erarbeitet wurde. Es verbindet auch den Delors eigenen Pragmatismus mit visionären Vorstellungen einer Europäischen Union der Vollbeschäftigung. 

Nach dem Beitritt von Österreich, Schweden und Finnland Anfang 1995 wurde auf Initiative des damaligen Bundeskanzlers Dr Vranitzky das Thema Beschäftigung auf EU-Ebene in der damaligen Regierungskonferenz eingebracht, was dazu führte, dass im Vertrag von Amsterdam ein neuer Titel „Beschäftigung" eingeführt wurde. In diese Zeit fällt auch der Beginn der Neuordnung Europas im Wege der Annäherung der zentral- und osteuropäischen Staaten an die Europäische Union nach 1990 und schließlich ihre schrittweise Integration in die EU-Strukturen. Denken wir nur an die Übergangsmechanismen auf zahlreichen Ebenen, vom Arbeitsmarkt bis zur Kontrolle der Schengen-Grenze.

Heute gehen unsere Blicke in Richtung der Menschen und Länder Südosteuropas. Ich kann ruhigen Gewissens sagen, dass sich die Stadt Wien und die Republik Österreich in diesen Ländern seit vielen, vielen Jahren vorbildlich engagieren. Wir müssen unsere Anstrengungen meiner Ansicht nach auf allen Ebenen, gerade auf Ebene der Regionen, Städte und Gemeinden, sogar weiter verstärken, um den Menschen in Belgrad, Skopje, Sarajevo, Zagreb und auch Priština ein starkes Signal zu senden: Wir lassen euch nicht allein, ihr seid Teil Europas!

Diesen Staaten wurde eine Integration in die Europäische Union in Aussicht gestellt. Mit Kroatien wird verhandelt, Mazedonien wurde der Kandidatenstatus zuerkannt. Nichts könnte besser sein als diese Strategie, denn die Länder Südosteuropas brauchen einen festen Anker. Die Heranführung dieser Länder muss künftig eine der vorrangigen Aufgaben Europas darstellen, und es darf keineswegs nur ein Projekt der Eliten sein. 

Für all diese Projekte zur gemeinsamen Entwicklung Europas müssen allerdings unsere gemeinsamen Regeln gelten - und dies gilt auch für unsere Beziehungen zur Türkei -: ein Bekenntnis zum Acquis communautaire, zu den Kopenhagener Beschlüssen, zum Ergebnis von Lissabon, zu unserem europäischen Wertesystem und sohin zu Demokratie, Freiheit, Solidarität und sozialer Gerechtigkeit. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Letztes Wochenende haben sich 27 Staats- und Regierungschefs auf einen zweiten Anlauf zur Reform und Vertiefung der Europäischen Union verständigt. Die Eckpunkte der geplanten Vertragsänderungen wurden festgezurrt. Erfreulicherweise blieb dabei die Substanz des Entwurfs der vormaligen EU-Verfassung wie die institutionelle Reform - dabei für Regionalpolitiker besonders wichtig: nahezu alle Punkte im Sinne der institutionellen Rechte für lokale und regionale Gebietskörperschaften - sowie die Grundrechte und das Protokoll zu den Dienstleistungen von öffentlichem Interesse erhalten. 

Mit dieser institutionellen Reform werden die Entscheidungsstrukturen der Union ein bisschen effizienter, und die EU wird handlungsfähiger; einerseits, weil Mehrheitsbeschlüsse ab 2014 zur Regel werden - außer in den sensiblen Bereichen wie Steuer, Arbeitsmarkt oder Außenpolitik -; andererseits, weil die Phase der Nabelschau Europas nun zu Ende sein sollte. Die Europäische Union wird aber auch demokratischer, weil das direkt gewählte EU-Parlament in mehr Politikbereichen mitentscheiden kann, aber auch, weil die Rolle der Regionen und Kommunen - ich wiederhole es - eindeutig gestärkt wird!

Im geplanten Reformvertrag werden zusätzlich der Klimaschutz und die Solidarität bei der Energieversorgung als Zukunftsaufgaben verankert. Auch in der prinzipiellen wirtschaftlichen Ausrichtung erfolgen längst fällige Korrekturen. Wettbewerb ist kein Ziel mehr an sich, sondern das, was er immer schon sein sollte: ein Mittel zum Zwecke der Steigerung des Wohlstandes der EU-Bürger. Dies kann als Lernprozess aus den negativen Referenden interpretiert werden. Zu hoffen ist, dass die Regierungskonferenz den Reformvertrag auch tatsächlich bis Ende 2007 fertig stellt, damit er noch vor den nächsten Europawahlen 2009 in Kraft treten kann. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! In meiner letzten Mitteilung an den Wiener Landtag zum Anlass der österreichischen EU-Präsidentschaft habe ich Sie darüber informiert, dass ich zum Berichterstatter des Ausschusses der Regionen über die Stellungnahme „Die städtische Dimension der neuen Strukturfonds" gewählt wurde. Dies erlaubte mir, insbesondere auf folgende zwei Punkte hinzuweisen. 

Erstens: Wir alle sind in unserer praktischen Arbeit tagtäglich mit dem Thema „Politische Akzeptanz der EU" konfrontiert. Leider, aber nicht zufällig, ist diese in Österreich besonders niedrig. Nur wenn es uns gelingt, unseren Bürgerinnen und Bürgern die positiven Wirkungen der EU-Politiken sichtbar zu machen, können wir die für die Weiterentwicklung der EU notwendige politische Unterstützung wieder erreichen. Dafür ist aber die tatsächliche Einbeziehung der städtischen und regionalen Ebenen in die Gestaltung der EU-Politiken eine notwendige, wenn auch vielleicht nicht hinreichende Bedingung. Dies passiert derzeit vielfach noch nicht. 

Das am stärksten ins Auge stechende Beispiel dafür ist die Umsetzung der 2005 erneuerten Lissabon-Strategie und ihre Implementierung durch die nationalen Reformprogramme der Mitgliedsstaaten. Obwohl es unbestritten ist, dass die Städte die entscheidenden Zentren für Forschung und Innovation sind, waren die europäischen Städte in der Regel in diese Prozesse nicht eingebunden. Dies bestätigt auch eine Analyse der so genannten Lissabon-Monitoring-Plattform-Initiative des Ausschusses der Regionen. 

Zweitens: Wir müssen zur Kenntnis nehmen, dass die bisherige Art und Weise der europäischen Integration eine fundamentale Asymmetrie geschaffen hat: zwischen Politiken, die auf europäischer Ebene die Markteffizienz fördern, einerseits, und andererseits Politiken, die immer noch auf nationaler, regionaler oder städtischer Ebene versuchen, die daraus resultierenden Probleme der sozialen Sicherung und des sozialen Nachteilausgleichs zu lösen. Die Debatte um ein europäisches Sozialmodell muss daher auch eine Debatte um eine Europäisierung der Sozialpolitik sein.

Wenn wir nicht in diese Richtung gehen, werden unsere Versuche der nachbessernden sozialen Reparatur beziehungsweise Sanierung immer mehr zum Scheitern verurteilt sein. Letztlich nährt sich an der angesprochenen fundamentalen Asymmetrie auch jener nationale Populismus, der den eigenen Staat als letzte Bastion gegen die Folgen der Globalisierung und gegen die europäische Integration in Stellung bringt. Es ist also höchst an der Zeit, die Sozialunion als Eckpfeiler der Europäischen Union zu verankern und in das europäische Vertragswerk aufzunehmen. (Beifall bei der SPÖ.)

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ein zentrales Instrument der sozialen Integration stellen auch die Dienstleistungen von allgemeinem Interesse dar. Sie zählen zu den Kernaufgaben der Städte, Regionen und Gemeinden Europas. Wien bemüht sich seit Langem um den Erhalt qualitativ hochwertiger Dienstleistungen der Daseinsvorsorge und, damit verbunden, um den Erhalt der kommunalen Wahlfreiheit bei der Erbringung dieser Leistungen. 

Dass sich die Anstrengungen Wiens lohnen, wurde erst kürzlich in der aktuellen Studie „Quality of Life Survey 2007" der Mercer Consulting Group bestätigt. Im weltweiten Vergleich konnte sich Wien hinter Zürich und Genf wieder den dritten Rang gemeinsam mit Vancouver sichern. Innerhalb der Europäischen Union hält Wien die Spitzenposition, und auch 2006 war Wien mit 147 internationalen Kongressen wieder die beliebteste Kongressstadt der Welt. 

Um diese hohe Qualität öffentlicher Dienstleistungen weiter gewährleisten zu können, müssen auf europäischer Ebene die erforderlichen Rahmenbedingungen geschaffen werden. In diesem Sinne spreche ich mich als Landeshauptmann von Wien für die Festschreibung eines Rechtsrahmens für Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichen Interesse aus. Selbstverständlich unter Beachtung des Subsidiaritätsprinzips soll dieser grundlegende Prinzipien der Daseinsvorsorge festlegen, wie zum Beispiel das Recht auf kommunale Wahlfreiheit hinsichtlich der Erbringung öffentlicher Dienstleistung oder die Beibehaltung einer praktikablen Inhouse-Vergabemöglichkeit. 

Dagegen widerspricht der sektorale Ansatz, den die Europäische Kommission und das Europäische Parlament derzeit bei den Sozial- und Gesundheitsdienstleistungen verfolgen, dem Gedanken der Subsidiarität. Dabei sollte gerade in diesen sensiblen Bereichen der Mensch mit seinen Bedürfnissen und nicht die Regeln des Markts im Vordergrund stehen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Aber darin besteht ja gerade eines der grundlegenden Probleme der Union: Sie tut so, als ob alle Märkte gleich wären. Oder, wie es jüngst Heiner Geißler pointiert formulierte: „Bedenklich ist, dass man den Arbeitsmarkt wie den Kartoffelmarkt behandelt.“ Umso wichtiger ist es, die Stärken, die Kontinuität und die Sicherheit sowie die Qualität kommunaler Dienstleistungen aufzuzeigen und die Forderung nach einem Rahmenrecht für sämtliche Leistungen der Daseinsvorsorge weiterhin mit Nachdruck zu vertreten. 

Das Europäische Parlament sollte sich wieder auf die Bedeutung der Aufgabenerfüllung durch Regionen, Gemeinden und Städte besinnen. Im Mittelpunkt haben dabei die Wahrung des Subsidiaritätsprinzips und die Aufrechterhaltung der kommunalen Wahlfreiheit zu stehen. Dahin gehend sollten die Verhandlungen über die ÖPNV-Verordnung endgültig zum Abschluss gebracht werden. Auch in der Frage der PPPs unterstützt Wien den politischen Ansatz, interkommunale und gemischtwirtschaftliche Kooperationen unbürokratisch zu ermöglichen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Dass Wien im internationalen Städtevergleich bei den so genannten weichen Standortfaktoren hervorragend abschneidet, ist nicht neu. Eine rezente Studie des WIFO zeigt aber, dass Wien auch bei den harten Standortfaktoren hervorragend abschneidet. Im Vergleich mit 44 anderen europäischen Großstädten auf Basis jener Strukturindikatoren, die die Europäische Kommission zum Monitoring der Lissabon-Strategie heranzieht, erreicht Wien den guten 11. Rang. 

Dazu hält das WIFO fest: „Die gute Position Wiens resultiert aus Spitzenwerten bei den Indikatoren des Themenfelds Innovation und Forschung, die als Wachstumstreiber auch einen günstigen allgemeinen wirtschaftlichen Hintergrund befördern." Resümierend stellt das WIFO fest: „Insgesamt kann Wien aufgrund hoher Wettbewerbsfähigkeit bei Humankapitalausstattung und Technologieorientierung durchaus Erfolge auf Produktions- und Einkommensseite erzielen, kann dies jedoch nur unzureichend in Beschäftigungsgewinne umsetzen. Wien erzielt im Städtevergleich nicht nur einen hohen ökonomischen Entwicklungsstand, sondern gemessen daran auch eine intakte Wachstums-Performance."

Der Befund eines intakten Wachstums ist angesichts der demographischen Entwicklung Wiens wichtig. Bevor ich darauf zu sprechen komme, möchte ich aber noch kurz auf die angeführten Wachstumstreiber Innovation und Forschung eingehen. 

Städte sowie großstädtische Ballungsgebiete sind die treibenden Kräfte der wirtschaftlichen Entwicklung in Europa, schaffen Wachstum, Innovation und Beschäftigung. Dieser Umstand ist unbestritten. Wien ist sich seiner Rolle als Zentrum für Forschung, Wissenschaft und Innovation bewusst und hat in den letzten Jahren bereits eine Vielzahl von erfolgreichen forschungs-, technologie- und innovationspolitischen Maßnahmen gesetzt. Nun wird eine in sich kohärente und abgestimmte explizite Gesamtstrategie für Wien erstellt, um die auch im internationalen Vergleich sehr gute Position Wiens als Forschungs- und Innovationsstadt weiter zu verbessern.

Diese Wiener Strategie für Forschung, Technologie und Innovation verfolgt das Ziel, Wien zu dem zentraleuropäischen Forschungs-, Technologie- und Innovationsstandort zu entwickeln. In der Wiener FTI-Strategie wird festgelegt, welche strategische Orientierung vor dem Hintergrund der bestehenden Herausforderungen am besten geeignet ist, dieses Ziel zu erreichen. Schlussendlich wird heuer im Herbst eine ausformulierte Vision der Forschungs-, Technologie- und Innovationsstadt Wien sowie eine Strategie mit Handlungsempfehlungen vorliegen, die bis 2015 als Grundlage und Orientierung dienen wird. 

Mindestens so wichtig wie der Aspekt, dass eine Strategie dazu dient, dass alle Akteure wissen, wo es langgeht, ist aber auch der Prozess der Strategieerstellung selbst. In ihm kommt es bereits zur Erhebung des allgemeinen Informationsniveaus und zur besseren Vernetzung der Beteiligten. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wir sollten uns bewusst sein, dass die erfreuliche demographische Entwicklung Wiens nur durch die intensive Zusammenarbeit mit dem Wiener Umland, der Vienna Region, sowie der CENTROPE-Region bewältigt werden kann. Auch dafür gibt es handfeste ökonomische Argumente. Internationale empirische Studien zeigen, dass bei guter Zusammenarbeit zwischen Städten und ihrem Umland das Wirtschaftswachstum beider um 0,2 Prozentpunkte pro Jahr höher ist als bei Nicht-Kooperation. 

Es kommt tatsächlich zu einer Win-win-Situation; dafür versuchen wir mit der CENTROPE-Initiative die Rahmenbedingungen zu schaffen. Im März 2006 haben die politischen Repräsentanten und Repräsentantinnen der 16 Partnerstädte und ‑regionen aus dem Vierländereck Tschechische Republik, Slowakei, Ungarn und Österreich der Öffentlichkeit ihre Vision CENTROPE 2015 vorgestellt. Diese gemeinsam formulierte Vorstellung über die Entwicklungsgrundzüge der Europaregion Mitte hat die Zusammenarbeit intensiviert und substanzielle Schritte ausgelöst. 

So wurde zum Beispiel in der Westslowakei mit Beginn 2007 das Dom CENTROPE eröffnet. Damit existiert nun auch in der Westslowakei ein Informations- und Koordinationsbüro, das die Initiative CENTROPE mit eigener Kraft im eigenen Land vorantreibt und eng mit der überregionalen Arbeitsgemeinschaft CENTROPE zusammenwirkt. Die Stadt Brünn und die Region Südmähren bereiten ebenfalls eine eigene CENTROPE-Initiative für die landesinterne Information und Abstimmung vor, ebenso wie sich auch Ungarn in Vorbereitung zu einem derartigen Schritt befindet. 

Schon im Vorjahr wurde der Twin City Liner Wien-Bratislava auf der Donau höchst erfolgreich in Betrieb genommen. Das ist zwar kein unmittelbares Produkt dieser CENTROPE-Initiative, aber ein ganz wesentliches praktisches Manifest des Kooperationsgedankens, der Vorteile für Bevölkerung und Touristen in der Region bringt. Das gilt ebenso für die ARGE Haydn 2009, die kürzlich zur gemeinsamen internationalen Vermarktung des Musiker-Gedenkjahrs gegründet wurde. Auch die Raiffeisen-Landesbank Wien-Niederösterreich hat sich CENTROPE verschrieben und bietet KMUs den CENTROPE-Kredit als Unterstützung für grenzüberschreitendes Investment dar. 

Motiviert von Wiens Vorreiterrolle bei der Produktion der ersten CENTROPE-Landkarte - ein nahezu nicht mehr wegzudenkendes Utensil für Reisen in der Europaregion Mitte -, wird noch vor Beginn der Urlaubssaison der erste gemeinsam entwickelte und finanzierte Reiseführer „Route CENTROPE - Wein und Architektur" erscheinen. Und im Herbst dieses Jahres wird der erste CENTROPE-Konjunkturbericht, erstellt vom WIFO und dem Wiener Institut für internationale Wirtschaftsvergleiche, vorliegen. Er soll künftig jährlich erscheinen und politisch Verantwortlichen wie auch der Wirtschaft und der Bevölkerung ein vertieftes Bild über den Wirtschafts- und Arbeitsmarktstatus in der Gesamtregion und über ihre Entwicklungsmöglichkeiten geben und damit die Entscheidungs- und Handlungsgrundlagen verbessern. 

Diese und andere konkrete Beispiele sowie auch die international sehr positive Resonanz auf CENTROPE führen vor Augen, dass sich die Kooperationsbemühungen in CENTROPE lohnen. Aktuell bereiten die Partner aller vier Länder nun gemeinsam die Rahmenbedingungen für eine stabile und kontinuierliche Kooperation in CENTROPE vor. Dabei geht es besonders darum, attraktive Angebote an die Wirtschaft für diese Zusammenarbeit zu formulieren und gleichfalls die Kooperation der Partnerregionen und ‑städte mit den nationalen Regierungen für die Stärkung von CENTROPE zu entwickeln. 

Die neue Strukturfonds-Periode 2007 bis 2013 bietet dafür deutlich verbesserte finanzielle Bedingungen - 85 Prozent EU-Kofinanzierung - und schafft insbesondere erstmals die Möglichkeit, dass die neuen 
EU-Mitglieder gleichwertig mit Österreich am Aufbau der Europaregion Mitte mitwirken können. Im November 2007 bei der politischen Konferenz „CENTROPE 2008 plus" werden sodann die Arbeitsprogramme für die kommenden Jahre, konkrete thematische Kooperationsprojekte und die Form und Struktur der künftigen CENTROPE-Basiskooperation abschließend diskutiert und der Öffentlichkeit präsentiert werden. 

Auch wenn die Zusammenarbeit mit so vielen Partnern mit ungleichen Kompetenzen und Ressourcen in CENTROPE nicht immer einfach und von sofortigem Erfolg gekrönt ist, so hat die konsequente Verfolgung dieser Initiative doch eines deutlich vor Augen geführt: Die Herausforderungen in dieser noch jungen und gerade neu zusammenwachsenden Vierländerregion sind nicht nur äußerst vielfältig, sondern es bedarf einer systematischen Zusammenarbeit gerade in all jenen Aufgabenbereichen, wo rasche Integration und dynamische Entwicklung notwendig sind, um mehr Prosperität, sozialen Ausgleich, Lebensqualität und Attraktivität als Wirtschaftsstandort zu erreichen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Für eine systematische Zusammenarbeit bedarf es aber auch der entsprechenden rechtlichen und institutionellen Rahmenbedingungen. Letztere müssen diese Zusammenarbeit zumindest ermöglichen, besser noch fördern. 

Man muss nicht unbedingt der Meinung des bekannten deutschen Soziologen Dirk Baecker sein, dass Institutionen Ansammlungen von feststehenden Lösungen sind, die nach geeigneten Problemen Ausschau halten, um zu sehen, dass viele andere derartige Institutionen zur Bewältigung dieser Zukunftsaufgaben wenig geeignet sind. Viele jener Regelungen, die auf den bestehenden administrativen Grenzen aufbauen, sind schlicht unzeitgemäß. Sie finden zunehmend weniger geeignete Probleme, ob dies der einheitlich funktionierende Arbeitsmarkt wie in Bratislava ist, der sich der Einflussnahme der regional ausgerichteten Struktur des AMS zunehmend entzieht, oder ob dies jene Reformschritte - zum Beispiel neuer Finanzausgleich - sind, an denen der Österreich-Konvent 2004 noch gescheitert ist.

Obwohl derzeit noch politisch undenkbar, aber eigentlich müsste man auch damit beginnen, die bestehenden administrativen Grenzen zu überdenken. Nicht nur für viele Akteure im Wirtschaftsbereich, sondern auch für viele Bürgerinnen und Bürger sind sie ohnedies längst bedeutungslos geworden. Natürlich hat ja auch die EU nicht ihren Ausgangspunkt im Abbau nationaler Grenzen, aber heute, 50 Jahre später, sind wir Bürgerinnen und Bürger der Europäischen Union „zu unserem Glück vereint", wie es die „Berliner Erklärung" ausdrückt. Auch in der Vienna Region beziehungsweise der CENTROPE-Region sollten wir mit einem Diskurs über die Sinnhaftigkeit der bestehenden administrativen Grenzen beginnen. 

Einer jener zentralen Bereiche, in denen die Integration der CENTROPE-Region, insbesondere aber zwischen den Twin Citys Wien und Bratislava de facto bereits jetzt erfolgt, ist der schon angesprochene Arbeitsmarkt. Dazu werden zwei unmittelbar bevorstehende Ereignisse weiter beitragen: Die für den 1. Jänner 2008 geplante Verschiebung der Schengen-Außengrenze an die Ostgrenzen unserer Nachbarstaaten, sofern dies funktioniert, und das von allen Experten und Expertinnen für den 1. Mai 2009 erwartete Ende der Übergangsfristen auf dem Arbeitsmarkt und im Dienstleistungsbereich. 

Spätestens in 24 Monaten wird Wien dann gemeinsam mit Bratislava eine funktionale Arbeitsmarktregion bilden, davon können wir ausgehen. Auf das Ob haben wir praktisch keinen Einfluss, aber auf das Wie. Die Übergangsfristen machen ja schon bisher nur wirklich Sinn, wenn sie zur Entwicklung von Steuerungsinstrumenten für die künftige Arbeitsmarktregion genutzt werden. Wien versucht dies zum Beispiel in dem Projekt „Überregionale Beschäftigungsstrategie Wien-Bratislava" gemeinsam mit unserem Partner.

Besonders wichtig an diesen Projekten sind mir neben der Einbindung aller Sozialpartner die konkreten Pilotprojekte. Mit ihnen werden mögliche Maßnahmen für die Politikgestaltung getestet. Ein Pilotprojekt möchte ich explizit ansprechen. Im Herbst 2006 wurde vom WAFF erstmalig in Österreich ein grenzüberschreitender Qualifizierungsverbund von MitarbeiterInnen aus der IT-Branche durchgeführt. Gleichzeitig wurde damit die Kooperation von Unternehmen aus Wien und Bratislava unterstützt. Aufgrund der bisherigen positiven Erfahrungen strebt Wien auch in Zukunft die Kooperation mit Bratislava in diesem für die BürgerInnen und ihre Wirtschaft so wichtigen Bereich an. (Beifall bei der SPÖ.)

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Letztes Jahr habe ich anlässlich meiner Rede zum Wiener Landtag aus dem Arbeitspapier der Europäischen Kommission „Die Kohäsionspolitik und die Städte" folgendes Zitat eingebracht, welches bis heute nicht seine Gültigkeit verloren hat: „Eine Region ist erfolgreich, wenn ihre Städte erfolgreich sind, ebenso wie eine Stadt von einer positiven Entwicklung der Großregion profitiert. Die Bemühungen Wiens sind immer an diesem Prinzip orientiert, an einer steten Weiterentwicklung und der Zusammenarbeit mit seinen umliegenden Regionen und Nachbarstädten diesseits und jenseits der Grenzen."

Dabei gilt es, wie ich bereits ausgeführt habe, die Visionen der CENTROPE-Region in Taten und vor allem sichtbare und spürbare Strukturen der regionalen Zusammenarbeit umzusetzen, Strukturen, die einerseits dem Ziel der wissensbasierten Ökonomie und dem Wachstum gerecht werden, andererseits aber sicherstellen, dass der Wien prägende Ansatz des sozialen Zusammenhalts und der ökologischen Nachhaltigkeit auch in den Aktivitäten der CENTROPE-Region deutlich umgesetzt wird.

Damit die strategischen Ziele Wiens und die Visionen von CENTROPE 2015 durch Leitprojekte umgesetzt werden können, hat sich Wien in den Verhandlungen zu den neuen Strukturfondsprogrammen 2007 bis 2013 ausreichende Fördermittel mit hohen Fördersätzen sichern können. Gemeinsam mit den Partnerregionen ist es gelungen, den groben Programmrahmen der Europäischen Kommission für die grenzüberschreitende Zusammenarbeit mit den für Wien und die CENTROPE-Regionen wesentlichen Themenbereichen und Projektmöglichkeiten zu füllen.

Lernende Regionen - wirtschaftsreiche Entwicklung: Hier ist an grenzüberschreitende Wirtschafts- und Forschungskooperationen gedacht, Bildung und Qualifizierung sowie Integration in den Arbeitsmarkt, die Berücksichtigung der sozialen Dimension, der Integration sowie die nachhaltige räumliche Entwicklung und gute regionale Verwaltung. Im Besonderen sollen auch die Göteborg-Ziele nachhaltig verfolgt werden mit Projekten zum Schwerpunkt regionale Erreichbarkeit, gemeinsames Management von Naturschutzgebieten und Nationalparks, Umweltschutz und Risikoprävention sowie die derzeit die Medien und die Politik dominierenden Themen Energieeffizienz, erneuerbare Energien und Klimaschutz.

Die Verantwortung der Verwaltung der grenzüberschreitenden Programme Österreichs, der Tschechischen Republik, der Slowakei und Ungarns wurde vom Bund an die Länder übertragen, wobei Wien jetzt Verwaltungsbehörde für das neue Programm Österreich/Slowakei geworden ist. Normalerweise sind wir in Wien nicht so erfreut, wenn eine Bundesaufgabe an die Länder abgetreten wird. In diesem Fall ist dies anders: Dass die Verantwortung für die grenzüberschreitende Regionalförderung in die Verantwortung der Länder übergeht, ist der richtige Weg. Wir sind stolz darauf, dass wir mit unserem internationalen Know-how zur erfolgreichen Abwicklung des Programms Österreich/Slowakei beitragen können. (Beifall bei der SPÖ.)

Das ebenfalls zukünftig von Wien aus verwaltete Programm Zentraleuropa zielt schwerpunktmäßig auf die Entwicklung und Förderung strategischer Projekte im Vorfeld zukünftiger Investitionspolitik. Damit könnte dieses Programm erhebliche strategische Bedeutung für Zentraleuropa, für den CENTROPE-Raum und für die wirtschaftliche Entwicklung Wiens haben.

Auch das Programm Südosteuropa soll nicht unerwähnt bleiben. Es hat das Ziel, die transnationalen Kooperationen als Vorbeitrittshilfe für die Länder des Balkanraums zu nutzen, um sie schrittweise an Europa heranzuführen, im Sinne dessen, was ich einleitend zur eminenten Wichtigkeit dieser Region für Wien und Österreich angemerkt habe.

Mit der Verwaltung des regionalen Programms in Wien, des grenzüberschreitenden Programms Österreich/Slowakei sowie des transnationalen Programms Zentraleuropa ist es Wien gelungen, sich als strategischer Netzwerkknoten im Bereich der EU-Strukturfonds zu etablieren. Damit sind wir unserem Ziel, ein Wissens- und Informationszentrum in der transeuropäischen Regionalentwicklung zu werden, wieder ein gutes Stück näher gekommen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wien ist sich seiner besonderen Rolle für die Entwicklung der Wettbewerbsfähigkeit, aber auch seiner Rolle für die Sicherung des sozialen Zusammenhalts und für den Schutz der Umwelt bewusst. In Wien werden nicht einseitige Liberalisierungssünden wiederholt, sondern es wird professionell an der Verbesserung der Leistungen der Stadt für die Bürgerinnen und Bürger gearbeitet, und es werden optimale Voraussetzungen für eine attraktive und lebenswerte Stadt geschaffen. Wir sind uns aber auch jener Assets bewusst, die bereits Aristoteles formulierte: Eine Stadt besteht aus unterschiedlichen Arten von Menschen; gleiche Menschen bringen keine Stadt zuwege. (Beifall bei der SPÖ.)

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Alle angesprochenen Themen haben eines gemeinsam: In jedem dieser Themen ist es notwendig, die Wiener Interessen nicht nur auf nationaler Ebene, sondern auch auf internationaler Ebene, insbesondere jener der Europäischen Union, klar und deutlich zu vertreten. Selbstverständlich bemühen wir uns auf der politischen Ebene darum. Vielfach erfolgt die Vertretung der Wiener Interessen auf internationaler Ebene, das Lobbying für unsere typisch städtischen Anliegen, aber auch durch die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Magistrats und die Mitarbeiter in Brüssel selbst.

Dieses Lobbying auf der internationalen Ebene erfolgt in der Regel durch außerordentlich engagierte Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. Da mir durchaus bewusst ist, dass dieses Engagement nicht immer die Würdigung erfährt, die es eigentlich verdient, möchte ich mich abschließend bei diesen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern einmal explizit bedanken. Sie tragen wesentlich zum guten Funktionieren und zum guten internationalen Ruf Wiens bei! (Beifall bei der SPÖ.)

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wir haben als Wienerinnen und Wiener einen durchaus erfolgreichen Weg in dieser europäischen Integration hinter uns, aber wir haben mit Sicherheit einen noch viel anstrengenderen Weg vor uns. Denn wir alle sind uns bewusst, welche Rolle Wien nicht nur in seinem unmittelbaren Raum der CENTROPE, sondern generell in Europa zu spielen hat: Als Vertreter der Interessen der Städte, als Vertreter der inhaltlichen Position des sozialen Zusammenhalts der Gesellschaft und als Anwälte gerade Südosteuropas, das als Teil dieses gemeinsamen Hauses Europa auch unserer besonderen Zuwendung bedarf. 

Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit. (Beifall bei der SPÖ und von Abgeordneten der ÖVP.)

Präsident Heinz Hufnagl: Ich danke dem Herrn Landeshauptmann für seinen Bericht. 

Die Geschäftsordnung bestimmt, dass bei der nun folgenden Besprechung dieser Mitteilung kein Redner öfter als zweimal und mehr als insgesamt 20 Minuten sprechen darf. Ausgenommen von dieser Beschränkung sind der Herr Landeshauptmann selbst und die zuständigen Mitglieder der Landesregierung; deren Redezeit ist jeweils pro Wortmeldung mit 20 Minuten beschränkt.

Zur Besprechung der Mitteilung erteile ich nun Herrn Abg Mag Jung das Wort.

Abg Mag Wolfgang Jung (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Präsident! Herr Landeshauptmann! Meine Damen und Herren!

Europaerklärung zu 50 Jahren EWG, EU, Gemeinschaft Kohle und Stahl und zu den Römischen Verträgen. Sie haben Aristoteles zitiert, Herr Bürgermeister; ich halte es mit Goethe und sage: Die Botschaft höre ich wohl, allein mir fehlt der Glaube. Es waren hier sehr viele schöne Sachen zu hören, nur habe ich alle diese Sachen schon x-mal im Europaparlament und im Europarat gehört. Viel davon zu unserem Vorteil wurde in dieser Zeit leider nicht umgesetzt. 

Wir Freiheitliche haben uns damals schon für die Gemeinschaft Kohle und Stahl, die spätere EWG, ausgesprochen, als Wirtschaftsgemeinschaft an sich, und haben sie begrüßt zu einer Zeit, zu der die SPÖ noch nicht einmal annähernd daran gedacht hat, sich für diesen Bereich wirklich einzusetzen. Allerdings haben sich in der Zwischenzeit die Inhalte dieser Gemeinschaft massiv und grundlegend geändert. Unter dem Druck einflussreicher und manchmal auch recht undurchsichtiger Kreise wird nun einem extremen Wirtschaftsliberalismus gefrönt, und die Union ist dabei, sich in einen Überstaat, in eine Super-Bürokratur zu verwandeln, in der nicht die Staaten, nicht die Wähler bestimmen, sondern Technokraten und volksferne Beamte, die sich nicht ihrem Heimatland verpflichtet fühlen, sondern ihrem Brötchengeber, der sie allerdings recht gut entlohnt. 

Frau Stadträtin, könnten Sie sich vielleicht hinsetzen? Vielleicht will der eine oder andere doch zuhören. Sie könnten Ihre Privatunterhaltungen dann draußen führen; das ist schon ein bisschen stark, das so zu liefern. (Beifall bei der FPÖ.)

Aber wenn Sie es nicht hören wollen, gebe ich es Ihnen zu lesen. Hier steht ganz genau, was sich wirklich abspielt. (Der Redner stellt ein Schild vors Rednerpult, auf dem eine Zeitungsüberschrift steht: „EU-Verfassung: Nationale Parlamente ausgebootet!") „Kronen Zeitung" von gestern: Wohin geht es? Es geht in eine weitere Entmachtung der nationalen Parlamente, es geht in Richtung darauf, dass wir weniger zu sagen haben, dass eine Super-Bürokratie in Zukunft über unser Geschick bestimmen wird. 

Was wir wollen, ist nicht der Bundesstaat. Was wir wollen, ist der Staatenbund freier Staaten, und zu dem bekennen wir uns auch im Rahmen eines geeinten Europas, aber nicht in der Abgabe unserer nationalen und souveränen Rechte! (Beifall bei der FPÖ.)

Um nichts anderes als das geht es in der Weiterwicklung der EU und auch nach den Ergebnissen der deutschen Präsidentschaft! Der Verfassungsentwurf entmachtet uns noch mehr, nachdem ja bereits jetzt 70 Prozent, mehr als 70 Prozent der Regelungen über unsere Köpfe hinweg in Brüssel entschieden werden: Von einer Kommission, die nie gewählt wurde und die keine demokratische Legitimation besitzt.

Der Herr Landeshauptmann hat es ja vorhin schon richtig und etwas resignierend gesagt: In Bezug auf den Arbeitsmarkt hat er wörtlich gesagt, auf das Ob des gemeinsamen Arbeitsmarktes haben wir bereits keinen Einfluss mehr. So ist es in vielen Bereichen und immer mehr zunehmenden Bereichen: Wir dürfen nicht mehr über uns selbst bestimmen!

Das Europäische Parlament wird mit einigen wenigen Mitbestimmungsrechten angeblich aufgewertet, und die Demokratie in der EU sieht so aus, dass die Bürger alle fünf Jahre einmal wählen gehen dürfen, ihre Stimme dann im wahrsten Sinn des Wortes abgegeben haben und einen Abgeordneten gewählt haben, der entweder überhaupt nie zum Sprechen kommt oder im Durchschnitt zwischen 30 Sekunden und 2 Minuten ein Mal in diesem Europäischen Parlament. Das ist Demokratie auf EU-Niveau, meine Damen und Herren! Wer sich jemals dieses Brüsseler Parlament bei der Arbeit angeschaut hat, der wird sehen, dass es eigentlich eine wertlose Marionettendarstellung ist und nichts anderes. Diese Leute dort haben nichts zu sagen; sie bekommen ihre Bezüge, und damit hat sich's.

Es entsteht in dieser EU keine demokratische Gemeinschaft, sondern es entsteht ein Vormundschaftsstaat, dessen Bürokraten - das ist die neue Aristokratie Europas - besser als wir wissen, was für uns gut ist. Jetzt soll dieses Gebilde auch noch einen Präsidenten bekommen, und über den hat man sich interessanterweise schon so ziemlich geeinigt, auch wiederum ohne die Bürger, die er vertritt, wirklich zu fragen. Er wird uns von den neuen Kurfürsten einfach vor die Nase gesetzt. 

Das ist ein Mann, der alles andere als der große Europäer ist. Er wurde bekannt als der Nachbeter amerikanischer Interessen, als der Pudel von Bush, wie man ihn bezeichnet hat, der in den Irak-Krieg, der in den Afghanistan-Krieg gegangen ist und am liebsten ganz Europa dort mit hineingenommen hätte. Tony Blair soll damit bedankt werden, er soll damit vielleicht auch die Engländer etwas besser mit ins Boot hineinlocken - jene Engländer, die die größten Anti-Europäer sind, die sich überall Sonderrechte herausnehmen, denen wir überall zustimmen, ihnen alles zugestehen, nur damit sie vielleicht ein bisschen mitmachen. So sieht das Europa von heute in Wirklichkeit aus, Herr Landeshauptmann! (Beifall bei der FPÖ.)

Die englische Königin wird natürlich nichts dagegen haben. Sie bezieht ja jährlich zig Millionen aus Förderungsgeldern für die Landwirtschaft im Rahmen der EU. 

Worauf zielt die neue Verfassung weiters? Sie ist ja nichts anderes als eine Täuschung der Bürger. Man will oder darf sie jetzt nicht Verfassung nennen, damit man einigen, die nicht so genau aufpassen, die Augen zupickt. Man nimmt aber im Wesentlichen die alten Inhalte heraus, nämlich die Entmachtung der Staaten, und versucht, sie mit einem neuen Mäntelchen durchzubringen.

Es zielt im Wesentlichen darauf hin, das Kapital und seine Freizügigkeit grenzenlos sicherzustellen, der Wirtschaft alle Wege aufzumachen, der Wirtschaft das gesamte Arbeitskraftpotenzial zu öffnen und teilweise sogar die Menschen, die davon betroffen sind, die Arbeiter selbst, die Arbeitenden hin und her zu schieben, so wie es die Wirtschaft braucht. Das ist ein Europa der Wirtschaft und nicht ein Europa der Europäer, das Sie hier anstreben, und es wundert mich, wieso das gerade die Sozialdemokraten befürworten, Herr Landeshauptmann!

Man kann diesen Kurs der SPÖ allerdings dann verstehen, wenn man verfolgt, was aus ihren Spitzenleuten geworden ist beziehungsweise wo ihre Spitzenleute nach Pflichterfüllung hingegangen sind und aufgenommen wurden. 

Der Ex-Finanzminister Androsch, Multimillionär mit massivem Interesse am Glücksspielgeschäft: Der Herr Landeshauptmann hat gerade gesagt, der Wettbewerb ist kein Ziel an sich in Europa, sondern Mittel zur Verstärkung des Wohlstands der Bürger. Na ja, wenn man jetzt anschaut, wie gerade die EU-Urteile in Richtung der Glücksspieler in Europa und der grenzenlosen Freizügigkeit des Glücksspiels gelaufen sind, dann fragt man sich wirklich, ob das ein Mittel zur Vermehrung des Wohlstands der Bürger ist oder nicht doch wesentlich andere Interessen dahinterstehen. Auch wenn Herr Androsch jetzt bei „bwin" 100 Millionen oder mehr verloren hat, er wird’s verschmerzen. Aber er ist anscheinend ein typischer Sozialdemokrat. 

Der Ex-Kanzler Vranitzky: Sie kennen ihn jetzt als den teuersten Telefonberater der Republik. 

Der Ex-Kanzler Klima: Entsorgt als Manager eines Großkonzerns in Südamerika, der durch Bestechung seiner Gewerkschaft ins Gerede kam. 

Die Wiener Nachwuchs-Hoffnung Ederer: Spitzenmanagerin beim durch Bestechungsskandale gebeutelten Siemens-Konzern. (Lhptm Dr Michael Häupl: Jetzt lass aber nach!) 

Der letzte BAWAG-Direktor und Finanzsprecher der SPÖ, Nowotny: Er hat es sich beim Ausverkauf an den „Heuschrecken"-Konzern "Cerberus", im Gegensatz zu vielen Bediensteten der Bank, nicht verschlechtert. Und seine jüngst bekannt gewordene Konsulententätigkeit bei der BAWAG hat ihm auch nicht geschadet. (Lhptm Dr Michael Häupl: Gehässigkeiten, absolute Gehässigkeiten!) 

Der Chef des Pleite gegangenen „Konsum", dem dann mit einem Sackerl mit ein paar Hunderttausendern von einem anderen SPÖ-Mann ausgeholfen wurde, der heute im „Landl" sitzt.

Der Ex-Gewerkschaftschef: Der sitzt nicht im „Landl", der sitzt noch in seinem Penthouse. Und so weiter, und so weiter. (LhptmStin Mag Renate Brauner: Ahnungslosigkeit, gepaart mit Gehässigkeit!) 

Das sind Ihre führenden Spitzenfunktionäre! Und wenn man darauf schaut, dann versteht man, wieso hier so wenig Widerstand gegen die Interessen eines Teils der Wirtschaft und der Großindustrie von Seiten der Sozialdemokraten geleistet wird. 

Allein die Arbeiterkammer kämpft noch dagegen. 
Aber sie wird mit ihren Warnrufen nicht sehr bedankt. 

Da gibt es auch noch einen anderen EU-Fan, den Vizekanzler außer Dienst Busek, und der hat vorige Woche in der „ZiB 2" an sich richtig, aber aus seiner Position eher großspurig erklärt: Die EU darf den Bürgern nicht von oben verordnet werden. 

Die EU darf den Bürgern nicht von oben verordnet werden - ein wahres Wort! Aber wie schaut es in Wirklichkeit aus? Warum haben Sie denn so fürchterliche Angst davor, die Bürger über ihre Meinung zur Europäischen Union zu befragen? Warum gibt’s denn keine Volksabstimmung in Österreich? Warum darf hier nicht von den Betroffenen entschieden werden? Und warum fürchten sich die Super-Demokraten vor dem Volk und seinem Entscheid?

Feigheit überrollt die Demokratie! Ich verstehe natürlich, warum Sie lieber verordnen als abstimmen, denn die Österreicher haben Sie ja schon einmal getäuscht. Erinnern Sie sich noch: „Der Schilling wird bleiben", das war eine glatte Lüge. „Der Euro wird eine harte Währung" - wer spürt die Inflation nicht im Börsel? Ebenso war es mit der Sparbuch-Anonymität. „Keine höheren Kosten", haben Sie gesagt, und viele andere Aussagen mehr.

Weil der Herr Landeshauptmann gerade geht, auch eine der Aussagen von ihm (Der Redner stellt neuerlich ein Schild vors Rednerpult, auf dem eine Zeitungsüberschrift steht: „Es bleibt dabei: Keine Ausländer im Gemeindebau"), nämlich die Geschichte, dass er uns erklärt hat: „Es bleibt dabei: Keine Ausländer im Gemeindebau", im Vorfeld der EU versprochen. Was ist aus Ihrem Wort geworden, Herr Landeshauptmann? Sie haben es nicht halten können unter dem Druck der Europäischen Union! Sie konnten es nicht halten, so wie Sie vieles andere von dem, was Sie heute gesagt haben, nicht werden halten können. Das ist ein Faktum!

Als Folge des Ganzen kam es natürlich auch zu entsprechenden Preissteigerungen, von denen man uns gesagt hat, sie werden nicht kommen. Jetzt bin ich auch wieder bei der Stadt Wien. Wenn ich die Preissteigerungen im Jahr 2006 hernehme, die allein durch die Stadt verursacht wurden - ich zähle nur einige auf, es würde zu lange dauern, wenn man alle bringt: die Erhöhung des Gaspreises um 17 Prozent, die Erhöhung des Strompreises um 5 Prozent, die Erhöhung der Kanalgebühren: plus 28 Prozent, der Müllgebühren um 20 Prozent und so weiter, Kulturförderungsbeitrag. Und im Folgejahr geht’s gleich weiter: Wiederum Erhöhung des Gaspreises um 5,3 Prozent, Erhöhung des Strompreises, Tarife bei den Wiener Linien und, und, und.

Allein wenn ich den Gaspreis in zwei Jahren nehme, um 22 Prozent. Sie können mir doch nicht sagen, dass das irgendwas damit zu tun hat, dass das die Inflationsrate war. Da hat nicht einmal die EU so stark in diese Richtung gewirkt, und jetzt ist die SPÖ endgültig davongelaufen, denn die Wahrheit ist halt ein Ding, das nicht jedermann verträgt, und die manchmal auch sehr schmerzt. (Beifall bei der FPÖ.) Es schadet aber nicht, sie zu hören.

Sie haben uns aber auch was anderes versprochen, nämlich die Neutralität wird bleiben. Und auch damit schaut es halt furchtbar aus. Die ÖVP war ohnehin kein großer Fan der Neutralität, sie hat sich dann in der letzten Zeit wieder gewandelt, und auch in der vorletzten Regierungsperiode ging es massiv um einen Beitritt zur NATO, jetzt hat man es sich anders überlegt. Erinnern Sie sich, wir sind damals hinausgegangen nach Afghanistan, weil man hier eine gewisse Vorleistung für einen NATO-Beitritt erbringen wollte. Die Freiheitlichen haben damals noch gedrängt, die österreichischen Soldaten aus Afghanistan wieder zurückzuholen und ich war damals selbst draußen, als das letzte Kontingent hereingeholt wurde und wir können heute heilfroh sein, dass wir bei unserer Neutralitätsposition geblieben sind und uns nicht in dieses Schlamassel hineinverwickeln haben lassen. 

Es wäre für österreichische Soldaten schlimm ausgegangen. Es ist ohnehin schwierig genug, manche Positionen draußen zu vertreten, wenn das Ganze durch Außenministerium und Verteidigungsministerium nicht entsprechend gedeckt ist, denn man lässt unsere Soldaten draußen alleine sehr oft im Stich. Das haben wir vor nicht allzu langer Zeit leider auch im Libanon beobachten müssen. So schaut die Wirklichkeit unserer Neutralität aus.

Es gibt nur noch eine „Kernneutralität" hat ein sozialdemokratischer Kanzler gesagt. Vranitzky hat das schöne Wort Kernneutralität damals erfunden, und auch Ihr jetziger Chef, den verbliebenen Sozialdemokraten im Hause gesagt, Ihr jetziger Bundeskanzler, hat schon am 9. März 2001 vorausschauend erklärt, jede Option, auch die des NATO-Beitritts, könne in der SPÖ angesprochen werden. 

Als einzige Einschränkung wurde festgelegt, das Ziel darf nicht automatisch dann auch der Beitritt sein. Das Ziel darf nicht automatisch der NATO-Beitritt sein, also die Flucht hat hier auch schon sehr frühzeitig eingesetzt, man hat sich die Möglichkeit damals schlauerweise zum Wandeln noch offengehalten, jetzt beim Eurofighter haben Sie es sich nicht mehr offengehalten und erleben das Desaster von gar keinem Eurofighter über 17 Eurofighter, 15 Eurofighter, und 400 Millionen EUR erspart, 370 Millionen EUR erspart. Ihre Wähler und die Österreicher können Ihnen und Ihren Versprechungen, sei es jetzt um die Regierungserklärung oder sei es um die EU, nicht mehr folgen. 

Es kann Ihnen in Wirklichkeit ja niemand mehr glauben, und da können Sie noch soviel Erklärungen und Versprechungen abgeben, die Österreicher lassen sich das da reingehen und da rausgehen, weil sie wissen, dass nichts dahintersteckt.

Und ich muss sagen, das ist zum Teil auch auf die heutige Erklärung zu beziehen, Herr Bürgermeister, denn Sie haben einfach eine ganze Reihe von Sachen heruntergelesen, die entweder keine wirklichen Maßnahmen zur Folge haben und schöne Erklärungen sind, oder von denen Sie selber wissen, dass sie, solange Sie Bürgermeister sind und in die Verantwortung genommen werden, sich also sicherlich nicht annähernd in die Gefahr bringen, sie verwirklichen zu müssen.

Aber so ist es halt, und da hätte auch die SPÖ ganz gerne, dass die Bevölkerung nichts darüber mitredet. Man möchte das immer unter der Tuchent erledigen, so wie man die Frage der Türkei behandelt hat und des Türkeibeitritts und vieles andere mehr auch.

Das hat schon Ihr damaliger außenpolitischer Sprecher, der Abg Schieder, ganz richtig bemerkt: „Ich bin dagegen, dass über die außenpolitischen Konzepte in der Öffentlichkeit nachgedacht wird.“ 

Das ist so wie in allen diesen Fällen, nur nicht reden, die Österreicher sind ohnehin zu dumm, das zu begreifen. Und das ist anscheinend Ihre Art von Demokratieverständnis. Das ist halt traurig, dass wir nicht nur bald in der EU als Staat nichts mehr zu sagen haben, sondern dass Sie dem Bürger auch im Land hier nichts mehr zum Sagen zugestehen wollen. 

Einer der Schritte ist ja auch schon die Verlängerung der Wahlperioden, und was Sie am liebsten in Wien hätten, nämlich die Opposition abzuschaffen, wäre natürlich auch noch ein schöner Schritt. Das geht halt noch nicht ganz, aber man merkt es ganz deutlich, wenn man – sei es im Ausschuss oder hier – versucht hat, nachzufragen, dann kriegt man entweder keine Antwort, oder die SPÖ ist beleidigt, dass man sich überhaupt erlaubt, ihre Maßnahmen zu kritisieren. So schaut es auch mit Brüssel aus.

Unterschätzen Sie aber nicht das Erinnerungsvermögen der Bürger, meine Damen und Herren von der SPÖ. Und auch die Generationen, die damals noch nicht wählen durften, haben in der Zwischenzeit gemerkt, dass hier einiges daneben geht. Der Niveauverlust der Schulen hat schließlich auch mit den Regelungen zu tun, die uns die EU aufgezwungen hat hinsichtlich der Aufnahme von nichtösterreichischen Bürgern. Die Gewalt im öffentlichen Bereich, die Migrationspolitik, die in die Hose gegangen ist, der Ausverkauf der österreichischen Betriebe und Banken, und so weiter. Und wir können nichts unternehmen, uns sind wegen der EU die Hände gebunden. 

Wir sind nicht mehr die Herren im eigenen Haus, es wird von Tag zu Tag schlimmer, und Sie stimmen zu. Die EU bestimmt, wer in unsere Gemeindebauten kommt, das sieht man hier, Herr Bürgermeister. Die EU bestimmt, wer bei uns arbeiten darf, die EU bestimmt, wer die Sozialhilfe bezieht, wer auf unsere Hochschulen geht, nur noch zahlen dürfen wir. Demnächst bestimmt die EU, was genfrei ist oder nicht. Das Geschäft zählt, nicht die Gesundheit. Der Islam überrollt unsere Kultur, aber die Mehrheit in den Regierungen der EU tritt für eine Aufnahme oder zumindest Gleichstellung der Türkei ein. Und wir dürfen unsere Grenzen nicht mehr dicht machen, auch nicht gegen Kriminelle oder kriminelle Asylwerber, die wir nach langen und teuren Verfahren in andere Länder zurückgeschickt haben und die mit dem nächsten Zug wieder einreisen können. Es bleibt uns nur noch eines, zahlen, zahlen und kuschen.

Und das, Herr Bürgermeister, wollen Sie uns wirklich als Grund zum Feiern verkaufen. Wir Freiheitlichen werden jedenfalls alle Kraft daran setzen, den Bürgern aufzuzeigen, wie es wirklich um diese Union steht. Mit Ihrer bedingungslosen Anbetung des Götzen EU und Brüssel arbeiten Sie uns nur in die Hände.

10 Prozent Stimmenanteil, die Sie nach den Umfragen seit den letzten Wahlen verloren haben, sollten Ihnen eigentlich eine Warnung sein, und wir sollten uns darüber freuen. Wir können uns aber deswegen nicht darüber freuen, weil in der Zwischenzeit Österreich verkauft wird. (Beifall bei der FPÖ.) 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Als nächste Rednerin zum Wort gemeldet ist Frau StRin Dr Vana. Ich erteile es ihr.

StRin Dr Monika Vana: Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Bürgermeister! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Ich werde bewusst auf die Wortmeldung meines Vorredners nicht eingehen, denn eine Partei, für die Internationalität ein Fremdwort ist, deren Ausführungen vor Fremdenfeindlichkeit und Xenophobie regelmäßig nur so strotzen - wir haben auch heute wieder von so genannten kriminellen Asylwerbern gehört - und deren Politik im Europaparlament unter dem Fraktionstitel Identität, Tradition und Souveränität sich ohnehin von selbst richtet, ein Sammelsurium von Parteien, das europaweit berüchtigt ist für immer wieder antisemitische und rassistische Ausfälle, ist für die GRÜNEN gerade in internationalen Fragen sicher kein Diskussionspartner. (Beifall bei den GRÜNEN.) 
Lassen Sie mich zur heutigen Mitteilung des Bürgermeisters zunächst ein paar grundsätzliche Worte zu den europapolitischen Debatten generell im Landtag sagen. 

Ich finde es sehr bedauerlich, dass wir so selten europapolitische Debatten im Landtag haben. Die letzte Mitteilung des Herrn Bürgermeisters liegt eineinhalb Jahre zurück, und die aktuelle Europadeklaration des Landtages, die wir als Vierparteienantrag verabschiedet haben, liegt sage und schreibe vier Jahre zurück. 

Das heißt, es wäre dringend an der Zeit, auch diese zu erneuern, nicht nur im Hinblick auf die Auswirkungen des neuen Reformvertrages, der sich beim Brüsseler Gipfel in Form einer Regierungskonferenz angekündigt hat, die bis Jahresende stattfinden soll und die neue Mitwirkungsrechte der lokalen Ebene in der europäischen Politik gebracht hat - der Herr Bürgermeister hat es angesprochen -, nämlich neue Bestimmungen der Daseinsvorsorge, Verankerung zum Beispiel der kommunalen und lokalen Selbstverwaltung, klagsrechtlich ausgesuchte Regionen oder auch Anhörungsrechte der regionalen und lokalen Ebene. 

Aber ich wünsche mir auch deshalb mehr Debatten und eine neue Deklaration des Landtages, weil ich denke, dass sich ja die Rahmenbedingungen für lokales Handeln seit dem EU-Beitritt Österreichs massiv verändert haben, zum Teil einschränkend, auch die Mitwirkungsrechte wurden eingeschränkt, viele Entscheidungen, die wir auf lokaler Ebene treffen, sind ausschließlich Nachvollzug von EU-Recht. Sie wissen, EU-Recht steht ja über nationalem Recht, auch über nationalem Verfassungsrecht, Wettbewerbsrecht, Vergabe- und Beihilfenrecht oder auch Ausschreibungspflicht. Alles das schränkt den Handlungsspielraum von Städten ein.

Herr Bürgermeister, Sie haben es angesprochen, die Daseinsvorsorge, ein gerade für Städte und für Wien eminent wichtiges Thema, steht seit Jahren mittlerweile massiv unter Druck, massiv auf Grund der nachhaltigen Liberalisierung, Bestrebungen, Liberalisierungs- und Deregulierungsvorschriften in der Europäischen Union. 

Immer mehr öffentliche Dienstleistungen werden bemarkt und verworfen, und da gilt es nicht nur für uns als Landtag die Daseinsvorsorge in Deklarationen sicherzustellen, sondern auch die demokratische Teilhabe der Bevölkerung an Leistungen der Daseinsvorsorge zu ermöglichen, auch was den Zugang zu Dienstleistungen im öffentlichen Interesse und was die Preisgestaltung betrifft. 

Und Sie haben heute gesagt, Herr Bürgermeister, ich habe genau zugehört. Wien handle im Sinne von Verbesserungen der Leistungen für seine Bürger und Bürgerinnen, und sie haben gesagt, Wien beziehe Stellung gegen den Ausgliederungswahn der Europäischen Union. Und da frage ich mich schon, Herr Bürgermeister, wenn wir jetzt gleich am Vormittag einen Global-Marshall-Plan-Antrag gemeinsam beschließen, über den ich mich sehr freue, wo soziale und ökologische Mindeststandards festgeschrieben sind, Forderungen mit Tobin Tax, und am Nachmittag haben Sie das alles vergessen, denn da bringen Sie zwei Gesetze ein, die ganz im Gegensatz zu dem stehen, was sie hier heute gesagt haben, nämlich das Valorisierungsgesetz, das massive Gebührenerhöhungen für Wiens Bürger und Bürgerinnen bringt, und auch das Ausgliederungsgesetz, das eine Ermächtigung für alle künftigen Ausgliederungen der Stadt Wien vornimmt. 

Dafür sind die Grünen sicher nicht zu haben, dass müssen Sie den Bürgerinnen und Bürgern einmal erklären, Herr Bürgermeister. (Beifall bei den GRÜNEN.) Allein in der Wasser-, Abwasser- und Müllentsorgung hat die Stadt Wien im letzten Jahr 150 Millionen Eur eingenommen. Das ist kein Körberlgeld mehr, das ist ein Fass voll Geld, Herr Bürgermeister. Und ich denke, wenn man dieses Fass voll Geld schon hat, dann erklären Sie den BürgerInnen, warum Sie mit dem Argument der Inflationsanpassung so massive Gebührenerhöhungen rechtfertigen. 

Wir können das nicht rechtfertigen, mit uns Grünen wird es diese massiven Gebührenerhöhungen nicht geben, wir könnten das Wiens Bürgerinnen und Bürgern nicht erklären. Noch dazu, wo die Kosten dieser Maßnahme dem so genannten Nutzen eindeutig diamentral gegenüber stehen. Und wir wollen eigentlich das, was wir auf europäischer Ebene fordern - und das tun wir heute auch gemeinsam in Wien -, auch umsetzen. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Lassen Sie mich anlässlich 50 Jahre Römerverträge auch, weil wir so selten hier die Gelegenheit haben, eine grundsätzliche, europapolitische Debatten zu führen, ein bisschen den Raum nehmen für eine historischen Betrachtung der europäischen Union. 

Zunächst etwas Positives: Vor 50 Jahren war eines, aber wie gesagt, eines der Ziele der Europapolitik ein friedenspolitisches, nämlich die Verhinderung zukünftiger Kriege in Europa. Zuerst mit den Schlüsselindustrien Kohle und Stahl in Deutschland und Frankreich. Und ich denke, der Gedanke Integration als friedenspolitisches Instrument ist ein durchaus erfolgreicher und hat sich bewährt. Mit den Erweiterungsschritten 2004 und 2007 mit den mittel- und osteuropäischen Ländern und vorher mit dem Fall des Eisernen Vorhangs konnten die Spaltung Europas und die Blockgrenze zumindest aus politischer Sicht überwunden werden. Und lassen Sie uns aber nicht vergessen, was die großen friedenspolitischen Herausforderungen für die künftigen Jahre sind, lassen Sie uns nicht vergessen, dass es auf europäischem Boden auch Ende der 90er Jahre noch Kriege gegeben hat, nämlich im zerfallenden Jugoslawien, und die Integration der Länder des westlichen Balkans - Sie haben es angesprochen, Herr Bürgermeister - ist sicher eine der herausragenden Herausforderungen für die Europäische Union, um die Stabilität auch in Süd- und Osteuropa zu erlangen. Die langfristige Perspektive für Beitritte der Länder Kroatien, Mazedonien, aber auch Serbien, Bosnien-Herzegovina, Montenegro und Albanien ist sicher ein wesentlicher Schritt, den auch Wien zum Beispiel mit Programmen wie das Südosteuropa-Programm unterstützen muss. Aber nicht nur in wirtschaftspolitischer oder investorfreundlicher Hinsicht, sondern - und das lassen sie mich auch anlässlich der Einsetzung eines hohen Repräsentanten für Außen- und Sicherheitspolitik der Europäischen Union sagen - vor allem in Hinblick auf Friedenspolitik, Konfliktlösungspolitik und Aufwertung der Außenpolitik im Vergleich, und manchmal leider im Gegensatz zur Sicherheitspolitik. 

Mit diesen positiven Elementen einer Analyse möchte ich aber jetzt zur sehr kritischen Betrachtung der Entwicklung der Europäischen Union kommen. 

Sie wissen, die Grünen haben damals beim Beitritt zur Europäischen Union Ja zu Europa, Nein zur EU gesagt. Auch deshalb, weil es enorme Defizite gibt in der sozialen Dimension und in der demokratiepolitischen Dimension der Europäischen Union. 

Wirtschaftspolitik ist zunächst bei der Gründung im Vordergrund gestanden, Freihandel, und ein Binnenmarkt hat sich später entwickelt, die Idee eines sozialen Europas, eine soziale Dimension des Binnenmarkts, wurde erst Ende der 80er Jahre mit Jacques Delors überhaupt eingebracht, und auch dann, auch nach diesem eigentlich bahnbrechenden Konzept - der Herr Bürgermeister hat es angesprochen - hat es kaum Fortschritte in der realen Sozialpolitik der Europäischen Union gegeben. Sozialpolitische Fortschritte sind eigentlich meistens nur durch den Europäischen Gerichtshof zustande gekommen, der Wettbewerbsverzerrungen attestiert hat, zum Beispiel bei den Antidiskriminierungsbestimmungen hinsichtlich der Gleichbehandlung von Frauen und Männern, und ich denke, dieses Fehlen der sozialpolitischen Dimension ist auch heute noch vielleicht historisch erklärbar, aber politisch nicht entschuldbar. 

Und auch die demokratiepolitische Entwicklung ist nur sehr schleppend vorangegangen, die Wahl zum Europäischen Parlament ist überhaupt erst seit 1979 möglich, das Europäische Parlament hat aber bis heute nicht die Stellung eines, auch unseren nationalen Parlamenten vergleichbaren, Kompetenzrahmens, es hat kein Initiativrecht, es hat nicht die Mitentscheidung in weitgehenden Fragen, die gerade auch den Bürgern und Bürgerinnen wichtig sind, und gleichzeitig ist es aber zu einer totalen Vergemeinschaftung in einem Bereich wie der Wirtschaftspolitik gekommen. 

Sie wissen, mit der Wirtschafts- und Währungsunion wurden nationale Souveränitätsrechte im Bereich der Geld- und Fiskalpolitik massiv eingeschränkt. 

Es ist nicht verwunderlich, dass bei dieser Schieflage der Europäischen Union auch nach dem Brüsseler Gipfel viele BürgerInnen an der politischen Ausrichtung der EU zweifeln. Das zeigen nicht nur immer wieder Umfragen, sondern auch wiederholt negative Referenden, wenn man sich überhaupt traut, Referenden zu machen, sind doch einige Referenden Maastricht, Euro, Verfassung, negativ ausgegangen. Ich denke, nicht immer nur wegen der konkreten Vorhaben, sondern insbesondere war das auch Kritik und Widerstand gegen Europapolitik im Allgemeinen und auch gegen die Politik der nationalen Regierungen. 

Viele Bürger sehen die EU als verlängerten Arm der Globalisierung, nicht als Instrument, um Globalisierung zu gestalten und zu regulieren. Beispiele hier gibt es genug, die Konvergenzkriterien der Währungsunion haben zu massivem Sozialabbau in den meisten europäischen Ländern geführt. 

Ich habe schon angesprochen, dass Liberalisierung und Deregulierung zu einem Rückbau des öffentlichen Sektors und einem Abbau öffentlicher Dienstleistungen geführt haben, wir haben einen dramatischen Anstieg von Arbeitslosigkeit, von Armut, von Working Poor in Europa, von Menschen, die von ihrer Arbeit nicht mehr leben können. Das Europäische Statistische Zentralamt spricht von einer Zahl von 20 Millionen Arbeitslosen in der EU, von 72 Millionen armutsgefährdeten Personen in der EU, und das bei einer Zählweise des Europäischen Statistischen Zentralamtes, die äußerst umstritten ist. Sie wissen, dass eine Person, die in der Woche eine Stunde beschäftigt ist, nicht mehr als arbeitslos gilt. 

Also, ich denke, das ist auch eine Verschleierung der sozialen Situation, die wir in Europa haben. Viele Menschen fühlen sich zu Recht und nachvollziehbarerweise als Verlierer und Verliererinnen, gleichzeitig ist es nach wie vor auch nach dem Brüsseler Gipfel, der durchaus eine Aufwertung des Europäischen Parlamentes gebracht hat, nicht wirklich möglich für den einzelnen Bürger, die einzelne Bürgerin, an Europa demokratisch teilzuhaben, es gibt keine Öffentlichkeit von Entscheidungen. Sie wissen, es gibt auch kaum Protokolle von Ministerratssitzungen oder europäischen Räten, wo man auch das Stimmverhalten der nationalen Politiker, Politikerinnen nachlesen kann. Das führt natürlich dazu, dass sich nationale Politiker, Politikerinnen nach wie vor ganz bequem auf die Brüsseler Ebene ausreden können, weil es hier in Österreich schwer nachvollziehbar ist, was sie dort eigentlich wirklich gemacht haben. 

Es gibt nach wie vor, und das bedauern wir Grüne sehr - wir haben ja 2004 als eine der ersten Parteien in Europa eine europaweite Partei, die Europäischen Grünen gegründet und sie ist eine wirklich europaweit existierende Partei -, und wir bedauern, wie gesagt, sehr, dass es nach wie vor keinen für die Bürger und Bürgerinnen einigenden Rahmen der politischen Mitbestimmung gibt. Es gibt keine europaweit antretenden Parteien, es gibt rein, leider nur rein, national ausgerichtete Wahlkampagnen zum Europaparlament, und auch im Europaparlament gibt es nur ein nationales Quotensystem. 

Es gibt keine EU-weiten Referenden und ich denke, der Verfassungsvertrag, ich betone Verfassungsvertrag, denn ich denke, das Wort Verfassung war von Anfang an eigentlich symbolisch aufgeladen. Wir sprechen nicht von einer Verfassung, das ist juristisch vom derzeitigen Rechtsstand der Europäischen Union gar nicht möglich, es handelt sich um eine Weiterentwicklung des bestehenden EU-Rechtsbestandes, in dem Fall des Vertrages von Nizza, der auch dringend nötig war. Das war auch der Grund, weshalb ich als Grüne diesen Verfassungsvertrag als Fortschritt gesehen habe, wobei er natürlich gerade aus sozialer und demokratiepolitischer Hinsicht auch für Grüne äußerst unbefriedigend ist. 

Er hätte aber die Aufwertung des Europäischen Parlaments gebracht, ein Euratom Opting Out, was jetzt nicht mehr zur Debatte stand, eine politische Union, die über eine Wirtschaftsgemeinschaft hinausgeht und eine Europäische Demokratie schafft. Und wir sind schon enttäuscht von dem Brüsseler Gipfel, dass jetzt von dem Geist des Verfassungsprozesses im Konvent, mit nicht nur RegierungsvertreterInnen, sondern Parlamentariern, mit NGOs mit JugendvertreterInnen, nur eine Rumpfverfassung übriggeblieben ist. 

Die EU hätte bürger- und bürgerinnennäher werden und sie hätte verständlichere Verträge ausarbeiten sollen. Jetzt hat sie sich unserer Ansicht nach wieder als rein nationaler Interessensbazar mit eigentlich einem peinlichen Tauziehen der Nationalstaaten um die Stimmengewichtung im Ministerrat entpuppt und einige der Vereinbarungen treten überhaupt erst in zehn Jahren in Kraft. 

Also, man stellt sich überhaupt die Frage, welche Haltbarkeit die Entscheidungen des Brüsseler Gipfels überhaupt haben. Ich denke, aus dem Nein bei den Referenden in Frankreich und Niederlanden hat man nicht viel gelernt, es ging damals um ein sozialeres Europa, um ein demokratischeres Europa, es ging nicht um Fragen wie Hymne oder Fahne, die man jetzt ganz aus dem Vertrag gestrichen hat, was wir eigentlich schade finden, weil das Symbole für Einigkeit gewesen wären. Für uns ist also dieses Ergebnis des Brüsseler Gipfels und der Verfassungsvertrag, wie er augenscheinlich Ende des Jahres kommen wird, kein Grund zum Jubeln. 

Die Befürchtung eines Europas der unterschiedlichen Geschwindigkeiten bleibt bestehen, und es ist eigentlich eine durchaus kritische bis gemischte Bilanz, die wir hier nach 50 Jahren EU ziehen. Lassen Sie mich auch zu den zwei wichtigsten Themen kommen, zu denen die Grünen heute auch Anträge einbringen. Das eine ist das Thema der Grundrechte, der sozialen und wirtschaftlichen Grundrechte, die am Brüsseler Gipfel zwar verbindlich verankert wurden, und ich darf durchaus sagen, dass das ein Meilenstein in der Geschichte der EU ist. Wir Grüne haben lange für diese sozialen Grundrechte in Europa gekämpft, es waren auch die Grünen, die im Rahmen der Verfassung den Arbeitskreis für soziale Fragen einberufen haben, in Widerstand übrigens zur Sozialdemokratischen Fraktion damals. 

Also, Grundrechte wurden zwar verbindlich verankert, aber ihre praktische Bedeutung ist durchaus fraglich, die Einklagbarkeit seitens der Bürger auf nationaler Ebene wird eine sehr schwierige sein, also wir werden schauen, was eigentlich die praktische Relevanz für diese Grundrechte eigentlich sein wird, aber völlig unannehmbar ist für uns die Entscheidung des Gipfels, dass Großbritannien eine Opting-Out-Möglichkeit bei den Grundrechten bekommt.

Meine Damen und Herren, ich halte das für absolut unannehmbar. Menschenrechte sind unteilbar, sie betreffen den Kern der Europäischen Einigung, ich würde sogar soweit gehen zu sagen, dass diese Entscheidung des Brüsseler Gipfels, die Würde und Integrität der Idee der Europäischen Einigung, die eine Wertegemeinschaft ist basierend auf sozialen Grundrechten, auf Menschenrechten, massiv untergräbt. Denn was sind die Konsequenzen, wenn jetzt Großbritannien sagt, wir machen nicht mit bei den Grundrechten, wir weigern uns, das Verbot der Todesstrafe, das Recht auf freie Meinungsäußerung, die Bildung von Gewerkschaften, das Recht auf Bildung - das alles ist in diesen Grundrechten drinnen, Sie wissen das - umzusetzen. Was machen wir dann zum Beispiel, wenn die Türkei ebenfalls verlangt, von diesen Grundrechten ein Opting Out zu bekommen.

Wir Grüne, meine Damen und Herren, sehen Grundrechte unteilbar, sehen Grundrechte unteilbar in Europa, und deshalb bringen wir heute einen Antrag zu den Grundrechten ein und ich hoffe, dass alle Mandatare und Mandatarinnen in diesem Haus auch zustimmen können. Gerade auch die SPÖ und die ÖVP hat sich ja immer lautstark zu den Grundrechten im Verfassungsvertrag bekannt, zu den unteilbaren Grundrechten, die für alle Länder gelten sollen. 

Und deshalb wird mein Kollege Marco Schreuder - ich selbst darf ja keine Anträge einbringen - die Freude haben, den folgenden Antrag einzubringen, und ich denke wir sollten da wirklich ein politisches Zeichen setzen, dass der Landtag erklärt, dass die wirtschaftlichen und sozialen Grundrechte der Europäischen Union für alle EU-Bürger und Bürgerinnen Gültigkeit haben müssen und einem Opting Out eines Mitgliedslandes in diesem Bereich entschieden entgegenzuwirken ist. 

Meinen zweiten Antrag - meine Redezeit ist leider aus, ich dachte, ich hätte eine längere Redezeit, ich könnte mich aber noch einmal zu Wort melden - aber meinen zweiten Antrag zu den europäischen Mindestlöhnen, zur Kampagne zu den europäischen Mindestlöhnen, wird ebenfalls mein Kollege Marco Schreuder einbringen. Es ist dies ein für Grüne sehr wichtiger Antrag. Sie wissen, es braucht einen politischen Kurswechsel in Europa, es braucht eine verbindliche, gemeinsame Sozialpolitik, einen verbindlichen gemeinsamen Kampf gegen Armut und Arbeitslosigkeit, denn die Instrumentarien, die die Europäische Union bis dato entwickelt hat, sind äußerst unzureichend, sind alle auf unverbindlicher Ebene. Sozialpolitik darf überhaupt nur dann gemacht werden, wenn es den Interessen der Klein- und Mittelbetriebe nicht entgegensteht. Das heißt, wir müssen die Sozialunion, von der auch Bgm Häupl gesprochen hat, dringend mit Leben erfüllen, und eine gute Gelegenheit für den Landtag wäre es, der europaweiten Kampagne für Mindestlöhne, die ja bereits neu ist, und die auch ÖGB-Präsident Rudolf Hundstorfer, ein langjähriges Mitglied dieses Hauses, mit ins Leben gerufen hat, beizutreten. Mindestlöhne wären ausgesprochen wichtig in Europa, gerade im Hinblick auf …

Präsidentin Erika Stubenvoll (unterbrechend): Bitte, die Redezeit ist um! 

StRin Dr Monika Vana (fortsetzend): … laufende Lohn- und Sozialdumpings im Hinblick auf das Ende der Übergangsfristen für Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen, denen die Grünen im Übrigen immer skeptisch bis ablehnend gegenübergestanden sind. 

Und ich denke, es steht nichts im Wege, dass der Landtag diese europaweite Kampagne und diesen Schritt in Richtung Sozialunion heute beschließt. Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Als nächster Redner zum Wort gemeldet ist Herr Abg Dr Tschirf. Ich erteile ihm das Wort.

Abg Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Präsidentin! Herr Landeshauptmann! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Zunächst einmal finde ich es gut, dass in diesem Haus eine solche Diskussion stattfindet, es ist gut, dass wir über Europa diskutieren. Ich sage das deshalb, weil wir als Volkspartei sicherlich in dieser Republik jene Partei sind, die das positivste Verhältnis in der gesamten Geschichte zu diesem Europa hat. Es war bereits in der Zeit von Julius Raab ein Handelsminister Fritz Bock, der schon in den späten 50er Jahren nachgedacht hat, als sich das noch alle anderen in diesem österreichischen Parlament nicht vorstellen konnten, dass Österreich Mitglied der damaligen EWG werden hätte sollen. Ich finde das gut, dass das heute breiter ist und ich bin einer von denen, die 1994, wie viele andere in diesem Haus, sicherlich auch gelaufen sind und ich bin froh, dass damals eine so deutliche Mehrheit für Europa herausgekommen ist. 

Das heißt nicht, dass man nicht einzelne Dinge besser machen könnte und weiterentwickeln sollte, aber allein die Tatsache, wenn ich mir überlege, wie in der Großelterngeneration die Unterschiede zum Beispiel zwischen Österreich und Italien gesehen wurden, oder zwischen Deutschland und Frankreich, schon allein das zeigt, was dieses Europa in diesen 50 Jahren weitergebracht hat. (Beifall bei der ÖVP.) 

Der Landeshauptmann hat zu Recht auch auf Aristoteles zurückgegriffen, auf die griechische Demokratie, auf die Agora, auf das Gespräch der Menschen miteinander und ich glaube, das ist auch für uns hier in diesem Landtag ein Anlass, nicht nur über Europa zu diskutieren, sondern sehr wohl auch darüber nachzudenken, was Parlamentarismus im Jahr 2007 bedeutet, was es bedeutet, Mitbestimmung, Partizipation zu erwecken und entsprechend zu leben. 

So gut es ist, dass wir diese Diskussion führen, so sehr ist sie beispielsweise im Kontrast zu einer Diskussion, die wir wenige Tagesordnungspunkte später führen werden, nämlich zum Thema Valorisierungsgesetz. Denn hier geschieht etwas, was nichteuropäisch ist, nicht für die Konsumenten ist, sondern hier wird mit diesem Valorisierungsgesetz den Wienerinnen und Wienern in die Tasche gegriffen und es fehlt jede parlamentarische politische Kontrolle. Wir sagen daher zu diesem Valorisierungsgesetz Nein. (Beifall bei der ÖVP.) 

Wir sehen nicht ein, dass diese Gebührenlawine, die über die Wienerinnen und Wiener kommt, noch weitergeführt wird, und dass die politische Diskussion nicht mehr möglich ist. Das lehnen wir ab, und das werden wir auch bei diesem Tagesordnungspunkt begründen. Und ich bin froh, dass der Herr Landeshauptmann hier sitzt, er könnte seine Fraktion dazu bringen, dass sie sich das sehr wohl noch einmal überlegt und dass wir dorthin zurückkehren sollten, was notwendig ist, dass wir diese Gebührenlawine den Wienerinnen und Wienern ersparen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich möchte aber auf die Situation von Europa zurückkommen. Die Europäische Union versteht sich dann richtig, wenn sie den Bürgern kommuniziert wird und ihre Anliegen, die sicherlich in ihrem Kern die Anliegen von guten Kaufleuten sind - denn das war eine der Ideen der 50er Jahre -, dass der Friede dadurch herbeigeführt wird, dass der gegenseitige Handel entsprechend intensiviert wird. 

Da ist vieles geschehen, aber genau deshalb ist es auch notwendig, dass vieles auch diskutiert wird. Und da gibt es eine Rechtslage in Österreich, die schon zu Zeiten, als der EWR entstanden ist, nämlich 1992, geschaffen wurde, dass auch die Länder zu Recht beteiligt worden sind. Nur leider bleibt es auf der Ebene der Regierungen der Länder, sofern die Bundesländer – einige haben das getan – nicht die Landtage einbeziehen. Und das ist ein Anlass für mich, auch darauf hinzuweisen, und wenn Sie jetzt sagen, in diesem Haus regiere eine Partei allein, nämlich die SPÖ, dann würde ich der SPÖ empfehlen, sich anzusehen, wie das beispielsweise in Bayern der Fall ist. 

In Bayern regiert die CSU mit Zweidrittelmehrheit, aber lesen Sie nach, was im Parlamentsinformationsgesetz, das aus dem Jahre 2003 stammt, hier an Rechten dem bayrischen Landtag eingeräumt wird. Da wird nämlich den Mitgliedern des Bayrischen Landtages alles das übermittelt, was an Informationen über den Weg der Deutschen Bundesregierung an das Land Bayern, an die Bayrische Staatskanzlei, ergeht. Und nicht nur das, es wird nicht nur ein Stoß an Unterlagen übermittelt, sondern es werden auch Informationen und Zusammenfassungen all der Maßnahmen dargestellt, die im Europäischen Rechtssetzungsprozess vorangehen. 

Ich glaube, dass wir diese Diskussion auch besser zu führen haben, das sage ich durchaus selbstkritisch, weil unser parlamentarisches Verständnis sich ja in Wahrheit in den letzten Jahrzehnten nicht verändert hat, nur die Welt um uns hat sich verändert. Es ist nicht mehr so, dass das, was wir hier im Landtag bestimmen, der Ausgangspunkt ist für das, was geschieht, sondern vielfach haben wir nur mehr das nachzuvollziehen, was aus Brüssel kommt. 

Das heißt, es wäre gerade unsere Aufgabe, oder wir hätten das Recht als Landtagsabgeordnete, eingebunden zu werden, und, Herr Landeshauptmann, Sie haben hier die Möglichkeiten, denn es gibt die Einrichtungen auf Bundesebene, es gibt die Informationen, und ich sage ganz offen, dass das System, wie etwa die Bundesländer auf der Beamtenebene sich akkordieren, kein schlechtes ist. Nur dort bleibt es stehen, und es gibt keine Information hierher, wie das beispielsweise im Bayrischen Landtag der Fall ist. Hier ist ein Aufholbedarf gegeben. 

Und die Europakommission, als sie eingerichtet worden ist, das war im Jahre 1991 oder 1992 nach der damaligen Gemeinderatswahl, die ist ja noch von ganz anderen Voraussetzungen ausgegangen. Das war einfach ein Informationsgremium, und es wäre jetzt die Chance, dass wir einen weiteren Schritt setzen. Und gerade dann, wenn Sie in dieser Situation zu Recht eingemahnt haben, dass es gemeinsame Lobbyanliegen der Städte, der Stadt Wien gibt, könnten Sie sich ja den Wiener Landtag als einen schaffen, der Sie in diesem Anliegen unterstützt. 

Aber wir hören das ja alles nicht. Wir wissen ja nicht, was hier geschieht. Ja, als Zeitungsleser hört man das eine oder andere, oder in Kontakten mit Europäischen Parlamentariern. 

Setzen Sie daher einen Schritt. Mein Appell von diesem Pult her ist, schaffen wir ein Beteiligungssystem dieses Wiener Landtages, das es ermöglicht, dass wir tatsächlich schon in der ersten Phase in die Rechtsetzungsprozesse der Europäischen Gemeinschaft eingebunden werden. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir haben in dieser Erklärung des Herrn Bürgermeister jetzt zu verschiedenen Themen Positionen gehört und ich sage, dass vieles, was gerade die CENTROPE-Region betrifft, unsere Unterstützung findet, weil das wirklich eine Chance ist für die wirtschaftliche Entwicklung. Ich finde es auch interessant im Zusammenhang mit einer gemeinsamen Arbeitsmarkt- und Wirtschaftsförderungspolitik, hier näher zusammenzurücken. Ich glaube, dass man hier auch Ansätze nehmen sollte, die sich in anderen Bereichen Europas finden, etwa bei Regionen wie Nordrhein-Westfahlen, die mit Belgien, mit Holland, vieles gemeinsam auch in der Infrastruktur betreiben, von Wasserversorgung angefangen über verschiedene andere Bereiche, dies aber nicht nur de facto, sondern mit entsprechenden Institutionen. Oder nehmen Sie das, was sich auch in der Bodenseeregion abspielt. 

Wir hätten hier die Chancen, Institutionen zu schaffen, mit denen wir erstmals auch über diese Grenzen drübergehen, die seinerzeit der Eiserne Vorhang gesetzt hat. 

Wir sollten hier von Wien aus bewusst noch mehr Schritte setzen. Ich glaube, gerade wenn man in Wien aufgewachsen ist in den 60er, 70er oder 80er Jahren und noch erlebt hat, wie sich hier der Eiserne Vorhang durchgezogen hat, sollten auch gemeinsame Landtage hier zusammentreffen. 

Warum können wir nicht auch die Region um Bratislava und die Regionen um Györ hier zu gemeinsamen parlamentarischen Versammlungen zusammenholen? Das wären sicherlich Momente, die durchaus nicht nur einen entsprechenden Öffentlichkeitswert hätten, sondern auch zeigen würden, dass wir hier als Politiker in einer gesetzgebenden Körperschaft entsprechende gemeinsame Anliegen haben. Die Wirtschaft und die Zivilgesellschaft ist ja in diesen Fällen schon viel weiter als wir, man braucht sich nur die Schilder von Finanzdienstleistern und ähnlichen anderen Bereichen in diesen Städten und Regionen ansehen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir sollten uns daher nicht damit begnügen, manches zu lamentieren, was Europa betrifft, sondern uns noch stärker in das Ganze einbringen, dass wir uns nicht damit begnügen, dass wir alle ein, eineinhalb Jahre da diskutieren, sondern dass wir als Landtag das ernst nehmen, dass wir von Seiten der Landesregierung auch das alles an Informationen bekommen, was die Bundesregierung den Ländern weiter gibt, dass wir tatsächlich einen intensiven Diskussionsprozess führen können, der uns im Moment einfach nicht möglich ist. 

Wir sollten auch im Zusammenhang mit einer Reform der Österreichischen Bundesverfassung durchaus Wege gehen, wie man mit neuen Verfassungsstrukturen, auch wenn Verfassungsstruktur nicht alles ist, aber der Herr Landeshauptmann hat ja auch in seiner Mitteilung darauf hingewiesen, dass man nicht an dieser Verfassung vorbeigehen soll. Wir haben in Wirklichkeit Strukturen aus den 20er Jahren und müssen die Probleme ein Jahrhundert später lösen. Wir müssen trachten, dass wir auch da neue Strukturen schaffen und diese auch in einer gewissen Öffnung, sodass wir imstande sind, auch die, die uns in der Europäischen Union zugewachsen sind, Gott sei Dank zugewachsen sind, hier mit einzubeziehen.

Ich fasse daher zusammen: Europa ist immer eigentlich eine demokratische Idee gewesen, schon vom alten Griechenland her, und wir müssen uns den Aufgaben stellen. Ich sage auch, dass man noch ein paar Punkte hätte ansprechen sollen, wie etwa die Frage der gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik, weil die geopolitische Situation Europas eine ist, die dies erfordert. Auch die Frage des Umgangs der Städte mit den Städten der angrenzenden Länder, beispielsweise der Westukraine, und Ähnliches. 

Auch hier könnten wir als Wiener einige Signale setzen, weil es soll sich nicht darauf beschränken, dass wir dort zwar Bauwerke der gleichen Architekten wie in Wien finden und heute die gleichen Unternehmen, sondern dass wir sehr wohl auch hier noch verstärkt als Politiker zusammenarbeiten. Das heißt, dass wir das nachvollziehen, was viele andere in Wirtschaft und Zivilgesellschaft bereits getan haben.

Europa ist der Acquis communautaire, aber es ist mehr als das, es ist eine Friedensidee. Brechen wir auf und tun wir von diesem Landtag aus deutlich mehr, dass dieses Europa unser Europa ist. Wir waren als Wien immer im Zentrum dieses Europas und sind es wieder. Bringen wir uns als Wiener Landtag deutlicher in dieses Europa ein. (Beifall bei der ÖVP.) 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Zum Wort gemeldet ist Frau Abg Dr Vitouch. Ich erteile es ihr.

Ich bitte, die Mobiltelefone nicht im Saal zu betreiben.

Abg Dr Elisabeth Vitouch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Herr Landeshauptmann! Meine Damen und Herren!

50 Jahre sind eine lange Zeit. Wenn ich mich so zurück erinnere, es gibt auch Wortmeldungen, die vor 50 Jahren noch unter das so genannte Schmutz- und Schundgesetz gefallen wären, das es zum Glück heute nicht mehr gibt. 

Auch die EU hat sich in dieser Zeit verändert. Vergangene Woche haben die EU-Staats- und Regierungschefs in Brüssel, wie wir alle wissen, darüber beraten, welche Teile des 2004 von allen Mitgliedsstaaten unterzeichneten Textes in einer Regierungskonferenz neu verhandelt werden. 

Die weitaus meisten Änderungen hatte im Vorfeld Großbritannien verlangt und wir werden heute noch bei einem Antrag darauf zu sprechen kommen. Aber auch die Niederlande und weitere EU‑Regierungen forderten, alle den Staatscharakter der Union stärkenden Teile zu entfernen, etwa eine gemeinsame Außenpolitik mit einem gemeinsamen Außenminister. 

Der Präsident des einstigen Verfassungskonvents, Valéry Giscard d’Estaing, hat deshalb auch vor einem verstümmelten Vertrag gewarnt, tatsächlich ist aber ein für alle akzeptabler Kompromiss herausgekommen. Auch, nachdem die polnischen Zwillinge eine Nacht lang „Good Guy/Bad Guy“ gespielt haben. 

Der Ansicht, dass vom EU-Reformvertrag nicht viel übrig geblieben sei, trat schon die Außenministerin Ursula Plassnik in der sonntäglichen TV-Pressestunde entgegen. Sie hat gemeint, mehr als 95 Prozent der Substanz seien erhalten geblieben. Und auch Bundeskanzler Gusenbauer verteidigte den gefundenen Kompromiss, der letztlich doch wieder einen Fortschritt gegenüber den derzeitigen Verträgen darstelle.

Ein Anliegen des Kanzlers wurde vor allem mit der rechtsverbindlichen Grundrechte-Charta verwirklicht. Diese sei ihm und Österreich ein besonderes Anliegen und spiele eine große Rolle für die Glaubwürdigkeit Europas in der Welt. Weiters sei auch erstmals klar die Daseinsvorsorge in dem Mandat selbst festgehalten worden. Die Zusammenarbeit von Polizei und Justiz, die Rechtspersönlichkeit der EU, die Unantastbarkeit bestimmter sicherheitspolitischer Erfordernisse wie die Neutralität, wurden nicht verändert. Der Klimaschutz wurde sogar auf Initiative Österreichs in dem Mandat verankert.

Die Außenministerin kritisierte das auf Drängen Großbritanniens, dass der Europäische Außenminister als hoher Vertreter ja nur noch ein de facto-Außenminister sei, sie lobte aber die nun verankerte Energiesolidarität.

Was ist neu: Das Europaparlament will den gesellschaftlichen Dialog anregen, wie er heute auch schon mehrmals eingefordert wurde, vor allem, um Spannungen zwischen religiösen und ethnischen Gruppen abzubauen. 

Niederlande und Tschechien wollen die Rolle der nationalen Parlamente bei neuen EU‑Gesetzen stärker im Verfassungstext verankern. Es soll also eine so genannte Gelbe Karte für die Kommission geben, die ihre Entwürfe dann rechtfertigen muss.

Die Kommission wird auch schlanker. Sie wird ab 2014 verkleinert, zwei Drittel der Mitgliedsländer entsenden Kommissare nach dem Rotationssystem. Die Stimmgewichtung bleibt zwar bis 2014 zum Vorteil Polens unverändert, danach gilt aber das System der doppelten Mehrheit, also mindestens 55 Prozent der Mitgliedsstaaten und 65 Prozent der EU‑Bevölkerung. Das kann allerdings auf Wunsch bis 2017 verlängert werden, wie es Kollegin Vana erwähnt hat. Es wird wohl auch der Fall sein, aber mit 27 Mitgliedern müssen die Schritte entsprechend akkordiert werden. Zur Blockade einer Entscheidung sind künftig 5 statt bisher 4 Staaten nötig, und der EU‑Ratspräsident wird fix für zweieinhalb Jahre gewählt.

Der Ratifizierungsprozess für diesen Vertrag soll bis zur Wahl des EU‑Parlaments Mitte 2009 abgeschlossen sein, ab dann gilt der Vertrag. Die Eckpunkte des Reformvertrags soll jetzt eine Regierungskonferenz zwischen Ende Juli und Mitte Oktober während der portugiesischen Vorsitzführung ausformulieren. 

Nach der Unterzeichnung - und davon bin ich überzeugt - wird sich die Auseinandersetzung in der EU künftig mehr um Inhalte und weniger um Macht drehen, und ich denke, das ist schon sehr positiv. 

Die Substanz des Entwurfs der ehemaligen EU‑Verfassung – das ist das böse V‑Wort, das so vielen aufstößt – ist also erfreulicherweise erhalten geblieben und im Rahmen – wichtig für Wien – der institutionellen Reform nahezu alle Rechte für lokale und regionale Gebietskörperschaften, die Grundrechte, und das Protokoll für Dienstleistungen von öffentlichem Interesse. 

Die Rolle der Regionen und Kommunen wird eindeutig gestärkt, und es trägt auch wesentlich zur politischen Akzeptanz bei, wenn die Städte als entscheidende Zentren für Forschung und Innovation stärker in die Gestaltung der EU‑Politik eingebunden sind. Der Herr Bürgermeister hat auch erwähnt die Analyse der Lisbon Monitoring Plattform Initiative des Ausschusses der Regionen, der das ebenfalls bestätigt.

Schauen wir uns die Eurobarometer-Daten an. Da zeigen sich im Durchschnitt der letzten Jahre rund zwei Drittel der Österreicher mit dem Funktionieren der Demokratie im eigenen Land zufrieden. Im Hinblick auf das Funktionieren der Demokratie in der EU überwiegt allerdings nach wie vor das Misstrauen. Bei allem grundlegenden Pragmatismus kann man das Verhältnis der Österreicher zur EU am ehesten als kühle Distanz mit mürrischen Untertönen charakterisieren, wie es Meinungsforscher Ulram tut. Die zeitweise Verbesserung des Meinungsbildes 2006 war aber eine Folge der erfolgreichen österreichischen Ratspräsidentschaft. Dennoch werden die Entscheidungsprozesse der EU zum einen als asymmetrisch wahrgenommen - also man vermutet zum Beispiel eine Bevorzugung der größeren Mitgliedsländer, selbst wenn dabei gemeinsame Spielregeln verletzt werden - sowie eine Dominanz von mächtigen Wirtschaftsinteressen. Und zum anderen existieren auch beträchtliche Zweifel an der Rationalität der Entscheidungsabläufe der EU überhaupt.

Auch die vom Herrn Bürgermeister angesprochene Asymmetrie, die durch neoliberale Politik einerseits und die daraus resultierenden Probleme andererseits entsteht, schreit geradezu nach einer Europäisierung der Sozialpolitik, nach der Sozialunion als Eckpfeiler dieser EU. Und daher freut es mich, dass ich als Vertreterin Wiens beim letzten Ausschuss der Regionen am 6. und 7. Juni in Brüssel eine totale Liberalisierung der Postdienste mit verhindern konnte.

Auch beim Treffen der EUROCITIES im Vorfeld der Leipzig Charta Ende Mai konnten wir die Anliegen der Städte betreffend soziale Kohäsion nachdrücklich platzieren. Mein Kollege Karl Dampier wird dazu einen gemeinsamen rot-grün-schwarzen Antrag zur Beteiligung am Global Marshall Plan einbringen.

Schließlich hat der Herr Landeshauptmann ja schon erwähnt, dass es eine intensive Zusammenarbeit 
Wiens mit dem Umland, der Vienna Region, und im CENTROPE, dass es also eine intensive Zusammenarbeit mit diesen 16 Partnern, Städten und Regionen aus dem Vierländereck Tschechien, Slowakei, Ungarn und Österreich gibt. Diese Arbeit wird auch bei einer politischen Konferenz im November, CENTROPE 2008 plus, der Öffentlichkeit vorgestellt werden. 

Ich möchte in diesem Zusammenhang auf das transeuropäische Verkehrsnetz-Projekt TEN 17 hinweisen, das ab 2015 die Strecke Paris-Bratislava in nur 8 Stunden – bisher waren es 14 Stunden – bewältigbar macht. In dieser Magistrale für Europa sind 33 Städte, Verbände und Kommunen entlang der Strecke vertreten, ein Fünftel der Gesamtstrecke von 1 500 km liegt in Österreich. Von Wien nach Salzburg kommt man dann in gut zwei Stunden. Ich denke, die Zeitersparnis im Vergleich zu Flugreisen, ein- und auschecken und vor allem der Umweltaspekt, sind gewaltig.

Hier kann dann auch der eingeforderte Dialog über die Sinnhaftigkeit der bestehenden administrativen Grenzen ansetzen, nämlich, um Standorte im internationalen Wettbewerb besser absichern zu können, wie es heute auch Städtebund‑Generalsekretär Thomas Weninger beim 19. Bürgermeistertag in Wieselburg angeregt hat. Die Steuerungsinstrumente müssen allerdings in konkreten Pilotprojekten unter Einbindung aller 
Sozialpartner erprobt werden. Wir nehmen da das CENTROPE-Leitmotiv „Wir wachsen zusammen - zusammen wachsen wir“. Und das Ganze ist immer mehr als Summe seiner Teile. (Beifall bei der SPÖ.)

Der Herr Landeshauptmann hat schon erwähnt, dass die Verwaltung der grenzüberschreitenden Programme Österreichs mit Tschechien, mit der Slowakei, mit Ungarn, vom Bund an die Länder übertragen wurde, und dass Wien hier sein internationales Know-how einbringen kann.

Ich darf hier auf die heute im Anschluss an den Landtag stattfindende Wiener Vorlesung hinweisen und auf den stattfindenden Empfang des Herrn Bürgermeisters für die drei Nobelpreisträger Sir Richard Timothy Hunt für Physiologie oder Medizin im Jahr 2001, für Richard John Roberts 1993 Physik oder Medizin und Roger Kornberg, Nobelpreis 2006 für Chemie, und möchte hier auch einen Spruch des Dalai Lama zitieren: „Im Zeitalter der Biogenetik hat sich eine Kluft zwischen dem moralischen Denken und den technischen Möglichkeiten aufgetan. Die Frage lautet nicht mehr, sollen wir mehr Wissen erwerben und seine technologischen Potenziale erkunden, mittlerweile stellt sich vielmehr die Frage, wie sollen wir das Wissen und die Macht, die es uns verleiht, in einer sinnvollen und ethisch verantwortlichen Weise einsetzen.“

Ich denke, das passt auch sehr gut zu unserer heutigen Diskussion und möchte noch auf ein besonderes Programm hinweisen, nämlich auf Central Europe, das strategische Projekte im Vorfeld zukünftiger Investitionspolitik fördert. Es ist das das zweitgrößte transnationale Kooperationsprojekt mit einem Fördervolumen von 300 Millionen EUR, einem Verwaltungsbudget von 16 Millionen EUR und es veranstaltet sein Kick-Off-Forum am 2. und 3. Juli im Wiener Rathaus. Mehr als 500 nationale und regionale Teilnehmer aus Deutschland, Polen, Tschechien, Slowakei, Ungarn, Slowenien, Italien, natürlich Österreich und einigen Ländern Südosteuropas sind hier akkreditiert. Vertreter aus der EU-Kommission und dem EU-Parlament werden dann an der Diskussion zum Thema „Regional Policy for Central Europe, Heritage and Future“ teilnehmen.

Wien kann auch dank der kompetenten Beamten des Wiener Magistrats und der polyglotten Mitarbeiter des Wien-Hauses in Brüssel seine Vorreiterrolle im Herzen Zentraleuropas voll ausspielen. Wir haben ja eine große Tradition und praktische Erfahrung in transnationaler Kooperation im Donauraum. 

Und Wien kann auch zum eigenen Nutzen und Vorteil, ich sage nur, Win-win-Situation, Projekte mit europäischem Mehrwert kreieren und befördern, ganz nach dem Motto „Europäisch denken, regional handeln, Wien entwickeln“. Danke. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. Als nächster Redner zum Wort gemeldet ist Herr Abg Mag Gudenus. Ich erteile ihm das Wort.

Abg Mag Johann Gudenus, MAIS (Klub der Wiener Freiheitlichen): Meine sehr geehrten Damen und Herren! Hoher Landtag!

50 Jahre Römische Verträge. Es wurde heute auch sehr viel über die Geschichte gesprochen und auch sehr viel über die Gegenwart. Ich werde versuchen, etwas über die Zukunft zu sagen, die Zukunft der Völker Europas, obwohl es gar nicht sehr angenehm ist, über dieses Thema nachzudenken. In Zeiten nämlich, wo ein Johann Gottfried Herder, der ein Freund Goethes und Schillers war, noch selbst zu ihnen sagen konnte: „Die Völker sind die Taten Gottes.“, diese Zeiten sind nämlich vorbei. 

Es war Heinrich Heine, der einmal gesagt hat: „Wenn es den Kaiser juckt, so müssen sich die Völker kratzen.“ Heute muss man das Wort Kaiser durch EU ersetzen, nur dass es heute eher noch schlimmer ist als zu Zeiten irgendwelcher Kaiserherrschaften, denn wenn es die EU juckt, kommen ihre Völker mit dem Kratzen gar nicht mehr nach, denn heute will man, dass sich die Völker so lange kratzen, bis sie buchstäblich abkratzen. 

Unser Kaiser heißt EU und diese EU will in Wahrheit nichts anderes als die Völker Europas aufzulösen, als den europäischen Einheitsmenschen herzustellen. Die nationalen Unterschiede, die Vielfalt, die der Ursprung des geistigen und kulturellen Reichtums Europas sind, sollen ausgemerzt werden, um die Errichtung einer neuen Diktatur der EU-Lobbys und der Großkonzerne so einfach wie möglich zu machen. Gesagt wird das natürlich nicht. 

Die Abschaffung der Demokratie bezeichnet man beschönigend als EU-Verfassung oder EU-Reformvertrag. Die schrankenlose Zuwanderung, die nur den Interessen der Großkonzerne und dem Lohndumping dient, nennt man eine multikulturelle Bereicherung.

Die Schaffung von Billigarbeitsplätzen, von denen man dann zwei oder drei braucht, um überhaupt leben oder überleben zu können, ist in diesem Neusprech Orwell’scher Prägung eine Arbeitsmarktflexibilisierung.

Diese Welt, die von den Eurokraten installiert wird, erinnert an die Warnung, die Erich Fromm in den 70er Jahren ausgesprochen hat, als seine Warnung vor dem Faschismus mit lächelndem Gesicht nämlich. 

Nehmen wir nun den EU-Reformvertrag, der dieser Tage in Brüssel beschlossen worden ist. Mit ihm wird die Selbstständigkeit der Europäischen Völker unterminiert. Er ist ein bedeutender Schritt auf dem Weg zu einem zentralistischen Bundesstaat, in dem es keine nationale Souveränität mehr gibt, keine nationalen Kompetenzen, keine nationalen Rechte, außer natürlich für ein paar Große. Ein Superstaat, in dem EU‑Kommissionen, die nicht oder kaum demokratisch legitimiert sind, über das Wohl und Wehe der Europäischen Völker entscheiden, und sich wahrscheinlich mehr für das Weh als für das Wohl der Völker entscheiden werden.

Dieser Reformvertrag, diese Verfassung, trägt die Völker und deren Souveränität Europas zu Grabe und man wird den Eindruck nicht los, man will aus Europa eine zweite USA machen, man will Europa zum Wurmfortsatz der Amerikaner machen, und das zeigen auch die Ereignisse der jüngsten Vergangenheit.

Von der Öffentlichkeit weitgehend unbemerkt wurde nämlich am 30. April 2007 in Washington das Rahmenabkommen zur Errichtung einer transatlantischen Wirtschaftsgemeinschaft unterzeichnet, und zwar von EU-Ministerratspräsidentin Merkel und von Kommissionspräsident Barroso von europäischer Seite.

Das Ziel des bis 2015 anvisierten transatlantischen Binnenmarktes liegt auf der Hand. Großkonzerne sollen entlastet werden, billiger produzieren und von Zöllen oder gegenseitigen Kontrollen ungehindert Waren und Dienstleistungen austauschen können.

Wem das vor allem nützt, ist ebenso klar: Der US‑Industrie und den Großkonzernen, aber sicherlich nicht uns.

Die überwältigende Mehrheit der Europäer wünscht sich mehr Unabhängigkeit von den USA, und die überwältigende Mehrheit der Europäer wünscht sich auch keinen EU‑Beitritt der Türkei und keine gemeinsame Verfassung. Aber in all diesen Fällen schert Brüssel der Mehrheitswille in Europa keinen Deut. Das Volk wird als politischer Akteur gezielt demontiert. Der Souverän hat weder Einfluss noch Kontrolle über die Verordnungen, Richtlinien und Rahmenbeschlüsse, die die Kommission und der EU-Rat fabrizieren. Der vormalige Hamburger SPD-Bürgermeister Henning Voscherau hat diese bürgerferne Selbstherrlichkeit sehr treffend als „Kaste vaterlandsloser Arroganten" bezeichnet. Genau das sind die Damen und Herren in Brüssel, die über die Köpfe ihrer Untertanen hinweg tun und lassen, was sie wollen und sich dafür noch Sonderrechte oder unverschämte Prämierungen in ihre Dienstverträge schreiben.

Es darf also nicht verwundern, wenn diese Europäische Union bei den Menschen immer unbeliebter wird, meine sehr verehrten Damen und Herren. Das wird sie trotz geschönter Umfragedaten, trotz manipulierter Eurobarometer. Die Abgehobenheit einer selbsternannten, mit allen Entscheidungsvollmachten ausgestatteten Elite hat mit Demokratie bei Weitem nichts zu tun. Wenn heute schon mehr als die Hälfte unserer Gesetze in Brüssel beschlossen wird, dann sagt das alles über die nicht vorhandenen Einflussmöglichkeiten für einzelne Mitgliedsländer und ihrer Bürger aus. Diese ohnehin rudimentären Einflussmöglichkeiten nehmen weiter ab. Diese Pseudodemokratie, diese Demokratur auf dem Weg in eine ungeschminkte Freihandels- und Konzerntyrannei kann nur deshalb bestehen, weil die so genannten Volksvertreter der Mitgliedsstaaten beim großen Pfründeverteilen artig mitspielen. Das sehen wir leider auch bei den heutigen Wortmeldungen.

Was in unserem Land passiert, ist diesen Herrschaften anscheinend ziemlich egal. Die Entmachtung der Parlamente, die Erosion des Rechtsstaats, organisierte Geldvernichtung, die Zerstörung eines Sozialstaats, das sind halt die notwendigen Opfer für Fortschritt und Wachstum. Wir sagen, sie sind es nicht! Die FPÖ wird niemals akzeptieren, dass österreichische Interessen ausverkauft werden, nur damit ein knieweicher Minister einem Amtskollegen die Schulter tätschelt! (Beifall bei der FPÖ.) 

Aber genau das passiert leider tagtäglich. Man denke nur an Temelin. Man denke zum Beispiel an den ausufernden Alpentransit und die in seiner Folge hochschnellende Zahl von Atemwegserkrankungen der österreichischen Kinder. Es sollten sich die Parteien in allen Staaten hinter ihre gefühlsinteressenstauben Ohren schreiben, wir werden nicht hinnehmen, dass Österreich zum Protektorat von ferndiktierten Arroganten verkommt! Wir werden unsere durch Jahrhunderte erfochtenen demokratischen Werte nicht aufgeben, nur weil man uns ein dubioses Wachstum verspricht, das Großunternehmen und Profithaie reicher, den Durchschnittsbürger aber von Jahr zu Jahr ärmer macht, das Konzerne bevorzugt, Klein- und Mittelbetriebe aber in den Ruin treibt, das minderwertige Massenwaren produziert, den traditionellen Bauernstand aber liquidiert! (Beifall bei der FPÖ.)

Wenn Europa seiner Selbstabschaffung so eifrig zustimmt, wie auch heute in einigen Wortmeldungen zu hören war, führt das wieder zur Kaste der vaterlandslosen Arroganten zurück. Hier demaskiert die EU ihr wahres Gesicht, ein zutiefst undemokratischer Moloch, der unser Geld und unsere Grundrechte verschlingt und stattdessen Identitätsverlust und Multikulti, importierte Kriminalität, eklatante Sicherheitsdefizite, Fremdbestimmung, Bevormundung und Entmündigung bringt. Die Europäer mussten ihre Freiheiten unter großen personellen und materiellen Verlusten erkämpfen. Sie zu bewahren, muss Freiheit an jedem Tag neu erstritten werden. Vielen Europäern ist dieser hohe Wert zu selbstverständlich geworden, um ihn immer wieder aufs Neue gegen Angriffe von außen und von innen zu verteidigen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir werden den Menschen deshalb sagen, dass sie sich heute wehren müssen, wenn sie morgen ohne Ketten dastehen wollen! Wir fordern europäische Vielfalt statt EU-Einfalt! (Beifall bei der FPÖ.)

Präsidentin Erika Stubenvoll: Als nächster Redner ist Herr Abg Schreuder am Wort. Ich erteile es ihm.

Abg Marco Schreuder (Grüner Klub im Rathaus): Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Wir haben jetzt schon sehr oft, immer wieder in diesem Haus, gesagt, dass es sehr schwer fällt, nach der Freiheitlichen Partei das Wort zu ergreifen. Ich wollte das eigentlich nie wieder tun. Es stimmt aber so sehr! Ich frage mich nur nach Ihrer Wortmeldung, Herr Kollege Gudenus, welche Alternativen Sie sich vorstellen und ob Sie vielleicht auch den historischen Aspekt dessen, was Europa darstellt, ein bisschen vergessen. 

Nach Jahrhunderten von Kriegen hat Europa sich dazu durchgerungen, und das hat kein anderer Kontinent auf der ganzen Welt gemacht, zu sagen, wir wollen zusammenarbeiten, wir wollen uns gegenseitig integrieren und wir wollen nicht mehr, dass wir gegeneinander, sondern füreinander und miteinander arbeiten. Herr Gudenus telefoniert. Er kann mir die Alternative vermutlich nicht nennen. Denn manchmal würde man, wenn man die Wortmeldungen der Freiheitlichen Partei hört, den Eindruck bekommen, Ihnen wären Nationalstaaten, die sich wieder gegenseitig bedrohen, statt miteinander zu arbeiten, lieber! (Abg Mag Wolfgang Jung: Haben Sie schon begriffen, was ein Staatenbund ist?) Dabei belasse ich es auch, mehr will ich zur Freiheitlichen Partei gar nicht sagen. (Abg Mag Wolfgang Jung. Das ist auch besser so!)

Ich möchte jetzt vor allem die Rede meiner Kollegin Monika Vana abrunden, indem ich die angekündigten Anträge einbringe.

Der erste Antrag ist ein Beschluss- und Resolutionsantrag betreffend Eintreten Wiens für europaweite Mindestlöhne. Den Hintergrund hat die Kollegin Vana schon genannt. Es geht darum, auch eine Sozialunion zu schaffen, wo nicht die Mitgliedsländer in einem Wettbewerb stehen, wer die geringsten Löhne hat. Den möchten wir jetzt einbringen. Also Beschlussantrag: 

„Der Landtag wolle beschließen: Die Bundesregierung wird ersucht, in den zuständigen EU-Gremien für europaweit verbindliche Maßstäbe für Mindestlöhne einzutreten. Des Weiteren werden auch die Wiener VertreterInnen ...", also wir alle, „... ersucht, in Richtung europaweit verbindliche Maßstäbe für Mindestlöhne zu wirken."

Der zweite Beschluss- und Resolutionsantrag betrifft die EU-Grundrechte. Auch von meiner Kollegin schon ausgeführt, warum wir den einbringen.

„Der Wiener Landtag spricht sich dafür aus, dass die wirtschaftlichen und sozialen Grundrechte der Europäischen Union für alle EU-BürgerInnen Gültigkeit haben müssen und einem Opting-Out eines Mitgliedslandes in diesem Bereich entschieden entgegenzuwirken ist."

Meine Damen und Herren, wir haben dem Landeshauptmann dafür, dass er diese Mitteilung heute im Landtag gemacht hat, eigentlich zu danken, weil es ist äußerst selten, hier die Möglichkeit zu haben, über Europapolitik zu sprechen und das politisch zu diskutieren. Das Interesse dürfte sehr groß sein, vor allem bei der Freiheitlichen Partei. Es sitzt gerade niemand da. Die ÖVP ist auch nicht gerade gut bestückt. Mittagszeit oder liegt es doch an dem fehlenden Europainteresse der Politikerinnen und Politiker hier im Wiener Landtag? Ich lasse einmal offen, das zu beantworten. Aber es ist ein bisschen ein trauriges Spiel, hier zu stehen und sich die Reihen anzuschauen. Schade!

Ein Grund dafür dürfte aber auch darin liegen, dass die Gemeinderätliche Europakommission, dessen Mitglied ich bin, bislang eher einer Veranstaltung gleicht, in der weniger diskutiert werden soll, sondern in der wir die zum Teil auch wirklich guten Erfolge der Wiener Außenpolitik innerhalb der EU erfahren. Wir dürfen uns das anhören, abnicken und dann gehen wir wieder. Wir sind schon länger der Meinung, die in der letzten Europakommission zu der absurden Situation geführt hat, dass ich den Kollegen Jung verteidigen musste. Es ist nun wirklich nicht so, dass der Kollege Jung und ich auf einer politischen Wellenlänge wären, sondern wir sind sozusagen wirklich Gegenpole im politischen Spektrum. Allerdings hat der Herr Kollege Jung etwas gemacht, was in einer Europakommission eigentlich legitim sein sollte. Er hat als Abgeordneter einer Opposition Fragen gestellt und Meinungen geäußert. Ich teile sie nicht, aber er soll das dürfen, so wie wir es dürfen sollen. Ich bitte daher wirklich eindringlich, die Europakommission aufzuwerten und sie zu einer Institution zu machen, die für den Wiener Landtag oder für den Wiener Gemeinderat wesentliche Entscheidungen vorbespricht, zum Beispiel diesen gemeinsamen Antrag des Global Marshall Plans, den wir gut finden. Den möchte ich als Beispiel nennen. Wie wäre es denn gewesen, hätten wir über diesen Antrag, über die Idee dazu vorher in der Europakommission diskutieren können? Das wäre sicher eine Belebung der Demokratie in dieser Stadt, in diesem Bundesland!

Meine Damen und Herren, ich möchte aber auch auf einen anderen Aspekt eingehen, den vor allem Bundeskanzler Gusenbauer als Erfolg wertet. Beim letzten EU-Gipfel, vor Kurzem, am 21. und 22. Juni, haben sich die Mitgliedsländer darauf geeinigt, einen kleinen Satz, eigentlich einen Halbsatz zu ergänzen. Entschuldigen Sie, liebe FPÖ, es ist auf Englisch: „promoting measures at international level to deal with regional or worldwide environmental problems, and in particular combating climate change". Der letzte Halbsatz ist mittlerweile in diesem neu ausverhandelten Vertrag drinnen. Das bedeutet immerhin, und das freut uns sehr, der Klimaschutz ist mittlerweile endgültig auf der europäischen Ebene angelangt. Das war auch längst wichtig. Die Europäische Union ist sicher als eine der reichsten HauptverursacherInnen des Klimawandels dazu verpflichtet, zum Thema Klimaschutz einen Beitrag zu leisten, global voranzugehen und zu zeigen, wie ein Kontinent eine der größten Herausforderungen auf globaler Ebene lösen möchte. Allerdings wird das mit einem Halbsatz nun einmal leider nicht getan sein. Ein besonderer Kampf gegen Klimawandel, das ist der gesamte Satz, der jetzt neu hineingekommen ist. Ohne Maßnahmen zu erläutern, was man genau tun will, wird es zu wenig sein. 

Wenn man den EU-Emissionshandel reformieren will, dann ist das hervorragend. Denn Emissionshandel bedeutet derzeit nichts anderes, als dass sich reiche Länder von ihren Emissionen freikaufen können. Der Flugverkehr soll jetzt hineingenommen werden. Das ist eine gute Idee, allerdings steht in dieser Vereinbarung zwischen den EU-Mitgliedsstaaten, es darf nicht den Wettbewerb beeinträchtigen. Hier sind wir bei einem ganz symbolischen Kernproblem, auch der Europäischen Union. Der Wettbewerb steht vor dem Klimaschutz, statt dass der Klimaschutz in erster Linie das Ziel der Europäischen Union ist und sich dieser Wettbewerb nach diesem Hauptziel zu richten hätte. Das kann so nicht funktionieren! 

Der Herr Landeshauptmann hat einen weiteren sehr wichtigen Aspekt erläutert und hat gesagt, Wien hat eine besondere Rolle bezüglich der Staaten in Südosteuropa. Das sehen wir auch so. Das ist nicht nur historisch und das hat schon gar nichts mit Habsburgnostalgie zu tun, das hat vor allem damit zu tun, dass Wien beziehungsweise Österreich in einer besonderen Art und Weise im geopolitischen Raum Europa liegt, dort, wo die großen Sprachfamilien zusammenkommen, zum Beispiel die slawische, die romanische, die deutsche Sprache zusammenkommen, und die ungarische auch noch, also eine exotische Sprache innerhalb Europas, wenn man so will, als Nachbarland funktioniert. Mitten in dieser kulturellen Vielfalt liegt Europa. Deswegen stimmt es auch nicht, was Herr Gudenus spricht. Wir sprechen heute von 50 Jahren Römische Verträge und die Ungarn sprechen immer noch Ungarisch, in Wien spricht man, nicht nur, aber noch immer ganz gern Deutsch (Abg Mag Wolfgang Jung: Und was heißt das?), in den Niederlanden spricht man Niederländisch, in Schweden spricht man Schwedisch. (Abg Kurth-Bodo Blind: Ist das etwas Neues?) Nein, aber Sie sagen, man will einen europäischen Einheitsmenschen machen. Nach 50 Jahren Römische Verträge zu behaupten, diejenigen, die seit 50 Jahren Mitglied dieser Europäischen Union oder vorher der Europäischen Gemeinschaft sind, werden Einheitsmenschen, ist einfach Blödsinn, tut mir leid! (Beifall bei den GRÜNEN. - Abg Kurth-Bodo Blind: Das gibt jetzt aber einen Ordnungsruf!) 

Aber natürlich darf man nicht vergessen, auch europäisches Denken, Europapolitik und EU-Politik sind nicht immer dasselbe. (Beifall von Abg Mag Johann Gudenus, MAIS) Es gibt auch in Nordwesteuropa zwei Staaten, ich nenne sie jetzt einmal Norwegen und Island beispielsweise, die immer wieder darüber diskutieren, ob sie der Europäischen Union beitreten wollen oder nicht. Diese zwei Staaten kämpfen einen unglaublich immensen Kampf gegen Schwarzfischerei. Illegal gefischter Kabeljau aus dem Nordatlantik findet aber seine Abnehmer und Abnehmerinnen innerhalb der Europäischen Union. Diese zwei Länder, die wir manchmal zum Beispiel auf Grund des Walfangs zu Recht sehr kritisieren, kämpfen wirklich damit und fühlen sich von der EU durchaus sehr oft im Stich gelassen. Auch hier hat die EU unglaubliche Herausforderungen zu bewältigen und soll diese befreundeten Staaten in ihrem Kampf nicht alleine lassen. Das ist uns ganz wichtig. 

Weil wir so oft von der „Vienna Region“ sprechen, ich finde „CENTROPE" besser. Vienna Region hat ein bisschen etwas Arrogantes. Man nimmt Wien sozusagen als Namensgeberin für eine ganze Region. Ich weiß nicht, ob die Menschen in Bratislava so zufrieden damit sind, dass wir ihre Region nach unserer Stadt nennen. Ich würde es jetzt einmal nicht tun. Bleiben wir beim Ausdruck „CENTROPE". 

Was kann Wien im Rahmen der Vorbildhaftigkeit tun, um zum Beispiel zum Klimaschutz in Europa beizutragen? Wir haben es Ihnen in den letzten Wochen und Monaten hier im Landtag und Gemeinderat sehr oft gesagt. Wenn Wien es schaffen würde, eine Klimamusterstadt zu werden und das auch in CENTROPE gut argumentieren kann und zeigen kann, wie es geht, dann könnte man doch einiges bewirken. Wir haben es Ihnen schon oft gesagt, ab 1. Jänner 2008 könnte jedes neu gebaute Haus in Wien ein Passivhaus sein oder im Passivhausstandard gebaut werden. Wir könnten unseren Strombedarf bis 2002 energieautark gestalten. Ich möchte jetzt nicht alles wiederholen, was wir gefordert haben. Wir haben dazu vor Kurzem auch eine Dringliche Anfrage gehabt. Wir haben das gut genug erläutert. Aber auch hier möchte ich den europapolitischen Aspekt dieser Forderung wirklich unterstreichen. Wenn Wien eine Musterstadt sein will, und man hört das ja so oft, dann hätte Wien die einzigartige Möglichkeit, das auch zu tun und muss es einfach nur tun. Dazu fordern wir Sie auf! - Vielen Dank. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Zu einer tatsächlichen Berichtigung hat sich Frau Dr Vitouch zum Wort gemeldet. - Bitte sehr.

Abg Dr Elisabeth Vitouch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren!

Wir haben inzwischen zwei tatsächlichen Berichtigungen. 

Die Vienna Region ist nicht das gleiche wie CENTROPE. Die Vienna Region ist Wien, Niederösterreich, Burgenland, hat also nichts mit dem Vierländerverbund zu tun. Das ist das eine. 

Das Zweite: Ich muss die unheilige Allianz zwischen dem Marco Schreuder und dem Herrn Mag Jung doch stören. Laut Geschäftsordnung für die Gemeinderätliche Europakommission sind Fragen, Diskussionsbeiträge an die Vorsitzende zu richten, nicht aber an eingeladene Gäste. Das war es. - Danke. (Abg Mag Wolfgang Jung: Das waren aber keine Gäste, sondern Auskunftspersonen! - Abg Dr Elisabeth Vitouch, auf dem Weg zu den Bankreihen: Die Frau Dienstl war aber ein Gast!)

Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr Abg Mag Gerstl. Ich erteile ihm das Wort. 

Abg Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Der Beginn der Diskussion heute hat mich lange darüber nachdenken lassen, wie ich denn nun auf die Wortmeldungen der beiden anderen Oppositionsparteien in diesem Hause reagieren soll. (Abg Harry Kopietz: Ich befürchte, die Nachdenkpause war zu kurz!) Wahrscheinlich. Ich ziehe mich einfach darauf zurück zu sagen, das Thema ist zu wichtig, als hier auf Argumente einzugehen, zu denen ich, milde formuliert, nur sagen kann, dass sie wenig bis unkritisch reflektiert sind. Denn ich glaube, es ist einfach viel zu wichtig, dass Österreich und Europa untrennbar miteinander verbunden sind und wir darüber immer Bescheid wissen sollten. 

Österreich und Europa ist eine Erfolgsgeschichte. Österreich und Europa haben sich wechselseitig entwickelt, beide nicht zu ihrem Schaden. Österreich und Europa ist eine sehr lange Geschichte. Wir haben lange darauf gewartet, ein Teil des vereinten Europas zu sein. Es ist richtig, wenn darauf hingewiesen wird, dass Europa nicht gleich die EU ist. Aber es ist wichtig, darauf hinzuweisen, das die 27 Staaten in Europa etwas ganz Besonderes in Europa sind und dass diese Staaten nicht abgeneigt sind, die anderen Staaten, die in Europa sind, noch aufzunehmen, auch wenn wir das alles sehr kritisch machen müssen und wir uns immer dessen bewusst sein müssen, wie weit heute der Rahmen für morgen gesteckt werden kann. 

Wir wissen alle, dass die letzte Erweiterungsrunde, ich würde sagen, eine etwas gewagte Erweiterungsrunde war, eine Erweiterungsrunde, wo wir nicht genau wussten, wo der Weg hinführt, ob die Reformen in diesen Ländern überall eingehalten werden und ob der Acquis communautaire dort auch wirklich die Zielrichtung haben wird. So versteht es sich heute eigentlich ganz von selbst, dass der EU-Justizkommissar Frattini Bulgarien und Rumänien, ich würde sagen, zur Ordnung ruft im Hinblick auf die Reformen, die sie im vergangenen Jahr noch nicht durchgeführt haben. Es ist auch ein Teil von Europa, aber es soll uns nicht davon abhalten, dass wir davor zurückschrecken und sagen, wir wollen nicht mehr zusammenarbeiten. 

Den Weg in die andere Richtung, der hier vielleicht auch von einzelnen Rednern aufgezeigt worden ist, dass man den Menschen glauben machen möchte, dass es sinnvoller sein kann, in seinem eigenen Schrebergarten zu bleiben und nicht über den Zaun hinauszuschauen, müssen wir, glaube ich, zurückweisen. Es ist wichtig, dass wir das gemeinsame Ganze sehen. Es ist wichtig, dass wir unser Haus gemeinsam regeln, dass wir es schützen und darüber hinausblicken. So versteht es sich von selbst, dass sich Österreich vorgenommen hat, im Zuge der Schengen-Erweiterung einen doppelten Sicherheitsgürtel um Österreich zu legen, einen Sicherheitsgürtel, der auf der einen Linie heißt, wir haben entsprechende Kooperationen mit unseren Nachbarstaaten, aber auf der anderen Seite hat sich auch Österreich dazu festgeschrieben zu sagen, wir reden mit den Ländern, die außerhalb der Europäischen Union liegen und versuchen, mit diesen Ländern eine entsprechende Kooperation zu führen.

So ist es ganz selbstverständlich, dass wir mit der Ukraine in einen verstärkten Dialog gehen. Es ist auch ganz selbstverständlich, dass wir in einen verstärkten Dialog mit den Schwarzmeerländern gehen. Es wird danach, und da bin ich auch dem Landeshauptmann sehr dankbar, dass er den Westbalkan hier besonders erwähnt hat, notwendig werden, dass wir nach dem Schritt der Erweiterung am Balkan auch darüber reden und diskutieren müssen, wie es nun mit den afrikanischen Ländern ausschaut, die an das Mittelmeer angrenzen. Denn es gilt hier sicherlich auch, einen Raum der gemeinsamen Sicherheit über den gesamten Mittelmeerraum zu schaffen. 

Meine Damen und Herren, Österreich und Europa ist zu wichtig, als an diesem Rednerpult oder bei anderen Redegelegenheiten zum Spielball populistischer Ideen zu werden! (Beifall bei der ÖVP.) 

Ich halte es für ausgesprochen notwendig, dass wir dieses Thema weiterentwickeln und dass wir es gemeinsam weiterentwickeln. So freue ich mich auch, dass die beiden großen Parteien in diesem Lande versuchen, diese Wege gemeinsam zu beschreiten. Ich halte es für notwendig im Interesse der Bürgerinnen und Bürger dieses Landes sowie im Interesse der Wienerinnen und Wiener. Ich möchte, dass wir bei aller Unterschiedlichkeit der politischen Werthaltung eine Form der Diskussion in diesem Land finden, die uns, was Europa betrifft, nicht auf die populistische Ebene zurückführt. Ich halte es für wichtig, dass wir die Ausrichtung diskutieren. 

Das, was der Landeshauptmann in seiner Mitteilung hier zum Ausdruck gebracht hat, wird wahrscheinlich nicht in allen Bereichen die Zustimmung der Österreichischen Volkspartei finden. Das einseitige Festhalten und das einseitige Diskutieren über eine Abschaffung eines freien Markts wird wahrscheinlich nicht die ausschließlich richtige Situation sein. Aber darüber zu diskutieren, wo die Grenzen des freien Markts sind, wird sehr wohl notwendig sein. 

Auf der anderen Seite zu sagen, wir brauchen eine Sozialunion, kann wahrscheinlich dem Grund nach auch unterschrieben werden. Aber wie und in welcher Form das ausgestaltet wird, denke ich mir, da wird es auch Unterschiede zwischen SPÖ und ÖVP geben. Aber es ist wichtig, dass der Diskurs dafür eröffnet wird, der Diskurs, den ich in Wirklichkeit von Bundeskanzler Gusenbauer in dieser Form etwas vermisst habe, dass wir den Diskurs über die Weiterentwicklung der Europäischen Union führen. Daher bin ich dankbar dafür, dass der Landeshauptmann diesen Diskurs nun aufgenommen hat. (Beifall bei der ÖVP.) 

Ich halte es für wichtig, dass wir auch über die Fortführung der europäischen Erweiterung im Bereich des Westbalkans diskutieren. Warum ist das so wichtig? Wir haben nun in Wirklichkeit im europäischen Zentralraum bereits alle Staaten innerhalb der Europäischen Union. Es gibt einen Flecken, der offen ist. Das ist der Balkan. Wir haben in diesem Bereich eine erhöhte Form von Kriminalität, die dort einerseits als Transitland und andererseits als Ursprungsland die Europäische Union bedroht. Nur eine Form der Zusammenarbeit mit diesen Ländern macht es möglich. Die Stadt Wien hat in einigen Ländern des Westbalkans bereits einige Büros errichtet, aber noch nicht in allen. Ich würde vorschlagen, dass wir in allen Staaten des Westbalkans und nicht nur in bestimmten Staaten für verstärkte Kooperation sorgen.

Meine Damen und Herren, ich glaube, wenn der Landeshauptmann hier gesagt hat, dass die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter dieses Hauses, vor allem die Angestellten der Gemeinde Wien, viel dazu beitragen, dass hier vieles geleistet wird, dann unterschreiben wir das. Aber wir möchten danach auch ein kritisches Wort richten, was die Auslagerung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter und der Erweiterung in Richtung der Verbindungsbüros in manchen Staaten betrifft, die aus unserer Sicht mit viel Geld und wenig Kontrolle nur von einem privatwirtschaftlich geführten Unternehmen durchgeführt werden. Die Verträge, die wir hier abgeschlossen haben, wurden vom Kontrollamt entsprechend kritisiert. 146 Millionen EUR für die Compress-Büros ohne entsprechendes Controlling zur Verfügung zu stellen, ist nicht das, was wir uns von innerstaatlicher Kontrolle eigentlich erwarten. 

Aber ich möchte auch die Arbeit der Beamten in dem Bereich der Erweiterung der EU dazu heranziehen, dass wir über die Mittel, die der Landeshauptmann nun erwähnt hat, nämlich 26 Millionen EUR, die in Zukunft durch die Strukturfondsmittel Wien von 2007 bis 2013 zur Verfügung stehen werden, einen entsprechenden Diskurs eröffnen. Das erwarte ich mir, Frau Kollegin Vitouch, von einer Europakommission, dass wir auch darüber diesen Diskurs eröffnen und dass wir die Vergabe und den Einsatz dieser Mittel nicht nur auf Beamtenebene belassen, sondern dass wir das auch in die politische Diskussion hineinführen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Der Landeshauptmann hat gesagt, es ist wichtig, dass wir auch administrative Grenzen überwinden müssen. Ich glaube, wenn er das auf europäischer Ebene gesagt hat, unterschreiben wir das. Aber ich glaube, wir müssen das auch auf die österreichische Ebene herunterdrücken und auf der österreichischen Ebene für sicher annehmen, dass es noch immer viele Infrastrukturprobleme zwischen Wien und Niederösterreich gibt, weil es eine Landesgrenze gibt. Das sollte auch überholt werden. Ein interregionaler Finanzausgleich, der über dieser Verwaltungsgrenze steht, wäre zum Wohl der Wienerinnen und Wiener und der Menschen, die im Umland leben, längst an der Zeit.

Meine Damen und Herren, Bundeskanzler Gusenbauer hat vor der Wahl sehr kritische Worte zur EU gefunden. Wir freuen uns, dass sein Regierungsamt nun dazu führt, dass er heute die Verhandlungen, die knapp vor dem letzten Wochenende stattgefunden haben, unterstützt. Wir freuen uns, dass er in dieser Hinsicht nun etwas gelernt hat. Wir freuen uns, wenn er diesen Lernprozess öffentlich noch stärker thematisiert. Aber wir sagen auch, er soll sich von Dingen distanzieren, die er in der Vergangenheit, vielleicht aus einem Übermut in der Wahlkampfführung, gesagt hat, die aber heute nicht mehr notwendig sind, vor allem, weil sie falsch waren. 

Eines hat er bereits zugegeben: Vor der Wahl sprach er von einem Steuerdumping, das auf EU-Ebene beendet werden müsste. Heute fährt er nach Deutschland und darf gegenüber der Bundeskanzlerin und derzeitigen Ratsvorsitzenden Merkel festhalten, wie gut es ist, dass die österreichische Bundesregierung in der Vergangenheit die Steuern nach unten geschraubt hat. Das nun als Richtung für die anderen Länder zu nehmen und darin etwas Positives zu erkennen, ist, glaube ich, notwendig, so notwendig, dass der Herr Bundeskanzler nunmehr bereits erfreut ist, dass er als Gesprächspartner am Gipfel des Öfteren genannt worden ist, wie er den österreichischen Medien bekannt gegeben hat. Auch wenn man im Internet und in den internationalen Medien nach diesen Meldungen sucht und sie nicht findet, freuen wir uns trotzdem, wenn er glaubt, sie gegeben zu haben. 

Meine Damen und Herren, wir von der Österreichischen Volkspartei wollen auf alle Fälle diese Europäische Union fortführen. Wir wollen mit den Partnern in den Ländern und mit den Parteien in Österreich dieses Erfolgsprojekt fortführen, denn es geht um ein Erfolgsprojekt, das, wie mein Vorredner von den GRÜNEN gesagt hat, unvergleichbar in Europa und in der Welt ist. (Beifall bei der ÖVP.) 

Ein Projekt, das Frieden gebracht hat. Das ist das größte Ziel, das wir in diesem Lande haben und das wir als Politiker, glaube ich, auch haben müssen, Sicherheit den Menschen zu geben, Verantwortung den Menschen zu geben und dafür zu arbeiten und alles andere diesen Prinzipien unterzuordnen. (Beifall bei der ÖVP.)

Meine Damen und Herren, wenn diese Mitteilung dazu führen sollte, dass die Europakommission und die politischen Verantwortungsträger in der Stadt Wien vermehrt den Diskurs mit den politischen Parteien über die Weiterentwicklung der Europäischen Union und der Nutzung der Finanzmittel in Wien suchen, dann freut es uns. Wenn diese Mitteilung nur dazu gedient hat, dass wir eine Mitteilung in einem Jahr abgeben und auf die nächste Mitteilung im nächsten Jahr warten müssen, dann war die Mitteilung leider fast umsonst. In diesem Sinne hoffen wir auf konstruktive Gespräche in den nächsten Monaten. (Beifall bei der ÖVP.) 

Präsident Heinz Hufnagl: Als nächster Redner ist der Herr Abg Dampier zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm. 

Abg Karl Dampier (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Herr Präsident! Hoher Landtag! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

50 Jahre, runder Geburtstag, in dem Fall der Europäischen Union. 50 Jahre, ein runder Geburtstag, ist sowohl im Familienkreis als auch überhaupt in Österreich ein Grund zur Freude und zum Feiern. (Abg Mag Wolfgang Jung: Zum Feiern gibt es nichts!) - Herr Kollege Jung, ich möchte es sachlich machen! Ersparen Sie sich daher Zwischenrufe! Ich werde auf Sie auch sehr wenig eingehen! - Dieses Jubiläum gilt es nämlich auch in Würde zu feiern. Daher werde ich auf zumindest zwei Wortmeldungen, die hier geschehen sind, nicht wirklich eingehen. Es ist zu so einer Stunde notwendig, sich selbst die Entwicklung und die Geschichte noch einmal vor Augen zu führen. Es ist notwendig, Bilanz zu ziehen, Positives und Negatives, das geschehen ist, zu sortieren, kritisch zu hinterfragen und, letztlich müssen es nicht immer 50 Jahre sein, doch auch in die Zukunft zu blicken. Ich werde mir dann auch noch erlauben, den Resolutionsantrag, den drei Parteien sehr ernst nehmen und einbringen, nämlich die SPÖ, die ÖVP und die GRÜNEN, vortragen und einzubringen. Bei den beiden Anträgen der GRÜNEN kann ich vorwegnehmen, die Sozialdemokratische Fraktion und natürlich auch ich werden diesen zustimmen. 

Frau Kollegin Vitouch hat schon einen Satz von einem Meinungsforscher gesagt, der in einer Meinungsumfrage vor Jahren sozusagen die Titelseite war. Unter anderem ist dort, auch noch einmal anders formuliert, gestanden: „Kritische Staatsbürger oder mürrische Zuseher? Was sind die Europäer, was sind die Österreicher?" Mein Standort ist bei den kritischen Staatsbürgern und die Meinung meiner Fraktion, soweit ich das von Diskussionen kenne, auch. Offenbar halten es auch die Volkspartei und die GRÜNEN so. Bei den mürrischen Zuhörern oder Zusehern müsste man zumindest bei einer Partei im Raum, bei der FPÖ, noch die mürrischen Redner ergänzen, aber das ist eigentlich noch harmlos formuliert. 

Bei allen Fehlern, die überall in der Politik und auch in der Europapolitik geschehen, überwiegt das Positive an diesem großartigen Projekt. Politik darf nichts Starres sein. Politik über die Grenzen einer Stadt, über eines Landes schon gar nicht. Rechtspopulistische Meinungen bis zum Radzurückdrehen in eine andere Zeit, die fast keiner mehr will, das darf da nicht geschehen. Da gehört kritisiert vor Ort und zur Stunde, wenn einem etwas nicht gefällt. Da gehört aber auch gelobt, gedankt und geehrt für die großartigen Taten in der Vergangenheit. 

In einer EU-Broschüre unseres Wiener Europabüros steht als Überschrift „Glückliche Europäer mit gemeinsamen Sorgen". Wenn man sich sonst in der Welt umschaut, kann man das tatsächlich, zumindest ich, unterstreichen. Ich will mich da nicht auf Statistiken und Zahlenspielereien einlassen, möchte aber doch sagen, wenn man die Meinungen in Europa und in Österreich zu Europa, zur EU sozusagen, erfragt, so ist es sicher wie eine Sinuslinie, vielleicht nicht ganz so stark als beim Wechselstrom, aber doch einmal eher oben, einmal eher unten. Aber eines zeigt sich immer, dass doch eine Mehrheit vielleicht nicht immer sehr zufrieden, aber doch ziemlich zufrieden oder überhaupt zufrieden ist. (Abg Mag Wolfgang Jung. Wie war das? Alle sind vollauf zufrieden?) - Sie sind halt in dem Fall nicht die rühmliche, sondern nur die Ausnahme, Kolleginnen und Kollegen von der FPÖ! (Beifall bei der SPÖ. - Abg Dr Herbert Madejski: So einen Schwachsinn habe ich noch selten gehört!)

Sie haben wahrscheinlich nicht ganz zugehört. Aber es macht nichts. Ich habe nämlich drei Begriffe genannt. Ich habe nicht nur „sehr zufrieden" und „ganz zufrieden" gesagt. Überhaupt nicht zufrieden ist eigentlich eine einstellige Prozentzahl. Das geht nicht einmal ins zweistellige. Das geht nicht einmal in die Richtung, wo eine Partei, die dagegen redet, irgendwann einmal dadurch Stimmen gehabt hat und es sich nicht mehr verdient hat, weswegen die Wähler auch so entschieden haben. 

Meine Damen und Herren, die ersten Jahrzehnte in den letzten 50 Jahren haben nicht alle, die hier im Saal sind, erlebt. Einige schon, so wie ich. Ich bin ein Kind der Nachkriegsgeneration, 1948 geboren. Ich habe in meinem Leben persönlich und auch in der Diskussion um die Europäische Union schon sehr viele Lernprozesse mitgemacht. Aber trotzdem bin ich den Frauen und Männern der ersten Stunde für diesen mutigen Schritt 1957 und davor, denn die Vorberatungsarbeiten beginnen ja Jahre davor, in schweren Zeiten, der Herr Landeshauptmann hat das eingangs auch erwähnt, sehr dankbar. Das muss man bei so einer würdigen und freudigen 
50-Jahre-Feier auch sagen. Sie haben damals, das kann man ruhig sagen, von einem Europa ohne wirkliche Grenzen geträumt. Sie haben damals geträumt, ich kann mich als Volksschulkind daran erinnern, als es in Wien selbst noch Grenzen gab, weil in Wien damals die Reichsbrücke nicht „Reichsbrücke", sondern „Brücke der Roten Armee" geheißen hat und weil Vier im Jeep gefahren sind, die vorher Befreier, dann Besatzer und letztlich die Signatarmächte des Staatsvertrags waren. (Abg Kurth-Bodo Blind: „Besatzer" ist ein grässliches Wort, Herr Kollege!)

Ich habe aus der Geschichte gelernt. Ich kenne die Geschichte. Die jüngste Geschichte habe ich auch miterlebt. Was davor war, habe ich in vielen Seminaren und Schulen und Gott sei Dank auch von meinen Eltern und Großeltern mitbekommen. Ich freue mich daher auch über Kleinigkeiten im Alltag. Ich freue mich nicht nur, wenn drei Parteien heute hier einen Antrag gemeinsam einbringen und den beiden von den GRÜNEN zumindest die Sozialdemokratische Partei zustimmen wird. Ich freue mich, weil bei diesem Jubiläum in der Stadt bunte Straßenbahnen mit dem 50-Jahre-Logo der Europäischen Union fahren, weil ich mich eben an Zeiten in Wien zurückerinnern kann, zwar nur als Kind, wo Fahrzeuge in der Donaustadt Richtung Bahnhof fuhren, die Ketten drauf hatten, nämlich die Panzer der Roten Armee, die verladen wurden, um das Land rechtzeitig vor dem 26. Oktober 1955 zu verlassen. Diesen mutigen Männern und Frauen, muss man im Nachhinein, ich sage es noch einmal, sehr dankbar sein. 

Die Zeit ging dann schnell weiter. Aus dem Europa der zunächst Sechs sind jetzt 27 geworden. Der Weg wird weiter fortgesetzt. Wie lange der Prozess noch dauern wird, wie viele Diskussionen es noch geben wird, weiß keiner von uns. Es wird Parteien in diesem Hohen Landtag geben, die produktiv mittun. Es wird Personen geben, die produktiv mittun. Meine Fraktion und ich selbst werden dabei sein. Andere auch, einige wenige nicht, soll sein.

Wenn hier teilweise doch in der einen oder anderen Wortmeldung so getan wurde, als ob es nicht wirklich positive Ansätze gab, so muss man sagen, das stimmt nicht. Wenn man in den Bereich der Telekommunikation schaut, wenn man in den Bereich des Energiewesens schaut, ist schon auch zu erkennen, dass ein Umdenken stattgefunden hat und nicht alle Preise teurer geworden sind. Man braucht nur ehrlich zu sich selbst zu sein, dann weiß man das.

Die Europäische Union ist sicher sehr oft problematisch, überhaupt die globalisierte Welt, aus der Sicht der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer zu betrachten. Man muss aber schon sagen, dass die betriebliche Mitbestimmung europaweit gefördert wird, 1994 beispielsweise durch die Gründung Europäischer Betriebsräte oder was den Gesundheitsschutz am Arbeitsplatz betrifft, dass doch auch einiges auf nationaler und auf europäischer Ebene geschehen ist.

Die Europäische Union erleichtert das Reisen innerhalb der EU. Grenzübertritte sind unkomplizierter. Manches wird billiger bis in Regionen, wo ich mich selbst frage, ich meine zum Beispiel die Flugreisen: Wie soll das weitergehen? Es stimmt überhaupt nicht, dass alles teurer wird.

Dass der Euro keine harte Währung ist, höre ich von mancher Oppositionspartei. Stimmen tut es nicht, das beweisen alle Statistiken. 

So könnte man diese Liste fortsetzen, aus Zeitgründen kann ich das leider nicht tun.

Ich möchte, wie gesagt, auf einige Vorredner kurz eingehen, bevor ich dann noch die Anträge bringe und Schlussbemerkungen machen möchte.

Kollege Tschirf, der jetzt nicht da ist, man möge es ihm ausrichten, bei aller Wertschätzung für den damaligen Bundeskanzler Raab, den ich auch persönlich noch gekannt habe, nehmen Sie bitte zur Kenntnis, dass es Fraktionen wie die Sozialdemokratische Fraktion und auch Politiker und Spitzenpolitiker der Sozialdemokratie gibt, die schon lange beim europäischen Gedanken durchaus im Wesentlichen positiv dabei sind, aber vielleicht für die Meinungsbildung vor der Abstimmung in unserem Land etwas Zeit gebraucht haben, wie ich selbst auch! Das ist nichts Schlechtes, wir sind in einer Demokratie, wenn man vor einer Entscheidung, vor einer Abstimmung die Dinge noch gut überlegt. Ich war damals schon Mandatar, zwar nicht hier, aber auf Bezirksebene, und habe mich ganz offen gefragt, was es mir persönlich bringt, wenn ich zu diesem Europa Ja sage. Denn ganz so wie die GRÜNEN habe ich das nicht zusammengebracht, dass ich sage, ich stimme mit Ja, aber ich bin nicht für die EU. Das habe ich so für mich nicht sehen können. Ich habe mir gedacht, wenn du es für dich selbst schon nicht machst oder wenn du dir vielleicht doch ein bisschen schwer tust, und ich gebe zu, ich habe mir da durchaus schwer getan, dann mache es für deine Kinder. Ich habe deren drei. Auch da hat mir die Geschichte recht gegeben. Meine Tochter ist heute Biochemikerin in einem großen Konzern und ist arbeitsplatzmäßig gut in Europa unterwegs. Daher war meine Entscheidung nicht nur politisch allgemein, sondern, glaube ich, auch von mir aus persönlich gesehen, richtig.

Ich möchte auch noch den Damen und Herren der Stadt danken, egal, wo immer sie tätig sind, in den Abteilungen, in den Büros, die die außenpolitische Arbeit tätigen. Das ist keine leichte Aufgabe, eine sehr umfangreiche Arbeit. Ich mache das manchmal auch, dass ich ins Europabüro gleich vis-à-vis vom WWFF gehe. Das machen wahrscheinlich nicht alle in diesem Haus. Zumindest wahrscheinlich zwei von den Wortmeldern waren dort noch nicht, weil sonst würden sie dort hören, dass rund 80 Prozent der Besucher, die dort hinkommen, mit Fragen kommen, die sie entweder gleich oder zu einem späteren Zeitpunkt positiv beantwortet bekommen und im Wesentlichen, auch wenn sie es nicht laut hinausposaunen, mit dieser Europäischen Union und mit dem Verhalten der Politiker dieser Stadt und dieses Landes, auch dieser jetzigen Regierung, durchaus zufrieden sind. Natürlich gibt es, wie überall, auch Fragen, die man nicht positiv beantworten kann. Daher gibt es auch einen ganz verschwindenden Prozentsatz, der dort hineingeht, negativ eingestellt ist, dann hinausgeht und wieder negativ eingestellt ist. Da soll man sich bitte auch einmal die Arbeit antun und sich die Dinge vor Ort, nicht in Europa allein geographisch, sondern zumindest in auswärtigen Büros oder Standorten der Stadt anschauen.

Auf die nächsten 50 Jahre muss man natürlich auch bauen. Ich komme dann schon bald zu unserem Antrag. Was haben wir, wie ich meine, für Aufgaben? Ich vergleiche die Erweiterung Europas immer wieder mit dem Bau eines Hauses. Die Gründerväter und -mütter waren die Architekten, die Baumeister, die Poliere und Handwerker in Wahrheit zugleich. Eine große Tat, nicht einfach, wenn man, so wie ich, weiß, wie auf Baustellen gearbeitet werden muss. Wir haben auch ein Inventar bekommen. Wir sind aufgerufen, den Garten zu pflegen, das Inventar zu pflegen, allfällige Sanierungsmaßnahmen zu machen. Wir haben natürlich auch die Aufgabe, das ist besonders wichtig und das verkennen einige, über den berühmten Gartenzaun zu schauen. 

Daher möchte ich diesen Beschluss- und Resolutionsantrag gemeinsam mit meinen Kollegen Dr Elisabeth Vitouch, Erich Valentin, Marianne Klicka, Mag Wolfgang Gerstl, Dr Franz Ferdinand Wolf, Alfred Hoch, Mag Maria Vassilakou und Marco Schreuder einbringen, der sich mit dem Global Marshall Plan befasst, der eine Initiative des Club of Rome ist, wo auch das Programm der Millenniumsentwicklungsziele der Vereinten Nationen bis 2015 Programmpunkte enthalten hat, die sich damit befassen und Lösungsvorschläge und letztlich auch Taten zu tätigen haben, die extreme Armut und den Hunger in der Welt, und wo es das auch noch in Europa gibt, zu beseitigen, die Grundschulbildung für alle Kinder zu gewährleisten, die Gleichstellung der Geschlechter zu gewährleisten, die Kindersterblichkeit zu senken, die Gesundheit der Mütter zu verbessern, HIV, AIDS, Malaria und andere Krankheiten zu bekämpfen, ökologische Nachhaltigkeit zu gewährleisten und eine globale Partnerschaft für Entwicklung aufzubauen. Die Unterfertigen stellen daher den Beschluss- und Resolutionsantrag: 

„Der Wiener Landtag wolle beschließen: Der Wiener Landtag bekennt sich zu einer aktiven Unterstützung des Global Marshall Planes und zu einer klaren Absicherung der öffentlichen Verantwortung im Bereich der Daseinsvorsorge. 

Der Wiener Landtag ersucht die Landesregierung, 

a) auf der Basis des Global Marshall Planes ein Umsetzungskonzept und Maßnahmen zur Bewusstseinsbildung zu erarbeiten, die unter Miteinbeziehung bestehender einschlägiger Aktivitäten, Initiativen und Strukturen des Landes und unter Beachtung seiner Ziele hinsichtlich Verwaltungsreform und Budgetstabilität eine Unterstützung vorsehen und

b) dem Landtag darüber zu berichten. 

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung verlangt.“

Ich sage noch einmal, dass die SPÖ-Fraktion den beiden Resolutionsanträgen der GRÜNEN gerne zustimmen wird. 

Es ist wichtig, dass man in so einer Feierstunde, die man würdig und froh feiert, auch an jene Teile der Welt denkt, wo Wohlstand, Freiheit leider für viele Regierenden noch ein Fremdwort ist. Es reicht die Zeit nicht, im Detail darauf einzugehen. Egal, ob man bisher als kritischer Staatsbürger oder als mürrischer Zuschauer tätig war, sollte man, so glaube ich, für die Zukunft in diesem Europa, für ein blühendes Europa, für ein soziales Europa weiterbauen. 

In diesem Sinn werde ich mir erlauben, ich hoffe, es ist noch nicht zu spät, ein kleines Geschenk des Europabüros, mit Blumen, die hoffentlich in den Farben der europäischen Flagge blühen werden, jedem Klubobmann zu geben. (Beifall bei der SPÖ. - Der Redner begibt sich zu den Klubobleuten und überreicht Säcke mit Blumensamen.)

Präsident Heinz Hufnagl (unterbrechend): Darf ich nach der Blumenverteilung um den Antrag bitten, Herr Abgeordneter. (Allgemeine Heiterkeit.)

Abg Karl Dampier (fortsetzend): Ich bin ja nur Schrebergärtner, Herr Präsident, aber es sind nur Samen und noch keine Blumen.

Und den Antrag werde ich gleich finden. (Allgemeine Heiterkeit.)

Präsident Heinz Hufnagl: Gutes Tun ist nicht immer einfach, gell.

Meine Damen und Herren, zu dieser Debatte zur Mitteilung des Herrn Landeshauptmanns hat sich niemand mehr zum Wort gemeldet. Sie ist daher geschlossen. (Abg Kurth-Bodo Blind. Also stimmen wir ab!)

Bis jetzt liegen mir zwei Beschlussanträge der Grünen Fraktion und ein avisierter Antrag der Sozialdemokratischen Fraktion mit der Grünen Fraktion vor. (Abg Dr Matthias Tschirf: Und der ÖVP! - Allgemeine Heiterkeit. - Abg Karl Dampier überreicht nunmehr den entsprechenden Antrag. - Allgemeiner Beifall. - Abg Kurth-Bodo Blind: Wenn die Verhandlung geschlossen ist, gibt es keine Anträge mehr! Und die Verhandlung war geschlossen! Der Antrag ist nicht mehr ordnungsgemäß eingebracht worden! - Abg Godwin Schuster: Nur die Debatte war geschlossen!) Der Antrag wurde formgerecht thematisiert und eingebracht. Die körperliche Überreichung ist jetzt erfolgt. (Abg Mag Wolfgang Jung: Das ist gegen die Geschäftsordnung!)

Ich bringe den Beschluss- und Resolutionsantrag der Grünen Fraktion betreffend Eintreten Wiens für europaweite Mindestlöhne, eingebracht von den grünen Abgen Marco Schreuder und Dipl-Ing Martin Margulies, zur Abstimmung.

Wer diesen Antrag unterstützt, den bitte ich um ein Handzeichen. - Dies ist, ohne die Österreichischen Volkspartei, von den drei anderen Parteien somit zum Beschluss erhoben. 

Des Weiteren liegt ein Beschluss- und Resolutionsantrag des Abg Marco Schreuder für die Grüne Fraktion betreffend EU-Grundrechte vor.

Wer diesen Antrag unterstützt, den bitte ich um ein Handzeichen. - Dies ist, ebenfalls ohne die Stimmen der Österreichischen Volkspartei, von den drei übrigen Parteien beschlossen und somit mehrheitlich angenommen.

Und last but not least der Beschluss- und Resolutionsantrag der Abgen Dr Elisabeth Vitouch, Karl Dampier, Erich Valentin, Marianne Klicka für die Sozialdemokratie, Mag Wolfgang Gerstl, Dr Franz Ferdinand Wolf und Alfred Hoch für die Österreichische Volkspartei sowie Mag Maria Vassilakou und Marco Schreuder für die GRÜNEN betreffend den Global Marschall Plan, eingebracht in der Besprechung, die wir soeben abgehandelt haben. 

Wer diesen Dreiparteienantrag unterstützt, den bitte ich um ein Handzeichen. - Dies ist sohin, ohne die Stimmen der Freiheitlichen Partei, zum Beschluss erhoben. (Abg Mag Wolfgang Jung: Unter Bruch der Geschäftsordnung!)

Bevor wir zur Erledigung der Tagesordnung kommen, gebe ich gemäß § 15 Abs 2 im Zusammenhalt mit § 31 Abs 1 der Geschäftsordnung bekannt, dass an schriftlichen Anfragen von Abgeordneten zwei des Grünen Klubs im Rathaus und einer des ÖVP-Klubs der Bundeshauptstadt Wien eingelangt sind. 

Vor Sitzungsbeginn ist des Weiteren ein Antrag vom ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien eingelangt.

Den Fraktionen wurde dieser Antrag schriftlich bekannt gegeben. Die Zuweisung erfolgt wie beantragt. 

Frau Abg Smolik hat gemäß § 30b der Geschäftsordnung eine Gesetzesvorlage betreffend Änderung des Gesetzes zur Bekämpfung von Diskriminierung, Wiener Antidiskriminierungsgesetz, LGBl für Wien, Nr 35/2004, eingebracht. 

Diesen Antrag weise ich dem Ausschuss für Integration, Frauenfragen, KonsumentInnenschutz und Personal zu. 

Herr Abg Mag Maresch hat gemäß § 30b der Geschäftsordnung eine Gesetzesvorlage betreffend Änderung des Gesetzes zum Schutz des Baumbestandes Wien, Wiener Baumschutzgesetz, LGBl für Wien, Nr 27/1974, in der geltenden Fassung LGBl Nr 53/2001, eingebracht.

Diesen Antrag weise ich dem Ausschuss für Umwelt zu. 

Der gleiche Abgeordnete, Mag Maresch, hat gemäß § 30b der Geschäftsordnung eine Gesetzesvorlage betreffend Änderung des Gesetzes zum Schutz gegen Baumlärm eingebracht.

Diesen Antrag weise ich dem Ausschuss für Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung zu. 

Die Präsidialkonferenz hat die Tagesordnung beraten und eine Änderung vorgeschlagen.

Bevor ich jedoch zur Umstellung der Tagesordnung komme, bringe ich den heute Morgen eingebrachten Antrag der Frau Abg Smolik auf Absetzung der Postnummer 9 zur Abstimmung.

Wer für diesen Absetzungsantrag ist, den bitte ich um ein Handzeichen. - Dies sind nur die Grüne und die Freiheitliche Fraktion, sohin in der Minderheit. 

Ich darf daher mitteilen, wie nun der Ablauf der Tagesordnung im Sinne der Beratungen der Präsidiale vonstatten gehen wird: Die Postnummern 2, 10, 9, 5, 3, 4, 7, 8, 1, 11, 12, 6 und 13 werden in dieser genannten Reihenfolge verhandelt.

Gegen diese Umreihung wurde kein Einwand erhoben. Ich werde daher so vorgehen. 

Die Postnummer 2 der Tagesordnung betrifft die Tätigkeit und den Tätigkeitsbericht 2005/2006 der Wiener Kinder- und Jugendanwaltschaft.

Ich darf in dem Zusammenhang die beiden verantwortlichen Leiter der Kinder- und Jugendanwaltschaft, Frau DSA Monika Pinterits und Herrn Dr Anton Schmidt, recht herzlich willkommen heißen. (Allgemeiner Beifall)

Ich bitte nun die Berichterstatterin, Frau LhptmStin Laska, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin LhptmStin Grete Laska: Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren!

Herzlichen Dank für die ausführliche Einleitung dieses Geschäftsstückes. Damit kann ich mir den Inhalt und die Begrüßung ersparen. Ich freue mich trotzdem, dass Ihr da seid und bitte um Zustimmung.

Präsident Heinz Hufnagl: Danke schön, Frau Berichterstatterin. - Zu diesem Tagesordnungspunkt hat sich der Abg Mag Gudenus zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm. 

Abg Mag Johann Gudenus, MAIS (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Präsident! Frau Berichterstatterin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Uns liegt der Bericht der Kinder- und Jugendanwaltschaft Wien über das Jahr 2006 vor. Ich muss vorausschicken, ein sehr interessanter Bericht, der auch sehr in die Tiefe geht und uns sehr viele Problemstellungen der Jugend und Kinder in Wien vor Augen führt. Ich möchte auch vorausschicken, dass wir diesem Bericht heuer zustimmen werden. Ich möchte mich auch dafür bedanken, dass Sie sich immer die Mühe machen, uns diese Problemstellungen in aller Kürze und Übersicht in diesem Bericht vor Augen zu führen. 

Ein paar vor allem für uns interessante Themen möchte ich herausnehmen. Es würde wahrscheinlich den Rahmen sprengen, alle Themen genau zu beleuchten.

Kurz zu einem Thema, das heuer nicht im Bericht vorhanden ist, aber ein Thema ist, das letztes Jahr sehr ausführlich besprochen wurde, nämlich das Thema der Zwangsverheiratung, das Thema der Zwangsehen, wo ich immer sehr dankbar war, dass Sie das so offen und ehrlich angesprochen haben. Das kommt diesmal in dem Bericht nicht vor. Das heißt aber noch lange nicht, dass das Problem verschwunden ist. Wir haben das auch heute in der Früh im Laufe der Sitzung schon besprochen. 

Ich möchte trotzdem noch einmal wiederholen, was für ein Problem das in Wien eigentlich ist und was das bedeutet, dass wir hier in Wien, in unseren Breitengraden, mit einem solchen Phänomen zu kämpfen haben, mit dem Phänomen der Zwangsehen, wo eben durch Nötigung, über psychische bis hin zu physischer Gewalt oder bis hin zu Morddrohungen versucht wird, junge Frauen mit Männern zu verheiraten. Es gibt in der Wissenschaft schon Ausdrücke wie die „Exportehen" oder die „Importehen", je nachdem, von wo nach wo die Zwangsverheiratung stattfinden soll. Vor allem im Sinne der Frauenrechte und der Grundrechte, die wir immer sehr hochhalten wollen, ist es, glaube ich, ein Thema, das uns in der Zukunft beschäftigen soll und wird. 

Für mich ist es nach wie vor nicht verständlich, dass der Islam, der nicht nur eine Religionsgemeinschaft ist, sondern auch eine Ideologie, Geisteshaltung und Weltanschauung darstellt, so sehr von gewissen Parteien hier im Landtag forciert wird, obwohl in dieser Gemeinschaft die Grundrechte und vor allem die Frauenrechte mit Füßen getreten werden. (Abg Nurten Yilmaz: Das sagen gerade Sie! – Abg Dipl-Ing Omar Al-Rawi: Was Sie da sagen, ist eine Frechheit! Schämen Sie sich!)

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Lieber Herr Kollege Al-Rawi! Nur weil dieses Thema diesmal in diesem Bericht nicht angesprochen wird, heißt das meiner Meinung nach jedenfalls noch lange nicht, dass es vom Tisch ist, und ich würde mir wünschen, dass dieses Thema in den nächsten Jahren in dem Bericht zur Sprache kommt!

Ein weiteres Thema, nämlich „Happy Slapping", ist unter der Jugend leider immer mehr verbreitet. Wir mussten auch in den letzten Monaten über die Medien wahrnehmen, dass junge Menschen Videoaufnahmen mit Gewaltszenen auf dem Handy haben oder selbst mit dem Handy reale Gewaltszenen filmen. Das heißt, wir müssen leider zur Kenntnis nehmen, dass die Gewalt in der Jugend steigt, und zwar im außerschulischen Bereich, aber auch in der Schule. Dieses Thema haben wir heuer im ersten Quartal hier schon angesprochen und es gab auch eine Diskussion. Wir müssen diesem Komplex natürlich zu begegnen versuchen. Es ist dies ein vielschichtiges Thema – überhaupt keine Frage! –, für das es keine Patentlösung gibt, aber ich glaube, wir müssen insgesamt nach Lösungen suchen. 

Ein anderes Thema im Bericht, das mir in die Augen gestochen ist, ist das Thema Kindesarmut: Es wird beschrieben, dass es in Wien leider überhaupt zu immer mehr Fällen von Armut kommt, im konkreten Fall aber auch zur Kindesarmut. In diesem Zusammenhang freue ich mich natürlich auch über die Ehrlichkeit in diesem Bericht! Auf Seite 9 steht geschrieben: „Dennoch ist es aber auch Realität, dass die Armut und daher auch die Kindesarmut in unserem Land wieder zunehmen."

Wir können also eine Zunahme der Kindesarmut verzeichnen. Dabei ist wichtig, dass wir uns hier im Gemeinderat und im Landtag immer wieder die Frage stellen, woher diese Zunahme der Armut kommt, woran das liegt. – Ich glaube, da sollte man überhaupt keine Tabus aufstellen, sondern offen und ehrlich versuchen, die Realität anzusprechen. Ich glaube, dass ein Kuchen nicht unendlich aufgeteilt werden kann, und ich glaube, dass eine unmäßige Zuwanderung die Armut fördert. Das ist die Meinung, die wir als FPÖ hier im Landtag vertreten!

Wir haben auch heuer eine Diskussion zum Thema des Problems der Bettelei in Wien geführt. Dabei kann ich mich an die Aussage von Herrn Kollegen Ellensohn erinnern, der gemeint hat, er müsse sich hier von der Freiheitlichen Fraktion einen Haufen Unsinn anhören und sich 20 Minuten lang von unseren Rednern anschreien lassen, wenn es darum geht, das Bettelproblem in Wien anzusprechen.

Ich glaube, wir haben den Nagel vollkommen auf den Kopf getroffen und vollkommen recht gehabt, als wir gesagt haben, dass das Bettelproblem natürlich ein Problem der Armut und ein soziales Problem ist, dass es aber, so wie es in Wien ausufert, mittlerweile auch schon ein strafrechtliches Problem ist. Kinder werden nämlich genötigt, auf die Straße zu gehen und für eine ganz kleine kriminelle Gruppe zu betteln, die im Hintergrund steht und die keiner sieht. Im Hintergrund steht also organisierte Bettelei mit Bandenbossen, und dafür werden auch Kinder eingesetzt. 

Deswegen haben wir für Wien ein Bettelverbot gefordert, und wir werden vom Bericht der Kinder- und Jugendanwaltschaft unterstützt. – Ich zitiere von Seite 10: „Wenn vor unseren Augen kriminelle Banden Kinder ausbeuten, um sich durch Bettelei zu bereichern, ist klar, dass in Europa und daher auch bei uns Kinder noch nicht ausreichend geschützt sind." – Ich glaube, dass genau dieser Satz zeigt, dass wir völlig richtig liegen! Es ist tatsächlich der Fall, dass hier in Wien – und natürlich nicht nur in Wien, aber wir reden jetzt über Wien – Kinder auf die Straße geschickt und ausgebeutet werden. Das wollten alle hier anwesenden Parteien außer uns bislang nicht sehen, und wir lagen und liegen da vollkommen richtig. (Beifall bei der FPÖ.)

Deswegen werden wir nicht müde werden, auch in Zukunft dieses Problem anzusprechen. Ich glaube, die meisten von uns sind sich dessen bewusst, wenn sie auf die Straßen von Wien gehen und kleine Kinder oder auch ältere Jugendliche betteln sehen, dass das meist vorgeschickte Kinder sind, hinter denen Bandenbosse stehen, die sich auf dem Rücken der Kinder, auf dem Rücken der Kinderrechte und auf dem Rücken der Gefühle dieser Kinder schamlos bereichern.

Deswegen wiederhole ich hier nochmals die Forderung betreffend ein allgemeines Bettelverbot in Wien, damit gewährleistet ist, dass unsere Kinder in Zukunft nicht missbraucht werden.

Abschließend möchte ich nochmals wiederholen: Wir werden diesem Bericht zustimmen und freue mich auf eine sehr interessante Debatte! (Beifall bei der FPÖ.)

Präsident Johann Hatzl: Zu Wort gemeldet hat sich Frau Abg Smolik. Ich erteile es ihr.

Abg Claudia Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Liebe Kinder- und Jugendanwaltschaft beziehungsweise Kinder- und JugendanwältInnen! Frau Vizebürgermeisterin! Meine Damen und Herren! 

Kollege Gudenus hat sich bei der Debatte zum Kinder- und Jugendanwaltschaftsbericht hier schon im letzten Jahr und auch heute wieder als Vertreter der Frauenrechte geäußert. (StR Johann Herzog: Seien Sie doch froh, dass das geschieht!) Ich meine, es ist schon sehr verwunderlich, dass gerade Sie hier Frauenrechte einfordern, wenn es um die Zwangsverheiratung geht. Aber wir hatten ja letztes Jahr dieselbe Debatte, und es ist nicht sehr viel herausgekommen, auch nach dem Hearing nicht. (StR Johann Herzog: Wollen Sie das Gegenteil?) Nein danke, wirklich nicht!

Ich bedanke mich im Namen der GRÜNEN und auch im eigenen Namen sehr herzlich für den Bericht und auch für die immer wieder sehr pointierten Aussendungen der Kinder- und Jugendanwaltschaft, wie zum Beispiel auch die letzte zum Schussattentat auf das Kind im 10. Bezirk!

Es war da auch eine sehr klare und deutliche Stellungnahme der Kinder- und Jugendanwaltschaft in Bezug auf Kinderfeindlichkeit, die immer mehr zunimmt, zu lesen. Ich glaube, dass wir uns diesem Thema in der nächsten Zeit auch sehr intensiv widmen sollten. Das Leben für Kinder in dieser Stadt wird nämlich einfach immer schwieriger, das Verständnis und die Toleranz gegenüber Kindern und Jugendlichen werden leider immer geringer, und es wird für Kinder und Jugendliche immer schwieriger, ihren Platz in der Stadt zu behaupten, ohne dass es zu Konflikten kommt.

Ich möchte auf ein paar Bereiche des sehr umfangreichen und inhaltlich sehr tief gehenden Berichtes eingehen. Zunächst möchte ich zu dem Punkt kommen, in dem es um den Anspruch auf psychotherapeutische Behandlung geht. Es wurde auch schon im letzten Bericht erwähnt, dass die finanziellen Mittel fehlen, um Kindern psychotherapeutische Behandlung zu ermöglichen, da die zuständige Magistratsabteilung hiefür zu wenig Mittel zur Verfügung stellt, und dass man hier auf Spenden angewiesen ist. – Ich meine, es ist sehr traurig, dass wir Kindern und Jugendlichen, die wirklich Therapien brauchen, nicht ermöglichen, dass sie diese bekommen, weil es am Geld mangelt! Ich glaube nicht, dass wir uns das als reiche Stadt zuschulden kommen lassen dürfen!

Ein zweiter Bereich, auf den ich zu sprechen kommen möchte, ist die Prozessbegleitung für Burschen. Erst hat es ganz gut ausgesehen, dass hier eine Einigung mit dem Ministerium zustande kommt. Nach dem Bericht hat es aber nicht geklappt, dass man hier einen Vertrag bekommt. Daher würde ich Sie, Frau Vizebürgermeisterin, bitten, doch auf die Justizministerin einzuwirken, dass dieser Vertragsabschluss ermöglicht wird und dass nicht gerade in diesem wichtigen Bereich der Begleitung von männlichen Zeugen die strittige Debatte über Finanzierung und Einigung über den Vertrag auf dem Rücken der Kinder ausgetragen wird!

Bedauerlich finde ich, dass es sich durch viele Punkte zieht, dass es an finanziellen und personellen Ressourcen in vielen Bereichen mangelt. Zum Beispiel wurde angeführt, dass der Preis von ungefähr 40 EUR im Besuchscafé für viele Familien oder Eltern zu teuer ist. Ich glaube, auch diesbezüglich könnte man seitens der Stadt Wien noch darauf einwirken, dass die Besuchsstunden in den Besuchscafés zumindest für Familien, die sich das nicht leisten können, gratis sind. Man sollte wirklich auch den Familien und vor allem den Kindern, die schon in einer schwierigen Situation sind, die Möglichkeit geben, in den Besuchscafés Kontakt zu halten! Das sollte nicht am Geld scheitern!

Nun möchte ich noch auf den Bereich der unbegleiteten minderjährigen Flüchtlinge zu sprechen kommen. Es liegt nun schon seit längerer Zeit ein Erkenntnis des Obersten Gerichtshofes vor, wonach ganz klar geregelt ist, dass die Obsorge für unbegleitete minderjährige Flüchtlinge vom Jugendamt zu übernehmen ist. Offensichtlich gibt es aber hier von Seiten der Frau Vizebürgermeisterin noch keine Anpassung der Tageshöchstsätze im Hinblick auf die Jugendwohlfahrt, sondern es werden noch nach wie vor die Tagsätze von der Grundversorgung herangezogen. Es gibt Bestrebungen, das zu ändern, und unserer Meinung nach ist das OGH-Urteil eindeutig ein Indiz dafür, dass die Tageshöchstsätze geändert und an die Jugendwohlfahrt angepasst werden müssen. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Mein letzter Punkt: Seitdem ich im Gemeinderat und im Landtag bin, ist das Thema immer wieder im Bericht der Kinder- und Jugendanwaltschaft enthalten, und es wundert mich, dass betreffend kinder- und jugendgerechtes Planen und Bauen hier so wenig weitergeht. Ich habe schon in der Rechnungsabschlussdebatte thematisiert, dass seit Jahren entsprechende Vorschläge vorliegen, dass man aber beim Planen und Bauen sehr wenig davon umsetzt. Daher setzte ich jetzt große Hoffnungen in den neuen Wohnbaustadtrat, der schon angedeutet hat, dass er bereit ist, darüber nachzudenken und Dinge in die Wege zu leiten.

Ich hoffe, dass dieser Bereich, der sehr wichtig ist – und wir befürworten alle Vorschläge, die hier aufgelistet sind –, wirklich angegangen wird und dass man das im nächsten Kinder- und Jugendanwaltschaftsbericht nicht mehr fordern muss, sondern dass man dann lesen kann, dass das und jenes geschehen ist, dass bei gewissen Flächenwidmungen Kinder und Jugendliche mit einbezogen wurden und dass es mehr Angebote für Kinder und Jugendliche und echte Partizipation beim Planen und Bauen gibt.

Ich setze diesbezüglich wirklich Hoffnungen in den neuen Wohnbaustadtrat, und ich werde am Nachmittag im Zusammenhang mit der Bauordnung noch einen Antrag einbringen, damit hier wirklich ein Umdenken stattfindet, die sehr guten Vorschläge ernst genommen werden und der nächste Bericht dann ein bisschen mehr Anlass zur Hoffnung gibt, dass sich in diesem Bereich etwas tut! – Ich danke Ihnen nochmals für die hervorragende Arbeit! Vielen Dank. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gelangt Frau Abg Mag Anger-Koch. 

Abg Mag Ines Anger-Koch (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Frau Kinder- und Jugendanwältin! Sehr geehrter Herr Kinder- und Jugendanwalt! Sehr geehrte Frau Vizebürgermeisterin! Auch ich möchte mich für den Bericht herzlich bedanken! Wir sehen diesen auch als Mahnung an, dass noch einige Themen im Argen liegen, die auf alle Fälle aufgearbeitet werden müssen, etwa auch die Problematik der Besuchsbegleitung, die Kollegin Smolik gerade angesprochen hat: Im Hinblick darauf, dass fast jede zweite Ehe von drei geschieden wird – und das ergibt in Wien 65 Prozent – und viele Kinder ihre Eltern außer mit der Besuchsbegleitung nicht sehen können, ist es, glaube ich, eine sehr gute Sache, wenn diese Besuchscafés ausgebaut werden, der Verpflichtung nachgekommen wird, dass es einen entsprechenden finanziellen Rahmen gibt und auch das nötige Personal dazu bereitgestellt wird.

Insofern möchten mein Kollege Wolfgang Aigner und ich noch einmal einen Antrag einbringen, dass der Landtag beschließen soll, dass die amtsführende Stadträtin für Bildung, Jugend, Information und Sport im Zusammenwirken mit anderen Institutionen der öffentlichen und privaten Hand für die Schaffung eines bedarfsgerechten Angebots an Besuchsbegleitung die erforderlichen finanziellen Mittel und das notwendige fachlich versierte Personal bereit stellen soll. In formeller Hinsicht wird die Zuweisung dieses Antrags an die Frau amtsführende Stadträtin für Bildung, Jugend, Information und Sport beantragt. (Beifall bei der ÖVP.)

Ein weiterer Punkt, der mich in Ihrem Bericht sehr beschäftigt hat, ist die Schulmediation. Wir wissen, dass es ein höheres Gewaltaufkommen sowie problematische und verhaltenskreative Kinder in den Schulen gibt, und wir meinen, dass gerade die Schulmediation eine gute Sache ist. Auf diese Weise können nämlich Lehrer, Kinder und Direktoren miteinander Probleme lösen und Konflikte beseitigen, mit denen sie konfrontiert sind und die sie ohne externen Berater gar nicht lösen könnten. Deswegen treten wir auch dafür ein, dass speziell geschulte Sozialarbeiter und Psychologen dieses Modell der Mediation und Konfliktlösung umsetzen sollen. Wie wir allerdings dem Bericht entnehmen können, fehlen oft die diesbezüglichen finanziellen Mittel. So ist etwa das Projekt im 9. Bezirk, das relativ gut funktioniert hat, aus dem Versuchsstadium nicht hinausgekommen. 

Auch diesbezüglich wollen meine Kollegen Dr Aigner und Monika Riha noch einmal einen Antrag einbringen, dass beschlossen wird, dass die erforderlichen Ressourcen von Seiten der zuständigen Stelle der Stadt Wien zur Verfügung gestellt werden. – In formeller Hinsicht wird die Zuweisung dieses Antrags an die Frau amtsführende Stadträtin für Bildung, Jugend, Information und Sport verlangt. (Beifall bei der ÖVP.)

Ich fahre gleich fort mit unseren Anträgen: Mein nächster Antrag betrifft die Schaffung einer Behandlungs- und Betreuungseinrichtung für männliche jugendliche Sexualstraftäter. Auch dieser Themenbereich wird im Bericht erwähnt. 

„Die amtsführende Stadträtin für Bildung, Jugend, Information und Sport möge in Absprache mit dem amtsführenden Stadtrat für Soziales und Gesundheit und unter Einbeziehung von Experten eine eigene, den sicherheitsbedingten Erfordernissen entsprechende Einrichtung für die Betreuung und Behandlung männlicher jugendlicher Sexualstraftäter schaffen und für deren Betrieb die erforderlichen finanziellen Mittel und personellen Ressourcen bereitstellen. 

In formeller Hinsicht wird die Zuweisung beantragt.“ (Beifall bei der ÖVP.)

Jetzt bringe ich einen letzten Antrag – und damit bin ich dann schon fertig – betreffend Prozessbegleitung von männlichen jugendlichen Zeugen ein: 

„Die zuständige Stelle des Landes Wien möge im Rahmen von Gesprächen mit den zuständigen Stellen des Bundes die Finanzierung und Umsetzung eines Programms der Prozessbegleitung von männlichen Kindern und Jugendlichen in Wien sicherstellen. 

In formeller Hinsicht wird die Zuweisung verlangt.“ – Danke. (Beifall bei der ÖVP.)

Präsident Johann Hatzl: Abg Wutzlhofer ist der nächste Redner.

Abg Jürgen Wutzlhofer (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Präsident! Hohes Haus! 

Zuallererst möchte ich mich, wie alle anderen Fraktionen auch, bei der Kinder- und Jugendanwaltschaft sehr herzlich für den Bericht bedanken. Er ist wie immer sehr umfassend, aus meiner Sicht gut gegliedert und damit vor allem eine Dokumentation der guten Arbeit, die in der Kinder- und Jugendanwaltschaft geleistet wird.

Diese Arbeit besteht von der Beratung bis zur Prozessbegleitung aus einer Unzahl an Fällen, und es werden Jahr für Jahr auch viele neue Dinge ausprobiert. Da gab es heuer zum Beispiel das Projekt betreffend Rechte und Pflichten in der Schule gemeinsam mit Studierenden, ein Benefizkonzert zur Finanzierung von Therapien und vielen andere Dingen mehr. Und die Aussagen zeigen, wie innovativ die Arbeit der Kinder- und Jugendanwaltschaft ist.

Natürlich besteht der Bericht auch aus vielen altbekannten Themen, so beinhaltet er etwa die Themen Planen und Bauen sowie Mediation. Vor allem werden auch viele Vorschläge an die Politik gerichtet, für die ich, wie ich ganz dezidiert sagen möchte, sehr dankbar bin! Ich glaube, wir setzen uns damit jedes Jahr sehr ernsthaft auseinander und setzen im Laufe eines Jahres auch vieles davon sehr ernsthaft um.

Ein Beispiel ist der gemeinsame Kampf um die Senkung des Wahlalters. Die Eröffnung dieser Möglichkeit hat ja mittlerweile ihren Weg bis auf Bundesebene gemacht. Wir haben das hier in Wien gemeinsam mit der Kinder- und Jugendanwaltschaft diskutiert. Es gab auch Diskussionen um das Jugendschutzgesetz und viele andere Dinge mehr.

Zu den weiteren Vorschlägen und Kritikpunkten, die im Bericht oder jetzt von den anderen Fraktionen gekommen sind, möchte ich ganz kursorisch Stellung nehmen. 

Zunächst eine kleine Zusatzinfo zu den Besuchscafés: Die Besuchscafés bestehen bereits als Angebot in den Ämtern für Jugend und Familie und sind als solches Angebot auch kostenlos. Die 40 EUR betreffen die Angebote, die darüber hinaus von privaten Trägern wie dem Familienbund, Moby Dick et cetera gemacht werden, die dann, wenn die BMSG-Mittel ausgehen, diesen Kostensatz verlangen. Als Angebot der Stadt sind sie jedoch gratis. Wir verschließen uns jedoch auf keinen Fall davor, darüber zu diskutieren, wie man dieses Angebot verbessern kann. Deswegen stimmen wir auch dem Antrag auf Zuweisung zu.

Für die Einrichtungen für jugendliche Sexualstraftäter gilt prinzipiell das Gleiche. Dieses Thema ist sehr ernst zu nehmen, deswegen werden wir uns auch keiner Diskussion verschließen. 

Dennoch möchte ich jetzt ein paar Dinge sagen, die vielleicht auch zum Verständnis für die laufende Arbeit der Kinder‑ und Jugendwohlfahrt in unserer Stadt beitragen. Natürlich gibt es diesbezüglich laufend ganz intensive Ausbildungen im eigenen Fortbildungszentrum.

Einen der vielen Schwerpunkte dabei bildet auch die Arbeit betreffend sexuellen Missbrauch und sexuelle Gewalt. Die PsychologInnen der MAG ELF stellen ein SpezialistInnenteam im Bereich der Fremdunterbringungen. Gerade im vergangenen Jahr war die laufende Überprüfung der Einrichtungen im Zusammenhang mit Sexualität und Gewalt einer der Schwerpunkte. Natürlich gibt es eine penible Dokumentation der Fälle, um diese zu veranschaulichen, aber nicht, um diese hochzustilisieren. Im Überprüfungszeitraum des vergangenen Jahres gab es vier bis fünf Fälle, drei davon waren schwerwiegend. Natürlich gibt es eine ganz konkrete Verfolgung dieser Fälle, und es gab in jedem Fall auch eine Anzeige gegen strafmündige Täter.

Abgesehen von der Tragik dieser Fälle ersieht man daraus, dass sich all diese Fälle in einer WG ereignet haben, die unter therapeutischer Begleitung mit speziell geschultem Personal stand. Daran sieht man, dass so etwas einerseits nie ganz zu verhindert ist, dass es andererseits aber sehr ernst genommen wird, und daher warne ich an dieser Stelle auch vor Panikmache in dieser Frage. 

Zur Prozessbegleitung: Wenn wir unterstützend wirken können, dass es diese Vereinbarung zwischen dem Verein MEN und dem Bundesministerium für Justiz wieder geben soll, dann machen wir das gerne, weshalb wir natürlich eine Zustimmung zur Zuweisung brauchen.

Bei der Schulmediation ist das ein bisschen anders. Wir haben das an dieser Stelle auch schon oft diskutiert. Aus unserer Sicht ist es gerade die Aufgabe der Kinder‑ und Jugendanwaltschaft, Impulse zu liefern, neue Projekte auszuarbeiten und aufzuzeigen, wie man es machen kann, dann aber, wenn es einen Regelbetrieb geben soll, auch die Möglichkeit zu bieten, nachzufragen, wie es von anderen gemacht wird. 

Die Mediation ist dafür ein gutes Beispiel. Das Pilotprojekt im Alsergrund ging von der Kinder‑ und Jugendanwaltschaft Alsergrund aus. Jetzt macht es der Bezirk gemeinsam mit einem Verein namens „Together", und auch in vielen anderen Bezirken hat man sich mittlerweile dafür interessiert, und wenn es dafür Interesse gibt, dann soll das natürlich umgesetzt werden! – Für diese Pionierarbeit danke ich an dieser Stelle der Kinder- und Jugendanwaltschaft explizit! Selbstverständlich soll das, wenn es dafür Nachfrage gibt, auch geschehen.

Ich möchte uns alle am vierten Tag einer langen Woche nicht länger vom Wochenende abhalten. Prinzipiell möchte ich euch sehr herzlich für die Arbeit danken! Ich glaube, diese Arbeit hilft nicht nur Kindern und Jugendlichen, sondern sie zeigt, wie politisch diese Arbeit neben allen rechtlichen Aspekten und Pflichtaspekten ist. Ihr seid auf der Seite von Kindern und Jugendlichen Lobby und Partei für diejenigen unter den Kindern und Jugendlichen, die das definitiv nötig haben, und es ist schön, dass sie eine so starke Lobby hinter sich haben! 

Präsident Johann Hatzl: Mir liegt keine Wortmeldung mehr vor. Wird von den Jugendanwälten das Wort gewünscht? – Das ist nicht der Fall. Die Debatte ist daher geschlossen. Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort. 

Berichterstatterin LhptmStin Grete Laska: Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich möchte nur einige wenige kurze Bemerkungen machen: Die Einrichtung der Kinder- und Jugendanwaltschaft in Wien sowie in den anderen Bundesländern ist seinerzeit aus ganz besonderen Gründen auf einer guten gesetzlichen Grundlage und mit Vorgaben erfolgt, die damals festgelegt wurden. Diese haben noch immer Gültigkeit, die Arbeit der Kinder- und Jugendanwaltschaft ist noch immer dringend nötig. Deshalb ist auch die Verfassung des Berichts und dessen Diskussion gut und richtig, und ich bedanke mich für die Vorlage des Berichtes, für die intensive Arbeit und auch für die Diskussion!

Darüber hinaus muss man sehr wohl zwischen der Aufgabenstellung der Kinder- und Jugendanwaltschaft einerseits und ihrem Lobbying-Auftrag für Kinder und Jugendliche auch mit österreichweiter Vernetzung andererseits unterscheiden. Und es freut mich sehr, dass es zur Zeit so ausschaut, als könnte es gelingen, zumindest in einigen Passagen des Jugendschutzgesetzes eine österreichweite Regelung zu erreichen. Es waren ja vornehmlich unsere Kinder- und Jugendanwälte, die sich seinerzeit dafür engagiert und auch durchgesetzt haben, dass zumindest Wien, Niederösterreich und das Burgenland einen einheitlichen Gesetzestext erarbeiten und beschließen konnten. Das freut mich, und ich hoffe, dass die Überzeugungskraft doch einmal ausreichen wird, um das weiter voranzutreiben. Vielleicht hat ein Vorstoß doch einmal Erfolg! 

Zu beachten ist aber auch, dass die Arbeit der Verantwortlichen der Gemeinde Wien, vornehmlich der MA 11, aber auch vieler anderer Abteilungen, die sich für Kinder und Jugendliche einsetzen, sozusagen deren Arbeit ist. Daher soll man das in der Diskussion heute auch nicht vermischen. Die Anregungen dienen selbstverständlich dazu, aufgenommen und diskutiert zu werden. Dennoch ist zwischen der Arbeit der Kinder‑ und Jugendanwaltschaft mit ihrem Aufgabengebiet einerseits und der Umsetzung und Prüfung von Anregungen andererseits zu unterscheiden. Beides ist aber wichtig, und beides funktioniert hervorragend! Dafür sage ich ein herzliches Dankeschön und bitte nochmals um Ihre Zustimmung! (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident Johann Hatzl: Wir kommen zur Abstimmung.

Ich bitte jene Mitglieder des Landtages, die den vorliegenden Tätigkeitsbericht 2005/2006 der Kinder- und Jugendanwaltschaft Wien zur Kenntnis nehmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Die Kenntnisnahme erfolgt einstimmig.

Wir haben über vier Anträge, die alle von Frau Abg Anger-Koch und KollegInnen eingebracht wurden, abzustimmen.

Der erste Beschluss- und Resolutionsantrag betrifft den bedarfsgerechten Ausbau der Besuchsbegleitung. In formeller Hinsicht soll die Zuweisung an die Frau amtsführende Stadträtin für Bildung, Jugend, Information und Sport erfolgen.

Wer für diesen Beschlussantrag hinsichtlich Zuweisung ist, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Das ist einstimmig angenommen. 

Der zweite Antrag betrifft die flächendeckende Einführung von Schulmediation an allen Wiener Schulen. Auch diesbezüglich wird in formeller Hinsicht die Zuweisung an die Frau amtsführende Stadträtin für Bildung, Jugend, Information und Sport verlangt.

Wer für diese Zuweisung ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Es erfolgt die Zustimmung von ÖVP, FPÖ und GRÜNEN. Das ist die Minderheit.

Der dritte Antrag betrifft die Schaffung einer Behandlungs- und Betreuungseinrichtung für männliche jugendliche Sexualstraftäter. In formeller Hinsicht ist bei diesem Beschlussantrag die Zuweisung an die Frau amtsführende Stadträtin für Bildung, Jugend, Information und Sport verlangt.

Wer diesen unterstützt, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Dies ist einstimmig beschlossen.

Der letzte Antrag betrifft Prozessbegleitung von männlichen jugendlichen Zeugen. In formeller Hinsicht wird die Zuweisung dieses Antrages an die Frau amtsführende Stadträtin für Bildung, Jugend, Information und Sport verlangt.

Wer diesen Antrag unterstützt, möge bitte ein Zeichen mit der Hand geben. – Auch dieser Antrag ist hinsichtlich Zuweisung einstimmig beschlossen.

Wir kommen nun zu Postnummer 10. Diese betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes, mit dem das Wiener Abfallwirtschaftsgesetz, das Kanalräumungs- und Kanalgebührengesetz, das Parkometergesetz 2006, das Wasserversorgungsgesetz und die Wiener Stadtverfassung, kurz: Valorisierungsgesetz 2007, geändert werden.

Berichterstatterin hierzu ist Frau LhptmStin Mag Brauner. Ich bitte sie, die Verhandlung einzuleiten.

LhptmStin Mag Renate Brauner: Sehr geehrte Damen und Herren! Ich bitte, dieses Gesetz auch hier zu diskutieren, und ersuche um Zustimmung. 

Präsident Johann Hatzl: Danke für die Einleitung. Gemäß § 30c Abs 10 der Geschäftsordnung schlage ich vor, die General- und Spezialdebatte zusammenzulegen. Gibt es hiezu eine Einwendung? – Hiezu gibt es keine Einwendung. Ich werde daher so vorgehen. 

Die Debatte ist eröffnet. Als Erster zu Wort gemeldet ist Herr Abg Blind.

Abg Kurth-Bodo Blind (Klub der Wiener Freiheitlichen): Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Wir kommen heute zu einem sehr entscheidenden Tagesordnungspunkt, der die Wiener auf lange Zeit, nämlich so lange die Sozialdemokratie hier in Wien die Mehrheit stellt, belasten wird. Wir werden daher dieses Gesetz ein bisschen ausführlicher besprechen müssen. 

Das heute geplante Gesetz, welches eine automatische – wobei vor allem das Wort automatisch das Entsetzliche daran ist! – Indexanpassung der Gebühren in Wien festlegen soll, ist erstens ideenlos und zweitens unsozial. Gebühren treffen Arme wie Reiche in gleichem Maß und belasten daher die Armen, die ein geringeres Einkommen haben, überproportional hart. Es ist unsozial, gerade die kleinen Leute mit diesem Gesetz zu schröpfen. Dadurch wird die Kluft zwischen Arm und Reich in dieser Stadt nur vergrößert!

Die Sozialisten oder Sozialdemokraten, wie sie sich gerne nennen, sagen immer, dass sie etwas für die kleinen Leute tun. Aber Gebühren sind etwas Unausweichliches, denn an Lebensgrundlagen wie Wasser, Abwasser und Ähnlichem kann man ja nicht sparen! Sollen die Leute jetzt auf einmal nur mehr jedes zweite Mal das Klo spülen, oder sollen sie sich weniger oft baden? Was erwarten Sie von den kleinen Leuten, die sowieso schon sparen, so gut sie können? Sie sind bereits am Limit! Was soll da diese Aufforderung, sie sollen zum Schutz der Umwelt noch mehr sparen? Um Gottes Willen! An den Lebensgrundlagen wie Wasser und Abwasser kann man doch einfach nicht mehr sparen!

Wir stellen fest, dass viele Bereiche der Stadtverwaltung in Betriebe und Gesellschaften ausgegliedert wurden. Warum wurden diese ausgegliedert? Uns wurde immer eingeredet, damit man dann nach betriebswirtschaftlichen Kriterien wirtschaften kann. Das jetzt geplante Gesetz, einfach die Gebühren nach dem Index zu erhöhen, steht jedoch in jeglichem Widerspruch zu privatwirtschaftlichen Initiativen. Es steigt zwar der Index. Aber wie verhält sich das beim Wasser? Werden die Quellen der ersten und zweiten Hochquellenwasserleitung nach dem Index teurer? Bei vielen Dingen ist es verständlich: Die Kosten für Erhaltungsmaßnahmen steigen natürlich mit dem allgemeinen Index. Aber das wichtigste Gut, das Wasser, wird nicht teurer, weil der allgemeine Index ansteigt. So primitiv kann man das doch nicht darstellen! Aber das wird hier mit diesem Gesetz gemacht! (Abg Heinz Hufnagl: Es geht um die Erhaltung und Sicherheit der Rohranschlüsse!)

Das habe ich ja gerade gesagt! Hätten Sie zugehört! Aber Sie hören eben nicht zu! Ich mag Einwände. Aber ich mag solche Zwischenrufe nicht, wenn es ums Eingemachte der Bevölkerung geht, wenn Sie die Bevölkerung arm machen wollen, denn das ist unsozial! (Beifall bei der FPÖ.)

Es geht jeglicher Anreiz zum Rationalisieren und zum sparsamen Umgang mit öffentlichen Mitteln verloren. Wenn das Geld nur automatisch nach dem Index hereingeschaufelt wird, dann braucht sich keiner den Kopf zu zerbrechen. Wozu gibt es die ganzen Ausgliederungen, wenn man sich beim Beschaffen von Geld auf den Index ausredet? Wir haben nichts dagegen, wenn Investitionen vorgenommen werden. Wenn größere Investitionen anstehen, kann man selbstverständlich hier im Gemeinderat darüber beraten, ob und in welcher Höhe es Erhöhungen geben soll. Dass man den Bürgern jedoch, nur weil der Index gestiegen ist, einfach in die Taschen greift, ist unverschämt! (Beifall bei der FPÖ.) 

Die Gemeinde Wien nimmt beim Wasser, beim Abwasser und beim Müll um insgesamt 136 Millionen mehr ein, als sie dafür aufwendet. Das heißt, die Bürger zahlen über Gebühr, die eingehobenen Gebühren wären gar nicht notwendig. Schon da könnte den Wienern etwas erlassen werden! Statt dessen wird auf die Übergebühr von 136 Millionen noch die Indexerhöhung aufgeschlagen! Dagegen sind wir! Das ist Wahnsinn!

Durch das neue Gesetz ist geplant, doppelt so viel an Gebühren einzuheben, als für den Betrieb notwendig wäre. Das Finanzausgleichsgesetz 1993 erlaubt zwar die Gebührenerhöhung auf das Doppelte der Betriebskosten, das heißt, Sie dürfen das tun, da besteht gar kein Zweifel! Aber das heißt ja nicht, dass Sie es tun müssen! Etwas, was erlaubt ist, muss ja nicht unbedingt voll ausgeschöpft werden! Bis 1993 durften Sie nur so viele Gebühren verlangen, als der Betrieb ausgemacht hat. Ab 1993 dürfen Sie bis zum Doppelten einheben. Dürfen heißt aber nicht, dass Sie es unbedingt tun müssen! Wir lehnen dieses Schröpfgesetz auf das Entschiedenste ab! (Beifall bei der FPÖ.)

Das ist nicht nur ideenlos und unsozial, weil es jede Innovation bremst und die kleinen Leute überproportional belastet, sondern es ist auch entschieden undemokratisch. Warum? – Weil der Gemeinderat bei dieser Indexanpassung überhaupt nichts mehr mitzureden hat! Die Gebühren steigen, und die gewählte Volksvertretung ist durch die Verwaltung praktisch ausgeschaltet. Wozu sitzen wir noch da und bekommen als Gemeinderäte ein Salär, wenn wir betreffend Lebensgrundlagen der Wiener Bevölkerung kein Mitspracherecht mehr haben? Ich verstehe das nicht! Auf diese Weise wird der Gemeinderat durch die Verwaltung ausgehebelt. Was die SPÖ hier betreibt, ist Planwirtschaft pur! Diese gibt es heute nicht einmal mehr in den ehemaligen Ostblockländern! Vielleicht gibt es die Planwirtschaft noch in Kuba, aber das ist kein gutes Beispiel für ein Gesetz. 

Selbstverständlich muss es Erhöhungen bis zur Kostendeckung immer wieder geben. Das würde jeder Wiener verstehen. Ob Müll, Wasser und Abwasser optimal verwaltet werden, darüber können wir uns unterhalten. Andererseits wäre natürlich alles billiger, wenn ausgegliedert wird. Aber da sind ja wiederum Häupl's Prätorianergarden: Er braucht die Feuerwehr und die 48er, da sonst keine Wahl mehr für ihn zu schlagen ist. Das sehe ich alles ein! Wir sind ja auch nicht so sehr für Ausgliederungen, denn eine Ausgliederung nimmt uns bei der derzeitigen Stadtverfassung jegliche Kontrolle, und wir sind eh nicht dafür zu haben, dass die Gemeinderäte wichtige Gebiete der Gemeinde aus der Hand geben!

Aber schauen wir uns das jetzt einmal an: Bgm Häupl sagt es eh so brutal, dass es gar nicht mehr brutaler geht. Ich habe hier die „Wiener Zeitung" vom Dienstag, 26. Juni 2007. Der Übertitel lautet: „Aus für große Verwaltungsreform". – In diesem Artikel ist zu lesen: „Als zweites Motiv nennt Häupl die Mehreinnahmen, die bei Müll und Wasser lukriert werden können." – Er spricht von Mehreinnahmen, nicht von den notwendigen Gebühren zur Kostendeckung! Ich zitiere weiter Häupl: „Daher denke ich nicht daran, mir das Leben selber schwer zu machen und Bereiche, wo ich Einnahmen erziele, auch auszugliedern."

Er spricht nur von Einnahmen, sonst steht in dem Artikel nichts! Vielleicht hat ihn die „Wiener Zeitung" schlecht zitiert. Es geschieht ja oft, dass die Medien schuld sind, wenn der Herr Bürgermeister bei der Opposition nicht gut herauskommt!

So weist etwa der Rechnungsabschluss 2006 für die MA 48 einen Überschuss von stolzen 46,2 Millionen aus. Da frage ich: Seid ihr auch noch stolz, dass ihr um 46 Millionen bei der Müllgebühr mehr kassiert, als notwendig ist? Das ist ein seltsamer Sozialistenstolz! Früher wart ihr stolz, etwas für die Arbeiter oder für die kleinen Leute tun. Seid ihr heute wirklich stolz, dass ihr sie aussackelt? – So steht es jedenfalls in der „Wiener Zeitung" vom Dienstag, 26. Juni 2007.

In den Erläuternden Bemerkungen zu dem Gesetz steht: „Die sachliche Rechtfertigung einer Ausschöpfung dieser Ermächtigung" – die bis zum Zweifachen möglich ist – „sieht der VfGH in selbigem Erkenntnis etwa dann gegeben, wenn mit dem Superfluum Folgekosten der Einrichtung oder Lenkungsziele - zum Beispiel ökologischer Art - finanziert oder Unsicherheiten hinsichtlich der Anrechenbarkeit bestimmter Kostenpositionen oder Rechtsstreitigkeiten in Jahren mit unerwartet günstiger Einnahmenentwicklung vermieden werden." – Das heißt, es gibt auch ökologische Lenkungsmaßnahmen, die man geltend machen könnte. All das könnten wir im Gemeinderat demokratisch diskutieren. Aber für ein Gesetz, mit dem man die Bürger aussackelt und im Hinblick auf welches sich der Bürgermeister noch in der „Wiener Zeitung" lustig macht und sagt, dass man quasi nichts anderes vorhabe, als die Einnahmen zu lukrieren, sind wir wirklich nicht zu haben! (Beifall bei der FPÖ.) 

Meine Damen und Herren! In dieser Situation greifen wir Freiheitlichen zusammen mit der Opposition über alle ideologischen Grenzen hinweg zum Notwehrrecht dieses Landtags, das sich wie folgt darstellt: Alle Oppositionsparteien werden geschlossen den Roten die Rote Karte zeigen. Wir werden die zweite Lesung dieses Unrechtsgesetzes verhindern und so die Wiener, so lange wir als Opposition können, vor dieser Ungerechtigkeit schützen. Alle Oppositionsparteien gemeinsam werden die Gebührenerhöhung, so lange es geht, stoppen. Wenn wir sehen, dass die Leute im Jahr um 136 Millionen mehr ausgesackelt werden, als notwendigerweise an Gebühren eingehoben werden muss, dann bemühen wir uns, dieses Unrechtsgesetz zumindest auf einen Monat zu stoppen. Das bringt den Wienern immerhin eine Ersparnis um 10 Millionen! Darauf sind wir stolz, und nicht darauf, dass wir die Wiener aussackeln! (Beifall bei der FPÖ.) 

Präsident Johann Hatzl: Zu Wort gemeldet ist Herr Abg Margulies. 

Abg Dipl-Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Herr Präsident!

Ich werde mich ansonsten nur mit den Gebühren auseinandersetzen. Gleich zu Beginn möchte ich mich aber vom Begriff „Notwehrrecht" distanzieren. Für meine Begriffe üben wir kein „Notwehrrecht" aus, sondern nutzen einfach geschäftsordnungsmäßige Möglichkeiten aus, die es erlauben, die zweite Lesung zu einem späteren Zeitpunkt durchzuführen, und somit der Sozialdemokratie hoffentlich erlauben, über das Gesetz noch eine Zeit lang nachzudenken. Ich glaube, dass es in einer demokratischen Gesellschaft legitim ist, diese Geschäftsordnungsmöglichkeiten zu nutzen.

Ich will aber den Begriff „Notwehrrecht" in diesem Sinne vermeiden, denn es besteht ja nicht wirklich Gefahr für Leib und Leben oder Gefahr im Verzug! – Tatsächlich Gefahr im Verzug besteht hinsichtlich drastischer Gebührenerhöhungen über Jahre hinweg. Erst unlängst hatten wir eine Erhöhung, ohne dass anzunehmen ist, dass die Kosten im selben Maße steigen werden. Das ist eigentlich der zentrale Kritikpunkt.

Ich möchte in diesem Zusammenhang noch einen Satz aus den Erläuternden Bemerkungen vorlesen. – Erster Absatz: „Die bestehende Systematik der Festsetzung von Abgaben, öffentlich-rechtlichen Geldleistungen und tarifmäßigen Entgelten für Leistungen der Gemeinde ist davon geprägt, dass inflationsbedingte Kostensteigerungen über längere Zeit keine Berücksichtigung finden. Die Einnahmen können das ansteigende Ausgabenerfordernis nicht abdecken, sodass auf allgemeine Budgetmittel zurückgegriffen werden muss."

Sehr geehrte Damen und Herren! Weder beim Wasser noch beim Müll, noch bei den Abwassergebühren, bei denen es im letzten Jahr eine Erhöhung gab, muss auch nur ein Euro aus den allgemeinen Budgetmitteln bezahlt werden oder auf die allgemeinen Budgetmittel zurückgegriffen werden! Die Erläuternden Bemerkungen zu dieser Gesetzesänderung sind schlicht und einfach falsch!

Hier steht, dass die bestehende Systematik davon geprägt ist, dass inflationsbedingte Kostensteigerungen keine Berücksichtigung finden. – Sehr geehrte Damen und Herren! Warum wird im Laufe der Budgetvoranschlagsdebatte jedes Mal der Antrag gestellt, die Gebühren zu überprüfen, ob etwas zu verändern ist? Es war ja nicht so, dass sich die Fraktionen jedes Jahr quergelegt hätten, dass man die Gebühren überprüft, ob sie in Ordnung sind oder nicht. Dem haben die GRÜNEN sogar jedes Mal zugestimmt. Und wenn man festgestellt hat, dass ein Kostendeckungsgrad unterschritten wird, dann hat die Stadt Wien in vielen Fällen die Gebühren tatsächlich erhöht. 

Jetzt kommt es allerdings zu einer vollkommenen Entkoppelung der Gebühren von den realen Kosten. Dass eine Vielzahl der im Bereich Müll, Wasser und Abwasser anfallenden Ausgaben nichts mit dem Verbraucherpreisindex zu tun haben, zeigt sich, wenn man sich einen kurzen Vergleich der Ausgaben ansieht, die in den drei erwähnten Bereichen im Laufe der vergangenen Jahre angefallen sind. Manche Kosten steigen, wie zum Beispiel die für Treibstoffe; diese machen allerdings nur einen sehr geringen Anteil an den Gesamtkosten aus. Manche Kosten fallen, wie etwa die bei chemischen Stoffen et cetera, und manche bleiben gleich. 

Das, was in Summe tatsächlich steigt, auch wenn der Personalstand gleich bleibt, sind die Personalkosten. Ich füge hinzu: Gott sei Dank ist das so, denn sonst würden die Leute immer wieder weniger verdienen! In manchen Bereichen kommt es allerdings zu Personaleinsparungen, das heißt, da steigen nicht einmal die Personalkosten im Sinne des Verbraucherpreisindexes.

Es ist daher nicht von ungefähr, dass es zum Beispiel gerade bei den Müllgebühren im heurigen Jahr einen Überschuss, bereinigt um Darlehen und Rücklagen am Ansatz, von rund 46 Millionen EUR gegeben hat. Es ist legitim, dass man ein Budget, wenn man es über viele Jahre betrachtet, um die Rücklagen, die Darlehensaufnahmen und ‑rückzahlungen bereinigt. Das ist legitim! Aber wenn wir 2002 bei 22 Millionen EUR Überschuss waren und jetzt bei 46 Millionen EUR Überschuss sind, dann ist nicht eine automatische Erhöhung nach Verbraucherpreisindex angesagt, sondern dann erwarte ich mir eine politische Diskussion darüber, warum die Stadt Wien im Bereich Wasser, Abwasser und Müllgebühren, bereinigt um Darlehensrückzahlungen und Rücklagen, Überschüsse von 150 Millionen EUR wie im Jahr 2006 will; diese werden übrigens 2007 noch steigen, denn im Jahr 2006 haben die Müllgebührenerhöhung und Abwassergebührenerhöhung noch nicht einmal zur Gänze durchgeschlagen. 

Ich meine, darüber muss politisch diskutiert werden, warum wir glauben, dass es sinnvoll ist oder nicht. Vielleicht ist das tatsächlich irgendwann einmal die einzige Möglichkeit, Sozialleistungen in der Stadt zu finanzieren! Das hielte ich für bedauerlich, denn ganz im Gegensatz dazu glaube ich, dass öffentliche Leistungen nicht immer nur von der breiten Mehrheit finanziert und getragen werden können. Selbstverständlich muss es in diesen Bereichen auch nach dem Verursacherprinzip Gebühren geben, das ist schon klar. Gebühren haben auch Lenkungseffekte. Die Frage, ob man aus diesen Gebühren dann andere Dinge finanziert oder ob man zumindest versucht, andere Einnahmequellen zu erschließen, ist dann allerdings eine politische Diskussion.

Ich vermisse den Aufschrei der Stadt Wien bei der Abschaffung der Schenkungssteuer und der Erbschaftssteuer. Und ich vermisse ein klares Eintreten für die Einführung einer Vermögenssteuer auf OECD-Durchschnitt. Das könnte nämlich für die Stadt Wien schlagartig, wenn der Finanzausgleich in etwa so bleibt, wie er ist, 300 Millionen EUR bringen. Ich vermisse von der Gemeinde Wien das Eintreten für eine Neufeststellung der Einheitswerte, was der Gemeinde Wien bis zu 400 oder 500 Millionen EUR bringen könnte.

Selbstverständlich gebe ich all jenen recht, die sagen, dass man das nicht so einfach machen kann und es zumindest einer klaren Regelung bedarf. Selbstverständlich kann eine vermögensbezogene Steuer nicht einfach in die Betriebskosten mit hineingerechnet werden. Es ist ja bei der Grundsteuer eine Absurdität schlechthin, dass der Mieter de facto die Vermögenssteuer des Besitzers zahlt. Das ist absurd! Aber die Sozialdemokratie hätten natürlich in Zeiten der Alleinregierung und in Zeiten von Koalitionen unzählige Möglichkeiten gehabt, das zu verändern.

Jetzt entzieht man sich einer politischen Diskussion und sagt: Weil der Verbraucherpreis steigt, steigen auch die Gebühren, ganz egal, ob die Überschüsse der Gemeinde Wien dadurch noch größer werden. Dabei ist eine entscheidende Frage: Was geschieht, wenn ob der Verbraucherpreisindexsteigerung die Erträge tatsächlich die immer wieder genannte 200 Prozent-Marke übersteigen? Was gilt dann eigentlich? Gilt dann das Gesetz? Oder gilt die 200 Prozent-Marke, und dann muss es stagnieren?

Setzen wir das Ganze in Zusammenhang mit der Tariferhöhung bei den Bädern und bei den öffentlichen Verkehrsmitteln; das werden wir ja beim nächsten Tagesordnungspunkt noch besprechen: Es ist eine Absurdität schlechthin, dass der Gemeinderat der Stadt Wien, obwohl die Stadt Wien Eigentümerin der Wiener Linien ist, nicht einmal über die Tarife der Wiener Linien abstimmen darf. Das ist absurd! Das kann man in Summe wirklich nicht mehr als eine soziale und solidarische Vorgehensweise bezeichnen, sondern das ist – ich sage das jetzt, obwohl ich den Begriff eigentlich nicht sehr gerne verwende – eine Abzockerei der Bevölkerung, und dagegen werden wir uns auch in Zukunft entschieden wehren! – Ich danke sehr. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gelangt Abg Dr Tschirf.

Abg Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Präsident! Frau Vizebürgermeisterin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Wir haben heute in der Mitteilung des Herrn Landeshauptmanns einen historischen Rückblick darüber bekommen, was Europa eigentlich ausmacht, und ich möchte jetzt Hinweise darauf geben, was eigentlich Parlamentarismus ausmacht. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Dazu gehört auch das Recht, über Steuern und Gebühren zu befinden. Wir sind aber gerade auf dem besten Weg, das abzuschaffen, noch dazu bei Gebühren, die nichts anderes abzugelten haben als den entstehenden Verwaltungsaufwand.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Einem solchen Gesetz dürfte eigentlich überhaupt kein Abgeordneter dieses Hauses zustimmen. Wir als Volkspartei werden das sicherlich nicht tun. Wir lehnen diese Vorgangsweise massiv ab. (Beifall bei der ÖVP.) 

Ich gebe zu, dass es juristisch nicht uninteressant ist, Hunderte Seiten durchzulesen beziehungsweise, je nach Gemütszustand, sich durch diese durchzuquälen. Dass aber eine Partei, von der jahrelang bemängelt wurde, dass auf Bundesebene alles so rasch und überfallsartig vor sich gegangen ist, eine solche Vorlage innerhalb kürzester Zeit durch die verschiedenen Gremien durchpeitscht, ist irgendwie eigenartig!

Das ist der Grund dafür, warum wir bei dieser Diskussion nicht zulassen werden, dass die zweite Lesung an die erste angeschlossen wird. Diese Zustimmung war ursprünglich als Ausnahme gedacht und bedarf der Zweidrittelmehrheit. In diesem Fall werden wir diese Zustimmung nicht geben, und ich bin froh, dass die anderen Oppositionsparteien das auch nicht tun. Ich meine nämlich, dass das eine Frage der politischen Kultur und der parlamentarischen Kultur in diesem Haus ist: Eine absolute Mehrheit hat nicht das Recht, sämtliche Momente parlamentarischer Kultur außer Kraft zu setzen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine Vorredner haben auf die Inhalte hingewiesen, um die es geht. Wir hatten in den letzten Jahren schon eine Lawine an Gebührenerhöhungen. Und das Ziel soll sein, das weiterhin so zu betreiben, und zwar möglichst unter der Tuchent, damit man es ja nicht merkt. Die Beschlussfassung sollte schnell und klammheimlich noch im Juni erfolgen, sodass das gar nicht auffällt und der Wähler nicht mitbekommt, dass ihm Sand in die Augen gestreut wird.

Dazu gibt es von Seiten der Wiener Volkspartei ein klares Nein. Wir werden alle möglichen rechtlichen Schritte wahrnehmen und werden auch einen Gang zum Verfassungsgerichtshof prüfen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gelangt Herr Abg Ekkamp.

Abg Franz Ekkamp (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Herr Präsident! Frau Vizebürgermeisterin! Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin!

Hochwertige qualitative Infrastruktur oder Dienstleistungen, wie sie in Wien vorzufinden sind, kosten auch Geld. Das war auch den Wortmeldungen zu entnehmen, darüber gibt es Konsens. Und ich glaube, es gibt auch darüber Konsens, dass diese Leistungen durch Gebühren oder Abgaben finanziert werden müssen. Gestern und heute habe ich in der Diskussion auch vernommen, dass mit Abgaben und Entgelten für gewisse Dienstleistungen auch Lenkungseffekte erzielt werden sollen. Dazu steht jede Oppositionspartei ein bisschen anders.

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich glaube aber auch, dass außer Streit steht, dass es, wenn man in Regierungsverantwortung ist – das wissen einige Parteien, wenn auch nicht in Wien –, politisch nicht immer angenehm und leicht ist, Gebührenerhöhungen beziehungsweise Gebührenanpassungen zu verkünden. Einnahmen sind aber notwendig, um hohe Standards zu halten beziehungsweise aufzubauen oder Leistungen so zu adaptieren, dass sie den Anforderungen der Zukunft gerecht werden.

Ich meine, man sollte zu den Menschen in einer Stadt oder in einem Land ehrlich sein. Wer nämlich behauptet, dass es Daseinsvorsorge beziehungsweise kommunale Dienstleistung mit hoher Qualität zum Nulltarif geben könnte oder wird, betreibt politische Scharlatanerei. Das ist unredlich! Das ist ein Versuch, den Menschen Sand in die Augen zu streuen!

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich habe natürlich auch Verständnis für die Bevölkerung. Ich verstehe, dass Erhöhungen oder Anpassungen, wenn sie prozentmäßig etwas höher ausfallen, praktisch auf wenig Gegenliebe stoßen, insbesondere natürlich bei der Opposition, das gehört zu deren Rolle und liegt in der Natur der Sache. Es ist klar, dass sich die Opposition dagegen ausspricht, auch wenn es über lange Zeiträume keine Erhöhung gegeben hat. Das wird dann meist ausgeblendet. Das hat gestern zum Beispiel auch die Debatte zu den Parkgebühren gezeigt. Da haben wir auch wieder gesehen, wie die Volkspartei agiert: Sie schreibt: 50 Prozent machen Angst. Sie schreibt aber nicht, dass die Gebühren 22 Jahre lang nicht angepasst wurden. Und sie schreibt auch nicht, dass wir bei der Euro-Einführung die Parkgebühren praktisch gesenkt haben.

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Man muss auch ein wenig in die Menschen hineinhören: Sie sind durchaus beziehungsweise größtenteils mit den kommunalen Dienstleistungen der Stadt Wien zufrieden. Ich habe öfters nach diversen Anpassungen Gespräche geführt. Und dann kamen Anregungen aus der Bevölkerung. Da hat es geheißen: Erhöhungen sind notwendig. Alles wird teurer. Warum nimmt man diese Erhöhungen aber nicht in kleineren Tranchen vor? Das wäre besser verträglich! – Das ist eine Anregung, die von der Bevölkerung kommt!

Ich verstehe aber auch die Opposition, wie ich schon vorher erwähnt habe, denn eine Erhöhung von Gebühren und Abgabengebühren ist immer eine politische Plattform, die auch zum politischen Aufschrei genützt wird, um sich ein wenig ins Rampenlicht zu setzen. Meine sehr verehrten Damen und Herren! Wir hören in diesem Fall allerdings doch lieber auf die Menschen dieser Stadt, als uns an der Befindlichkeit der Opposition zu orientieren!

Wir wollen aber natürlich auch der Opposition – insbesondere der Volkspartei – bei ihren Kampagnen ein wenig helfen: Sie könnte in Zukunft nicht nur Papier, sondern auch Geld und Zeit sparen, und diese Zeitersparnis könnte wiederum dazu benützt werden, ein wenig mehr zu recherchieren. – Ich habe mir die Presseaussendungen der Volkspartei zu diesem Thema angesehen, mit welcher der Bundesparteiobmann, der auch Minister ist – ich kenne ihn sehr gut – die Daten für die Gebührendeckungen präsentiert hat. Die Argumentationslinie entbehrt jeder Grundlage! Vielleicht hat er einen Einsager. Dann gebe ich ihm den Tipp, diesen schulen zu lassen oder auszutauschen! Vielleicht hat er die Zahlen irgendwo abgeschrieben. Ich meine aber, dass man auch das, was man abschreibt, auf den Wahrheitsgehalt überprüfen sollte, da das sonst der Reputation schadet!

Ich möchte nur einige Fakten klarstellen. Das sollte insbesondere für die Volkspartei sehr wichtig sein. Sie ist, wie sie immer sagt, eine Wirtschaftspartei. Daher sollte sie meiner Meinung nach zwischen Kameralistik – das ist die Summierung der administrativen Einnahmen und Ausgaben, wie sie im Rechnungsabschluss ausgewiesen ist – und einer Kostenrechnung, wie sie in der Wirtschaft angewendet wird, unterscheiden können! (Abg Dkfm Dr Aichinger: Wir wissen, was Kameralistik und Kostenrechnung ist!) Es geht um die Zahlendarstellung, meine sehr verehrten Damen und Herren! Wenn die Volkspartei als Wirtschaftspartei das nicht unterscheiden kann, dann kann ich ihr nur einen Tipp geben – jetzt mache ich Werbung fürs WIFI –: Dort gibt es gute Kurse, in denen das erklärt wird! 

Aber wenn diese Zahlen bewusst falsch dargestellt worden sind, dann ist das politisch meines Erachtens nach, insbesondere wenn es von einem Minister kommt, sehr unseriös! Bei dieser Darstellung hätte nämlich der Herr Minister nur den Gebührenspiegel der Stadt Wien zur Hand nehmen müssen. Ich habe es eh schon gesagt, Kostenrechnungen enthalten Investitionen auf eine gewisse Nutzungsdauer. Es geht um die Abschreibung, ob das 10 oder 15 Jahre genutzt wird.

In dem Gebührenspiegel ausgewiesen ist: Ich zitiere den Bereich „Abwasser". (Abg Dkfm Dr Fritz Aichinger: Ich habe den Unterschied gesagt!) Die Kostendeckung ist 85,2 Prozent. Falsch ist, wie es der Parteivorsitzende der ÖVP dargestellt hat, es sind 121 Prozent.

Im Bereich „Wasser" ist der Kostendeckungsgrad über 100 Prozent, 108 Prozent. Falsch ist, dass man 162,5 Prozent genannt hat. Da dürfte er sich wirklich nicht auskennen. (Abg Dkfm Dr Fritz Aichinger: Das haben wir gesagt!)

Im Bereich „Müllentsorgung" sind es derzeit 100 Prozent. Falsch ist, dass es 114 Prozent sind, wie es der Herr Minister Hahn dargestellt hat. (Abg Dkfm Dr Fritz Aichinger. Tun Sie doch nicht so!)

Man sieht, man sollte sich dabei wirklich auskennen. (Abg Kurth-Bodo Blind: Was hat der Herr Landeshauptmann gesagt?)

Es gäbe aber noch einen Bereich. Noch einen Bereich stelle ich zur Diskussion, nämlich den Wasserbereich. Wenn man hier den Deckungsgrad heranzieht, dann ist das, glaube ich, kein geeignetes Beispiel. Denn wer traut sich heute schon den Wasserverbrauch für ein kommendes Jahr abzuschätzen? Ich nehme aus den letzten Jahren nur zwei Jahre heraus, die gravierende Unterschiede aufgewiesen haben, das Jahr 2002 beziehungsweise das Jahr 2003. 2002 hat es viel geregnet, viele Überschwemmungen, 2003 war der heißeste Sommer des Jahrhunderts. (Abg Dkfm Dr Fritz Aichinger: Das beste Argument, dass man das nicht valorisieren kann, sondern nachdenken muss!) Es sind auch nicht alle Investitionen abgefasst. Sie wissen selbst, meine sehr verehrten Damen und Herren, dass Schäden an Wasserleitungen, die noch aus der Kaiserzeit sind, natürlich auch repariert werden müssen. Das, meine sehr verehrten Damen und Herren, erwarten sich die Wienerinnen und Wiener. Sie erwarten sich Versorgungssicherheit, auch im heißesten Sommer in gewohnt bester Qualität. Nicht wie in anderen Städten soll es auch in Wien passieren. So soll es nicht passieren, dass es Duschverbote gibt oder dass man Wasser, das man zum Leben braucht, abkochen muss. Ich denke, und das beweist die Vergangenheit, dass sich die sozialdemokratische Stadtregierung dieser Aufgabe sehr bewusst ist! (Beifall bei der SPÖ.) 

Mit dem Valorisierungsgesetz 2007 schaffen wir eine rechtliche Grundlage über die Stadtverfassung. Erst dann werden wir hier im Gemeinderat mit Verordnung zu jedem einzelnen Bereich die Valorisierung beschließen. Es ist diskutiert worden, 3 Prozent. 3 Prozent, das kann nach dem Verbraucherpreisindex, der durchaus eine ausgewogene überschaubare Einheit darstellt, zwischen zwei und vier Jahre sein. Die Kontrollrechte, so wie es die Opposition sieht, bleiben erhalten. Ich sehe nur, dass der Aufschrei dann fehlen wird, diese Plattform haben Sie vielleicht nicht. Sie brauchen nur beim Budget hineinzuschauen, Sie brauchen nur beim Rechnungsabschluss hineinzuschauen, Sie können den Gebührenspiegel heranziehen. (Abg Dr Matthias Tschirf: Das ist doch ein Schmäh!) Da braucht man nur zusammenzuzählen, zu addieren und zu vergleichen. Dann bin ich mir sicher, es wird in diesem Haus wieder zu Debatten kommen. (Abg Günter Kenesei: Beim Salzamt vielleicht!)

Aber es gibt einige Beispiele, weil hier so dargestellt wird, das ist einzigartig in Wien, dass man so etwas macht, wo es bereits seit einem längeren Zeitraum funktioniert, meine sehr geehrten Damen und Herren. Nehmen Sie nur das Mietengesetz. Bei den Mieten wird seit einiger Zeit jährlich valorisiert. Das ist im Mietrechtsgesetz verankert. Das Justizministerium legt die jährliche Anpassung der Mietzinsobergrenzen ganz einfach fest, meine sehr verehrten Damen und Herren. (Abg Dr Herbert Madejski: Aber Ihr erhöht die Gebühren!) - Ich habe aufmerksam zugehört und bitte, mir auch diesen Respekt zukommen zu lassen! (Abg Dr Herbert Madejski: Aber das ist doch falsch!)

Oder bei Pachtverträgen wird das auch gehandhabt. Oder bei privatrechtlichen oder wirtschaftlichen Verträgen wird dieses Valorisierungssystem auch de facto angewandt.

Ich bin natürlich auch gespannt auf die Volkspartei, wie sie agiert, denn im Bundesgesetzblatt für die Republik Österreich vom 15. Juni 2007, das ich jetzt in Händen halte, gibt es bereits eine Valorisierung. (StR Norbert Walter, MAS: Das kennen wir schon!) Ab 1. Juli werden die Bundesgebühren, eine ganze Liste ist darauf, um zirka 1,3 Prozent nach dem Verbraucherpreisindex erhöht. (Abg Robert Parzer: Das sind aber keine 3 Prozent!) 1,3 Prozent im Durchschnitt, bitte! Also ich bin sehr gespannt. Das wird jetzt Jahr für Jahr so sein. (Abg Godwin Schuster: Aber nie macht das jemand von der ÖVP!) Mag sein, dass die ÖVP wieder nicht dabei war, das kann schon sein. (Abg Christian Oxonitsch: Wer hat denn die Verordnung unterschrieben?) - Der Finanzminister Molterer. (Abg Christian Oxonitsch: Der Herr Finanzminister hat das unterschrieben!) Das ist ja nichts Unehrenrühriges. Aber der Finanzminister Molterer hat es herausgegeben. (Abg Christian Oxonitsch: Der Vorsitzende der ÖVP hat das unterschrieben!) Also sich hier herauszustellen und etwas anderes zu kriminalisieren, das ist schon ein starkes Stück, meine sehr verehrten Damen und Herren! (Beifall bei der SPÖ. - Abg Robert Parzer: Aber das sind keine 3 Prozent!) Moment! Pro Jahr, Herr Kollege! Pro Jahr! Nehmen Sie 3 Jahre, dann haben Sie 4 Prozent oder vielleicht werden es dann sogar 5 Prozent! Also es ist nichts anderes, bitte! (Abg Christian Oxonitsch: Unterschrieben vom Herrn Molterer!)

Also ich bin wirklich gespannt, weil gerade von der Volkspartei angekündigt worden ist, das beim Verfassungsgerichtshof zu Fall zu bringen. (Abg Dr Matthias Tschirf: Wir haben schon zwei Mal gewonnen! Ich würde aufpassen!) Viel Glück dabei! Das ist Ihr demokratisches Recht, aber ich erwarte mir auch, dass dann Ihr eigener Finanzminister das auch einbringen wird, weil die Menschen rund um Wien dürfen der Volkspartei auch nicht egal sein! (Abg Godwin Schuster: Nicht nur Finanzminister, auch Parteivorsitzender!) Die können Ihnen auch nicht egal sein! Das kann es ja nicht sein! Dieses politische Spiel ist sehr leicht durchschaubar!

Meine sehr verehrten Damen und Herren, letzter Punkt: Es ist, glaube ich, kein Geheimnis, dass der Verbraucherpreisindex ab 1.1.2007 für eine Indexierung herangezogen wird. Ich weise darauf hin, bei der Parkometerabgabe wird das nicht mit 1.1.2007 sein, sondern erst mit 1.9.2007, dass man ein volles Jahr hat. Aber sollten Gebühren oder Abgaben bis zu diesem längeren Zeitraum noch nicht erhöht worden sein, wird es durch die Stadt Wien auch keine Rückforderungen an Gebührenerhöhungen dieser Zeiträume geben. 

Ich nenne nur ein Beispiel: Die Wassergebühren sind das letzte Mal am 1.1.1995 adaptiert worden. Das heißt, mit 1.1.2007, wenn es die nächste Gebührenanpassung gibt, mit 1.1.2008 werden diese elf Jahre nicht herangezogen. Ich will das nur zu dem Ausspruch oder zu der Verdächtigung, so zockt die Stadt Wien ihre Bürgerinnen und Bürger ab, sagen.

Meine Damen und Herren, mit dem Valorisierungsgesetz werden wir künftig große Anpassungsschritte der Gebühren vermeiden können, die, wie ich schon gesagt habe, natürlich zu gewissen Diskussionen auch in der Bevölkerung führen. Das ist durchaus zum größten Teil im Interesse der Bevölkerung. Die Kontrollrechte der Opposition werden nicht geschmälert. Sie sehen auch, die zweite Lesung, und das ist durchaus ein legitimes Recht, kann man ganz einfach blockieren. Es gibt genügend Rechte in diesem Haus, die nicht geschmälert werden. Wir stellen für die Zukunft aber sicher, dass die kommunalen Dienstleistungen den Menschen dieser Stadt unter optimalen Voraussetzungen weiter zur Verfügung stehen werden! - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)

Präsident Heinz Hufnagl: Zu einer tatsächlichen Berichtigung hat sich der Herr Abg Dr Tschirf gemeldet. Ich erteile ihm das Wort. (Abg Mag Thomas Reindl: Jetzt erklärt er uns die Enthüllung, warum der Molterer da etwas unterschrieben hat!)

Abg Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Präsident! Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin! Meine Damen und Herren!

Mein Vorredner hat von einer Kriminalisierung gesprochen. Er hat gesagt, dass wir eine Kriminalisierung vornehmen. Worum es uns geht, ist, dass hier nicht nur die Bürgerinnen und Bürger geschröpft werden, sondern dass ein verfassungsrechtliches Prinzip, nämlich das verfassungsrechtliche Prinzip, dass in Gemeindeangelegenheiten dieses Haus in der Form des Gemeinderats eingebunden wird, einfach zur Seite geschoben und beseitigt wird. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, die Sozialdemokratie sollte sich wirklich überlegen, welchen Umgang sie mit den Institutionen des Verfassungsrechts hat! Wir haben schon zwei Mal gegen Sie gewonnen! (Beifall bei der ÖVP.) 

Präsident Heinz Hufnagl: Weitere Wortmeldungen liegen jetzt nicht mehr vor. Ich erkläre die Verhandlung für geschlossen. 

Ich erteile der Frau Berichterstatterin das Wort. Bitte, Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin, das Schlusswort zum Thema. 

Berichterstatterin LhptmStin Mag Renate Brauner: Herr Präsident! Sehr geehrten Damen und Herren!

Ich bedauere, dass es in so einer wichtigen Diskussion und wichtigen Debatte zu so einer, ich unterstelle einmal, selbstverständlich unabsichtlichen Vermengung von Begriffen, Zahlen, Berechnungsmethoden kommt. Das ist bedauerlich. (Abg Harry Kopietz: Das ist tendenziös!) Denn ich gehe natürlich davon aus, und mein Kollege Ekkamp hat es im Detail aufgeführt, dass man zwischen Ausgaben und Kosten unterscheiden kann, dass man weiß, dass man auf Grund eines kameralistischen Rechnungsabschlusses keinen Kostendeckungsgrad feststellen kann. Wenn man es trotzdem getan hat, dann kann es wohl nur ein Missverständnis sein. Schade, dass es bei so einer Diskussion, die man gerne sachlich führen kann und führen soll, denn dazu sind wir da, zu solchen Verwechslungen kommt. 

Genauso bedauere ich, dass diese nicht seriös geführt wird, wenn man zum Beispiel argumentiert, diese Regelung wäre nicht gerechtfertigt, weil es zu keiner Kostensteigerung käme, manchmal im Vergleich mit der Privatwirtschaft, der in dem Zusammenhang besonders pikant ist. Ich würde gerne irgendeinen Preis in der Privatwirtschaft sehen, der so wie die Parkometerabgabe, oder wie wir salopp sagen, das Parkpickerl, seit 22 Jahren nicht erhöht wurde. Insofern war der Vergleich mit der Privatwirtschaft in dem Fall nicht sehr zutreffend. Aber auch die Feststellung, dass Kosten nicht steigen würden, halte ich doch für, nun sagen wir, etwas weit herbeigeholt. 

Abgesehen davon ist jedem, der sich mit dem Wiener Budget und den Wiener Maßnahmen beschäftigt, bekannt, wie viel gerade in dem Bereich, der hier diskutiert wird, investiert wird. Allein im Wiener Kanal 100 Mil-
lionen EUR, bei der Hauptkläranlage Simmering 225 Millionen EUR. bei der Müllverbrennungsanlage Pfaffenau 225 Millionen EUR und bei der Biogasanlage 13,5 Millionen EUR. All das sind jene Bereiche, die nicht nur für die Daseinsvorsorge unglaublich wichtig sind, sondern auch für unsere Umweltanliegen. Wir können hier also keinesfalls stehen bleiben, wiewohl wir auf das Niveau, das wir haben, stolz sind und weiter Geld in die Hand nehmen müssen, um die Umweltstandards, die wir hier gemeinsam festlegen, auch wirklich zu erreichen. 

Aber selbst wenn ich das jetzt weglasse, steigen natürlich für die Stadt die Kosten genauso wie für jeden anderen. Es kann doch keiner ernsthaft erwarten, dass die Wiener Gemeindebediensteten sagen, sie verzichten auf ihre Lohnerhöhungen. Es wird doch niemand ernsthaft erwarten, wenn ich vor Kurzem von dieser Stelle berichtet habe, wie sehr wir uns bemühen, dem Baugewerbe, dem Baunebengewerbe und vielen anderen Zubringern mit unseren Investitionen als sozusagen positivem, fast gleich wichtigem Nebeneffekt auch Wirtschaftsimpulse zu geben, dass Sie jetzt herkommen und sagen, bei der Gemeinde Wien gibt es keine Preissteigerungen, das werden wir in Zukunft nie mehr verlangen. Da kann doch bitte wirklich niemand, weder auf dieser Seite, aus ökologischer, noch auf dieser Seite, aus wirtschaftlicher Sicht ernsthaft bleiben! Natürlich steigen in der Stadt Wien die Personalkosten. Natürlich steigt das, was wir unseren Zubringern, unseren Lieferanten und bei unseren Mieten alles zahlen müssen, ganz genau wie bei jedem Privaten auch. 

Wir haben natürlich immer wieder viele Diskussionen über Tariferhöhungen gehabt. Natürlich gibt es auch welche, die sagen, wir wollen grundsätzlich nie Erhöhungen. Das verstehe ich auch. Genauso wie ich auch gerne hätte, dass nie wieder Preise steigen. Wenn ich zaubern könnte, würde ich das auch sehr gerne machen. Aber alle Menschen, die ernsthafte Diskussionen geführt haben, haben gesagt: „Wir verstehen das. Diese Stadt funktioniert gut. Wir sehen, was in dieser Stadt alles passiert. Wir verstehen, dass das auch bezahlt werden muss. Aber wieso wartet Ihr so lange? Wieso gibt es jahrelang nichts und dann so einen großen Sprung?" Nachdem ich jemand bin, der der Meinung ist, dass die Bevölkerung immer ein sehr gutes Gespür für gescheite Ideen hat, habe ich diese vielen Ideen auch aufgegriffen. Deswegen lege ich Ihnen diese Bestimmung vor, die ich Ihnen heute vorlege. (Abg Dr Wolfgang Aigner: Haha! Die Bevölkerung will es also!)

Zu dem Vorwurf, sehr geehrte Damen und Herren, das wäre klammheimlich, zu dem demokratiepolitischen Argument: Das will ich ernsthaft diskutieren, weil das ist ein sehr ernsthafter Vorwurf, Herr Kollege (Abg Mag Harald STEFAN: Dann fangen Sie einmal an!), es wäre klammheimlich! (Abg Mag Harald STEFAN: Das war ein Scherz!) Aber ein niveauloser! 

Zu der Frage der Klammheimlichkeit: Nicht nur, dass wir das hier öffentlich diskutieren, habe ich diese Geschichte schon gemeinsam mit meinem Kollegen Schicker bei unserer Pressekonferenz angekündigt, wo wir die Maßnahmen, die für die Wiener Linien und für das Parkpickerl notwendig sind, präsentiert haben. Natürlich war die erste Frage der Journalisten an den Kollegen Schicker: „Wieso hat das so lange gedauert? Warum ist jetzt ein relativ hoher Sprung notwendig?" Die erste Frage der Journalisten war: „Warum hat das so lange gedauert?" Ich habe das dort öffentlich angekündigt, dass wir uns aus den genannten Gründen einen Weg vorgenommen und ausgesucht haben, den ich Ihnen heute in Gesetz gegossen vorlege. Dieses zum Thema „klammheimlich". Ich habe jetzt die Woche nicht in Erinnerung, aber es ist mehrere Wochen her, wo ich das öffentlich bei einer Pressekonferenz angekündigt und auch mehrfach Interviews dazu gegeben habe. 

Zur Frage der undemokratischen Vorgangsweise: Abgesehen davon, dass es hier eine sehr breite Diskussion gibt, sehr verehrte Damen und Herren, weiß jeder, der halbwegs unsere Bestimmungen und Regelungen kennt, dass der Gemeinderat alles, was er dem Magistrat überträgt, wegnimmt, an Regelungen gibt, an Rahmenbedingungen setzt, wenn er es wünscht, natürlich jederzeit wieder abändern kann. Selbstverständlich bleibt die Entscheidungshoheit hier im Magistrat, hier in der Gemeinde, hier im Gemeinderat, hier im Landtag, denn korrekterweise ist heute Landtag. Selbstverständlich ist es so, dass der Magistrat nur gewisse Rahmenbedingungen vorgeschrieben bekommt, unter denen er überhaupt handeln darf und nicht irgendetwas. Selbstverständlich können diese Rahmenbedingungen jederzeit wieder geändert werden. Das heißt, die Bestimmung ist hier, die Regelungen sind hier und natürlich kann man einen Teil davon übertragen. Genauso wie man es überträgt, kann man es auch jederzeit wieder zurücknehmen. Also ich sehe hier weder Geheimniskrämerei noch auch nur irgendwie einen undemokratischen Weg, sondern selbstverständlich bleibt die Gestaltungshoheit, die Entscheidungshoheit hier, damit ich es korrekt sage, im Landtag. (Abg Christian Oxonitsch: Es gab auch eine öffentliche Auflage!) Selbstverständlich kann alles, was hier beschlossen wird, geändert werden, abgeändert werden, verändert werden und zurückgenommen werden, sehr geehrte Damen und Herren! (Beifall bei der SPÖ.) 

Worum geht es? Worum es geht, ist eine vernünftige Regelung, die die Stadt in die Lage versetzt, die Herausforderungen, vor denen wir stehen, entsprechend zu bewältigen, sowohl aus umweltpolitischer als auch aus wirtschaftspolitischer und betriebspolitischer Sicht, aber auch aus betriebswirtschaftlicher Sicht. 

Sehr geehrten Damen und Herren, und das sage ich vor allem in Richtung der Österreichischen Volkspartei, natürlich sind wir nicht die Einzigen, die das so machen. Natürlich gibt es entsprechende vernünftige Überlegungen auch an anderer Stelle. Ich bin wirklich sehr überrascht, und Sie sind vielleicht nicht darüber informiert, dass genau das, was Ihr ÖVP-Finanzminister, Ihr ÖVP-Vizekanzler Molterer vor wenigen Tagen unterschrieben hat, nämlich eine Verordnung auf Basis des § 14a des Gebührengesetzes des Bundes, die mit 1. Juli in Kraft tritt, eine Valorisierungsbestimmung enthält. Genau dieselbe Regelung, mit dem einzigen Unterschied, dass wir strenger sind, weil wir nämlich nicht wie der Bund sagen, man darf jeweils nach dem Verbraucherpreisindex erhöhen, deswegen nämlich nur 1,5 Prozent, weil das jährlich in der Höhe des Verbraucherpreisindexes passiert (StR Norbert Walter, MAS: Der Bund ist aber für Wien nicht relevant!), sondern wir sagen, wir legen dem Magistrat ganz klare Bedingungen vor. Nur wenn der Verbraucherpreisindex über 3 Prozent geht, dann darf er, sonst nicht. Das ist der Unterschied. Wir sind strenger als der Bund. Das ist vom Herrn Finanzminister und Vizekanzler unterschrieben. Ich kann hier von der Grundintention den Unterschied, sehr verehrte Damen und Herren, nicht erkennen, weil es keinen Unterschied gibt. (Abg Dr Herbert Madejski: Das sagen Sie!) Es ist dieselbe Regelung, eine vernünftige Regelung und es ist eine Regelung, die im Interesse der Wiener und Wienerinnen ist! - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ. - Abg Mag Wolfgang Jung: Wer ist eigentlich der Chef der Bundesregierung?) 

Präsident Heinz Hufnagl: Wir kommen nun zur Abstimmung über die Gesetzesvorlage. 

Ich bitte jene Mitglieder des Landtags, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang zustimmen wollen, die Hand zu heben. - Dies ist mit den Stimmen der Sozialdemokratie mehrheitlich beschlossen. 

Mir ist ein Widerspruch bezüglich der sofortigen Anschließung der zweiten Lesung seitens des Klubvorsitzenden der Österreichischen Volkspartei bekannt geworden. 

Ich bitte jene Damen und Herren des Wiener Landtags, die sich diesem Widerspruch der sofortigen Abhandlung der zweiten Lesung anschließen wollen, dies mit Handzeichen zu signalisieren. - Dies ist einstimmig. (Heiterkeit und Beifall bei ÖVP, FPÖ und GRÜNEN.)

Daher findet die zweite Lesung dieser Gesetzesvorlage in der nächsten Landtagssitzung statt.

Wenn ich die allgemeine Überraschung und Freude über die Zustimmung wiederum überdecken darf, dann teile ich Ihnen mit, dass die Postnummer 9 die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes über die Zuweisung von Bediensteten der Gemeinde Wien, Wiener Zuweisungsgesetz, und mit dem das Wiener Stadtwerke - Zuweisungsgesetz, 2. Novelle des Wiener Stadtwerke - Zuweisungsgesetz, sowie das Wiener Personalvertretungsgesetz, 13. Novelle zum Wiener Personalvertretungsgesetz, geändert werden, betrifft. 

Ich bitte dazu die Berichterstatterin, Frau Amtsf StRin Frauenberger, das Referat einzuleiten. - Bitte sehr.

Berichterstatterin Amtsf StRin Sandra Frauenberger: Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! Ich bitte um Zustimmung.

Präsident Heinz Hufnagl: Gemäß § 30c Abs 10 der Geschäftsordnung schlage ich vor, die General- und Spezialdebatte zusammenzulegen. 

Wird gegen diese Zusammenlegung ein Einwand erhoben? - Ich erblicke keinen Einwand. Das ist nicht der Fall. Ich werde daher so vorgehen. 

Die Debatte ist eröffnet. Zum Wort gemeldet hat sich Herr StR Herzog. Ich erteile es ihm.

StR Johann Herzog: Herr Präsident! Frau Berichterstatterin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Die jetzige Abstimmung ist ein interessanter Vorgang gewesen, ein durchaus gutes Zeichen, dass vielleicht ein Neubeginn und eine Änderung von Mehrheitsbeschlüssen und Durchsetzen von Mehrheiten möglich ist. Es wäre auch denkbar. Ich glaube, die Frau Stadträtin hat in Bezug auf das letzte Geschäftsstück einige Bemerkungen gemacht, die auf das jetzige genauso zutreffen, nämlich dass die Stimmungen zur Rücknahme und zur Abänderung von Maßnahmen durch Gemeinderat und Landtag jederzeit möglich sind. Die Rückführbarkeit und das Schnüren von Maßnahmen sollte selbstverständlich keine Frage sein. Genauso sind natürlich Beschlüsse möglich, auch keine Frage. Das Problem ist nur, dass man keine Mehrheit für diese Beschlüsse bekommt. Aber vielleicht zeigt die nunmehrige Abstimmung vor einigen Minuten, dass es Wege gibt, hier Veränderungen herbeizuführen. Denn die absolute Mehrheit der SPÖ ist natürlich etwas, das auf lange Sicht Fakten schafft, dazu den Gemeinderat und Landtag entmachtet und seine Bestimmungsrechte, die Kontrolle und seine Möglichkeiten diesem entzieht. Gar keine Frage, dass das eine langfristige Linie sozialdemokratischer Politik ist. 

Wenn man sich anschaut, was heute noch übrig ist von Aktenlagen, die bei Gemeinderatsausschüssen zur Debatte kommen und das, was noch vor einiger Zeit auf dem Tisch gelegen ist, kann man sagen, es gibt einen Riesenunterschied. Bei Wohnen zum Beispiel, also im Gemeinderatsausschuss Wohnen, haben 70 oder 80 Prozent der Tagesordnungspunkte Veränderungen im Kleingartenbereich zur Folge. Die Finanzakten, sind, glaube ich, nur mehr fünf, sechs Stück hoch und in allen anderen Aktenlagen ist es ähnlich. Das heißt also, die dem Gemeinderat zukommenden Entscheidungen befassen sich nur mehr mit Nebenthemen, die Hauptthemen werden anderswo entschieden. (Beifall bei der FPÖ. - Abg Dr Herbert Madejski: Herr Präsident, ein bisschen mehr Ruhe im Saal, bitte!) 

Ich warte, bis es ruhiger wird. (Abg Dr Herbert Madejski: Herr Präsident, vielleicht könnten Sie ein bisschen mehr Ruhe im Saal schaffen! Er hört gerade nicht zu, er ist beschäftigt! - Abg Mag Maria Vassilakou: Man versteht wirklich fast nichts! Das Thema ist aber viel zu wichtig!) Ich warte. (Abg Dr Herbert Madejski: Es wird schon ruhiger! Jetzt geht es gleich weiter!) - Ich glaube, die Ruhe ist wiederhergestellt. Dann kann man weiterreden. 

Um das noch einmal zu wiederholen, denn es war so ein Lärm, dass ich glaube, dass nicht einmal mein Mikrofon verständlich war, es wäre wirklich wichtig, dass ein Umkehren der sozialdemokratischen Mehrheit möglich ist, um diese völlige Auslaugung der Rechte des Gemeinderats und der Beschlusstätigkeit über gewisse Inhalte in den Ausschüssen einer Veränderung zuzuführen. Der Herr Stadtrat hört mir gerade aufmerksam zu. Ich kann nur sagen, schauen Sie sich selbst einmal die Ausschussmaterie im eigenen Ausschuss an und dann vergleichen Sie das mit dem, was hier vor sieben, acht Jahren entschieden wurde, was hier noch Gegenstand der Verhandlung war und was es heute ist. Ich kann nur sagen, kein Vergleich mit den früheren Dingen. Egal, in welchem Ausschuss ich gewesen bin, ich war damals auch in anderen, hier hat es eine ähnliche Entwicklung gegeben. Die Materie, die in irgendeiner Form behandelt wird, ist im Grunde genommen fast ein Nebenthema, die Hauptthemen werden anderswo abgewickelt. (Beifall bei der FPÖ.) 

Damit komme ich nunmehr auf die entsprechenden Aktenstücke Wiener Zuweisungsgesetz und die Nebengesetze Wiener Stadtwerke - Zuweisungsgesetz beziehungsweise Wiener Personalvertretungsgesetz zu sprechen. 

Präsident Heinz Hufnagl (unterbrechend): Herr Stadtrat, darf ich ganz kurz unterbrechen. 

Meine Damen und Herren, der Lärmpegel hier im Saal ist sehr hoch. Ich bitte Sie, sich wieder auf das normal übliche Niveau unserer Zwischenkonversationen zurückzunehmen. Danke vielmals. (Abg Mag Thomas Reindl: Nur die Freiheitlichen sind laut!)

StR Johann Herzog (fortsetzend): Ich danke vielmals, dass das aufgefallen ist und ich darf daher fortfahren. Auf alle Fälle, wenn man die Begründung im Landesregierungsakt liest, steht nur drinnen, dass die Richtlinie 2001/23/EG umzusetzen ist und dass eine Reihe von Grundsätzen für die Mitgliedsstaaten verbindlich sind und übernommen werden müssen, dass eine entsprechende Betriebsübergangsrichtlinie bundesgesetzlich verankert wurde, auch eine bisherige Umsetzung einzelfallbezogen gemacht wurde und nunmehr eine Anlassgesetzgebung nicht ausreichend sei, sondern es einer generellen Umsetzung bedarf. Dann steht darin: „Mit dem vorliegenden Gesetzesentwurf wird das Ziel verfolgt, eine generelle Umsetzung der Betriebsübergangsrichtlinie zu schaffen, wobei im Sinn größtmöglicher Wahrnehmung der Fürsorgepflichten der Dienstgeberin im Fall eines Betriebsüberganges zum Vorteil der Bediensteten von der Gültigkeitsklausel des Art 8 der Richtlinie Gebrauch genommen wurde." 

Ich stelle jetzt mit Überraschung fest, dass die Arbeiterkammer und das Bundeskanzleramt zu dieser belobigenden Darstellung in der eigenen Aktenlage eine durchaus andere Meinung haben. 

Die Arbeiterkammer stellt nämlich fest, dass die Richtlinie einen Übergang von Unternehmen, Betrieben und Betriebsteilen auf einen anderen Inhaber darstellt, und das durch andere vertragliche Übertragung oder auch Verschmelzung. Sie stellt fest, aus dem Wortlaut ergibt sich nicht die zwingende Anwendung. Darüber hinaus bietet die Erlassung des Gesetzes nicht a priori einen arbeitsrechtlichen Schutz. „Der arbeitsrechtliche Schutz ...", fährt die Arbeiterkammer fort, „... ist auch mit der gleichzeitig geplanten Änderung des Wiener Personalvertretungsrechtes in keiner Weise gegeben. So ist die vorgesehene, hier beabsichtigte Ausgliederung der Personalvertretung zur Kenntnis zu bringen. Wenn die Personalvertretung nicht innerhalb von zwei Wochen Einspruch erhebt, dann gilt das, sonst wird das den zuständigen Gemeinderatsgremien vorgelegt." 

Die Arbeiterkammer schließt nun daraus folgend: „Ein wirksamer arbeitsrechtlicher Schutz wäre nur im Fall der Zustimmungspflicht durch die Personalvertretung gegeben und die ist nicht vorgesehen. Das geplante Wiener Zuweisungsgesetz beschränkt sich nicht nur auf die Formen des Betriebsübergangs. In der Vergangenheit hat die Gemeinde Wien ...", schreibt die Kammer, „... diverse Einzelübernahmen vollzogen, die Stadtwerke, die Wiener Museen, den ..." - hier von mir bereits genannten – „... Fonds Soziales Wien ...", und so weiter, „..., um die bestehenden Bediensteten eben an die betreffenden ausgegliederten Rechtsformen, die zumeist im Bereich zu 100 Prozent oder im Einsatzbereich der Stadt verblieben sind, weiterzugeben. Die neu angestellten Beschäftigten dieser Unternehmen wurden auf privatrechtliche Basis verwiesen und zu neuen Konditionen angestellt. Nunmehr, mit den Zuweisungen, behalten die Bediensteten der Stadt ihre Stellung dienst-, besoldungs- und pensionsrechtlich, allerdings die Begriffsbestimmungen der §§ 2 und 3 zeigen, dass diese nicht auf einen Betriebsübergang als solches abgestimmt sind, sondern auf alle Formen von Ausgliederungen und Auslagerungen. Die geplante Veränderung des Wiener Personalrechtes hinsichtlich Mitteilungspflicht bei Zuweisungen verdeutlicht dies noch dazu und macht klar, dass es sich hier um eine Generalvollmacht handelt, um also ohne besondere Hemmnisse durch irgendwelche Oppositionsgruppen, die etwas dagegen haben könnten, ohne politische Diskussionen und möglichst rasch Ausgliederungen durchführen zu können. Zusätzlich ...", stellt die Arbeiterkammer fest, „... wird im § 3 Abs 1 eine neue Form der Zuweisung für individuelle Überlassung von Arbeitnehmern an privatrechtliche Rechtsformen vorgenommen. Früher war es die Abordnung, wo ein Vertrag zwischen Gemeinde Wien oder Stadt Wien und dem einzelnen Bediensteten bestanden hat und für den Fall, dass das ein Ende gefunden hat, auf Wunsch einer der beiden Seiten, war die Weiterbeschäftigung bei der Stadt Wien garantiert. Bei der neuen Form der Zuweisung, individueller Zustimmung, fällt diese Absicherung weg, eine massive Verschlechterung der Rechtsstellung der Bediensteten, die sich diesen Prozeduren unterziehen müssen." 

Die Arbeiterkammer kommt zum Schluss: „Ein Gesetz, das aus formalen Kriterien jede Möglichkeit von Ausgliederungen vorgibt, keinen ausreichenden arbeitsrechtlichen Schutz bietet und sich der politischen Diskussion entzieht, ist abzulehnen. Die Vollversammlung der AK Wien lehnt aus den vorangeführten Gründen die Einführung des geplanten Zuweisungsgesetzes ab."

Meine Damen und Herren, ich finde das hochinteressant. Ich glaube, es kommt nicht so oft vor, dass Arbeiterkammer und sozialdemokratische Mehrheit in Wien so völlig auseinanderfallen mit ihren Meinungen. Noch überraschender ist für mich, dass die begründeten Vorhalte der Arbeiterkammer von Seiten der Gemeinde Wien und von der Verwaltung in keiner Weise berücksichtigt wurden. Ein für mich sehr erstaunlicher Vorgang, der zeigt, wie sehr auf der einen Seite Sozialdemokratische Partei und auf der anderen Seite Gewerkschaft und Arbeiterkammer auseinandergedriftet sind und unterschiedliche Wege und Interessen haben. 

Dazu kommt als Nächstes, dass das Bundeskanzleramt eine ebenfalls ziemlich vernichtende Stellungnahme zu diesen Gesetzen abgegeben hat. Auf der einen Seite wird in der Frage der Übereinstimmung der Gesetze mit der Betriebsübergangsrichtlinie festgestellt, dass die für Arbeitnehmer in dem Sinn günstigere Vorschrift im Sinne der Betriebsübergangsrichtlinie Artikel 8 wäre, wenn die Bediensteten anstelle des in der Richtlinie vorgesehenen ex lege-Übergangs Bedienstete der Gebietskörperschaft blieben. Wohl keine Frage. Aber es wird auch in einem EuGH-Urteil, Rs C-343/98, festgestellt, wo sich entnehmen lässt, aber nicht viel entnehmen lässt, dass die Betriebsübergangsrichtlinie nur eine teilweise Harmonisierung vornimmt, nicht aber die Schaffung eines einheitlichen Schutzniveaus bezweckt. Das heißt, das Bundeskanzleramt sagt, dass die Arbeitnehmerinteressen in keiner Weise gewahrt sind. 

EuGH folgert daraus, dass die Betriebsübergangsrichtlinie auf große Personenkreise nicht anwendbar ist. Weiters sagt der EuGH, dass die Betriebsübergangsrichtlinie in der Lehre aber nicht verwehre, die Bedingungen des übergegangenen Arbeitsverhältnisses insoweit zum Nachteil des Arbeitnehmers zu ändern, als das nationale Recht eine solche Änderung unabhängig vom Fall des Unternehmensüberganges zulasse. In der Frage, ob ein Verbleib beim alten Arbeitgeber im Sinne der Übergangsrichtlinie günstig und zulässig ist, oder ob ein solcher Verbleib gesetzlich vorgeschrieben werden darf, lässt sich leider keine Äußerung entnehmen.

Auch der OGH hat auf Österreich bezogen diese Frage ausdrücklich offengelassen. 

Interessant und ein Kernpunkt des Ganzen ist sicher, dass im § 3 des Zuweisungsgesetzes festgestellt ist, dass die Zuweisung den betroffenen Bediensteten zur Kenntnis zu bringen ist. Die Mitwirkungsrechte in der Personalvertretung, habe ich schon gesagt, sind eingeschränkt worden. „Dieses Zurkenntnisbringen muss ...", wird vom Bundeskanzleramt gesagt, „... zumindest gegenüber den Beamten mit Bescheid erfolgen. Es ist vorgesehen, dass die Wahrnehmung sämtlicher Rechte und Pflichten als Dienstbehörde grundsätzlich dem Magistrat obliegt. Nach den vorgeschlagenen Bestimmungen können jedoch einem Dienststellenleiter zukommende dienstrechtliche Befugnisse durch den Zuweisungsvertrag ..." - ich glaube, § 8 - „... dem Beschäftiger übertragen werden. Das ist ebenfalls ein Kernpunkt, wo Veränderungen stattfinden, die gegen die Interessen der Arbeitnehmer, die hier übergeführt werden, vorgenommen werden. Eine massive arbeitsrechtliche Unsicherheit ist mit einem solchen Bestimmungspaket natürlich verbunden." (Beifall bei der FPÖ.) 

„Wie gesagt, die Bescheidform ...", wird nochmals festgestellt, „... ist zwingend vorgesehen im Bereich für die Beamten. Auch eine bloße vertragliche Ermächtigung zur Wahrnehmung der Dienstgeberbefugnisse kann einen solchen Zuständigkeitsübergang nicht bewirken." - Ich hoffe, dass hier Vorsorge getroffen wurde, dass seitens der Gemeinde Wien das sichergestellt ist. 

Aber auch im Hinblick auf Vertragsbedienstete stellt das Bundeskanzleramt fest, ist die vertragliche Übertragung von Dienstgeberbefugnissen problematisch: „Es ist nämlich generell fraglich, ob Aufgaben der Privatwirtschaftsverwaltung durch Vertrag übertragen werden können." 

Im § 7 wird zwar entsprechend dem Verfassungsgerichtshof ausdrücklich festgestellt, dass der Beschäftiger bei der Ausübung von Dienstgeberbefugnissen an die Weisung des zuständigen Gemeindeorgans gebunden ist, aber die Durchsetzbarkeit dieser Weisung sicherzustellen, wurde unterlassen, weil keine Sanktionen vorgesehen sind. Das heißt also, hier fehlt offensichtlich ein Nachtrag, dass entsprechende Sanktionen für die Durchsetzung von diesen Dingen gemacht werden können. 

Des Weiteren noch, hinsichtlich der den Beschäftigern eingeräumten ausschließlichen Zuständigkeit zur Erteilung von fachlichen Weisungen und Fachaufsicht und Ähnliches: „Nach dem vorgeschlagenen § 7 ist anzumerken, dass der Ausschluss des Weisungsrechtes bei Organen der Gemeinde Wien ohne eine entsprechende landesverfassungsgesetzliche Grundlage unter Hinweis auf die Bundesverfassung Art 20 insoweit unzulässig wäre, als den Beschäftigern und den ihnen zugewiesenen Bediensteten die Wahrnehmung hoheitlicher Aufgaben übertragen wird." - Das heißt also, hier sind auch massive verfassungsrechtliche Bedenken seitens des Bundeskanzleramts angemeldet worden. 

Dann ist zum Wiener Stadtwerke - Zuweisungsgesetz noch festzustellen, dass in Kollektivverträgen aufgrund § 19 Abs 1 und 2 ARG das Vorgesehene abweichend vom ARG, das für Arbeitnehmer und Arbeiternehmerinnen der Verkehrsbetriebe gilt, auch für den Verkehrsbetrieben zugewiesene, dem jeweiligen Kollektivvertrag nicht unterworfene Bedienstete gilt. Auch hier ist eine verfassungsrechtliche Bedenklichkeit seitens des Bundeskanzleramts klar angemerkt, weil ein Verstoß gegen das Legalitätsprinzip der Verfassung vorliegen könnte, wie jetzt festgestellt wird. 

Man kann daher sagen, die arbeitsrechtlichen Schutzbestimmungen sind bei diesen vorgeschlagenen Gesetzen nicht mehr gesichert. Sie sind aufgeweicht und langfristiger Schaden für Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen ist nicht auszuschließen. Die Generalvollmacht für die Ausgliederung ist damit gegeben. Damit ist es jederzeit auch möglich, relativ rasch, schmerzlos, gegen die Opposition, vielleicht auch gegen die öffentliche Meinung, diese Dinge durchzupeitschen. Die Ausschaltung des Wiener Gemeinderats als Kontrollorgan ist durch diese Gesetzesvorlage einen bedeutenden Schritt weiter vorangegangen. 

Ich glaube, wir brauchen, um eine abschließende Bemerkung zu machen, nichts anderes zu sagen, als was die Arbeiterkammer mit einer sozialdemokratischen Mehrheit festgestellt hat: Ein Gesetz, das aus formalen Kriterien jede Möglichkeit von Ausgliederungen vorgibt, keinen ausreichenden arbeitsrechtlichen Schutz bietet und sich der politischen Diskussion entzieht, ist abzulehnen! (Beifall bei der FPÖ.) 

Präsident Heinz Hufnagl: Zum Wort gemeldet hat sich Herr StR Ellensohn. Ich erteile es ihm.

StR David Ellensohn: Sehr geehrter Herr Präsident! Frau Berichterstatterin! Meine Damen und Herren!

Das, was sich heute fast euphemistisch Zuweisungsgesetz nennt, könnte genau so gut „Freibrief für die Wiener SPÖ für Ausgliederungen sonder Zahl" heißen. Dann würden wenigstens alle wissen, worum es geht.

Am Anfang ein paar Sachen formaler Natur: Die Art und Weise, wie dieses Gesetz durchgepeitscht wird, ist einfach unüblich. Für die, die das nicht wissen, am 15. Juni, am Freitag Nachmittag, beim allerletzten Nachtrag zur folgenden Landesregierungs- und Stadtsenatssitzung, im letzten Moment, denn wir sind ja am Freitag Nachmittag noch nicht zu Hause, also in der letzten Sekunde, wo man das bringen darf, kommt ein Gesetz daher, das 80 000 Beschäftigte betrifft. Auf die Schnelle, am Freitag Nachmittag. Am Dienstag geht es in Stadtsenat und Landesregierung. Heute haben wir es da, 13 Tage danach. Diese Geschwindigkeit bei solchen Gesetzen hat es noch nicht gegeben. Das ist das erste Mal. Kann man nur sagen, schlechtes Gewissen, weil wir hatten alle offiziell nicht länger Zeit, als uns 13 Tage mit dem Gesetz zu befassen. Das genügt uns natürlich trotzdem, um die einzelnen Punkte herauszuarbeiten. 

Im Wesentlichen ist es schnell gesagt, neue MitarbeiterInnen bei den ausgegliederten Betrieben werden schlechter gestellt sein, als die, die jetzt dort sind. Punkt. Die werden weniger verdienen, die werden schlechte Arbeitszeiten haben und so weiter und so fort. Das gibt es ja schon in ausgegliederten Betrieben, das kennen wir, weil dort gibt es genau die Schwierigkeiten untereinander, dass die Leute, die von früher dabei sind, schon von den Neuen, die weniger gut abgesichert sind, gemobbt werden. 

Die SPÖ wird, nehme ich an, sich hier hinstellen und sagen, das ist alles notwendig, das schreibt uns die Europäische Union vor. Das ist wahr und falsch zugleich. Weil die Europäische Union schreibt tatsächlich vor, dass etwas geschieht, und zwar schon ziemlich lange. Wir sind da eigentlich schon wieder säumig und haben sehr lange gebraucht. Jetzt wird das endlich gemacht. Die EU schreibt nämlich eine Mindestabsicherung bei Beschäftigten vor, wenn man sie übergibt. Was die Union nicht vorschreibt, ist, ob es neuen Beschäftigten in Zukunft schlechter gehen soll oder besser gehen soll oder gleich gut gehen soll. Das könnten wir hier beschließen. Sie beschließen das auch. Es geht Ihnen schlechter, sie werden weniger Geld verdienen! Das können Sie sich in jedem Beispiel anschauen. Sie gliedern nicht aus, weil Sie wollen, dass die Leute nachher bessere Verträge haben und mehr verdienen, sondern Sie gliedern aus, um Personalkosten zu sparen. Das ist einer der Hauptgründe, warum ausgegliedert wird.

Die SPÖ holt sich aber gleichzeitig eine Generalvollmacht für zukünftige Ausgliederungen. Wir werden hier nicht mehr über Ausgliederungen sprechen, weil Sie mit dem Gesetz das in Zukunft im Handstreich machen können, ohne den Gemeinderat oder den Landtag damit zu befassen. 

Deswegen bringen wir einen sehr konkreten Abänderungsantrag ein, falls das nicht beabsichtigt war, falls das ein Fehler war, falls das Interpretationsspielraum ist. Um genau das hintanzuhalten, gibt es von uns einen Antrag, der in Zukunft bedeuten würde, dass wir uns immer, bei jeder einzelnen Ausgliederung, darüber unterhalten, dass immer der Gemeinderat beziehungsweise Landtag damit befasst wird und die Entscheidung hier und nicht in irgendeinem Kämmerchen fällt. 

Das ist der Abänderungsantrag Nummer 2, der zur Abstimmung kommen wird: Das Wiener Zuweisungsgesetz ermöglicht die Ausschaltung des Landesgesetzgebers bei zukünftigen von der Wiener Stadtregierung geplanten Ausgliederungsschritten. Während bei den bisherigen Ausgliederungsmaßnahmen, Wiener Stadtwerke, Fonds Soziales Wien, Wiener Museen, wenigstens diese zukünftige Beschneidung der Einflussmöglichkeiten der gewählten VertreterInnen im Gemeinderat beziehungsweise Landtag per Landesgesetz erfolgen musste, wird dies in Zukunft in den meisten Fällen nicht mehr nötig sein. 

Der Abänderungsantrag ist ganz einfach. Wer das möchte, dass wir in Zukunft immer noch über Ausgliederungen sprechen, kann dem zustimmen, ein ganz einfacher Abänderungsantrag. Nach § 8 Abs 2 dieses Gesetzes wird ein neuer Absatz angefügt. Er hat gerade einmal zwei Zeilen. Also da kann man nicht viel Interpretationsspielraum ausreizen: 

„Der Zuweisungsvertrag ist nach Vorberatung durch den Stadtsenat dem Gemeinderat zur Genehmigung vorzulegen."

Wer das nicht will und wer dem nicht zustimmt, möchte nicht, dass die gewählten Vertreter und Vertreterinnen darüber sprechen. Das ist ein ganz einfacher Punkt. Da steht sonst nichts anderes drinnen, außer, wir möchten hier damit befasst werden. Nicht sagen, es steht sowieso drinnen! Das ist ein Interpretationsspielraum, den wir nicht teilen.

Die SPÖ nützt die Ausgliederung für den Zweck, die demokratische Kontrolle der Opposition einzuschränken. Das kennen wir von anderen Beispielen. Ich muss sagen, ausnahmsweise habe ich der Rede eines FPÖ-Politikers im Wesentlichen sogar inhaltlich folgen können, weil die Probleme sind natürlich für FPÖ, für ÖVP und die GRÜNEN dieselben, wenn es um Kontrollrechte der Opposition geht. Weil wir sind heute alle Opposition. Es ist genau so, im Wohnausschuss wird zwar beraten, wer wieder einen Kleingarten braucht, aber viele Millionen gehen einfach an uns vorbei, weil Wiener Wohnen ausgegliedert ist. Punkt. Weil das nichts mit dem Wohnausschuss oder sehr wenig mit dem Wohnausschuss zu tun hat. Im Gesundheitsbereich ist es auch fast schon Legion, wie die kleinen Geschäftsstücke irgendwo auftauchen und die großen nicht.

Das Ganze ist in Wirklichkeit auch ein Armutszeugnis für die Gewerkschaft, um es zu präzisieren, für die Mehrheitsfraktion der Gewerkschaft, die nicht in der Lage ist, der Arbeiterkammer zu folgen, die eine Stellungnahme abgegeben hat, die meine Kollegin Ingrid Puller noch genauer ausführen wird. Ich hoffe, dass dann alle sehr aufmerksam zuhören, damit man sieht, wie sich die Gewerkschaft der Gemeindebediensteten für ihre eigenen Leute einsetzt. Ich war schwer getroffen. Sie setzt sich nämlich gar nicht ein. 

Wir werden eine ganze Serie von Anträgen einbringen, um zu überprüfen, ob es ernst gemeint ist, dass sie gar nicht so viel ausgliedern wollen. Sie können bei den städtischen Kindergärten, den städtischen Bädern, den städtischen Büchereien, bei der Jugendzahnklinik, bei der MA 15, bei den Bezirksgesundheitsämtern, bei der Impfstelle für Auslandsreisende und bei den Gesundheitsvorsorgeeinrichtungen der MA 15 sagen, Sie möchten nicht, dass das ausgegliedert wird. Oder Sie stimmen eben anders ab. Das werden wir zu interpretieren wissen. Sie können auch durchaus bei jeder einzelnen Anstalt abstimmen, ob Sie möchten, dass diese womöglich geschlossen wird. 

Geschlossen werden ist ein guter Übergang zu einer Aussendung, die jetzt gerade über die APA hinausgetickert ist. Der Klubobmann der Sozialdemokratie, Oxonitsch, behauptet nämlich, und das haben wahrscheinlich noch nicht alle gelesen, Folgendes: „Oxonitsch: Opposition gefährdet 300 Ausbildungsplätze für medizinisch-technische Berufe" - Dann kommt, wenn es denn so ist, in der folgenden Abstimmung: „Weil heute eine zweite Lesung verlangt wird und dieses Gesetz nicht heute verabschiedet wird, müssen 300 junge Menschen, die einen Ausbildungsplatz zur Hebamme, Ergotherapeutin oder Heilgymnastin haben, um den Start ihrer Ausbildung im Herbst bangen, ..." (Abg Christian Oxonitsch: Sprachlich präzisieren! Die zweite Lesung wird immer verlangt! Es gibt immer eine zweite Lesung!) - die aber nicht heute stattfindet (Abg Christian Oxonitsch: Du hast gesagt „verlangt"! Die wird immer verlangt!) – „… weil die Fachhochschule für medizinisch-technische Berufe dringend Bedienstete der Stadt Wien braucht, die dort lehren wollen." 

Jetzt sind also die Oppositionsparteien schuld, wenn das passiert. Ich frage mich: Wer hat diese medizinisch-technischen Akademien geschlossen? Haben Sie hier irgendeinen Beschluss gehört? Ich nicht. Ich weiß nichts von einem Beschluss, weder da noch in Stadtsenat, Landesregierung, Gesundheitsausschuss, Gemeinderat, Landtag. Nein, die SPÖ hat für sich beschlossen, dass die zusperren. Man nimmt immer an, das kann alles kein Problem sein, Demokratie hin oder her, das wird eh so sein. Das wird eh so sein, das beschließen wir Ende Juni und fertig. Jetzt kann man mit einer absoluten Mehrheit von 55 Mandaten allerhand bestimmen. Das ist so, aber Sie haben eben keine Zweidrittelmehrheit. Das hätten Sie auch wissen müssen, dass genau das passieren kann, dass nämlich die Opposition auf die Idee kommt und sagt, wir wollen dieses Thema ausführlicher diskutieren, als in 13 Tagen durchzupeitschen. (Abg Christian Oxonitsch: Kein Problem!) Das, nichts anderes als das Benützen eines demokratischen Rechts der Opposition, führt jetzt angeblich zu dem Ergebnis, das die SPÖ diesen Leuten eingebrockt hat. Sie haben das zugesperrt! Die GRÜNEN haben nicht über das Zusperren der MTA abstimmen können! (Abg Christian Oxonitsch: Das ist euer Problem!) Die FPÖ, die ich sonst nicht wahnsinnig oft in Schutz nehme, der Herr Schock weiß das, hat nicht über das Zusperren abstimmen können! (Abg Christian Oxonitsch: Wir haben kein Problem! Ihr verzögert es nur!) Die ÖVP, auch selten in Schutz genommen von mir, hat auch nicht abstimmen können! (Abg Christian Oxonitsch: Wir haben kein Problem! Es verzögert sich nur!) Die Sozialdemokratie, zu der ich manchmal freundlicher bin, hätte das aber können und hat das auch getan! (Abg Christian Oxonitsch: Ihr verzögert es aus taktischen Spielchen!) Sie haben das zugesperrt und jetzt haben Sie ein Problem! Das stimmt! (Abg Christian Oxonitsch: Wir haben überhaupt kein Problem damit!) Das zeigt auch, dass der Schmäh, wir werden hier immer darüber sprechen, ob etwas zugesperrt oder ausgegliedert wird, nicht stimmt, weil das haben wir da schon nicht getan!

Deswegen bitte ich inständig, dass man dem Antrag, dass in Zukunft Ausgliederungen weiterhin hier besprochen werden, zustimmt. 

Ich darf mich trotzdem einmal bedanken, fast ungewöhnlich am Ende einer solchen Rede, beim Präsidenten Hatzl, der uns im Sinne dieses Gesetzes entgegengekommen ist. Das wird nicht in Bausch und Bogen abgestimmt, sondern in einzelnen Teilen. Da gibt es zwei Teile, denen wir zustimmen können, einer ist eine Kleinigkeit, der andere ist sehr wichtig und es sagt derjenige, mit dem die GdG herumläuft, deswegen brauchen wir das Gesetz, nämlich die Absicherung der Beschäftigten, die es jetzt gibt, im § 5, damit diejenigen bei einer Ausgliederung nicht schlechter gestellt werden. Denn natürlich sind die GRÜNEN dafür, dass es den Leuten, die jetzt da sind, nicht schlechter geht. Aber im Unterschied zur Sozialdemokratie sind wir auch der Meinung, dass Menschen, die morgen in diesen Betrieben anfangen, nicht schlechter gestellt sein sollen, als die, die vorher dort waren.

Ich hoffe, dass Sie zumindest einer Serie von unseren Anträgen in der Mehrheit zustimmen können. Ich hoffe, dass Sie sich das nochmals überlegen werden. Wir haben eine Woche Zeit. (Abg Christian Oxonitsch: Ihr verzögert es nur unnötig!) Vielleicht kann mit dem nötigen medialen Druck noch ein Umschwenken der Sozialdemokratie erwirkt werden. (Abg Christian Oxonitsch: Verzögern, etwas anderes tut ihr nicht!) 

Ich hoffe, dass es eine Lösung für die Hebammen, denen die SPÖ ein Problem eingebrockt hat, gibt. Ich hoffe, dass es eine Lösung geben wird. Immerhin hat bis jetzt auch eine Ausbildung stattgefunden. Es ist ja nicht so, als ob wir den Beruf neu erfunden hätten. Den gibt es ja schon länger. Die Ausbildung hat es bis jetzt auch gegeben. Wenn Sie diesen Leuten die Ausbildung entziehen, dann sollten Sie sich vorher überlegen, wie Sie sichern, damit es dieses Problem nicht gibt. Die Aussendung ist so, wie sie gemacht wurde, inhaltlich richtig, nämlich, dass es ein Problem gibt, nur der Schuldige ist weder die ÖVP noch sind es die GRÜNEN, sondern es ist die Sozialdemokratie! (Abg Christian Oxonitsch: Verzögern tun wir es nicht!) Eigentlich müsste es heißen: „Oxonitsch: Tut uns leid, wir haben geglaubt, wir müssen die Opposition nicht fragen. Deswegen gefährdet die SPÖ für 300 junge Menschen den Ausbildungsplatz." - Und dafür müssten Sie sich eigentlich entschuldigen! - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN und von Abg Kurth-Bodo Blind.)

Präsident Heinz Hufnagl: Zum Wort gemeldet ist Frau Abg Puller. Ich erteile es ihr.

Abg Ingrid Puller (Grüner Klub im Rathaus): Herr Präsident! Frau Berichterstatterin! Meine Damen und Herren!

Ich dachte, Herr Kollege Meidlinger ist vor mir. Schade, aber wahrscheinlich werden Sie sich nach mir melden, nehme ich an. Es ist ja immer so, dass die SPÖ das letzte Wort haben möchte! (Abg Christian Oxonitsch: Nein, das stimmt nicht! Da gibt es noch andere! Aber Sie haben insofern recht, als er sich gerade zum Wort gemeldet hat!)

Zum Wiener Zuweisungsgesetz, das jetzt noch vor dem Sommer durchgepeitscht werden sollte: Es ist eigentlich leicht zu durchschauen, es ist eigentlich eine Masche, dass die Wiener SPÖ-Stadtregierung, wenn es um Gesetze geht, die das Personal der Stadt Wien betreffen, wenn es um Änderungen der Dienst- und Besoldungsordnungen oder um das Personalvertretungsgesetz oder eben um die Zuweisungs- oder Ausgliederungsgesetze geht, vorher immer ein Zuckerl serviert. Ich nenne es „Zuckerlstrategie". Mit diesen Zuckerln wollen Sie dieses Gesetz gut verkaufen. Dieses Zuckerl ist der § 5 des Wiener Zuweisungsgesetzes, wo es heißt, zugewiesene Bedienstete behalten ihre Besoldung und ihr Dienstrecht, die BeamtInnen auch ihr Pensionsrecht. 

Das Zuckerl, gut verpackt, rosa, hat aber einen Hintergrund. Warum machen Sie das Zuckerl überhaupt? Wieso verpacken Sie das Zuckerl so nett und lieb? (Abg Godwin Schuster: Ist das der Grund, warum die KIV zugestimmt hat?) Es hat alles einen Sinn. Dieser Sinn heißt eben Ausgliederungen, die ins Haus stehen. Es ist genauso, wenn ich ein Beispiel nehmen darf, wie ein Bauer vor 100 Jahren, der halt nur sechs Töchter hatte. Das war damals ein großes Problem, weil man die sechs Töchter ausstatten hat müssen. Der hat also darauf geschaut, dass sie gut verheiratet werden und hat ihnen Aussteuer geben müssen. Der Bauer war heilfroh, wenn er die letzte Tochter angebracht hat. Darauf läuft es hinaus. Mit diesem Zuckerl sagt die Wiener Stadtregierung: „Putzen wir uns ab! Wir haben ihnen eine Ausstattung gegeben und sie sind für Ausgliederungen gerüstet. Was wollt Ihr mehr? Wir haben Euch eh versorgt!" Diesem Zuckerl stimmen wir auch zu. Darum haben wir auch um getrennte Abstimmung ersucht. Dieses Zuckerl ist nicht das Schlechteste, aber wir haben Abänderungsanträge vorbereitet.

Mit diesen Abänderungsanträgen möchte ich jetzt einmal beginnen. Es sind einige. Moment, ist nicht so einfach, weil sich der Herr Meidlinger hat streichen lassen. Der hat wahrscheinlich schon gewusst, warum er sich streichen lässt. Aber darauf komme ich noch zurück.

Es geht eben um diese Abordnung. Da heißt es, in dieser neuen Form dieses Zuweisungsgesetzes wird eine neue Form der Zuweisung eingeführt, die Zuweisung mit Zustimmung der Bediensteten. Jeder Bedienstete der Stadt Wien kann irgendwohin zugewiesen werden und braucht nicht von einer speziellen Umstrukturierung, Ausgliederung oder Schließung betroffen sein. Mit dieser Regelung wird die so genannte Abordnung, die in der Vertragsbediensteten- und in der Dienstordnung geregelt ist, unterlaufen. Daher werden wir einen Antrag stellen: 

„§ 3 Abs 1 Z 2 des Entwurfes zum Wiener Zuweisungsgesetz soll gestrichen werden."

Ich bringe diesen ersten Antrag ein. 

Abänderungsantrag zwei: Darüber hat mein Kollege Ellensohn schon ausführlich berichtet. Das Wiener Zuweisungsgesetz ermöglicht die Ausschaltung des Landesgesetzgebers bei zukünftigen, von der Wiener Stadtregierung geplanten Ausgliederungsschritten. Er hat das erläutert. Ich muss es jetzt nicht mehr erläutern, weil sonst wird das ins Unendliche gehen und bringe diesen Antrag ein. 

Jetzt komme ich zum interessantesten Abänderungsantrag. Da geht es um die Mitwirkungsrechte der Personalvertretung bei beabsichtigten Ausgliederungen. Es ist eine sprachlose Gewerkschaft. Sie wollen dieses Mitwirkungsrecht nicht in Gebrauch nehmen, weil Sie meinen, es ist genug, wenn Sie davon in Kenntnis gesetzt werden. Sie wollen gar nicht ein Mitspracherecht oder ein Zustimmungsrecht haben. Sie sind zufrieden mit einem Informationsrecht, was dieses neue Zuweisungsgesetz gewährt. Da denke ich mir, das ist eine sprachlose Gewerkschaft, Herr Meidlinger! Es gibt da nur drei Möglichkeiten, die sind, man will es nicht verstehen (Abg Ing Christian Meidlinger: Das ist ein gutes Beispiel, man will es nicht verstehen!) oder man stellt sich naiv, um intern keinen Aufstand zu veranlassen (Abg Ing Christian Meidlinger: Das ist auch ein gutes Beispiel!) oder man versteht es wirklich nicht. Ich habe auch nicht studiert, Herr Meidlinger, aber ich habe einen Rechtsbeistand. Ich habe mich über dieses Mitwirkungsrecht und über diesen Einspruch informiert. Ich würde Ihnen raten, das in Zukunft auch zu machen. Sie haben in der Gewerkschaft, glaube ich, diese Akademie, die Sie sicher besucht haben. Was lernt man in der Akademie? Nicht, solche Zuweisungsgesetze durchzuackern. Ich denke, meiner Ansicht nach lernt man in dieser Akademie wahrscheinlich nur Schulterklopfen in allen Variationen.

Es wäre nichts dabei, wenn Sie einen Rechtsbeistand hätten oder wenn Sie sich von einem Juristen hätten beraten lassen. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Ich muss mich jetzt korrigieren, weil es war ein Aufschrei. Es war ein kleiner Aufschrei der GdG zum Zuweisungsgesetz. Es war eine Stellungnahme, und die möchte ich jetzt sehr gerne vorlesen:

„Sehr geehrte Damen und Herren! Die Gewerkschaft der Gemeindebediensteten nimmt zum Entwurf des Gesetzes über die Zuweisung von Bediensteten der Gemeinde Wien, Wiener Zuweisungsgesetz, und mit dem das Wiener Stadtwerke-Zuweisungsgesetz sowie das Wiener Personalvertretungsgesetz - in Klammer: 13. Novelle zum Wiener Personalvertretungsgesetz - geändert werden, wie folgt Stellung."

Und da haben wir es jetzt gleich, auf der Seite 15 in den Erläuterungen zu Art 1 § 1 Abs 1, Punkt, Punkt: „Unter Aufgaben im Sinne der Z 1 sind nicht nur jene Aufgaben zu verstehen, die in der Geschäftseinteilung für den Magistrat der Stadt Wien genannt sind, sondern zählen dazu auch die so genannten systemerhaltenden Aufgaben – in Klammer: wie zum Beispiel Personalverrechnung – Klammer zu." 

Und, meine Damen und Herren: „Nachdem das Beispiel der Personalverrechnung im Klammerausdruck für Aufregung gesorgt hat, ersuchen wir, dieses Beispiel zu entfernen."

Also das Einzige, meine Damen und Herren, was die GdG-Führung zu diesem Zuweisungsgesetz zu sagen hat, wo es um Ihr Mitspracherecht geht! Es geht um Ihr Zustimmungsrecht. Das wollen Sie gar nicht, Sie verlangen einfach, einen Klammerausdruck zu entfernen. Das ist heutzutage eine Gewerkschaftsführung!

Ich möchte noch betonen, wenn ich weiter sinniere: Wenn Sie dieselbe Laufbahn wie Herr Hundstorfer einschlagen, dann werden in ein paar Jahren vielleicht auch Sie ein ÖGB-Präsident sein, und dann denke ich mir, wie die Sozialpartnerschaft in zehn Jahren ausschaut. Wenn sie heute schon sehr schlecht dasteht, dann sehe ich sehr, sehr schwarz für den Österreichischen Gewerkschaftsbund! (Abg Christian Oxonitsch in Richtung GRÜNE: Applaus, hallo!)

Ich gehe weiter mit dem Beschluss- und Resolutionsantrag. Da möchte ich Sie erinnern, Herr Meidlinger, genau diesen selben, Sie haben ihn sicher vor sich liegen. Diesem Beschlussantrag betreffend Rechte von neuen Beschäftigten bei Ausgliederungen haben Sie zur 16. Wiener Landeskonferenz am 20. und 21. September zugestimmt. 

Diese Landeskonferenz hatte das Thema „Menschen sind kein Spielzeug", und das ist so passend. Das sind - also meine Kinder sind schon größer -, ich glaube, die heißen Duplo-Maxerl. Die Duplo-Maxerl (Berichterstatterin Amtsf StRin Sandra Frauenberger: Playmobil!) - Playmobil, danke vielmals - kann man ja hin und her schieben, also passend zum Zuweisungsgesetz. Ich denke mir, bei der nächsten Landeskonferenz brauchen Sie einfach nur „kein" wegzulassen, und dann heißt es: „Menschen sind ein Spielzeug". Es ist passend, wenn Sie diesem Zuweisungsgesetz zustimmen.

Darum werden wir diesen Abänderungsantrag, bei dem Sie zusammen in der Landeskonferenz mitgestimmt haben, einbringen. 

Dieses Zuckerl hat eben einen Sinn, denken wir uns. Jetzt können Sie bei diesen folgenden Beschluss- und Resolutionsanträgen Farbe bekennen und einmal schauen, wie Sie diesen Anträgen zustimmen, weil wir denken, dass Sie massive Ausgliederungen planen. Die Begründung lautet:

Das Wiener Zuweisungsgesetz ist Rechtsgrundlage für die Zuweisung von Bediensteten der Stadt Wien für sämtliche zukünftige Ausgliederungen der Stadt Wien. Die politische Kontrolle durch den Landtag droht mittels dieser Generalermächtigung daher in diesem Bereich endgültig verloren zu gehen. Es gibt aber viele Bereiche, die zwar nicht zur Hoheitsverwaltung zählen, wo es aber aus sozialen oder demokratiepolitischen Gründen sehr wichtig ist, dass die Aufgaben von der Gemeindeverwaltung wahrgenommen werden. Dazu zählt auch das Angebot der städtischen Kindergärten zum Beispiel. 

Und: Wir wollen, dass der Landtag sich gegen diese Ausgliederung im Bereich der MA 10, Wiener Kindergärten, ausspricht.

Dasselbe betreffend Nein zur geplanten Ausgliederung und Abbau in der Verwaltung MA 10, Kindergarten.

Dann betreffend Nein zur geplanten Ausgliederung und Abbau in der Verwaltung MA 13, Büchereien.

Dann betreffend Nein zu geplanten Ausgliederungen und Abbau in der Verwaltung Jugendzahnklinik, Schließung.

Dann betreffend Nein zu geplanten Ausgliederungen und Abbau in der Verwaltung Jugendzahnklinik, Ausgliederung.

Dann betreffend Nein zu geplanten Ausgliederungen und Abbau in der Verwaltung Bezirksgesundheitsämter bezüglich Ausgliederung.

Betreffend Nein zu geplanten Ausgliederungen und Abbau in der Verwaltung Bezirksgesundheitsämter bezüglich Schließung.

Betreffend Nein zu geplanten Ausgliederungen und Abbau in der Verwaltung Impfstelle für Auslandsreisende, Schließung.

Betreffend Nein zu geplanten Ausgliederungen und Abbau in der Verwaltung Impfstelle für Auslandsreisende betreffend Ausgliederung.

Betreffend Nein zu geplanten Ausgliederungen und Abbau in der Verwaltung MA 15, Referat IV/1, Gesundheitsvorsorge, Ausgliederung.

Betreffend Nein zu geplanten Ausgliederungen und Abbau in der Verwaltung MA 15, Referat IV/1, Gesundheitsvorsorge, Schließung.

Und betreffend Nein zu geplanten Ausgliederungen und Abbau in der Verwaltung MA 15, Referat IV/2, Gesundheitsvorsorge für Mutter und Kind, Ausgliederung.

Und betreffend Nein zu geplanten Ausgliederungen und Abbau in der Verwaltung MA 15, Referat IV/2, Gesundheitsvorsorge für Mutter und Kind. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Abschließend: Wenn Sie diesen Beschlussanträgen zustimmen, dann heißt das, keine Ausgliederung, bekennen Sie auch Farbe, und wir nehmen an, es werden keine Ausgliederungen vonstatten gehen. Oder wenn Sie diesen nicht zustimmen, dann weiß man ohnehin, wo es langgeht. Es ist eh wurscht, was Sie machen, weil die Ausgliederungen sowieso kommen. Denn sonst würden Sie dieses Zuweisungsgesetz in dieser Form nicht machen. (Abg Christian Oxonitsch: Das ist ein bisschen zu durchsichtig!)

Meine Damen und Herren! Diesem Gesetz, das wirklich rund 80 000 Bedienstete der Stadt Wien betrifft, können wir nicht zustimmen, können wir eben nur in zwei Punkten zustimmen, weil es ein Gesetz ist, das der SPÖ-Stadtregierung eine Generalermächtigung und freie Hand für Ausgliederungen, Privatisierung und Personalabbau gibt, ein Gesetz, das ohne zeitliche Beschränkung schnell und ohne Mitsprache der Personalvertretung Bedienstete zuweisen kann, nicht nur an ausgegliederte Unternehmen, sondern an alle privaten und sonstigen Unternehmen. 

Wir können eben einem Gesetz nicht zustimmen, das die individuellen Rechte der Bediensteten bei Überlassung an andere Arbeitgeber schmälert, einem Gesetz, das durch eine Änderung des Wiener Personalvertretungsgesetzes ergänzt wird. Die Folge ist ein Abbau von Mitwirkungsrechten der Personalvertretung. Der Personalvertretung wird zudem lediglich ein Recht auf Kenntnisnahme zugestanden, wogegen aber die Gewerkschaftsführung nicht einmal einen Aufschrei macht, sondern nur einen Klammerausdruck entfernen lassen will. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Präsident Heinz Hufnagl: Ich habe jetzt eine Verständnisfrage. Ist das richtig, dass nur zwei Abänderungsanträge von den GRÜNEN eingebracht wurden? (Abg Ingrid Puller: Ja!) Oder ist der dritte auch für mich gedacht? (Abg Ingrid Puller: Der dritte ist mir wieder zurückgegeben worden!) Wird der jetzt eingebracht oder nicht? Ja. (Abg Ingrid Puller: Kann ja vorkommen!) Deswegen stelle ich es richtig. (Abg Ingrid Puller: Danke!) - Danke schön. (Abg Kurth-Bodo Blind: Jetzt war er großzügig!)

Zum Wort gemeldet ist Herr Abg Ing Meidlinger. Ich erteile es ihm.

Abg Ing Christian Meidlinger (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Präsident! Werte Damen und Herren!

Lassen Sie mich gleich zu Beginn feststellen: Keine Sorge, ich betreibe keine Fahnenflucht! Ich stelle mich hier einem guten Gesetz, das wir hier heute beschließen werden, und ich werde das auch ausreichend begründen, warum und weshalb. Daher möchte ich mich gleich jetzt entschuldigen, wenn es in manchen Ausführungen vielleicht ein bisschen länger wird. Aber ich glaube, in einigen Fragen ist es ganz gut, wenn man Nachhilfeunterricht nimmt. 

Ich möchte gleich vorweg bei Herrn StR Herzog beginnen, der in Wirklichkeit 7 Minuten über einen Antrag, der in der Arbeiterkammer gestellt wurde, referiert hat, aber nicht über eine Stellungnahme. (StR Johann Herzog: ... in der Arbeiterkammer gestellt worden!) Dieser Antrag wurde abgelehnt, aus guten Gründen in der Arbeiterkammer abgelehnt, weil das eben ein gutes Gesetz ist und nicht das, was Sie hier vorgelesen haben, weil dort von Minderheitsfraktionen ein Antrag eingebracht wurde. Das heißt, vielleicht auch die Überschrift lesen oder das Ganze lesen! Dann kann man erst für das Gesamte feststellen, worum es geht. 

Ich möchte hier auch noch ... (Zwischenrufe bei der FPÖ.) Ja, es war ein Antrag in der Arbeiterkammer zur Vollversammlung, der abgelehnt wurde. Hier sitzen auch Kammerräte, die Ihnen bestätigen können, was dort passiert ist. Aber es war keine Stellungnahme, dezidiert keine Stellungnahme der Arbeiterkammer Wien zum Zuweisungsgesetz!

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wenn hier Kritik auftaucht, dass das Gesetz kurzfristig eingebracht wurde - von Herrn StR Ellensohn -: Das Gesetz war mit 16. April auf der Homepage und war in Begutachtung. 16. April! Es ist jetzt, glaube ich, zehn Wochen später - ich habe es mir nicht ausgerechnet -, das heißt, ich denke, es hätte genügend Zeit gegeben, sich mit dem Gesetz zu beschäftigen und auseinanderzusetzen und nicht hier auf einen formellen Stadtratsbeschluss zu warten, der eben anders und früher so nicht möglich war. 

Aber lassen Sie mich vorerst einmal noch inhaltlich auf das Gesetz eingehen. Wir haben hier natürlich eine Umsetzung einer EU-Richtlinie, nämlich der Betriebsübergangsrichtlinie. Alle, die davor die Augen verschließen, dass die Stadt Wien dieses Gesetz auch umsetzten muss, diese Richtlinie auch umsetzen muss, sollten, glaube ich, aufgrund der Praxis der EU mit der Richtlinienumsetzung und Nicht-Richtlinienumsetzung in Ländern genauestens wissen, was passiert. 

Wir haben heute ein Gesetz vor uns liegen, dass sich um die Beschäftigten nach dem Tag X kümmert, nach einer etwaigen erfolgten Ausgliederung. Wobei hier gilt - und das ist ja in einigen heutigen Debattenbeiträgen auch bereits gefallen -, es ist kein Ausgliederungsgesetz, es ist kein Freibrief! Es sind Arbeitnehmerschutzrechte, über die wir hier diskutieren, und es sind Arbeiternehmerschutzrechte, die von Ihnen hier angezweifelt werden. 

Wenn hier in der Aussendung festgestellt wird, dass für 300 Jugendliche ein Ausbildungsplatz riskiert wird, weil man hier ablehnt, dann ist das nicht Angelegenheit der Sozialdemokratie. Nicht sie verursacht das, meine Damen und Herren, nein, das sind Sie von der Opposition! Warum? Es gibt jetzt eine europäische Ausbildung, ein europäisches Ausbildungskriterium, dass die Fachhochschüler, dass die gehobenen med-technischen Dienste fachhochschulwertig ausgebildet sein müssen, um international anerkannt zu werden. (Abg Christian Oxonitsch: Von dem hat der Kollege Ellensohn ...!) 

Und was passiert? Was passiert, ist, dass wir jetzt langsam umsteigen auf eine Fachhochschulausbildung, und diese Fachhochschule braucht Lehrende. Bei diesen Lehrenden handelt es sich um Beamte und Vertragsbedienstete, und die brauchen einen Schutz. Aber was übrig bleibt für die Beamten und Vertragsbediensteten - wenn sie nicht zugewiesen werden, bleiben sie eben bei der Gemeinde Wien, ist auch okay. Aber 300, die einen Ausbildungsplatz brauchen, eine Ausbildung, wo wir ja solche Beschäftigungsprobleme und Ausbildungsprobleme hier diese Woche auch diskutiert haben, damit sie auch europäisch anerkannt sind, diese 300 Plätze gefährden Sie und nicht wir von der Sozialdemokratie! (Beifall bei der SPÖ.) 

Und worum geht es weiter, wenn wir diese EU-Richtlinie nicht umsetzen würden? Schauen Sie sich bitte die entsprechenden Urteile und nicht irgendwelche Anträge von der Arbeiterkammer an, schauen Sie sich die Urteile an, die auch mit Hilfe der Arbeiterkammer erkämpft wurden: Würden wir das nicht tun, dann würde die EU-Richtlinie vorsehen, dass nach zwölf Monaten für die Vertragsbediensteten - und ich möchte in Erinnerung rufen, das ist die Mehrheit der Gemeindebediensteten - im Fall des Falles plötzlich ein anderer Kollektivvertrag gelten würde. Sie wären keine Vertragsbediensteten der Stadt Wien mehr!

Das liegt nicht im Interesse der Sozialdemokratie, sondern die Sozialdemokratie erweitert hier die EU-Richtlinie und sagt: Wenn wir hier schon eine Aufgabe auslagern und ausgliedern, dann möchten wir, dass unsere Beschäftigten auch in Zukunft Gemeindebedienstete bleiben! (Beifall bei der SPÖ.)

Wenn Sie jetzt so tun, als ob Wien das erste Bundesland wäre, das so etwas umsetzt, dann würde ich Sie ersuchen, ins Internet zu schauen. Das ist überhaupt kein Problem, Sie brauchen nur in diverse Zuweisungsgesetze hineinzuschauen: Steiermark, Oberösterreich, Burgenland, Niederösterreich, sie haben da alles umgesetzt. 

Wenn hier Kritik kommt, dass wir Personalvertretungsrechte vielleicht im Einzelnen noch dazu schmälern, dann sollten sich vor allem die zwei Parteien hier, die sich jetzt lautstark zu Wort gemeldet haben, vergewissern und auf eines schon schauen. In Oberösterreich wurde ein Zuweisungsgesetz beschlossen, das keine Mitwirkungsrechte der Personalvertretung beinhaltet, das keine Kontrollrechte und anderen Rechte beinhaltet. (Abg Nurten Yilmaz: Schau, schau!) So schlecht - mit Stimmen der Freiheitlichen und mit Zustimmung der GRÜNEN! So schaut's nämlich aus. Sie gaukeln uns hier etwas vor, was Sie zu Hause, wo sie es gemacht haben, nicht leben! (Beifall bei der SPÖ. - Abg Dipl-Ing Martin Margulies: ... nicht gut, was da gemacht wird!)

Ja, das ist gut, was wir machen, und wir werden es Ihnen erklären. Ich werde es Ihnen erklären. Sie werden dann in den Kammerunterlagen nichts mehr davon finden, Sie werden so begeistert davon sein, was für ein tolles Gesetz wir hier beschließen, meine sehr geehrten Damen und Herren! (Abg Christian Oxonitsch: Wo ist der Kollege Ellensohn, den das so interessiert!) Ich weiß nicht, er ist nicht hier. Ich glaube, das will er sich nicht mehr anhören. Aber gut! (Abg Mag Maria Vassilakou: Machen Sie sich keine Sorgen, er hört sich das an!)

Natürlich haben wir diesen Antrag beschlossen, die Gewerkschaft der Gemeindebediensteten auf dem Gewerkschaftstag, und ich stehe auch dazu. Aber bitte unterscheiden Sie eines schon: Welche Kompetenzen hat eine Stadt, und welche Kompetenzen sind bei Kollektivvertragsverhandlungen anzuwenden? Wenn wir zum Beispiel Kolleginnen und Kollegen für die ASFINAG zugewiesen haben, besteht dort bereits ein Kollektivvertrag, und es kann niemand anderer für einen Kollektivvertrag sorgen. Dort gibt es ja, wie Sie vielleicht wissen, Zugehörigkeiten nach der Gewerbeordnung, wie eingeteilt wird und wer Kollektivverträge verhandelt. Klar ist, es verhandelt der ÖGB, aber es ist keine Kompetenz des Landes. Aber das eine hat mit dem anderen hier überhaupt nichts zu tun. 

Wenn wir hier Angriffe haben, dass wir zuweisen und dass wir vielleicht das Personalvertretungsgesetz aushöhlen, andere Gesetze nicht einhalten oder die Kontrollrechte aushöhlen: Dort, wo wir zu 100 Prozent bei der Stadt bleiben, hat natürlich das Kontrollamt die Möglichkeit zu prüfen, und tut das auch. Es wurde hier auch in den letzten Tagen oder beim Bericht des Kontrollamts darüber berichtet: über den FSW, über die Wiener Stadtwerke. 

Wir haben hier auch für die Personalvertretung und den Betriebsrat geregelt, welche Kompetenzen welche Institution hat. Auch da steht im oberösterreichischen Zuweisungsgesetz in den Erläuterungen, in den Bemerkungen, dass hier keine Regelung notwendig ist, weil grundsätzlich von der Bundesverfassung her kompetenzrechtlich alles geregelt ist. Na gut, wir haben uns eben erlaubt, alles hineinzuschreiben, wo bundeskompetenzlich der Betriebsrat zuständig ist und wo die Personalvertretung zuständig ist. 

Da gibt es eben bei den wirtschaftlichen Mitwirkungsmöglichkeiten Differenzierungen. Denn wir haben natürlich auf der einen Seite die Angelegenheiten der Betroffenen gegenüber dem Dienstgeber, mit dem man das Dienstverhältnis hat - das ist die Stadt Wien -, und wir haben auch wirtschaftliche Mitwirkungsangelegenheiten. Die Stadt Wien wird ja der ASFINAG keinen Schreibtisch oder irgendetwas dergleichen mehr kaufen, dort ist eben der Betriebsrat zuständig. 

Wir haben sogar darüber hinaus ins Gesetz hineingeschrieben, dass, solange es in dieser Institution keinen Betriebsrat gibt, dort der Personalvertreter die Agenden und Aufgaben eines Betriebsrates mitmachen kann. Und tun wir, bitte, nicht so, als ob die Arbeitsverfassung ein schlechtes Gesetz wäre! Viele Millionen Arbeitnehmer in diesem Land leben nach der Arbeitsverfassung, leben sehr gut nach der Arbeitsverfassung und leben hervorragend nach der Arbeitsverfassung. Es gibt ausreichend Mitwirkungs- und Mitgestaltungsmöglichkeiten in der Arbeitsverfassung, mit denen Arbeiternehmerinnen und Arbeitnehmer ihre Rechte auch erfüllen können.

Wenn Sie jetzt so tun, als ob das etwas ganz Neues wäre, dann glaube ich Ihnen das nicht ganz. Denn Sie sind sehr wohl sehr gut in Verbindung mit der KIV, was den Fonds Soziales Wien betrifft, und dort hat Andi Richter ja gemeinsam mit der Gewerkschaft gearbeitet. Er hat sich auch noch dafür bedankt. Das ist nicht von uns ausgegangen, ich kann ja keinem die Pistole ansetzen und sagen: Bedanke dich bei der Gewerkschaft dafür, dass wir gut gearbeitet haben. Aber er hat es getan, dafür, dass wir bei der Kollektivvertragswerdung mitgeholfen haben, dafür, dass wir bei der Betriebsvereinbarungswerdung mitgeholfen haben, damit eben die neuen Beschäftigten - die 500, die bereits dort sind - entsprechend gute Kollektivverträge haben, entsprechend gute Betriebsvereinbarungen haben. Es war eine hervorragende Kooperation über die Fraktionen hinweg. Wir sollten das nicht schlechtreden, und die Mitwirkungsrechte sind hervorragend. (Beifall bei der SPÖ.) 

Aber auch da noch ein Sidestep, meine Damen und Herren! Im oberösterreichischen Zuweisungsgesetz und auch in den anderen Zuweisungsgesetzen ist von diesen Mitwirkungsrechten überhaupt nicht die Rede, dort gibt es die gar nicht. Im oberösterreichischen Zuweisungsgesetz und in den anderen Zuweisungsgesetzen sind auch die Informationsrechte nicht beinhaltet. 

Aber es ist ja gut so. Wir haben auf der einen Seite bis zur Ausgliederung das Personalvertretungsgesetz, rechtlich wirksam in all seinen Mitwirkungsmöglichkeiten (Zwischenruf von StR Johann Herzog) - hören Sie mir zu, dann verstehen Sie es auch -, und auf der anderen Seite haben wir nach der Ausgliederung die Informationsrechte (StR Johann Herzog: ... wären Personalvertretungen drinnen gewesen!), oder zum Zeitpunkt der Ausgliederung mit ein paar Wochen Vorlauf, die Informationsrechte, die zusätzlich noch gegeben werden!

Jetzt kommen wir zu den politischen Diskussionen. Bitte, glauben Sie, dass sich in diesem Haus hier, wenn die Personalvertretung und alle Fraktionen der Personalvertretung informiert sind, das vor den Parteien geheim halten lässt? Tun wir nicht so, als ob da plötzlich Diskussionen auf uns zukommen, von denen wir nichts wissen! Sie wissen doch alle ganz genau, wo in der Vergangenheit Diskussionen stattgefunden haben, und Sie wissen auch ganz genau, dass es jetzt Diskussionen zum Fachhochschulmodell gibt. 

Wir haben das mit den Kolleginnen und Kollegen, mit den Personalvertretungen ausführlich besprochen und diskutiert. Tun Sie jetzt nicht so, wie wenn die Abgeordneten hier in Gemeinderat und Landtag kein Recht hätten, Fragen zu stellen, irgendwelche Rechte in Anspruch zu nehmen, die es gibt. Das können Sie tun, und das tun Sie ja auch. (Abg Kurth-Bodo Blind: Fragen können wir schon! Antwort kriegen wir keine!) Tun Sie jetzt hier nicht so, wie wenn es keine Mitwirkungs- und Mitgestaltungsmöglichkeit der Abgeordneten gäbe! (Abg Dr Wolfgang Aigner: Keine Antworten!) Das wäre schon ein Wahnsinn. (Abg Kurth-Bodo Blind: Antworten kriegen wir keine!)

Was wir hier im Land tun - ich möchte noch einmal darauf verweisen -, ist viel, viel mehr, als alle andere Bundesländer miteinander machen. Also reden Sie nicht ein gutes Gesetz schlecht, sondern schauen Sie, dass Sie einmal das zusammenbringen in Ihren eigenen Bereichen, wo Sie selber verantwortlich sind! (Beifall bei der SPÖ. - StR Johann Herzog: ... nicht den Vergleich, Herr Kollege!)

Zum Thema Kontrolle habe ich schon einiges eingebracht. Aber für eines habe ich kein Verständnis: Dass man hier jetzt Anträge en masse einbringt und versucht, die Kolleginnen und Kollegen draußen zu verunsichern. Ich sage, hören Sie auf mit dieser Verunsicherung, ziehen Sie diese Anträge zurück, diese Dinge sind alle nicht in Diskussion! (Abg Godwin Schuster: Genau das ist es!) Das hat hier nichts verloren, und schon gar nicht bei diesem Gesetz. (Beifall bei der SPÖ. - Zwischenrufe bei den GRÜNEN. - Abg Kurth-Bodo Blind: Sollen wir vielleicht nach Hause gehen als Opposition?)

Was ich phantastisch finde, ist, dass wir als Sozialdemokratie uns hier um die Arbeitnehmerrechte und um die Vertragsbediensteten kümmern und alle anderen so tun, als ob sie in den letzten Tagen keine Anträge gestellt hatten. Frau Abg Pilz hat hier eine Betriebs-GesmbH AKH gefordert - auch die wird mit Menschen befüllt werden, auch die wird arbeiten müssen, und wir haben uns eben bereits Gedanken darüber gemacht, wie wir die Kolleginnen und Kollegen dort rechtlich entsprechend absichern, dass sie auch Gemeindebedienstete bleiben können. (Beifall bei der SPÖ.)

Ich möchte es noch einmal sagen: Es geht hier um Mitwirkungsrechte vorher, um Mitwirkungsrechte nachher und um Rechte der Arbeitnehmer nachher. Was wir mit diesem Gesetz bezwecken wollen, ist, dass die Vertragsbediensteten nach einer eventuellen Zuweisung, einer Ausgliederung eben ihre Rechte behalten können, dass sie hier Gemeindebedienstete bleiben können, dass sie ihre Mitwirkungsrechte haben, sowohl in Richtung Stadt, sprich Personalvertretung, aber auch in Richtung Betrieb, was die Arbeitsverfassung betrifft (Abg Ingrid Puller: ... stimmen ja eh zu!) - nicht alle -, was die Arbeitsverfassung betrifft. Das haben wir mit diesem Gesetz sehr gut geregelt. 

Frau Abg Puller, ich kann Ihnen eines versprechen: Ich werde nicht den Weg des Kollegen Hundstorfer einschlagen, das wird hier sicherlich nicht so der Fall sein. (Abg Kurth-Bodo Blind: ... schon Präsident!) Ich glaube - und lassen Sie mich das zur Klarstellung auch noch sagen -, dass der ÖGB in den letzten Wochen und Monaten hervorragende Arbeit geleistet hat, insbesondere durch Präsident Hundstorfer, der hier ganz, ganz tolle Arbeit geleistet hat. (Beifall bei der SPÖ.)

Und wenn es die Stellungnahme der GdG gibt: Erstens einmal, die GdG hat Gremien, die GdG ist in Gremien organisiert. Wir haben die Gremien, sprich, von mir aus gesehen, die Hauptgruppen damit beschäftigt, und wir haben natürlich, so wie es gute sozialpartnerschaftliche Tradition ist, dieses Gesetz auch entsprechend so verhandelt, dass die Arbeitnehmerinnen und Arbeiternehmer bei der Stadt Wien sehr gut mit diesem Gesetz leben können. Daher war es einfach auch nicht notwendig, noch extra eine Stellungnahme zu schreiben, bis auf diesen einen kleinen Punkt. Das ist ein gutes Gesetz, und das werden wir uns da nicht miesreden lassen. (Beifall bei der SPÖ.)

Sehr geehrte Damen und Herren! Die Daseinsvorsorge in Wien, die kommunalen Dienstleistungen in Wien haben hohe Qualität und bekommen hohe Anerkennung. Es gibt eine hohe Zufriedenheit der Bevölkerung, wie Umfragen uns immer wieder beweisen, und wir verstehen Daseinsvorsorge umfassend: beginnend bei Wasser, Bildung, sozialen Dienstleistungen und so weiter. Ich möchte jetzt nicht alles aufzählen, damit ich dann nicht hoffen müsste, dass ich nichts vergessen hätte. 

Diese Daseinsvorsorge, diese Dienstleistungen sind immer wieder in Gefahr durch weitreichende Liberalisierungsideen der Europäischen Kommission (Abg Dr Herbert Madejski: Ich habe geglaubt, die sind so gut, weil sie für Bürgernähe sind!), die für alle Bereiche inklusive der Gesundheit, wie es ja in den letzten Wochen und Tagen der Fall war, versucht hat, gewisse Dinge zu regulieren und zu liberalisieren. Viele Gemeinden haben hier, auch ausgelöst durch Finanzprobleme, Ausgliederungen und Umstrukturierungen vorgenommen. (Abg Kurth-Bodo Blind: Haben Sie dem Bürgermeister nicht zugehört?)

In Wien ist das nicht so der Fall. Wien hat bis jetzt - und wird das auch weiterhin tun - hervorragend gewirtschaftet und ist da in eine ganz andere Situation als viele andere Kommunen oder Städte gekommen. Wien wird auch weiterhin die Sozialisierung der Verluste und die Privatisierung der Gewinne verhindern. Aber in anderen Ländern, auch in anderen Bundesländern, ist es nicht so. 

Denn die GRÜNEN setzen sich hierher, sie reden über Ausgliederung und Privatisierung - und was machen sie in einem Land, in dem sie selbst an der Landesregierung beteiligt sind? Sie beschließen, dass 49 Prozent der Energie AG Oberösterreich mittels Aktien in Streubesitz gelangen sollen. Das ist eine unehrliche Diskussion, die wir hier führen! Wir kümmern uns mit einem Zuweisungsgesetz darum, dass die Beschäftigten entsprechend abgesichert sind, Sie werfen uns Ausgliederungen vor, die wir nicht machen, und Sie selber privatisieren die Energie AG. Das ist unfair! (Beifall bei der SPÖ.) 

Wir wollen, dass Wien hier ... (Abg Mag Rüdiger Maresch: ... schon tausend Sachen!) Wir wollen, dass Wien diese Qualitätsstandards in allen Fragen selbstbestimmt erhalten kann. Das ist für uns eine wichtige Frage, dass wir unsere Dienstleistungen subsidiär selbst erbringen können, dass wir selbst entscheiden können, welche Dienstleistungen wir selbst erbringen wollen und welche Dienstleistungen wir hier nicht selbst erbringen wollen. 

Für uns ist es wichtig, dass wir auch weiterhin qualitativ hochwertige Dienstleistungen in dieser Stadt anbieten können, wobei es einfach auch um Qualitäts-, Sozial- und Beschäftigungsstandards geht. Das soll kein Freibrief dafür sein, dass wir schlecht wirtschaften, sondern es ist hier natürlich auch die Frage eines ordentlichen Budgets, einer ordentlichen Führung dieser Betriebe, einer ordentlichen und wirtschaftlichen Gebarung dieser Unternehmungen zu gewährleisten. Wir wollen uns als Wienerinnen und Wiener nicht vorschreiben lassen, wie wir unsere Dienste erbringen wollen.

Ich bringe daher einen Beschlussantrag zum Thema Dienstleistungsrichtlinie ein. Und ich ersuche in formeller Hinsicht um die sofortige Abstimmung. (Beifall bei der SPÖ.) 

Sehr geehrte Damen und Herren! Kehren wir zum Ursprung zurück, worum es eigentlich gehen sollte. Es geht hier um das Zuweisungsgesetz, und es geht darum, dass Beschäftigungsverhältnisse, dass Arbeitnehmerschutzverhältnisse abgesichert sind, wenn der Fall eintritt, dass etwas passiert. Wir haben so einen Fall, das ist die Zuweisung der 80 Beschäftigten zu der Fachhochschule. Ich ersuche Sie um Zustimmung. Gefährden Sie nicht 300 Ausbildungsplätze dadurch, dass Sie hier über etwas ganz anderes diskutieren wollen! - Danke. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr Abg Dr Tschirf. Ich erteile ihm das Wort.

Abg Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Präsidentin! Frau Stadträtin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ja, es gibt eigentlich bei uns in der Rechtsordnung etwas, was schon manche nur mehr für eine Fiktion halten, nämlich, dass man die Gesetze kennen sollte. Das Mindeste aber wäre, dass jene, die diese Beschlüsse fassen, eine Chance haben, die Gesetze detailliert zu kennen, die sie beschließen und die für andere gelten. 

Daher sehe ich hier zwei verschiedene Ebenen, auf denen wir das diskutieren. Ich sage gar nicht, dass ich mich inhaltlich dem verschließe, was hier diskutiert wird, weil gerade wir als ÖVP immer für betriebswirtschaftliche Lösungen sind, natürlich unter der Voraussetzung, dass es bei diesen betriebswirtschaftlichen Lösungen nicht zu einer Einschränkung von Mitwirtungsrechten - insbesondere des Gemeinderates beziehungsweise des Landtages - kommt. 

Wir haben vor 13 Tagen das erste Mal diesen Entwurf in die Hand bekommen, die ÖVP-Mitglieder der Landesregierung haben das am Freitag Abend bekommen. Die hätten die ganze Zeit daran sitzen müssen, sich verschiedener Rechtsanwälte oder auch Legisten bedienen müssen, beziehungsweise wir hätten im Klub das ganze Wochenende dafür in Anspruch nehmen müssen, und haben dadurch auch dagegen gestimmt. Wir haben immer signalisiert, dass wir Informationen haben möchten. 

Im Ausschuss hat es ein paar Informationen gegeben. Aber da muss man auch dazusagen, es gibt hier ein Procedere, das es nicht aus Jux und Tollerei gibt, sondern damit einfach die Informationen weitergegeben werden. Davon haben wir einige bekommen, und ich sage, die sind nicht uninteressant gewesen, auch aus dem letzten Referat heraus. Aber das wäre eigentlich Aufgabe zumindest des Ausschusses, dass man sich dort in Rede und Gegenrede auch ansehen kann, was andere Bundesländer gemacht haben, was andere Vorschriften sind. Diese Möglichkeit hat nicht bestanden, und das ist schon ein Defizit eines demokratischen Ablaufes, der nicht so sein sollte. 

Ich habe dann darum gebeten, dass wir noch informiert werden über das, was drinsteht. Mir sind Beamte zur Verfügung gestanden, und die Antwort war: Es wurde mir ein Hinweis auf diese Richtlinie der Europäischen Union gegeben, dass es im Wesentlichen eigentlich gleich bleibt, wie es bisher ist, nur dass es durch die EU-Richtlinie notwendig ist, hier ein eigenes Gesetz zu schaffen, weil eben die in Einzelfällen erfolgenden Abordnungen jetzt nach EU-Recht nicht mehr unproblematisch wären. Das ist die Situation. 

Ich verstehe, und das muss ich auch dazusagen, bei all dem, wie wir uns inhaltlich auseinandergesetzt haben - und ich muss dazusagen, dass ich ein gewisses Privileg genieße, weil ich selber in meiner Berufslaufbahn sieben Jahre legistisch gearbeitet habe und mir damit ein bisschen leichter tue, solche Dinge anzusehen als andere, aber ich habe noch nicht erkannt, dass in der Wahlordnung für den Wiener Gemeinderat das als ein Kriterium drinsteht. Ich gebe zu, dass ich mir leichter tue, aber ich glaube, dass es unzumutbar ist auch für andere Fraktionen, und ich verstehe daher die anderen, dass sie sagen: Wir hätten hier eigentlich eingehendere Informationsbedürfnisse gehabt, und dass das nicht so vor sich gehen kann. 

Zu meinem Vorredner auch einiges klar gesagt: Natürlich ist es ein Gesetz, das einer sozialpartnerschaftlichen Vorbereitung bedarf, und das ist auch gut so. Aber nur zum Abnicken sind wir auch nicht hier! (Beifall bei der ÖVP.) Sondern wir sollten sehr wohl in den Ausschüssen genau überlegen und in Rede und Gegenrede auch darstellen können, worum es hier geht. Denn es sind hier ganz komplizierte Vorgänge, um die es geht. Bei allem Verständnis für Sozialpartner, aber das ist, wie gesagt, ein Gesetz, und die Verantwortung tragen diejenigen, die hier dieses Gesetz mit beschließen. 

Ich möchte jetzt nicht im Einzelnen auf das eingehen, was hier von meinem Vorredner gesagt wurde. Nur: Zu dem, wie gut Wien wirtschaftlich arbeitet, fällt mir ein Zitat eines Berufenen sein, eines gewissen Michael Häupl, der im November 2005 in der „Zeit" klar und deutlich gesagt hat, dass es in Österreich eben nicht so wie in Deutschland ist, dass die Großstädte finanziell ausgehungert werden. Übrigens war das damals die Regierung Schüssel; ich sage das jetzt auch nur, um hier die Dinge wieder ein wenig zurechtzurücken. 

Aber was ich überhaupt nicht verstehe, ist, wenn hier eine Aussendung des Kollegen Oxonitsch betreffend „Opposition gefährdet 300 Ausbildungsplätze für medizinisch-technische Berufe" hinausgeht. Lieber Christian Oxonitsch! Wenn dem so ist, dann war die Vorgangsweise der Stadtregierung höchst problematisch, dass es nicht rechtzeitig eingebracht wurde und dass es so ist, dass das erst 13 Tage vorher hingeknallt worden ist. Denn dann hätte - ich habe das durchgeblättert, man findet dort eine Passage, abgesehen davon ... (Abg Christian Oxonitsch: Was macht ihr eigentlich während der öffentlichen Auflage von Gesetzen? Die Augen zu, oder?) 

Ich glaube, dass es eigentlich schon Aufgabe der Regierung wäre - und im Parlament ist das von euren Vertretern insbesondere in den letzten sieben Jahren immer wieder eingefordert worden -, dass es eine ausführliche Diskussion darüber gibt. Aber wie gesagt, wenn man das bekommt ... (Abg Christian Oxonitsch: Was macht ihr während der Stellungnahme?) Denn das, was in der Begutachtung ist, ist ja noch immer nicht das, was tatsächlich in der Landesregierung drinnen sein muss. (Abg Christian Oxonitsch: Was macht ihr während der Stellungnahme zu diesem Gesetz? Da gibt es Stellungnahmen!) Das ist ja nicht so. (Abg Christian Oxonitsch: Da gibt es Stellungnahmen!) 

Das heißt, eigentlich müssten Landesregierungsmitglieder die Möglichkeit haben, dass sie hier wirklich rechtzeitig eingehend informiert werden. In Wirklichkeit könnt ihr eigentlich froh sein, dass wir uns das so gutmütig gefallen lassen! Denn das ist ja in Wirklichkeit ein Zustand, der einem Parlament und einer Regierung nicht angemessen ist. Das sei klar und deutlich gesagt! (Beifall bei der ÖVP.) 

Auch das, was Kollege Meidlinger dazu gesagt hat, relativiert meiner Meinung nach sehr wohl das auch, weil man sicherlich auch andere rechtliche Wege findet, um das für den 1. September zu regeln. Heute ist der 28. Juni; man kann ja noch einen Landtag stattfinden lassen.

Und das Zweite ist: Die Bestimmungen der österreichischen Bundesverfassung - ich glaube, es ist der Artikel 98, der entsprechende Regelungen über die Zustimmung der Bundesregierung zu Landesgesetzen vorsieht - sehen vor, dass die Bundesregierung sehr wohl auch vorzeitig zustimmen kann, wenn das gut begründet wird. Es gibt einen Ministerrat im August, da ist so etwas auch möglich. Präsident Hatzl, der schon länger hier ist, wird mir das bestätigen; das ist ja etwas, was auch in der Vergangenheit stattgefunden hat. Aber so, dass man hier in 13 Tagen etwas drüberzieht, ist das für uns nicht verständlich. 

Für uns ist nicht der Inhalt das Problem. Für uns ist sehr wohl verständlich, dass hier von Seiten anderer Oppositionsparteien gesagt wird, dass sie nicht die Möglichkeit gehabt haben, sich das so eingehend anzuschauen. Wir glauben, dass wir hier zukünftig ein anderes Procedere brauchen. Daher werden wir zwar diesem Gesetz zustimmen, haben aber jedes Verständnis dafür, dass das in zweiter Lesung zu einem späteren Zeitpunkt stattfinden soll. (Beifall bei der ÖVP.)

Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächster zum Wort gemeldet: Herr Abg Dipl-Ing Margulies. Ich erteile ihm das Wort.

Abg Dipl-Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Frau Landesrätin! Sehr geehrtes Publikum! Sehr geehrte Damen und Herren!

Nach dem Kollegen Meidlinger habe ich mir gedacht, da haben wir eine Stadtregierung, die sehr viel Wissen hat, eine Wiener SPÖ, die sogar in der Aussendung schreibt: Wir werden sicherstellen, dass die Ausbildung stattfinden kann. Aber Sie kommen nicht auf die einfachste Lösung, und deshalb stelle ich diesen Redebeitrag ausnahmsweise unter das Motto: Wir denken nicht nur an die GRÜNEN, wir denken an die Wienerinnen und Wiener, und wir denken für die Wiener Stadtregierung!

Ich werde Ihnen einen ganz einfachen Weg zeigen, der es nicht notwendig macht, dass Sie mit Presseaussendungen Menschen verunsichern. Es gibt in der Vertragsbedienstetenordnung und im Beamtendienstrecht die Möglichkeit der Abordnung von Beamten beziehungsweise von Vertragsbediensteten, und es wäre problemlos möglich, eine Abordnung zusammenzubringen. Oder ist es so ... (Zwischenrufe bei der SPÖ.) Der Unterschied bei der Abordnung ist: Sie beruht auf Freiwilligkeit.

Deshalb frage ich ganz bewusst: Ist es so, dass die Menschen, die bislang bei der medizinisch-technischen Akademie des Krankenanstaltenverbundes gearbeitet haben, nicht zur Fachhochschule wollen? Ich hoffe nicht, dass es so ist; ich glaube nicht, dass es so ist. Also verunsichern Sie bitte nicht diejenigen Menschen, die an der Fachhochschule studieren wollen, mit dermaßen unqualifizierten Aussagen! (Beifall bei GRÜNEN, ÖVP und von Abgeordneten der FPÖ.) Aber es ist natürlich das Recht der Regierungsfraktion, und wenn sie glaubt, dass sie so etwas tatsächlich notwendig hat, dann soll sie es auch tun.

Ein weiterer Punkt, vielleicht ganz kurz ein Exkurs zur Energie AG: Ich bin immer wieder verwundert, welche wirklich innenpolitische Kraft die Wiener GRÜNEN darstellt. Es ist faszinierend, dass unser langer Arm nach Oberösterreich reicht und die Wiener SPÖ im Gegensatz dazu überhaupt nichts machen kann, obwohl die Wiener SPÖ versprochen hat - gemeinsam mit der Bundes-SPÖ -, es kommen keine Abfangjäger. Jetzt: 15 Abfangjäger beschaffen! 

Ich gratuliere Ihnen zur Einhaltung Ihrer Wahlversprechen - nein, Entschuldigung, ich habe mich verredet: Sie haben sie ja nicht eingehalten! Sie haben tatsächlich 15 Abfangjäger beschafft, obwohl Sie null versprochen haben. Aber Sie werfen umgekehrt immer anderen quer durchmischend vor, für alles verantwortlich zu sein. 

Herr Kollege Meidlinger! Ich glaube, jeder und jede in unserer Fraktion ist bereit, Verantwortung dafür zu übernehmen, wofür wir als Wiener GRÜNE in unserem politischen Wirkungsbereich stehen. Aber hören Sie endlich auf damit, quer durch Österreich - beziehungsweise es trifft manchmal auch die Freiheitlichen, manchmal die ÖVP -, europaweit die GRÜNEN verantwortlich zu machen für alles und jedes, was irgendeine grüne Partei - egal ob Bundesorganisation, Landesorganisation, Stadtpartei - europaweit tut. Bitte hören Sie mit dem auf, das ist absolut unredlich! (Beifall bei den GRÜNEN. - Abg Heinz Hufnagl: So viel Regierungsverantwortung haben die GRÜNEN ja nicht, dass sie beispielgebend wären!)

Es ist traurig - ich sage es ganz bewusst -, es ist ausgesprochen traurig, dass die GRÜNEN keine Regierungsverantwortung haben. Es ist ausgesprochen traurig, dass die Wiener GRÜNEN nicht ganz stark in der leider nicht vorhandenen Regierung eingebunden sind. Aber es wäre eine große Stütze für Österreich, es wäre eine große Hilfe für die Bevölkerung in Österreich, würden die GRÜNEN sich maßgeblich an einer Regierung beteiligen. Denn es ist vollkommen klar, dass die besten Ideen in diesem Land die GRÜNEN haben! (Beifall bei den GRÜNEN. - Abg Godwin Schuster: ... sehr genau schauen, was ihr macht!)

Ich möchte zurückkommen zum Zuweisungsgesetz. (Zwischenrufe bei der SPÖ.) Schauen Sie, Sie haben die Möglichkeit, das alles zu verlängern. Ich bin dankbar für jeden Zwischenruf. Prinzipiell würde ich jetzt noch genau, glaube ich, eine oder maximal zwei Minuten zum Zuweisungsgesetz sprechen. (Zwischenruf von Abg Mag Maria Vassilakou.) Danke, das geht ja flott. (Abg Heinz Hufnagl: Wir haben Badewannen voll Kaffee heute mit!)

Ich möchte es noch einmal ganz kurz zusammenfassen. Dieses Zuweisungsgesetz verhindert, dass wir hinkünftig bei Ausgliederungen, wenn es um Personalzuweisungen geht, diese noch einmal im Landtag debattieren können. Dies ist ein demokratiepolitischer Rückschritt. Wir lehnen das ab.

Das vorliegende Zuweisungsgesetz beschneidet die individuellen Rechte von ArbeitnehmerInnen, und es beschneidet die Rechte der Personalvertretung. Deshalb lehnen wir dieses Zuweisungsgesetz ab.

Wir hoffen, dass im Laufe der kommenden Woche die Sozialdemokratische Fraktion noch einmal darüber nachdenkt. - Danke sehr. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr Abg Dr Schock. Ich erteile ihm das Wort.

Abg DDr Eduard Schock (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren!

Mich hat eigentlich der Debattenbeitrag des Herrn Kollegen Meidlinger dazu motiviert, selbst noch eine Wortmeldung abzugeben, weil hier der Eindruck erweckt worden ist, als ob dieses Zuweisungsgesetz, diese Novelle, die Rechte der Bediensteten in Wien an oberste Stelle stellen würde und als ob das das oberste Ziel der Sozialdemokratie wäre. (Abg Ing Christian Meidlinger: Ja!)

Aber, meine Damen und Herren, wir haben in dieser Stadt tatsächlich ein System, wo die Personalvertretung rot ist, SPÖ-dominiert ist, und wir haben eine Situation, wo auch der Arbeitgeber, also sozusagen die Firma, rot ist und SPÖ ist. Der Kollege Meidlinger, meine Damen und Herren, ist das lebende Beispiel für die Unvereinbarkeit! (Zwischenrufe bei der SPÖ.) 

Ich würde Ihnen auch den Tipp geben, in Hinkunft andere Redner zu diesen Tagesordnungspunkten herauszuschicken (Abg Harry Kopietz: Das lassen Sie unsere Sorge sein!), weil Herr Meidlinger genau die Inkarnation dieser Unvereinbarkeit ist, da er zugleich in der Personalvertretung, in der Gewerkschaft sitzt (Abg Ing Christian Meidlinger: Keine Personalvertretung!), dort über die Rechte der Mitarbeiter abstimmt, und dann hier als Vertreter der Gemeinde, als Vertreter des Arbeitgebers das Wort führt. (Abg Kurt Wagner: Dann machen Sie aber auch ...!)

Meine Damen und Herren! Wir haben ja viele, viele Beispiele erlebt, wie die Bediensteten in dieser Stadt durch dieses System unter die Räder kommen. Wir haben viele Beispiele, gerade in den letzten Monaten. Darum ist das heute auch der passende Anlass, das zu thematisieren, wo Bedienstete von Ihnen gekündigt werden, meine Damen und Herren, wo Vertragsbedienstete von Ihnen, von der Wiener SPÖ, gekündigt werden und dann nicht einmal mehr einen Rechtsschutz haben! (Abg Kurt Wagner: Von der Wiener SPÖ wird niemand gekündigt! - Weitere Zwischenrufe bei der SPÖ.)

Meine Damen und Herren! Wissen Sie, warum diese Menschen, die von Ihnen gekündigt werden, keinen Rechtsschutz haben? Warum diese Menschen nicht einmal mehr von der Arbeiterkammer in ihren Ansprüchen vertreten werden? (Abg Kurt Wagner: Das ist gar nicht möglich ...!) Weil nämlich die Personalvertretung der Stadt, weil Sie, die Wiener SPÖ, in dieser Personalvertretung dagegen stimmen, gegen diesen Anspruch auf Rechtsvertretung! Das ist ein Skandal, meine Damen und Herren! (Beifall bei der FPÖ. - Zwischenrufe bei der SPÖ.)

Meine Damen und Herren! Wir haben das in der Vergangenheit ja vielfach erlebt. Wir haben das beim Lainz-Skandal erlebt, in vielen, vielen Fällen, wo es Bedienstete gegeben hat, die damals diese unhaltbaren Zustände in den Pflegeheimen aufgezeigt haben - wir kennen das alles (Abg Mag Thomas Reindl: Fragen Sie einmal Ihren Vorgänger ...!) -, wo diese unhaltbaren Zustände thematisiert worden sind von Ärzten, von Krankenschwestern, wo das an das Stadtratbüro gemeldet worden ist, an das Büro der Stadträtin, und wo nicht etwa dann die Konsequenz gezogen worden ist, vielleicht die Zustände zu ändern, vielleicht in sich zu gehen und die Arbeitsbedingungen zu verbessern. (Zwischenrufe bei der SPÖ.)

Nein, man hat diese Dienstnehmer gemobbt! Man hat die Dienstnehmer versetzt. (Abg Kurt Wagner: ... Ihre eigenen Leute! Sie informieren sich nicht einmal!) Man hat die Dienstnehmer sogar bei Gericht angezeigt, meine Damen und Herren, und die Personalvertretung ist in all diesen Fragen nicht auf der Seite der Bediensteten gestanden, sondern die Personalvertretung ist hier überall auf der Seite des Arbeitgebers, der Stadt, der Wiener SPÖ gestanden. Auch das war ein Skandal, meine Damen und Herren! (Beifall bei der FPÖ. - Zwischenrufe bei der SPÖ.)

Ich möchte hier an noch ein Beispiel erinnern, an die neue Dienstvorschrift bei den Wiener Linien. Ich frage mich: Wo war damals eigentlich die Personalvertretung? Genau darum geht es hier: um die sozialen Rechte der Bediensteten der Wiener Linien, um die Buschauffeure, um die Tramwayfahrer, die dann ja zu den Oppositionsfraktionen kommen, die dann zu uns kommen und sich beschweren. (Abg Mag Thomas Reindl: Sie waren sieben Jahre in der Regierung! Und die Arbeitgeber haben ein Gesetz nach dem anderen durchgebracht!) Ja, Herr Kollege Reindl: Die sich dann darüber beschweren, dass die neue Dienstvorschrift Gehaltseinbußen bei den Wiener Linien gebracht hat! 

Ich frage mich: Wo war damals die Personalvertretung, als diese neue Dienstvorschrift bei den Wiener Linien in Kraft getreten ist? Wo war die Personalvertretung, als es längere Dienstzeiten gegeben hat? (Abg Mag Thomas Reindl: Die SPÖ hat es erkämpft! Und die Arbeiterkammer!) Nicht kürzere Dienstzeiten auf Grund des geringeren Gehalts, sondern längere Dienstzeiten, teilweise unmenschliche Dienstzeiten, wo die Bediensteten während der Dienstzeit nicht einmal mehr ihre allernotwendigsten Geschäfte verrichten können! Wo es Verschlechterungen im Krankheitsfall durch diese neue Dienstvorschrift gegeben hat! (Abg Mag Thomas Reindl: ... lacht ja schon über das, was Sie erzählen!)

Meine Damen und Herren! Es war auch die Personalvertretung bei den Wiener Linien damals nicht auf der Seite der Bediensteten. Es gibt dort heute eine Zwei-Klassen-Gesellschaft, und alle, die neu aufgenommen werden, haben schlechtere Bedingungen. Auch das ist ein Skandal in dieser Stadt, dass Sie das zugelassen haben, meine Damen und Herren! (Abg Mag Thomas Reindl: Sie! Sie machen die Privatisierungen!)

Meine Damen und Herren! Ich meine daher, dass es ein gutes Zeichen ist, dass hier, wenn es um essenzielle Rechte der Wiener Bevölkerung geht - um die Belastung, um die Gebühren -, aber auch, wenn es um essenzielle Rechte der Bediensteten in dieser Stadt geht (Abg Kurt Wagner: Da sind Sie gerade ...! Nur plaudern!), es ein ganz gutes Zeichen ist, dass die Opposition sich hier einig ist, dass sich die Opposition in diesem Haus einmal einig ist, wenn es darum geht, auch die Rechte dieses Landtages zu verteidigen, wenn es darum geht, die Mehrheit, die überheblich geworden ist, diese absolute Allmacht der Wiener SPÖ auch einmal in die Schranken zu weisen. (Abg Mag Thomas Reindl: Frau Cortolezis-Schlager hätte ihre Freude an dieser Rede!)

Ich würde mir wünschen, meine Damen und Herren, und bin mir ganz sicher, dass diese Diskussion heute nicht das Ende, sondern erst der Anfang davon ist, dass wir die Allmacht in diesem Haus, Ihre Allmacht der Wiener SPÖ, in die Schranken weisen werden und die demokratische Kultur in diesem Haus wieder an die allererste Stelle stellen werden, meine Damen und Herren! (Beifall bei der FPÖ.)

Präsidentin Erika Stubenvoll: Zu einer tatsächlichen Berichtigung hat sich Herr Abg Meidlinger gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

Abg Ing Christian Meidlinger (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Das hätten Sie Ihren Kollegen vorher sagen müssen. Aber: Ja, es stimmt, ich habe mit der Annahme des Mandats mein Mandat im Zentralausschuss und meinen Vorsitz des Zentralausschusses Personalvertreter ordnungsgemäß zurückgelegt. - Das ist die erste Berichtigung.

Die zweite Berichtung: Die SPÖ hier kündigt niemand! Das ist auch, bitte, hier zur Kenntnis zu nehmen. - Danke. (Beifall bei der SPÖ. - Abg Mag Thomas Reindl: Vollkommen ahnungslos, der Herr Klubobmann der FPÖ! - Abg Harry Kopietz: Warum sollen sie sich ändern?! Heiße Luft!)

Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr StR Herzog. Ich erteile es ihm.

StR Johann Herzog: Ich glaube, die jetzige Wortmeldung von Ing Meidlinger ist eine sehr formale Vorgangsweise. Sie hat sich wirklich auf klare Abwendung von den inhaltlichen Dingen bezogen und versucht, mit formalen Dingen den Dingen auszuweichen. 

Was ich aber sagen will, ist die Feststellung, dass es keine Frage gibt, dass die Schlechterstellung von Bediensteten im Sinne einer Zwei-Klassen-Gesellschaft sehr wohl von Ihnen betrieben wurde. Das ist so! Fragen Sie Ihre eigenen Leute in den Verkehrsbetrieben und sonst wo, wo das geschehen ist - das ist geschehen!

Was ich aber darüber hinaus feststellen möchte, ist, dass Herr Meidlinger zwar wortreich den Entwurf und die Vorlage verteidigt hat und das alles gut findet (Abg Ing Christian Meidlinger: Lesen Sie den ganzen Text!), aber mit dröhnendem Schweigen, möchte ich feststellen, mit keinem Wort auf die Beurteilung der Vorlage durchs Bundeskanzleramt eingegangen ist, wo doch deutlichste Kritik an diesem Gesetz, an diesen beiden Gesetzen geübt wird, wo festgestellt wird, wenn die Rechtssicherheit der Bediensteten bedroht ist, und dass sogar verfassungsrechtliche Bedenken in zwei Fällen herrschen, die auch drinnen angeführt sind. 

Herr Meidlinger und die Wiener Sozialdemokraten haben nicht erklärt, warum der Widerspruch zum Bundeskanzleramt besteht - wobei da nicht vielleicht der Vorlauf weiß Gott wie lang wäre und aufs Jahre Schnee zurückgeht, sondern das stammt vom 21. Mai 2007, und der Bundeskanzler heißt natürlich Gusenbauer! (Beifall bei der FPÖ.)

Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr Abg Oxonitsch. Ich erteile es ihm.

Abg Christian Oxonitsch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Vielleicht zunächst einmal gleich zum Letzten: Es ist womöglich etwas ungewohnt für Sie, wenn sich jemand an die Geschäftsordnung hält. Aber tatsächliche Berichtigungen sind dazu da, formal unrichtige Behauptungen richtig zu stellen. Daher gibt’s die tatsächliche Berichtigung. Aber das kennen Sie nicht, weil sie hier natürlich immer wieder versuchen (StR Johann Herzog: Wir tun es ja auch dauernd!), demokratisch eingerichtete Spielregeln in diesem Haus durchaus sehr salopp zu betrachten. (StR Johann Herzog: Sie selber tun es auch! Sie agieren hier nur formal! Schlicht und einfach unrichtig! Sie selbst agieren inhaltlich ...!) Das sind wir von Ihnen gewohnt, aber so viel nur zu Ihrer Behauptung. Es ist die richtige Interpretation und das richtige Handhaben dieser Geschäftsordnung. (Beifall bei der SPÖ.)

Es ist hier inhaltlich sehr viel gesagt worden, auch die Argumente, die für dieses, wie ich meine, sehr gute Gesetz sprechen. Aber es sind hier auch Behauptungen in den Raum gestellt worden, die man so nicht unwidersprochen lassen kann. 

Der erste Punkt ist auf jeden Fall einmal das angebliche „Durchpeitschen“ dieses Gesetzes. Ich finde es schon interessant, dass dieses Gesetz vom 16. April bis zum 23. Mai in der öffentlichen Auflage war. Das heißt, da kann man ja noch sagen: Okay, das geht am ÖVP-Klub spurlos vorüber. (Abg Mag Wolfgang Jung: Das ist nur formal richtig!) Ich kann Ihnen nur sagen, der Bezirksvorsteher Tiller hat es geschafft, dazu auch Stellung zu beziehen und im Übrigen keinen Einwand zu diesem Gesetz zu erheben. Er hat es geschafft! Vielleicht sollte der ÖVP-Klub sich einmal mit seinem Bezirk in Verbindung setzen, die sind dort besser informiert als der ÖVP-Klub. 

Von Durchpeitschen kann überhaupt keine Rede sein: Fünf Wochen öffentliche Auflage, Stellungnahmen unterschiedlichster Institutionen, seit April ist das bekannt. Also reden Sie nicht von 13 Tagen, das ist einfach unrichtig, meine Damen und Herren! (Beifall bei der SPÖ.)

Zweite Behauptung: Jetzt haben wir ein Problem. - Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich sage: Wir haben überhaupt kein Problem! Es ist völlig richtig, und die Geschäftsordnung ist völlig klar: Eine zweite Lesung findet in einer eigenen Landtagssitzung statt; wenn kein Einwand erhoben wird, kann es auch in derselben Sitzung passieren. Also unser Problem ist das in dieser Frage überhaupt nicht. Da ist die Geschäftsordnung klar - ich erinnere daran: Sie wurde mit den Stimmen der Sozialdemokratie beschlossen -, also haben wir kein Problem. Daher haben wir auch überhaupt kein Problem, in dieser Frage des Valorisierungsgesetzes hier zu sagen: Okay, machen wir eine zweite Sitzung. Überhaupt keine Schwierigkeit! (Abg Mag Wolfgang Jung: Was ist jetzt? Sie haben ...!)

Wir werden auch eine Lösung finden – und ich spreche hier konkret die Kolleginnen und Kollegen von der ÖVP an – für den Bereich des Zuweisungsgesetzes und der damit verbundenen Gefährdung von 300 Aus-
bildungsplätzen in den Fachhochschulen – aus rein taktischen Überlegungen! (Abg Dipl-Ing Martin Margulies: Die sind nicht gefährdet! Bitte!) Da geht’s nämlich um nichts anderes als schlicht und ergreifend um Taktik. Weil es einfach so ist: Sie haben die Mehrheit gebraucht für dieses mehr als eine Drittel, damit Sie die zweite Lesung beim Valorisierungsgesetz hier verhindern, daher eben auch da: Na, mein Gott, soll nichts Schlimmeres passieren!

Fakt ist allerdings, es kann nicht von Drüberfahren gesprochen werden. Es hat zahlreiche Möglichkeiten gegeben, hier die diversesten Stellungnahmen abzugeben und sie hier einzubringen. Sie haben das nicht wahrgenommen. Ich schicke Ihnen aber gerne per 
E-Mail den direkten Link auf die Homepage, die allen Wienerinnen und Wienern offen steht, sodass Sie hier die Möglichkeit haben, die Gesetze rechtzeitig einzusehen. Vielleicht hilft das ein wenig, meine Damen und Herren! (Beifall bei der SPÖ. - Abg Mag Thomas Reindl: ... kämpft für Beschäftigte!)

Faktum ist auch, dass eines einfach nicht gelingt: Mit diesem heutigen Verschieben der zweiten Lesung - das einfach untypisch und unüblich ist, das ist ja auch kein Geheimnis im Wiener Gemeinderat -, werden Sie nicht das Gesetz verhindern können. Es gelingt Ihnen lediglich, jene Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die voll informiert sind darüber und die sich auch darauf verlassen können, dass das, was hier einerseits mit der Bedienstetenvertretung ausgemacht und verhandelt wurde, andererseits aber auch mit den unmittelbar Beschäftigten, die informiert wurden, vereinbart wurde, auch umgesetzt wird, klarerweise zu verunsichern, wenn hier von einer bisher doch üblichen Vorgangsweise, mit allen demokratischen Rechten ausgestatteten Vorgangsweise, abgegangen wird. 

Das ist ein Fakt. Und eben nicht - das zeigt ja Ihr Abstimmungsverhalten -, weil Sie grundsätzlich gegen das Gesetz sind und da vielleicht noch einmal ein paar Informationen wollen, im Konkreten bei der Wiener ÖVP, oder sich nicht ganz schlüssig sind, sondern rein aus dieser vorhin von mir genannten taktischen Überlegung. Das, meine Damen und Herren, halte ich für eine unkorrekte Vorgangsweise und halte ich auch nicht für richtig. Es dient nur der Verunsicherung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, und das lehnen wir entschieden ab, meine Damen und Herren! (Beifall bei der SPÖ.)

Ich möchte auch darauf hinweisen, dass wir bekanntermaßen sowohl im Wiener Landtag als auch im Wiener Gemeinderat durchaus immer kontroversielle Diskussionen über Gesetze führen und natürlich auch über den einen oder anderen Antrag unterschiedlicher Meinung sein können. Aber auf der anderen Seite finde ich es schon interessant, wenn hier Anträge eingebracht werden, wo ich mich eigentlich frage, was die unmittelbar mit der Landesvollziehung zu tun haben - eine Meinung, die uns im Übrigen auch der grüne Klubjurist dankenswerterweise mit übermittelt hat, dass er eigentlich der Meinung ist: Schauen wir einmal, ob das reingeht - wenn die Formulierung richtig war, die er uns da übermittelt hat -, ob das reingeht, dass man die einbringen kann. 

Ich sage, wir stellen uns selbstverständlich auch diesen Abstimmungen. Wir haben damit überhaupt kein Problem.

Ich halte es aber für bedauerlich, dass jener, der bei dieser Debatte Erstredner war, nämlich Kollege Ellensohn, dieser Debatte jetzt die gesamte Zeit nicht mehr beiwohnt! Ich finde, das ist schade! Ich meine, es sollte möglich sein, wenn man hier schon als Erstredner etwas thematisiert, dann auch der folgenden Debatte beizuwohnen!

Wir haben eine sehr großzügige Auslegung. Ich glaube, das ist sehr gut so, das belebt die Demokratie. Diese Auseinandersetzung ist gut, da brauchen wir uns nicht zu verstecken. Wir stehen auch dazu, damit wir hier inhaltlich kontroversiell diskutieren können. Darauf sind wir stolz. Und ich bitte auch um Anerkennung, wenn hier immer wieder von Darüberfahren geredet wird, dass wir die Geschäftsordnung auch im Interesse eines demokratischen Diskurses hier im Landtag oft sehr weit auslegen. Das sollte durchaus auch im Interesse der Opposition in diesem Haus sein, meine Damen und Herren! (Beifall bei der SPÖ.) 

Was bleibt? – Es werden Mitarbeiter, die sich auf eine gut verhandelte gesetzliche Regelung für ihre Zukunft verlassen, durch Anträge verunsichert, die meiner Ansicht nach eher fragwürdig sind. Damit wird diese Regelung letztlich heute um ein paar Tage verschoben. Das ist eine unübliche Vorgangsweise und Taktik, und ich bedaure das zutiefst. Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter können sich aber auf die Wiener Sozialdemokratie in Zukunft genauso verlassen, wie sie sich auf eine demokratisch gewählte Personalvertretung verlassen können.

Und Kollege Schock: Nehmen Sie zur Kenntnis, dass sich die Personalvertretung dieses Vertrauen immer wieder in Wahlauseinandersetzungen erkämpft! Die sozialdemokratischen Personalvertreter werden gewählt. Da geht es um nichts anderes. Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter dieser Stadt wissen, dass sie in der Personalvertretung einen starken Bündnispartner haben, und deshalb hat die Sozialdemokratie dort auch jenes Vertrauen, das ihr zusteht. – Danke. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr Abg Tschirf. Ich erteile ihm das Wort.

Abg Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Präsidentin! Frau Stadträtin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Zunächst hole ich noch etwas nach und bringe einen Antrag hinsichtlich parlamentarischer Kontrollmechanismen und Kontrollrechte ein:

„Der Landtag möge beschließen: Der Wiener Landtag spricht sich dafür aus, in allen Bereichen der Landes- und Gemeindeverwaltung den Prozess der betriebswirtschaftlichen Lösungen voranzutreiben, und fordert gleichzeitig die zuständigen Stellen des Landes Wien auf, die parlamentarischen Kontrollmechanismen für bereits ausgegliederte Unternehmungen massiv auszuweiten und weitere Ausgliederungen nur dann vorzunehmen, wenn umfassende parlamentarische Kontrollmechanismen gegeben sind. 

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt." (Beifall bei der ÖVP.) 

Ich kann jetzt aber nicht hier ans Rednerpult gehen, ohne ein paar Sätze zu dem zu sagen, was vorher gesagt wurde. Ich weiß, der Herr Professor freut sich darauf! (Zwischenruf von Abg Harry Kopietz.)

Es besteht jedenfalls ein Unterschied, ob man etwas auflegt oder parlamentarisch verhandelt. Offensichtlich unterscheidet man aber nicht zwischen dem, was von Vertretern der Bevölkerung – sprich: von den Abgeordneten – diskutiert wird, und dem, wozu man im Internet Zugang hat. Da besteht allerdings ein wesentlicher Unterschied, und den kennt Klubobmann Oxonitsch natürlich sehr gut, und die SPÖ im Nationalrat hat das auch immer sehr genau gewusst. Hier spielt man aber bewusst darüber hinweg! – Meine sehr geehrten Damen und Herren! Das ist eine Täuschung, und diese wollten wir auch klar und deutlich aufzeigen! (Beifall bei der ÖVP.) 

Nun noch ein Gedanke dazu, dass man dann immer gleich mit Drohungen kommt: Wir haben genau herausgehört, und das erkennt man auch, wenn man sich das durchliest, dass es mit September 2007 natürlich andere Wege für diese Mitarbeiter gibt. Es gibt rechtliche Wege, das wissen wir, das ist auch herausgekommen, und Christian Oxonitsch hat letztlich auch zugestanden, dass es technische Möglichkeiten gibt.

Es geht hiebei aber darum, dass etwas unangenehm ist. Die Opposition wird aktiv, und dann droht man und sagt, dass die von der Opposition die Bösen sind. Falsch dabei ist, dass das von Seiten der Verwaltung beziehungsweise von Seiten der Landesregierung nicht rechtzeitig eingebracht wurde. Warum lag das nicht bereits einen Monat vorher vor? Warum hatten wir nicht die Möglichkeit, das im Ausschuss länger zu diskutieren? 

Dass Sie sich das nie anschauen und immer mitstimmen, was die Regierung vorgibt, verstehe ich! Wir haben ein anderes Kontrollverständnis, und daraus erklärt sich unsere Vorgangsweise. (Beifall bei der ÖVP.) 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr Abg Margulies. (Abg Harry Kopietz: Wo ist Ellensohn? Hat er einen Grund, nicht hier zu sein?)

Abg Dipl-Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Herr Kollege Kopietz! Das ist einer der Gründe, warum ich mich gemeldet habe! 

Übrigens: Kollege Ellensohn hat wirklich einen Grund, abwesend zu sein. Er ist nämlich mit seinen Zwillingen beim Kinderarzt! Wenn allerdings Herr Bgm Häupl und die gesamte übrige Stadtregierung bei einer solchen Debatte mit Ausnahme der StRin Wehsely und des Kollegen Ludwig nicht anwesend sind, dann sollte man sich nicht so mokieren! Unsere stimmberechtigten Vertreter im Landtag sind anwesend! (Zwischenruf bei der SPÖ.)

Kollege Oxonitsch! Wir alle im Haus wissen, dass in verschiedensten Fraktionen informelle Kommunikation stattfindet. – Es ist äußerst unüblich und entsprach bislang auch nicht den Sitten hier im Haus, dass man sich plötzlich auf die informelle Kommunikation mit dem Klubjuristen beruft. (Zwischenruf von Abg Christian Oxonitsch.) Kollege Oxonitsch! Wollen wir die informelle Kommunikation zwischen allen Fraktionen offen legen? – Ich hoffe nicht!

Was ich wirklich bedauerlich gefunden habe – und Sie hätten andere Möglichkeiten gehabt! – ist, dass Sie eine Aussendung gemacht haben, in der Sie die Menschen verunsichern. Ich habe Sie dezidiert auf einen möglichen Weg hingewiesen, nämlich auf den Weg der Abordnung. Sie haben nicht einmal Stellung dazu genommen, dass das möglich ist! (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: O ja!) Sie haben gesagt: Das werden wird schon lösen! Sie haben aber nicht gesagt, dass vollkommen klar ist, dass diesbezüglich kein Mensch verunsichert wird. 

Ich komme zum letzten Punkt, zu den Ausgliederungen: Es heißt immer, dass alles so super ist. Kollege Meidlinger! Für Sie als Gewerkschafter ist das sicherlich interessant! Wenn man sich das anschaut, dann stellt man nämlich fest, dass die Situation der Beschäftigten in den ausgegliederten Bereichen, etwa im Wien Museum oder beim FSW, für diejenigen, die nicht zugewiesen wurden, mittlerweile erheblich schlechter ist als für diejenigen, die zugewiesen sind. Sie wissen ganz genau, dass da die Rechtssicherheit bei Weitem nicht entsprechend gegeben ist. Sie wissen ganz genau, dass es gerade im Bereich des Wien Museums unglaublich viele prekäre Beschäftigungsverhältnisse gibt, und das lehnen wir ab! – Danke sehr. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr Abg Madejski. Ich erteile es ihm.

Abg Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Frau Stadtrat! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Kollege Meidlinger hat mich wirklich provoziert, hier jetzt noch etwas zu sagen. Er stellt das jetzt mit seinen Genossen so dar, als ob die Personalvertretung und die Betriebsräte und alle, die die Dienstnehmer der Stadt Wien vertreten, wirklich nur für diese da wären und ihnen ununterbrochen unter die Arme greifen und helfen würden.

Meine Damen und Herren! Wir brauchen die Mitarbeiter gar nicht mehr zu verunsichern, die sind ja teilweise bereits verunsichert! Schauen Sie sich Zusammenlegungen etwa bei der MA 46 oder bei der MA 33 an! Und ein ganz skurriler Fall ist die Wiener Hausbetreuungsgesellschaft. Herr Kollege Meidlinger! Schauen Sie sich das an! Dort haben sich wirklich unglaubliche Sachen im Betriebsrat abgespielt. So etwas habe ich überhaupt noch nicht erlebt! Derzeit gibt es dort drei Arbeitsgerichtsprozesse. Einer ist mit einem guten Vergleich abgeschlossen worden, und zwei laufen noch. Es geht dabei immer um die gleiche Person, nämlich um Frau Stepanek. Wie kann es denn sein, dass eine Betriebsrätin gleichzeitig Prokuristin eines Unternehmens ist? Das ist wirklich nur in der Stadt Wien und unter der Herrschaft der SPÖ möglich! Das ist unglaublich und daher abzulehnen! (Beifall bei der FPÖ.)

Das ist Wahnsinn! Sie haben mich wirklich provoziert, das hier zu sagen! (Beifall bei der FPÖ.) 

Die Leute sind sehr verunsichert. Das Kontrollamt prüft bereits, und nächste Woche ist Abgabetermin der Stellungnahmen. Wir werden uns dann genau anschauen, was in diesen betreffend Unvereinbarkeit steht. Beim Arbeitsgericht hat sich herausgestellt, dass es in der Firma nicht einmal mehr die Wahllisten gegeben hat. Diese waren nicht auffindbar. Es wurde falsch nachbesetzt. Im Prozess vor dem Arbeitsgericht geht es jetzt darum, ob eine Betriebsrätin überhaupt zu Unrecht nachbesetzt wurde und die andere, die eigentlich auf der Liste gestanden ist, nicht. Die Listen waren jedoch nicht auffindbar.

Das ist Ihre Art und Weise der Mitbestimmung und Ihre Art und Weise, die Mitarbeiter zu unterstützen! Diese hatten beim Arbeitsgericht überhaupt keine Unterstützung, nämlich durch einen privaten Rechtsanwalt. Dazu muss ich Ihnen schon sagen: Es wäre Ihre Aufgabe beziehungsweise die Aufgabe der Betriebsräte oder Personalvertreter gewesen, diese Leute zu unterstützen!

Meine Damen und Herren! Tun Sie nicht so, als würden wir von der Opposition plötzlich die Mitarbeiter verunsichern! Diese sind genug verunsichert durch nicht tätige beziehungsweise sehr oft nicht ordnungsgemäß oder richtig tätig werdende Betriebsräte oder Personalvertreter! (Beifall bei der FPÖ.)

Präsidentin Erika Stubenvoll: Weitere Wortmeldungen liegen mir nicht vor.

Ich erkläre die Verhandlungen für geschlossen und erteile der Frau Berichterstatterin das Schlusswort.

Berichterstatterin Amtsf StRin Sandra Frauenberger: Sehr geehrten Damen und Herren!

Kommen wir zum vorliegenden Zuweisungsgesetz, und lassen Sie mich zunächst ein paar grundsätzliche Worte sagen. – Wir haben uns heute am Vormittag mit der gesamten europäischen Dimension und ihren Auswirkungen auch auf den Arbeitsmarkt und auf die Daseinsvorsorge konzentriert. Wir haben uns damit auseinandergesetzt. Ich habe schon im Ausschuss bei einer Diskussion, die im Übrigen sehr ausführlich und konstruktiv stattgefunden hat, gesagt, dass wir in der Situation sind, dass globalisierte Märkte letztlich natürlich auch Auswirkungen auf die Kommune haben und wir hier eine Herausforderung erleben, die auch eine Herausforderung an korporatistische Systeme darstellt.

Was heißt das? – Das heißt: Wir sind sozialpartnerschaftlich in der Situation, dass wir das, was letztendlich auf EU-Ebene in einer Richtlinie, in der Gesetzgebung beziehungsweise in der EuGH‑Rechtsprechung, die ja auch eine gültige Rechtsprechung ist, an uns an Aufgaben weitergegeben wird, zu erfüllen haben. Damit sind wir konfrontiert. Dieses Wissen haben wir jetzt seit einigen Monaten. Ich möchte jetzt noch einmal jegliche Interpretation ausräumen, denn daran gibt es nichts zu deuteln: Tatsache ist, dass wir ein solches Zuweisungsgesetz verfassen und festschreiben müssen.

Zudem ist es Tatsache, dass wir auf Basis dieser EU-Richtlinie letztlich so etwas wie einen Regelungsgegenstand vorgegeben haben, und alle, die schon einmal in sozialpartnerschaftlichen Auseinandersetzungen waren, wissen, dass es jetzt darum sowie um die Frage gegangen ist, wie man diesen umsetzt: Setzt man diesen letztlich nur eins zu eins um, oder schafft man auch die Möglichkeit, gemeinsam auch gute Regelungen für die Bediensteten und gute Regelungen betreffend die Mitbestimmungsrechte der Gewerkschaft festzulegen.

Und ich sage Ihnen mit großer Ernsthaftigkeit und mit großer Verantwortung: Genau auf Basis dieser Grundlage ist dieses Zuweisungsgesetz entstanden. Wir haben uns im Sinne dieser Diskussion und dieser Grundlage des sozialen Dialogs die Erstellung dieses Gesetzes letztlich nicht leicht gemacht!

Worum geht es in dem Gesetz? – In dem Gesetz geht es darum, dass die Rechte der Bediensteten gewahrt werden, wenn es tatsächlich zu einer Ausgliederung kommt. Die Rechte der Bediensteten werden geschützt, und sie müssen sich diesbezüglich nicht ängstigen. Und letztlich wird eine solche Debatte, wie wir sie hier jetzt führen, letztlich hoffentlich nicht mehr notwendig sein, denn dieses Gesetz beseitigt endlich auch die Einzelfalllösungen. Wir haben versucht, für alle Zukunft für unsere MitarbeiterInnen verantwortungsvoll eine EU-Richtlinie umzusetzen, und das steht in diesem Gesetz. (Beifall bei der SPÖ.)

Ich werde nachher noch drei Beispiele herausgreifen, an denen ich zeige, dass das nicht selbstverständlich ist. Wir können auch als Kommune wirklich stolz darauf sein, solche Regelungen zu haben, denn solche Regelungen wären in der Privatwirtschaft undenkbar.

Damit komme ich zu einem weiteren Punkt: Dafür, dass man auf Bundesebene so etwas regeln kann, gibt es das AVRAG, das aber unserer Stadt als Kommune nicht zur Verfügung steht. Deswegen mussten wir dafür eine Lösung finden, und ich glaube, wir haben eine gute Lösung gefunden!

Ich möchte noch etwas sagen, und jetzt bin ich wieder beim politischen Grundsatz: Bei der Verfassung dieses Gesetzes wurde die Feder immer mit dem Ziel geführt, ein klares Bekenntnis zur Daseinsvorsorge abzugeben und die Bediensteten in dieser Stadt zu schützen. Das Ziel war natürlich, die MitarbeiterInnen in keiner Form schlechter zu stellen. (Beifall bei der SPÖ.)

Ich möchte jetzt noch mit ein paar Dingen aufräumen, die wirklich nicht richtig sind. Erstens hat es von der Arbeiterkammer eine Leermeldung gegeben, das heißt, es liegt uns keine Stellungnahme der Arbeiterkammer vor. Zweitens – und das haben meine Kollegen schon gesagt – haben wir am 16.4. dieses Gesetz in die Begutachtung geschickt. Das ist über zehn Wochen her. Es gab fünf Wochen Begutachtungszeit. Und ich möchte klar sagen: Das ist ja nicht ein Rahmen für Spekulation, sondern wir haben den Fristenlauf für eine solche Gesetzesdurchbringung absolut korrekt eingehalten.

Außerdem haben wir, wie es üblich ist, auch angeboten, dass es nach einer Diskussion in der Personalkommission und in unserem Ausschuss selbstverständlich die Möglichkeit gibt, noch die eine oder andere rechtliche Frage abzuklären. Das hat nichts mit Willkür zu tun, sondern es war uns und mir ein Anliegen, das sehr offen zu kommunizieren, gegebenenfalls Fragen zu beantworten, Bedenken auszuräumen und letztlich zu überzeugen, dass dieses Gesetz ein gutes Gesetz ist. Aus meiner Sicht steht es wirklich nicht dafür, mir aus politischem, taktischem Kalkül zu unterstellen, dass hier nicht demokratisch und nicht fristgerecht vorgegangen wurde. Das muss ich massiv zurückweisen! (Beifall bei der SPÖ.)

Das Gesetz kann sich, so wie es jetzt vorliegt, sehen lassen. Es gibt viele Artikel, und wir können unterschiedliche Abstimmungsvarianten wählen und auch separat abstimmen, und dazu haben wir uns schon entschlossen.

Ich möchte noch einmal auf den § 39 des Personalvertretungsgesetzes hinweisen. Wir haben darin die gesamte Thematik betreffend Mitbestimmungsrechte abgesichert, und dort gehören sie auch hin. Das kann man in der Gegenüberstellung gut nachvollziehen. Es hat dann noch einen Abänderungsantrag gegeben, in dem es noch einmal darum ging, zu schauen, welche bestehenden Rechte und Pflichten die Bediensteten haben. Unser Gesetzesentwurf sieht vor, dass weder das bestehende Dienstverhältnis zur Gemeinde Wien aufgehoben wird noch bestehende Rechte und Pflichten der zugewiesenen Bediensteten abgeändert werden. Es ist mir wichtig, das an dieser Stelle zu sagen, das ist bei den Mitwirkungsrechten der Personalvertretung auch noch einmal nachzulesen. Wir haben das aber im § 5 des Wiener Zuweisungsgesetzes noch einmal klar gestellt. Und die besonderen Beratungsrechte sind im Personalvertretungsgesetz im § 39 zu finden.

Noch einmal: Ich finde es ausgesprochen bedauerlich, dass es zu diesem Gesetz, mit dem wir von der Einzelfalllösung weg in Richtung konkreter und perspektivischer Absicherung unserer Bediensteten gehen, hier keine Zustimmung gibt! Es tut mir leid, dass es hier jetzt im letzten Augenblick noch einmal ein solches Gerangel gibt! Ich würde Sie wirklich bitten, bei diesem Zuweisungsgesetz keine Fehlinterpretationen aus politischem Kalkül durchzuführen, sondern dieses Gesetz als das zu lesen und zu sehen, was es ist! Die Stadt Wien und das Land Wien sind dazu verpflichtet, ein solches Gesetz zu machen, und ich denke mir, dass sich das, was wir daraus gemacht haben, durchaus sehen lassen kann. Ich bitte Sie daher abschließend noch einmal, diesem Gesetz zuzustimmen. (Beifall bei der SPÖ.)

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön.

Bevor wir jetzt zur Abstimmung der Gesetzesvorlage in erster Lesung kommen, möchte ich über die drei Abänderungsanträge der Grünen Fraktion abstimmen lassen.

Es ist ein bisschen schwierig, jetzt alle Paragraphen einzeln aufzuführen, daher werde ich versuchen, das zusammenzufassen.

Der erste Antrag hat mit der Streichung von § 3 Abs 1 Z 2 zu tun.

Wer für diesen Abänderungsantrag ist, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Dieser Antrag bleibt mit den Stimmen der GRÜNEN und der Freiheitlichen Fraktion in der Minderheit und ist daher abgelehnt. 

Der nächste Abänderungsantrag beschäftigt sich mit der Zuweisung an den Gemeinderat.

Wer diesem Antrag beitritt, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Auch dieser Antrag bleibt mit den Stimmen der GRÜNEN und der Freiheitlichen Fraktion in der Minderheit und ist daher abgelehnt. 

Im nächsten Abänderungsantrag geht es um mehrere Ziffern, die im Artikel 3 abgeändert werden sollen. 

Wer diesem Antrag beitritt, möge bitte ein Zeichen mit der Hand geben. – Das bleibt mit den Stimmen der Freiheitlichen und der Grünen Fraktion in der Minderheit und ist daher abgelehnt. 

Wir kommen nun zur ersten Lesung.

Es wurde hiefür getrennte Abstimmung verlangt. Ich werde dieses Gesetz daher, wie verlangt, in fünf Teilen zur Abstimmung bringen.

Zunächst stimmen wir über Artikel 1 des Wiener Zuweisungsgesetzes ab.

Ich bitte jene Mitglieder des Landtages, die Artikel 1 des Entwurfes mit Ausnahme von § 5 und § 6 die Zustimmung geben wollen, die Hand zu heben. – Danke schön. Das ist mehrstimmig so angenommen.

Ich bitte jene Mitglieder des Landtages, die § 5 und § 6 des Artikel 1 die Zustimmung geben wollen, die Hand zu heben. – Danke. Das ist ohne die Stimmen der FPÖ mehrstimmig angenommen. 

Wir kommen jetzt zu Artikel 2. Er betrifft das Wiener Stadtwerke-Zuweisungsgesetz.

Ich bitte jene Mitglieder des Landtages, die Artikel 2 ihre Zustimmung geben wollen, die Hand zu erheben. – Das ist ohne die Freiheitlichen und daher mehrstimmig angenommen.

Ferner lasse ich über Artikel 3, der das Wiener Personalvertretungsgesetz betrifft, abstimmen.

Ich bitte jene Mitglieder des Landtages, die Artikel 3 ihre Zustimmung geben wollen, die Hand zu heben. – Das ist mehrstimmig ohne Freiheitliche und GRÜNE angenommen.

Wir kommen nun zu Artikel 4, der das Inkrafttreten betrifft.

Ich bitte jene Mitglieder des Landtages, die Artikel 4 ihre Zustimmung geben wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist wiederum mehrstimmig ohne Freiheitliche und Grüne angenommen. 

Somit ist das Gesetz in erster Lesung angenommen.

Wir kommen jetzt zur Abstimmung über die Beschluss- und Resolutionsanträge. Es sind sehr viele, und ich werde versuchen, es relativ flott zu machen.

Bei einem Antrag der GRÜNEN geht es um die Rechte von neuen Beschäftigten bei Ausgliederungen.

Wer diesem Antrag beitritt, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Das bleibt mit den Stimmen der GRÜNEN und der Freiheitlichen Fraktion in der Minderheit und ist somit abgelehnt. 

Der nächste Antrag betrifft „Nein zur Ausgliederung bei der MA 10".

Wer diesem Antrag beitritt, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Auch dieser Antrag bleibt mit den Stimmen der GRÜNEN und der Freiheitlichen Fraktion in der Minderheit und ist somit abgelehnt. 

Der nächste Antrag betrifft „Nein zur Ausgliederung bei der MA 44", also bei den Bädern.

Wer diesem Antrag beitritt, möge ein Zeichen mit der Hand geben. – Wiederum erteilen nur Freiheitliche und GRÜNE die Zustimmung. Der Antrag ist daher abgelehnt. 

Der nächste Antrag betrifft „Nein zur Ausgliederung bei der MA 13", also den Büchereien.

Wer diesem Antrag beitritt, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle die Stimmen der Freiheitlichen und der Grünen fest. Der Antrag bleibt in der Minderheit und ist somit abgelehnt. 

Der Titel des nächsten Antrages lautet: „Nein zur geplanten Ausgliederung, zum Abbau in der Verwaltung und zur Schließung der Jugendzahnklinik".

Wer diesem Antrag beitritt, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Das sind die ÖVP, die Freiheitlichen und die GRÜNEN. Das ist die Minderheit und somit abgelehnt.

Der nächste Antrag betrifft die Ausgliederung der Jugendzahnklinik.

Wer diesem Antrag beitritt, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Das sind die Stimmen der Freiheitlichen und der GRÜNEN. Der Antrag bleibt in der Minderheit und ist somit abgelehnt.

Beim nächsten Antrag geht es um die Ausgliederung bei den Bezirksgesundheitsämtern.

Ich bitte jene, die diesem Antrag beitreten, um ein Zeichen mit der Hand. – Das sind die Freiheitlichen und die GRÜNEN. Das ist die Minderheit und somit abgelehnt.

Im nächsten Antrag geht es um die Schließung der Bezirksgesundheitsämter.

Wer diesem Antrag beitritt, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Der Antrag bleibt mit den Stimmen der Freiheitlichen, der GRÜNEN und der ÖVP in der Minderheit und ist somit abgelehnt. 

Beim nächsten Antrag geht es um die Schließung der Impfstelle für Auslandsreisende.

Wer diesem Antrag beitritt, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Der Antrag bleibt mit den Stimmen der Freiheitlichen, der GRÜNEN und der ÖVP in der Minderheit und ist somit abgelehnt. 

Beim nächsten Antrag geht es um die Ausgliederung der Impfstelle für Auslandsreisende.

Wer diesem Antrag beitritt, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Der Antrag bleibt mit den Stimmen der Freiheitlichen und der GRÜNEN in der Minderheit und ist somit abgelehnt. 

Beim nächsten Antrag geht es um die Ausgliederung MA 15 - Referat IV/1 - Gesundheitsvorsorge.

Wer diesem Antrag beitritt, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Der Antrag hat mit den Stimmen der Freiheitlichen und der GRÜNEN nicht die erforderliche Mehrheit und ist somit abgelehnt.

Beim nächsten Antrag geht es um die Schließung des Referates IV/1 bei der MA 15, Gesundheitsvorsorge.

Wer diesem Antrag beitritt, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Der Antrag bleibt mit den Stimmen der Freiheitlichen, der GRÜNEN und der ÖVP in der Minderheit und ist somit abgelehnt.

Beim nächsten Antrag geht es um die Ausgliederung des Referats IV/2 der MA 15, Gesundheitsvorsorge für Mutter und Kind.

Wer diesem Antrag beitritt, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Der Antrag hat mit den Stimmen der Freiheitlichen und der GRÜNEN nicht die erforderliche Mehrheit und ist somit abgelehnt. 

Bei dem nächsten Antrag geht es um die Schließung das Referats IV/2 der MA 15, Gesundheitsvorsorge für Mutter und Kind.

Wer diesem Antrag beitritt, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Der Antrag bleibt mit den Stimmen der Freiheitlichen, der GRÜNEN und der ÖVP in der Minderheit und ist somit abgelehnt.

Wir kommen jetzt zum Beschlussantrag der SPÖ betreffend öffentliche Dienstleistung.

Wer diesem Antrag beitritt, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Das sind die SPÖ und die GRÜNEN. Damit ist dieser Antrag mit der erforderlichen Mehrheit angenommen.

Der Antrag der ÖVP wurde zurückgezogen und kommt daher nicht zur Abstimmung.

Somit ist die Gesetzgebung in erster Lesung angenommen.

Mir liegt ein Widerspruch durch Frau Abg Smolik betreffend die zweite Lesung dieses Gesetzes vor.

Ich lasse darüber abstimmen.

Wer dem Widerspruch beitritt, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Das ist die Mehrheit. Dem Widerspruch wird somit stattgegeben.

Die zweite Lesung wird in der nächsten Landtagssitzung stattfinden.

Es ist nun eine Präsidiale im Zimmer von Frau OARin Kriz geplant. Ich bitte die betreffenden Damen und Herren, sich dorthin zu begeben.

Ich frage die Klubobleute, ob eine kurze Unterbrechung notwendig ist oder ob wir weitermachen können. – Wir machen weiter. Dann bitte ich, im Saal zu bleiben.

Wir fahren in der Tagesordnung fort. 

Nunmehr kommt Postnummer 5 zur Verhandlung. Es geht hiebei um einen Gesetzesentwurf, mit dem die Bauordnung für Wien geändert wird.

Berichterstatter ist der Herr Amtsf StR Dr Michael Ludwig. Ich bitte ihn, die Verhandlungen einzuleiten. 

Berichterstatter Amtsf StR Dr Michael Ludwig: Ich ersuche um Zustimmung.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Gemäß § 30 Abs 10 der Geschäftsordnung schlage ich vor, die General- und Spezialdebatte zusammenzulegen. Wird gegen die Zusammenlegung eine Einwendung erhoben? – Ich sehe keine Einwendung. Ich werde daher so vorgehen.

Die Debatte ist eröffnet. Zu Wort gemeldet ist Herr StR Herzog. Ich hoffe, es hört ihm jetzt auch jemand zu. Ich bitte um ein bisschen mehr Ruhe im Saal! 

StR Johann Herzog: Der Lärmpegel hält sich wieder in Grenzen. Ich kann daher zum Thema kommen. 

Es gab zwei Höchstgerichtsurteile, und zwar eines vom Verwaltungsgerichtshof und eines vom Verfassungsgerichtshof, die sich beide mit der Bauordnung beschäftigen und in denen es darum geht, dass seitens der Höchstgerichte die überwuchernde Dachausbautätigkeit Beschränkungen unterworfen wird: Gemäß einem Urteil dürfen die Aufbauten bei Dachgeschoßen nicht mehr trapezförmig erfolgen, sondern nur mehr in Dreiecksform, womit die Verwertbarkeit von Flächen in diesem Bereich eingeschränkt wird. Im zweiten Urteil wird eine Bestimmung der Wiener Bauordnung aufgehoben, nach welcher eine Überschreitungen der zulässigen Gebäudehöhe dann erlaubt ist, wenn diese auf besondere Raumhöhen in den Geschoßen zurückzuführen ist.

Diese beiden Höchstgerichtsurteile haben weitreichende Folgen. Sie schränken die überwuchernde Tätigkeit von Dachausbauten ein. In der vorliegenden Novelle der Bauordnung geht es darum, den vor Urteilsfindung üblichen Zustand im Großen und Ganzen wieder herzustellen.

Wir selbst sind Freunde des Dachbodenausbaus. In den 90er Jahren haben wir gegen StR Edlinger massive Redeschlachten geschlagen, in denen wir in Wien gefordert haben, dass Dachbodenausbauten vermehrt vorgenommen werden dürfen. Und wir sind heute nach wie vor dafür, wir glauben aber, dass der Schwerpunkt des Dachbodenausbaues in den Außenbezirken außerhalb des Gürtels liegen sollte. Dort ist das von der gesamten Situation her billiger und außerdem notwendig, um neue Schichten in diese Gebiete hineinzubringen. Das würde zu einer sozialen Durchmischung und zu einer Wiederbelebung der Bezirke führen. Es käme zu einer weiteren Durchmischung von Jung und Alt und auch von Zuwanderern und Einheimischen.

Dagegen sind wir massiv gegen den Unfug, der in der Innenstadt und in den Innenbezirken vor sich gegangen ist. Das führte – wie ich fast sagen möchte – zu einer weitgehenden Zerstörung beziehungsweise Verschandelung der Kärntner Straße. Da kann man sich wirklich nur wundern, was alles unter dem Titel Dachbodenausbau läuft! Das geht auf keine Hutschnur! Und auch in den Innenbezirken hat eine Flut von Dachbodenausbauten zur Stadtbildzerstörung massiv beigetragen.

Wir werden daher dieser Novelle nicht zustimmen. Ich möchte aber darauf hinweisen, dass dem Dachbodenausbau nicht nur von dieser Seite Gefahr – unter Anführungszeichen – droht, sondern letzten Endes auch dadurch, dass im Hinblick auf Erdbebensicherheit Maßnahmen durch die EU gesetzt werden. Diese müssen bis spätestens 2009 via Eurocode eingeführt werden. Es wird dann hinsichtlich verschiedener Bauformen massive Beschränkungen oder Veränderungen geben, die ebenfalls zu einer massiven Verringerung des Dachbodenausbaues führen können, und zwar generell überall. Daher ist es wertvoll, wenn wir diesbezüglich einen Arbeitskreis einsetzen, damit wir mit vernünftigen Maßnahmen eine Regelung finden, um all das, was von der EU kommt, in ein Wiener System einzubauen. 

Dr Michael Prager ist der Anwalt, der diese Gesetzesnovelle im Rahmen des Verfassungsgerichtshofurteils durchgesetzt hat. Er hat sich wieder massiv gemeldet und vertritt die Auffassung, dass die Bestimmungen, die jetzt eingesetzt werden sollen, unrichtig sind. Er sieht darin wieder eine eindeutige Verfassungswidrigkeit, und zwar vor allem darin, dass die Festsetzung der zulässigen Bauhöhe und Dachhöhe für alle gleich gelten müsste und dass anderes nicht möglich wäre. Weiters ist eines seiner Hauptargumente, dass die Dachgestaltung, die sich durchgesetzt hat, nämlich praktisch Giebel über die Längsseite zu richten, unzumutbar sei. 

Wir werden sehen, wie sich das rechtlich ausgehen wird. Auf alle Fälle darf ich feststellen, dass wir der Novelle nicht zustimmen werden.

Ich mache es kurz, denn ich glaube, das Interesse hält sich jetzt in Grenzen. Ich möchte darauf hinweisen, dass zwei Beschluss- und Resolutionsanträge vorliegen, einerseits von den Grünen, andererseits von der ÖVP. Wir selbst haben am 25. Mai einen entsprechenden Antrag eingebracht. Es freut mich, dass die anderen Oppositionsparteien dieses Thema ebenfalls als wichtig erachten und entsprechende Anträge einbringen! Dem Antrag der Grünen werden wir zustimmen, obwohl wir, wie wir schon gesagt haben, mit manchen Formulierungen an sich nicht ganz glücklich sind. Inhaltlich ist die Forderung des Antrags aber richtig, und daher sind wir dafür. 

Zum Beschluss- und Resolutionsantrag der ÖVP: Wir sind bereit, dem Beschlussantrag beizutreten, weil dieser ein allgemeines Statement beinhaltet, dass ein Arbeitskreis von politischen Vertretern Reformvorschläge machen soll. Dagegen ist nichts einzuwenden.

Die Begründung ist hingegen sehr janusköpfig. Auf der einen Seite wird der massive Verlust an Kubatur beklagt und festgestellt, dass dagegen etwas getan werden müsste. Auf der anderen Seite wird den Bedenken hinsichtlich der Sensibilität bei baubehördlichen Genehmigungen nicht genügend Rechnung getragen. Es wird nach der Methode „Wasch mit den Pelz, aber mach mich nicht nass!" vorgegangen. – Trotzdem werden wir zustimmen.

Unsere Ablehnung der Bauordnungsnovelle ist in erster Linie als Zeichen zu sehen, dass es endlich zu einer echten Reform der Bauordnung dahin gehend kommen soll, dass man die Fülle von Ausnahmebestimmungen – § 69 und Co – endlich in den Griff bekommt. Es soll nicht mehr möglich sein, unter dem Titel „geringfügige Abweichungen" einen Turm – Stichwort Millenniums-Tower – höher zu bauen, als er bisher gewesen ist und Ähnliches mehr.

Wir verlangen die Neufassung einer Bauordnung, die ohne eine Fülle von Ausnahmebestimmungen, wie es eben § 69 ist, auskommt und eine Zerstörung des Stadtbildes unmöglich macht. (Beifall bei der FPÖ.) 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächste zu Wort gemeldet ist Frau Dipl‑Ing Gretner. Ich erteile ihr das Wort. 

Abg Dipl-Ing Sabine Gretner (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Sehr geehrte wenige anwesende Damen und Herren! 

Es handelt sich hiebei an und für sich um eine Novelle der Bauordnung, die nicht viel Veränderung für diese Stadt bringen will. Man sagt sogar selbst in den Erläuternden Bemerkungen, dass durch den Entfall der Wortfolge „die Höhe oder" im § 81 die Beibehaltung der bisherigen baubehördlichen Praxis sichergestellt ist. Und das ist genau der Grund, warum wir dieser Novelle nicht zustimmen werden.

Worum es geht, ist relativ schwierig aus dem Bauordnungsdeutsch zu übersetzen, es ist aber relativ einfach mit einer Zeichnung zu erklären: Es geht darum, dass ein Bauwerber in einer Einfamilienhaus-Gegend zwei Grundstücke zusammengelegt und dadurch eine Baukörpertiefe erreicht hat, dass er durch extreme Nutzung der Bauordnung wirklich mehr Geschoße untergebracht hätte, als von der Flächenwidmungsplanung eigentlich vorgesehen waren. Das ist eine Lücke in der Bauordnung, das haben die Anrainer dann beeinsprucht, und der Verwaltungsgerichtshof hat den Anrainern recht gegeben.

Das Ganze ist ohne Bild wirklich schwer zu erklären, deswegen werde ich es Ihnen kurz zeigen: Der Plan, den ich hier habe, ist relativ anschaulich. Sehen Sie sich das an! Hier sind die Einfamilienhäuser, und auf diese Art und Weise hat der Bauwerber das ausgenutzt.

Deswegen ist es auch durchaus unbefriedigend, wenn man jetzt sagt, dass man zunächst einmal die Rechtslage sicherstellt. Gerade das gelingt nämlich nicht! Und der schon angesprochene Rechtsanwalt Dr Prager hat bereits angekündigt, dass er diese Novelle im Auftrag der Anrainer beeinspruchen wird. Das heißt, die Rechtsunsicherheit bleibt weiterhin bestehen, und es kann eigentlich nicht Sinn einer Novelle sein, dass man die Rechtsunsicherheit fortschreibt!

Wir hätten vorgeschlagen, dass man bei dieser Novelle jetzt gleich einen Zusatz macht, mit dem man klarlegt, dass der Giebel eines Hauses immer nur an der Schmalseite und nicht an der Längsseite sein kann. Das ist für jeden Menschen eigentlich begreiflich. Sogar Kinder zeichnen Häuser mit Giebeln richtig.

Im Hinblick darauf können wir dieser Novelle nicht zustimmen. Wir werden allerdings dem Antrag, den die ÖVP gemeinsam mit der SPÖ einbringt, zustimmen, weil auch wir meinen, dass es dringend notwendig ist, diese Novelle nochmals zu überarbeiten. Wir hoffen, dass dann ein besseres Ergebnis zustande kommt. –Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr Abg Kenesei. Ich erteile es ihm.

Abg Günter Kenesei (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Präsidentin! Herr Stadtrat! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Eigentlich wäre man ja verleitet, an dieser Stelle etwas ausführlicher zur Bauordnung Stellung zu nehmen, auch in Anbetracht dessen, dass die letzten Debattenbeiträge zu den vorigen Poststücken berechtigterweise auch einige Zeit in Anspruch genommen haben. Eine Novellierung der Bauordnung ist immer ein interessanter Tagesordnungspunkt. Wir werden uns den ausführlichen Debattenbeitrag aber für den Herbst aufheben, denn dann soll es angeblich tatsächlich zu einer großen Novelle und Neufassung der Bauordnung kommen. 

Ich bringe nur zwei Punkte: Fraglos muss bei einer Novellierung der Bauordnung der § 69 ein Thema sein, denn der Ärger aller Beteiligten darüber, wie dieser § 69 extensiv ausgenutzt wird, ist groß und es ist für den Gemeinderat fast überhaupt nicht mehr möglich, hier Spielregeln aufzustellen. 

Mein zweiter Punkt: Wenn man jetzt in der Zeitung liest, dass die so genannte Kulisse im Prater deshalb so geworden ist, wie sie ist, weil das eben ohne Verfahren und unter Ausschaltung der Bauordnung möglich ist, dann sollte man sich doch überlegen, wie man dem Ganzen einmal einen Riegel vorschiebt, um nicht die Phantasie der Architektenschaft und der Bauträger in dieser Stadt noch mehr anzuregen, in Zukunft noch weitere solche Kulissen zu errichten. Herr Stadtrat! Da sind gerade Sie aufgerufen, den Ideenreichtum so mancher ein bisschen einzubremsen!

Aus diesem Grund bringe ich einen Beschluss- und Resolutionsantrag gemeinsam mit meinen Kollegen Ing Mag Dworak, Alfred Hoch, Mag Barbara Feldmann, Dr Kurt Stürzenbecher, Ingrid Schubert und Dkfm Dr Ernst Maurer betreffend die Novelle der Wiener Bauordnung, Dachgeschoßausbauten in sensiblen Zonen Wiens, ein: Hinweisend auf das Urteil des Verwaltungsgerichtshofs soll hier jetzt eine Regelung gefunden werden, die Angriffen von Anrainern, die sich übervorteilt fühlen, standhält. Mit der heutigen Novellierung soll zunächst einmal die Ermöglichung von Dachgeschoßausbauten mit der nach der bisherigen baubehördlichen Praxis möglichen Kubatur verankert werden. 

Gleichzeitig möge der Landtag beschließen, der zuständige amtsführende Stadtrat für Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung möge im Zuge einer weiteren Reform der Wiener Bauordnung im oben genannten Sinn einen Novellenentwurf derselben vorlegen, welche die Bedenken ausreichend berücksichtigt.

In diesem Zusammenhang möge im Vorfeld ein Arbeitskreis mit politischen Vertretern der Wiener Landtagsfraktionen konkrete Reformvorschläge erarbeiten und diskutieren. 

In formeller Hinsicht wird die Zuweisung an den zuständigen Ausschuss verlangt.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich glaube, wir haben hier heute nur den ersten Schritt einer Reparatur gesetzt, auch wenn es jetzt wieder Bedenken des Herrn Dr Prager gibt, die aber durch ein Gutachten des Rechtsmittelbüros hinreichend ausgeräumt sind. Ich glaube aber wirklich, dass es mehr als dringend notwendig ist, endlich die Bauordnung mit einer Novelle in Angriff zu nehmen. Es ist nämlich nicht nur eine Reparatur, sondern es sind sehr viele Reparaturen notwendig, damit wir zu einem ordentlichen Gesetzeswerk kommen. – Danke schön. (Beifall bei der ÖVP.)

Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr Abg Vettermann. Ich erteile ihm das Wort.

Abg Heinz Vettermann (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Frau Präsidentin! Herr Stadtrat! Meine liebe Kolleginnen und Kollegen!

Es ist schon sehr viel gesagt worden. Es geht hier tatsächlich um eine Novelle, die einen kleinen Teil in Anbetracht von höchstgerichtliche Entscheidungen wiederherstellt. Es geht dabei um Dachgeschoßausbauten, und mit dieser Novelle stellen wir den vorherigen Zustand sicher, dass auch 45 Grad möglich sind und nicht nur im Dreieck gebaut werden kann. Damit – und da stimme ich mit der FPÖ zum Beispiel nicht überein – sichern wir auch die notwendige Kubatur. Das ist aus meiner Sicht durchaus günstig und auch für die laufenden Bauvorhaben gut. 

Ich glaube, das ist nicht nur, aber auch deshalb wichtig, damit wir auch im innerstädtischen Teil entsprechende Dachgeschoßausbauten vorantreiben können und nicht alles auf die grüne Wiese stellen müssen, wenn man Wohnungen braucht. Das hat auch den Vorteil, dass man dort keine neue Infrastruktur braucht, weil es bereits eine gewachsene Infrastruktur gibt.

Ich befürworte den Dachgeschoßausbau auch außerhalb innerstädtischer Ballungszentren. Aber auch in diesem Zusammenhang bin ich eher für eine größere Kubatur. Und ich glaube, wir können das heute sicherstellen.

Billig ist ein Dachgeschoßausbau nie. Selbst wenn wir unsere jetzige Vorgangsweise heute noch einmal festschreiben, sind es trotzdem keine günstigen Wohnungen. Diese sozusagen jetzt von uns weggebrachte Neuregelung hätte es sogar gänzlich unerschwinglich gemacht, und dementsprechend bin ich froh, dass es auch dann noch einige wenige geben wird, die sich einen entsprechenden Dachgeschoßausbau leisten können, und nicht de facto fast gar niemanden mehr.

Die große Novelle soll ja kommen. Die jetzige Novelle betrachte ich als eine Art Feuerwehraktion, weil wir einfach rasch reagieren mussten. Der Herr Stadtrat hat die umfassende Novelle schon angekündigt, und es hat von allen Parteien schon einige Vorschläge gegeben. Es wird Vier-Parteien-Gespräche geben, und auch die SPÖ hat durchaus Ideen, was man da voranbringen und ändern könnte. Selbstverständlich sind alle anderen auch eingeladen, Ideen einzubringen, und ich freue mich schon auf diese Viererrunde.

Wir werden selbstverständlich dem gemeinsam mit der ÖVP eingebrachten Antrag zustimmen. Das ist, glaube ich, nicht überraschend. Wir werden aber auch dem Zuweisungsantrag betreffend Spielplätze die Zustimmung geben, damit man diesen Antrag bei der Gesamtdiskussion gleich berücksichtigen kann. – Vielen Dank. (Beifall bei der SPÖ.)

Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächste zu Wort gemeldet ist Frau Abg Smolik. Ich erteile es ihr.

Abg Claudia Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Frau Präsidentin! Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren!

Es freut mich, dass der Zuweisung des Antrags bezüglich Spielplatzherstellung zugestimmt wird, denn auch wir glauben und haben das auch schon öfters gesagt, dass der § 90 und der § 69 aus unserer Sicht novellierungsbedürftig sind. 

Es war auch im Zuge der Wiener Rechnungsabschlussdebatte Thema, dass dann, wenn Wohngebäude errichtet werden, getrickst – unter Anführungszeichen – wird, Parzellen geteilt werden et cetera, die gesetzlich vorgeschriebene Verpflichtung zur Herstellung von Spielplätzen plötzlich auf der Strecke bleibt und keine Spielplätze mehr zu finden sind. Die Menschen, welche die Wohnung auf Grund wunderhübsch beworbener Pläne und Zeichnungen erworben haben, merken dann, wenn sie einziehen, dass sich ein Spielplatz nicht mehr ausgegangen ist. Das kann nicht im Sinne des Gesetzes sein!

In der umfassenden Bauordnungsnovelle 1976 wurde nämlich die Herstellung von Spielplätzen festgeschrieben. Darin steht: „Eine wesentliche Neuerung und Ergänzung der Bestimmungen für Wohngebäude und Wohnungen wird durch die Verpflichtung, Kinderspielplätze anzulegen, in den Entwurf aufgenommen. Diese Regelung entspricht dem Bedürfnis für Kinder in der Großstadt, die für ihre Entwicklung unbedingt erforderlichen Spielflächen und Räume im Freien zur Verfügung zu stellen, da andernfalls aus medizinischer Sicht eine gedeihliche Entwicklung des Kindes nicht gewährleistet werden kann."

Ich glaube, diese Auffassung hat sich seit 1976 nicht geändert. Es hat sich aber die Einschränkung des Freiraums für Kinder und Jugendliche verstärkt. Deshalb bringe ich mit Kollegin Gretner den Beschlussantrag ein, dass der Landtag beschließen wolle, dass das zuständige Mitglied der Landesregierung ein Novelle des Wiener Stadtentwicklungs‑, Stadtplanungs‑ und Baugesetzbuches, Bauordnung für Wien, dergestalt vorlegen soll, dass bei Wohnbauprojekten hinsichtlich der Grenzen, ob, wie viele und welche Art von Jugendspielplätzen errichtet werden müssen, die Gesamtanzahl der geplanten Wohnungen des Bauprojektes herangezogen wird, ungeachtet der Anzahl der handelnden BauträgerInnen, und nicht nur die jeweils kleinere einzelne Bauplätze betreffende Wohnungsanzahl, und dass weiters der ersatzlose Entfall von Spielplätzen bei Wohnbauprojekten keine unwesentliche Abweichung der Bebauungsvorschriften mehr darstellt.

In formeller Hinsicht beantragen wir die Zuweisung dieses Antrags. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. - Die Debatte ist geschlossen. Ich erteile dem Herrn Berichterstatter das Schlusswort. 

Berichterstatter Amtsf StR Dr Michael Ludwig: Sehr geehrte Frau Landtagspräsidentin! Werte Mitglieder des Landtages!

Der Oberste Gerichtshof beziehungsweise der Verwaltungsgerichtshof hat die Wiener Bauordnung nicht inhaltlich kritisiert, sondern er hat vor allem kritisiert, dass es keine eindeutige Auslegung, sondern mehrere Möglichkeiten gibt, diesfalls sowohl die Trapezlösung als auch die Dreieckslösung. Deshalb hat der Verwaltungsgerichtshof dann festgelegt, dass es zu einer eindeutigen Auslegung zu kommen hat, und hat sich für diese Dreieckslösung entschieden.

Ich habe deshalb sehr schnell die Novelle der Bauordnung, die wir heute beschließen können, vorgeschlagen, um zu ermöglichen, dass die laufenden Projekte im Sinne der Bauträger, vor allem aber auch im Sinne der Mieterinnen und Mieter umgesetzt werden, die für diese Projekte zum Teil auch schon sehr viel Geld vorgeschossen haben. 

Ich habe bereits zu dem Zeitpunkt, als wir die heute zu beschließende Novelle diskutiert haben, angekündigt, dass wir im Herbst auch eine viel breitere Novelle der Bauordnung diskutieren werden, und ich freue mich, dass das jetzt eigentlich von allen Rednerinnen und Rednern unterstützt wurde. Wir werden, beginnend mit September, im Wohnbauausschuss daran gehen, all jene Punkte aufzulisten, die wir diskutieren wollen.

Es wird da sicherlich sehr unterschiedliche Meinungen und Ansätze nicht nur zwischen den Fraktionen geben. Ich habe nämlich den Eindruck, dass bezüglich mancher Diskussionspunkte auch innerhalb der Fraktionen unterschiedliche Auffassungen herrschen. Auch die Bezirke haben zum Teil ganz unterschiedliche Herangehensweisen betreffend die Behandlung von Dachgeschoßausbauten, aber auch betreffend den Umgang mit dem § 69. Ich meine aber, dass es nichts ausmacht, dass wir diesbezüglich eine möglichst bunte und vielleicht auch kontroversielle Diskussion führen, wenn wir am Ende zu dem Ergebnis kommen, dass wir eine breite Novelle zur Bauordnung beschließen können. 

Ich denke, dass neben dem Dachgeschoßausbau und der Behandlung des § 69 die Frage der Freiflächen und der Spielplätze eine große Rolle spielt. Wir haben in den letzten Tagen mehrfach darüber diskutiert, dass zum Wohnen nicht nur die Ausstattung des Wohnumfeldes gehört, sondern die Gestaltung des gesamten Lebensraums, vor allem auch der Freiflächen und der Spielplätze, und ich meine, dass wir gut beraten sind, uns mit diesem Thema auch bei der kommenden Novelle zu beschäftigen.

Für die Novelle, die uns heute vorliegt, ersuche ich um Zustimmung, vor allem auch im Sinne jener Mieterinnen und Mieter, die bereits Projekte im Laufen haben. Ich denke, dass das eine wesentliche Unterstützung für diese laufenden Bauprojekte ist. 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Wir kommen nun zur Abstimmung der Gesetzesvorlage.

Ich bitte jene Mitglieder des Landtages, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang zustimmen wollen, die Hand zu erheben. – Die Vorlage ist ohne die Stimmen der Grünen und der Freiheitlichen in erster Lesung mehrstimmig angenommen.

Wir kommen jetzt zur Abstimmung über die Beschluss- und Resolutionsanträge.

Ich komme zunächst zum Antrag, der von der ÖVP und der FPÖ betreffend Dachgeschoßausbauten in sensiblen Zonen Wiens eingebracht wurde. 

Wer diesem Antrag auf Zuweisung beitreten möchte, gebe bitte ein Zeichen der Zustimmung. – Das ist einstimmig so angenommen.

Der zweite Antrag ist von den Grünen: Keine Ausnahmen für Spielplatzherstellungen in der Wiener Bauordnung. Auch hier wurde die Zuweisung an den amtsführenden Stadtrat für Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung beantragt.

Wer diesem Antrag die Zustimmung gibt, gebe bitte ein Zeichen der Hand. – Auch dieser Antrag ist einstimmig zugewiesen. 

Wenn kein Widerspruch erfolgt, werde ich sofort die zweite Lesung vornehmen lassen. – Ein Widerspruch erfolgt nicht.

Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtages, die dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Das Gesetz ist in zweiter Lesung gegen die Stimmen der Grünen und der Freiheitlichen mehrstimmig angenommen. 

Wir kommen jetzt zur Postnummer 3. Sie betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes, mit dem das Wiener Feuerpolizei- und Luftreinhaltegesetz geändert wird. Ich bitte Herrn Berichterstatter Dr Ludwig, die Verhandlung einzuleiten. 

Berichterstatter Amtsf StR Dr Michael Ludwig: Ich ersuche um Zustimmung.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Es liegt keine Wortmeldung vor.

Wir kommen daher gleich zur Abstimmung.

Ich bitte jene Mitglieder des Landtages, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang in erster Lesung ihre Zustimmung geben wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Das Gesetz ist in erster Lesung einstimmig angenommen.

Wenn kein Widerspruch erfolgt, werde ich sogleich die zweite Lesung vornehmen lassen. – Ein Widerspruch erfolgt nicht.

Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtages, die dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Das Gesetz ist auch in zweiter Lesung einstimmig beschlossen.

Wir kommen nun zur Postnummer 4. Sie betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes, mit dem das Wiener Bauprodukte- und Akkreditierungsgesetz geändert wird. Herr Stadtrat! Ich bitte dich, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter Amtsf StR Dr Michael Ludwig: Sehr geehrte Frau Präsidentin! Werte Mitglieder des Landtages! Ich ersuche um Zustimmung. 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Auch hier liegt keine Wortmeldung vor.

Ich bitte jene Mitglieder des Landtages, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang in erster Lesung ihre Zustimmung geben wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Das Gesetz ist in erster Lesung einstimmig angenommen.

Wenn kein Widerspruch erfolgt, werde ich die zweite Lesung vornehmen lassen. – Ein Widerspruch erfolgt nicht.

Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtages, die dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Das Gesetz ist somit auch in zweiter Lesung einstimmig beschlossen.

Wir kommen jetzt zu Postnummer 7. Sie betrifft den 28. Bericht der Volksanwaltschaft 2006 an den Wiener Landtag.

Ich freue mich, einige Volksanwälte hier zu sehen! Ich begrüße Frau Rosemarie Bauer! (Allgemeiner Beifall.) Herr Kostelka ist auch schon im Ankommen. Schönen guten Tag! Ich darf Sie recht herzlich begrüßen! Herr Mag Kabas ist entschuldigt.

Wir kommen gleich zur Diskussion dieses Berichtes. Als erster Redner hat sich Herr Abg Blind zu Wort gemeldet. – Ich erteile ihm das Wort.

Abg Kurth-Bodo Blind (Klub der Wiener Freiheitlichen): Meine sehr geehrte Damen und Herren!

Auch ich begrüße die Vertreter der Volksanwaltschaft!

Die Debatte zu dem Punkt des Berichtes der Volksanwaltschaft, die ich jetzt beginnen möchte, sollte und dürfte eigentlich gar nicht in diesem Haus geführt werden. Vielmehr sollte man meines Erachtens diese Debatte, die ich leider führen muss, weil dieses Thema eben im Bericht der Volksanwaltschaft enthalten ist, beim Tschauner abführen, und zwar deswegen, weil es hier um die Entleerung oder Nichtentleerung eines einzigen Biomüllkübels geht.

Dass sich die Volksanwaltschaft als oberstes Organ mit der Entleerung oder mit der Nichtentleerung durch die MA 48 befassen muss, ist an und für sich eine Schande, wenn man bedenkt, welche wichtigen Aufgaben die Volksanwaltschaft wahrnehmen muss und auch wahrnimmt und welche Kosten die Klärung der Frage sowohl auf der Seite der MA 48 als auch auf der Seite der Volksanwaltschaft verursacht hat, ob die MA 48 und in deren Vertretung Herr Dipl‑Ing Thon bereit ist, einen einzigen Biomistkübel auszuleeren oder nicht.

Man kann diesen Bericht der Volksanwaltschaft, der durch die Frau Volksanwältin Rosemarie Bauer verfasst wurde, durchgehen und kommt zu folgender verkürzten Vorgeschichte:

Jahrelang war bei einem gewissen Grundstück eine öffentliche große Biotonne. Danach gab es Bauarbeiten. Auf Grund dieser Bauarbeiten musste diese große öffentliche Biotonne eingezogen werden, und jeder der Grundeigentümer beziehungsweise Benützer bekam eine kleine Biotonne. Das hat jahrelang gut funktioniert. Die Biotonnen wurden zur Straße gebracht und durch die MA 48 entleert. Das ist die Vorgeschichte.

Plötzlich hat man jedoch die Biotonne eines einzigen Biotonnenbenützers in der Gasse einfach eingezogen. Weg war sie! Daraufhin hat sich dieser Mann letztlich an die Volksanwaltschaft gewandt, und die Volksanwaltschaft hat dann Folgendes festgestellt – ich zitiere, was auf Seite 70 steht und ich schon im Umweltausschuss zitiert habe: „Gegen die Vorgehensweise der Gemeinde Wien würden sich im Ergebnis keine Bedenken ergeben, hätte die Gemeinde Wien – selbstverständlich unter Beachtung der Vorgaben im § 24 Abs 2 – auch bei anderen Liegenschaften in der B-Gasse, die den einzelnen Grundstücken zugewiesenen Biotonnen eingezogen und damit das Sammelsystem auf die Entsorgung biogener Abfälle bei öffentlichen Sammelstellen ‚umgestellt'. ... Zusammenfassend bleibt festzuhalten: Ungeachtet dass kein subjektives Recht auf Zuweisung einer eigenen Biotonne besteht, sieht die Volksanwaltschaft keinen Rechtsgrund, dass die dem Beschwerdeführer im Frühjahr 2004 für die Liegenschaft B-Gasse 104, 1160 Wien, zugewiesene Biotonne im Juli 2005 entfernt wurde. Die Entscheidung sollte daher revidiert werden." 

Das war im Umweltausschuss der Grund dafür – man glaubt es nicht! –, dass die Mitglieder der sozialdemokratischen Fraktion wie Pferde zu wiehern begannen. Sie haben haltlos gelacht! Ich bezeichne es als unglaubliche Entgleisung, dass der Leiter der MA 48, in dieser Funktion ist es Dipl-Ing Thon, dem Wunsch eines pensionierten Rathausjuristen, der die ihm nach Ansicht der Volksanwaltschaft zu Unrecht entzogene Biotonne wieder aufgestellt erhalten will, nicht nachkommt! Dazu hat es aber nur ein Lachen bei den Sozialdemokraten gegeben!

Die Frau Stadtrat ist heute nicht da, aber sie würde wahrscheinlich wieder sagen: Herr Landtagsabgeordneter Blind! Greifen Sie meine Beamten nicht an! – Dazu kann ich nur sagen: Die Beamten sollten sich besser benehmen und fachdienlichere und sachlichere Aussagen machen!

Was hat Herr Dipl-Ing Thon denn im gegenständlichen Fall gesagt? – Er hat gesagt: Da hätten wir viel zu tun! Der hat ja jedes Rechtsmittel ergriffen! Für den bräuchten wir ein Beschäftigungsprogramm für pensionierte Rathausjuristen! – So kann man weder mit hilfesuchenden Bürgern noch mit Berichten der Volksanwaltschaft umgehen! Man kann doch nicht, wenn die Volksanwaltschaft feststellt, dass jemandem die Biotonne zu Unrecht eingezogen worden ist, den Beschwerdeführer quasi als nicht ganz zurechnungsfähig darstellen, indem man sagt, dass man für einen solchen pensionierten Rathausjuristen ein Beschäftigungsprogramm braucht, weil er offenbar nichts anderes zu tun habe, als die MA 48 und den Magistrat zu sekkieren! (Zwischenruf bei der SPÖ.)

Es ist die Aufgabe des Magistrats, wenn sich einer zu Recht oder zu Unrecht beschwert, sich mit einer Beschwerde auseinanderzusetzen, und wenn die Volksanwaltschaft feststellt, dass die Tonne zu Unrecht eingezogen wurde, dann hat man diese Biotonne eben wieder zur Verfügung zu stellen! (Zwischenruf bei der SPÖ.)

Wenn alle in dieser Gasse die Biotonne nach wie vor haben und nur die Biotonne eines einzigen Anrainers eingezogen wurde, dann ist das entweder ein persönlicher Racheakt oder irgendeine Intrige des Rathauses gegen diesen Menschen. Vielleicht weiß Herr Thon über diese Geschichte Bescheid! Wenn es sich so verhält, dann soll er doch sagen, dass er vielleicht mit diesem einen Bürger über Kreuz ist! Es geht aber nicht an, dass die ganze Fraktion zu wiehern anfängt, nur weil einer versucht, sein Recht zu erlangen! Es genügt nicht, dass man darauf hinweist, dass es zigtausend Biomülltonnen und Restmülltonnen auf der Straße gibt und man viel zu tun hätte, wenn man den diesbezüglichen Anliegen eines jeden, der Recht sucht oder Recht zu haben glaubt, nachgehen würde.

Ich sage Ihnen noch etwas: Auch Herr Stadtbaudirektor Dipl‑Ing Gerhard Weber hat eine Aussage gemacht, die beachtlich ist. Er hat gemeint, dass er noch etwas ergänzen kann, und hat gesagt: Warum kann er die Biotonne bewegen, wenn er die Restmülltonne nicht bewegen kann? – Dazu muss man wissen, dass dieser Mann sich zu Recht nach unserer Gesetzeslage in Wien von der Restmülltonne befreien ließ. Das ist sein gutes Recht, und der anwesende Vertreter der Volksanwaltschaft Dr Kastner hat bestätigt, dass die Rechtslage hinsichtlich graue Tonne mit der Rechtslage hinsichtlich Biotonne nichts zu tun hat. Da erhebt sich für mich die Frage: Warum mengt sich der Herr Baudirektor ein, wenn er das nicht versteht? Und warum ist er dann Baudirektor geworden, wenn er solche Sachverhalte nicht begreift und den Unterschied zwischen grauer Tonne und Biotonne nicht kennt?

Ich wiederhole: Hinsichtlich grauer Tonne gibt es eine Rechtslage, und hinsichtlich Biotonne gibt es eine andere Rechtslage. Das sollte ein Baudirektor eigentlich verstehen! Und wie die Biotonne an den Gehsteigrand kommt, ist nicht eine Aufgabe, die sozusagen der Herr Baudirektor behirnt, sondern das war die Aufgabe des Grundeigentümers, und der hat das jahrelang gemacht, und von dort ist sie auch jahrelang wegbewegt worden.

Ich meine, dass man die Volksanwaltschaft negiert, ist wirklich sehr traurig! Und dass sich Herr Beamter Thon jetzt wie der Herr des Umweltausschusses benimmt und einfach sagt: Der eine bekommt überhaupt nichts!, ist traurig. Normalerweise war Herr Thon ein sehr tüchtiger, zugänglicher, freundlicher Beamter. Offenbar hat da eine Charakterwandlung stattgefunden! Er hat sich nämlich im Umweltausschuss jetzt schon oft als nicht sehr kooperativ gezeigt. Im Hinblick darauf muss ich Ihnen sagen: Es ist traurig, wie sich einzelne Beamte derzeit im Umweltausschuss benehmen! Schade, dass wir kein Protokoll über den Umweltausschuss führen, denn dann würden sich vielleicht manche Beamte etwas besser benehmen! (Beifall bei der FPÖ.)

Präsident Heinz Hufnagl: Als Nächste hat sich Frau Abg Mag Vassilakou zu Wort gemeldet. Ich erteile es ihr.

Abg Mag Maria Vassilakou (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Verehrte VertreterInnen der Volksanwaltschaft!

Zum gegenständlichen Bericht der Volksanwaltschaft wird meine Kollegin Abg Cammerlander einiges anmerken, und sie wird auch einen Antrag einbringen.

Ich möchte mich an dieser Stelle zunächst bei den Vertreterinnen der Volksanwaltschaft für die engagierte Arbeit und auch für den ausgezeichneten Bericht bedanken!

In meinem Redebeitrag möchte ich mich auf eine Materie beziehen, die uns in früheren Jahren in den Berichten der Volksanwaltschaft immer wieder beschäftigt hat. Seit etlichen Jahren beschäftigt diese Materie allerdings Hilfsorganisationen, kreative Einrichtungen, Beratungseinrichtungen, aber auch die Medien und die Politik. Hinsichtlich dieser Materie hatte ich anno dazumal als Integrationssprecherin meiner Partei eine ausgezeichnete Zusammenarbeit mit Herrn Volksanwalt Schender, der zu seiner Zeit diese Materie vertreten hat, nämlich das Fremdenrecht in Österreich.

Das ist leider eine unendliche Geschichte. Es liegen nämlich Gesetze vor, die es den Menschen teilweise unmöglich machen, trotz erfolgreicher Integration in Österreich eine Existenz aufzubauen und bleiben zu dürfen, auch wenn sie bereits alles erreicht haben, was diese Gesellschaft und dieser Staat von ihnen erwarten. 

Ich möchte in dieser Diskussion jetzt nicht in die Breite gehen, weil die Zeit doch schon fortgeschritten ist und wir an und für sich eine sehr intensive Sitzung hinter uns gebracht haben. – Ich gehe davon aus, dass Sie alle in den vergangenen Jahren und vor allem auch in den vergangenen Monaten Gelegenheit hatten, sich mit den Schicksalen etlicher Familien in ganz Österreich auseinanderzusetzen. Darunter sind übrigens auch viele Kinder und Jugendliche, die in diesem Land aufgewachsen sind und hier die Schule besuchen, auch Vorzugs-
schülerInnen. Und gerade viele von den jüngeren Menschen kennen keine andere Heimat und kein anderes Zuhause als Österreich.

Diese Menschen haben sich hervorragend integriert und bringen sich in die örtliche Gemeinschaft ein. In diesen Gemeinden setzen sich der Bürgermeister und alle Mitbürger dafür ein, dass eine betroffene Familie in Österreich bleiben darf. Dennoch droht die Abschiebung, weil irgendwann und irgendwo in der Geschichte der Familie irgendein Antrag falsch oder zu spät gestellt beziehungsweise vielleicht nicht aus dem Ausland, sondern im Inland gestellt wurde. Es gibt hundert gute Gründe – wobei das „gute" jetzt ironisch zu verstehen ist – weshalb aus schlussendlich bürokratischen Gründen eine integrierte Familie die Existenzberechtigung de facto über Nacht verlieren kann.

Das ist meiner Meinung nach der falsche Weg, und das möchten wir gerne ändern. Deshalb gibt es eine Initiative, die inzwischen mehrere Landtage passiert hat und in mehreren Landtagen eine Mehrheit gefunden hat, was mich sehr freut. Dabei geht es im Wesentlichen darum, dass sich die Landtage an die Bundesregierung wenden und an die Bundesregierung appellieren, entsprechende legistische Anpassungen vorzunehmen und ein Bleiberecht für gut integrierte Familien nicht österreichischer Staatsbürgerschaft zu schaffen, wenn diese über einen bestimmten Zeitraum in Österreich aufhältig sind, sich hier vorbildlich integriert haben und, wie gesagt, auf Grund bürokratischer Details im Gesetz unter Umständen mit der Abschiebung rechnen müssen. 

Ich muss sagen, dass es mich sehr freut, dass die SPÖ sich dieser Initiative im Wiener Landtag anschließt! Das heißt, ich bin stolz darauf, dass wir heute in diesem Haus mit Mehrheit beschließen werden, die Bundesregierung aufzufordern, dieses Bleiberecht zu schaffen. Das bestätigt für mich, dass es eine Mehrheit in diesem Haus gibt, die eine solche humanitäre Werthaltung nicht nur als Sonntagsrede beziehungsweise Kirtagsrede von sich gibt oder als Lippenbekenntnis sozusagen vor sich her trägt, sondern bereit ist, diese auch in die Tat umzusetzen, wenn es darauf ankommt.

Und ich muss mit großem Bedauern feststellen, dass die ÖVP diese Petition überraschenderweise nicht unterstützt. Das überrascht mich, weil die Kolleginnen und Kollegen von der ÖVP in anderen Landtagen, nämlich in der Steiermark, in Niederösterreich, in Oberösterreich und in Salzburg, de facto eine wortidente Petition unterstützt haben. Wir haben sogar den Text so verfasst, dass wir jene Änderungen, welche die Salzburger ÖVP in den Antrag hinein moniert hat, um ihm die Zustimmung geben zu können, sozusagen vorauseilend übernommen haben, um den Abgeordneten von der ÖVP die Chance zu geben, auch in Wien die Zustimmung zu erteilen. Dem ist aber nicht so! 

Das wundert mich ganz besonders deshalb, weil etliche von Ihnen diesbezüglich durchaus aktiv sind und für sich selbst in Anspruch nehmen, eine humanitäre Haltung an den Tag zu legen. Nichtsdestotrotz verweigern Sie diesem Antrag die Zustimmung. Somit kann ich Ihnen die Frage nicht ersparen: Wollen Sie wirklich, dass Familien abgeschoben werden, die gut integriert sind? Wollen Sie wirklich beharrlich denselben Kurs fahren wie Herr Missethon oder Herr Platter? Wollen Sie das, wofür Ihre eigenen Bürgermeister in kleinen Gemeinden in den letzten Monaten plädieren, wirklich ignorieren? Sind Ihnen diese Familien egal? Ich verstehe das nicht!

Und noch weniger verstehe ich es, da sich gerade die Wiener ÖVP in den letzten zwei Jahren intensiv bemüht, sich selbst einen liberalen, weltoffenen, sozusagen urbanen Anstrich zu verpassen, dann aber, wenn es darauf ankommt, ein Bleiberecht für Kinder, Jugendliche und gut integrierte Familien zu schaffen, plötzlich nicht dabei ist. Das bedaure ich, wie gesagt, aber es freut mich sehr, dass eine Mehrheit in diesem Landtag unserem Antrag, den ich hiemit einbringe, die Zustimmung geben wird, und ich danke für die Aufmerksamkeit. (Beifall bei den GRÜNEN und von Abgeordneten der SPÖ.) 

Präsident Heinz Hufnagl: Danke schön. - Während der ersten Wortmeldung des Kollegen Blind ist auch der zweite Vertreter der Volksanwaltschaft, Herr Volksanwalt Peter Kostelka, bei uns eingetroffen. Herzlich willkommen im Wiener Landtag! (Allgemeiner Beifall.)

Als nächster Redner ist Herr Abg Dr Ulm zu Wort gemeldet. Ich erteile es ihm. – Bitte, Herr Kollege. 

Abg Dr Wolfgang Ulm (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Präsident! Verehrte Volksanwälte!

Ich darf gleich vorausschicken, dass sich meine Kollegin Karin Praniess‑Kastner ausführlich mit dem Bericht der Volksanwaltschaft beschäftigen wird. 

Ich möchte auf meine Vorrednerin eingehen und zur Debatte zum Bleiberecht Stellung nehmen. – Wir von der ÖVP lassen uns sicherlich nicht unsere humanitäre Werthaltung und unsere weltoffene und christliche Gesinnung absprechen, einfach weil Sie das meinen!

Ihnen geht es um ein Bleiberecht mit Rechtsanspruch. Das ist in Ihrem Antrag nicht explizit enthalten, ich weiß jedoch, dass Sie das so wünschen, und würden wir diesem Antrag jetzt so zustimmen, dann würde uns später vorgehalten werden, dass wir uns doch für ein solches Bleiberecht mit Rechtsanspruch ausgesprochen haben.

Wir treten für einen humanitären Aufenthaltstitel im Einzelfall ein. Es wird immer ganz spezifische Einzelfälle geben, in denen eine humanitäre Lösung erforderlich ist. Das ist schon jetzt der Fall: Die Gewährung des Aufenthalts aus humanitären Gründen ist schon jetzt möglich. Ich meine, dass an diesem Institut noch gefeilt und dieses weiter ausgebaut werden sollte. Ich meine, dass wir für den Einzelfall einen eigenen humanitären Aufenthaltstitel schaffen sollen, weil menschliche Lösungen immer möglich sein müssen. Ich halte aber nichts davon, dass man jetzt unsere Zuwanderungspolitik und unsere Zuwanderungsordnung in Frage stellt, indem man in Wahrheit Wirtschaftsflüchtlingen, die sich fünf Jahre im Inland aufhalten, ein gesetzliches Bleiberecht einräumt.

Eine Evaluierung der Fremdengesetze ist notwendig, und diese wird auch vorgenommen werden. Es hat erst vor wenigen Wochen einen Antrag und einen diesbezüglichen Beschluss in diesem Haus gegeben. Ich glaube, dass wir für die Wissenschafter Verbesserungen schaffen sollten. Schon jetzt gelten ja für Forscher besondere Regelungen: Es gibt keine Integrationsvereinbarung, und der Antrag kann vom Inland gestellt werden. Ich meine aber, dass man die bürokratischen Abläufe für Wissenschafter, die zu uns kommen und um die wir ja werben müssen, vereinfachen sollte. Und ich freue mich sehr, dass es bereits Konsens darüber gibt, dass die Familienangehörigen der Wissenschafter in Zukunft in Österreich einer Arbeit nachgehen dürfen.

Ich bekenne mich dazu, dass Österreich Asylland und Einwanderungsland ist, natürlich nicht in dem Umfang wie Amerika oder Kanada im 19. Jahrhundert, aber eben zu unseren Rahmenbedingungen. Ich glaube, dass Österreich diesbezüglich immer ein sehr weltoffenes Land war, und darf Sie darauf aufmerksam machen, dass seit 1988 in das doch relativ kleine Österreich 2 Millionen Fremde gekommen sind und sich nach wie vor 750 000 von diesen 2 Millionen in Österreich aufhalten. 

Ich glaube, dass es ganz notwendig ist, das Rechtsinstitut Asylverfahren beziehungsweise Asylrecht von der Zuwanderung und von der Frage der Integration ganz klar abzugrenzen. Diese Dinge darf man einfach nicht vermischen. Beim Asylrecht handelt es sich um das Recht eines Fremden, der an Leib und Leben gefährdet ist und verfolgt wird, und Sie können mir glauben, dass mir dieses Recht heilig ist und wir sehr stolz darauf sind, dass wir in dieser Frage sehr rechtsstaatlich vorgehen und all diejenigen, die des Asylrechts bedürfen, dieses Recht auch eingeräumt erhalten. (Beifall bei der ÖVP.) 

Ich sage aber auch ganz klar: Wer nicht als Flüchtling beziehungsweise Asylwerber anerkannt wird, dem bleibt nichts anderes übrig, als dieses Land in der Folge wieder zu verlassen, denn es kann nicht sein, dass alle Reglementierungen betreffend Zuwanderung auf den Kopf gestellt oder umgangen werden können, indem man sich einfach des Rechtsinstitutes des Asylverfahrens bedient, das für die Zuwanderung an sich nicht vorgesehen ist. (Beifall bei der ÖVP.) 

Wer daher als Asylwerber nicht anerkannt werden kann, für den muss klar sein, dass er grundsätzlich dieses Land wieder verlassen muss.

Hundertprozentig recht gebe ich Ihnen in dem Punkt, dass diese Asylverfahren schneller abgeführt werden müssen, als das in der Vergangenheit der Fall war, 
überhaupt keine Frage! Diesbezüglich sind wir aber, glaube ich, auf einem sehr guten Weg. Wir haben mittlerweile in Traiskirchen nur noch 340 Asylwerber, das ist ein neuer absoluter Tiefststand, wir hatten ja auch schon weit über 1 000. Die 340 sind dem dortigen Bürgermeister noch immer zu viel, das ist aber an sich eine erfreuliche Situation. Wir hatten in den Jahren 2001 bis 2005 jährlich 150 000 Asylanträge aufzuarbeiten. Das ist eine ungeheuerlich große Zahl! Jetzt haben wir rund 13 000 Asylanträge pro Jahr zu bearbeiten. Es ist verständlich, dass es da zu einem Rückstand gekommen ist, es konnten aber in der Zwischenzeit viele von den anhängigen Verfahren abgearbeitet werden. Es ist ja zu einer Personalaufstockung beim Bundesasylamt und beim UBAS gekommen, und es konnten bis Mai dieses Jahres 4 000 offene Verfahren erledigt werden.

Ich darf aber darauf hinweisen, dass es noch immer 7 000 Asylwerber gibt, die sich in einem Asylverfahren befinden, das bereits länger als fünf Jahre dauert. Ich hoffe, dass in drei Jahren all diese Rückstände aufgearbeitet sein werden, denn es ist natürlich das gute Recht der Asylwerber, möglichst rasch zu erfahren, ob sie in diesem Land bleiben können oder nicht. Ich bin aber sehr zuversichtlich, dass dieses Ziel sowohl mit der Personalaufstockung als auch mit der entsprechenden Gesetzesnovellierung erreicht werden kann.

Ich darf daher zusammenfassend festhalten, dass wir keine Einflüsterungen und Bewertungen hinsichtlich unserer christlichen, weltanschaulichen Offenheit oder unserer humanitären Gesinnung brauchen. Wir wissen das selbst sehr gut. Und Sie können versichert sein, dass die Novellierungen, die jetzt in Aussicht genommen werden, sowohl im Interesse der Asylwerber als auch der Österreicher und Fremden in diesem Lande liegen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Präsident Heinz Hufnagl: Als Nächster zu Wort gemeldet hat sich Abg Dr Stürzenbecher. Ich erteile es ihm.

Abg Dr Kurt Stürzenbecher (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Frau Volksanwältin! Sehr geehrter Herr Volksanwalt! Werte Kolleginnen und Kollegen!

Es freut mich sehr, dass einmal im Jahr die Volksanwaltschaft hier in unserem Landtag auch persönlich vertreten ist, weil das die Wichtigkeit der Arbeit dieser Institution auch für unser Gemeinwesen darlegt. Vom Verfassungsrecht her ist die Volksanwaltschaft ein Hilfsorgan der gesetzgebenden Gewalt, diesfalls eben unseres Landtags. Und es ist wirklich eine Hilfe für uns, wenn die Volksanwaltschaft im Zusammenhang mit den Aufgaben, die wir zu erfüllen haben, ihrem Auftrag professionell nachkommt. Dadurch werden unsere Aufgaben besser erfüllt. 

Als die Volksanwaltschaft 1977 in der 14. Gesetz-
gebungsperiode eingerichtet wurde, hat man noch gesagt, dass die Volksanwaltschaft das Gefühl der Ohnmacht des Einzelnen gegenüber der Verwaltung zurückdrängen soll. Das war damals wirklich eine sehr drastische Vorstellung! Aber auch wenn seit den 70er Jahren vor allem in Wien die Verwaltung viel bürgernäher und weniger obrigkeitsstaatlich geworden ist, haben die Volksanwälte trotzdem noch immer genug Arbeit. Ich glaube, niemand in der Volksanwaltschaft leidet an Mangel an Arbeit! In Einzelfällen ist es wirklich wichtig, auch das Gefühl von Ohnmacht, das manchmal nur subjektiv vorhanden ist, ohne dass objektiv eine Rechtsverletzung gegeben ist, zu bekämpfen, um dadurch insgesamt das Vertrauen der Bürger und die Zufriedenheit der Menschen in unser Gemeinwesen zu stärken. Dafür danken wir der Volksanwaltschaft sehr herzlich! (Beifall bei der SPÖ.) 

Der vorliegende 28. Bericht der Volksanwaltschaft an den Wiener Landtag umfasst 818 Akten, also 818 Beschwerden. Davon sind laut Bericht 50 Beschwerden berechtigterweise mit einer Beanstandung zu sehen. Im Jahr zuvor waren es 756 Beschwerden, davon waren allerdings 68 berechtigt. Insofern gab es sogar einen Rückgang von berechtigten Beschwerden, was uns natürlich freut. Aber auch wenn die Beschwerden manchmal nicht die volle Berechtigung haben, bekenne ich mich trotzdem dazu, dass es natürlich für den Betroffenen wichtig sind, dass sich jemand professionell mit seinem Anliegen beschäftigt.

Die Volksanwaltschaft beschäftigt sich mit behaupteten oder vermuteten Missständen in der Verwaltung. Gegenstand des vorliegenden Berichtes sind grundsätzliche Wahrnehmungen und exemplarische Darstellungen von Einzelfällen im Bereich der Landes- und Gemeindeverwaltung und von Einzelfällen in der mittelbaren Bundesverwaltung. Zu konkreten Fällen wird von meiner Fraktion dann Kollege Harwanegg Stellung nehmen.

Ich möchte nun, obwohl Kollege Blind jetzt nicht da ist, eine Sache richtigstellen: Der Vorsitzende des Umweltausschusses hat mir gesagt, dass die Wortmeldung von Herrn SR Thon im Ausschuss nie so gefallen ist, wie es Kollege Blind dargestellt hat. Und ich meine überhaupt in Richtung Kollegen Blind, dass wir Politiker uns in der Diskussion, wenn es sein muss, auch scharf miteinander beschäftigen können und müssen. Wir sollten uns aber nicht in dieser Art und Weise mit den Beamten auseinandersetzen, wie das Kollege Blind unkorrekter Weise gemacht hat! (Beifall bei der SPÖ.) 

Zu dem Antrag der Abgeordneten Vassilakou, Korun, Stürzenbecher, Yilmaz, den Kollegin Vassilakou eingebracht hat, der also ein Antrag von Rot und Grün ist: Ich bedaure wirklich, dass die ÖVP nicht mitgehen kann! Kollege Ulm! Du hast von den fünf Jahren gesprochen. Das kommt hier eigentlich gar nicht vor! Der vierzeilige operative Teil des Beschlussantrages lautet: „Die Bundesregierung wird ersucht, für besonders gut integrierte Personen, insbesondere Familien, die von einer Abschiebung aus Österreich bedroht sind, eine rechtliche Möglichkeit zum Verbleib in Österreich zu schaffen, sowie rasch qualitätsvolle Maßnahmen zur Beschleunigung der Asylverfahren zu treffen."

Ähnliche Beschlüsse haben, wie gesagt, der Salzburger, der oberösterreichische, der steirische und der niederösterreichische Landtag fast wortgleich gefasst, wobei wir noch die Beschleunigung der Asylverfahren dazugenommen haben, was du ja unterstützt hast, weil das wirklich das Allerwichtigste ist. Das ist für alle wichtig, ob das Asyl nun berechtigterweise oder unberechtigterweise angestrebt wird. Eine schnelle Entscheidung brauchen alle.

Ich hoffe, dass auch die bundesverfassungsgesetzlichen Rahmenbedingungen in Kürze so sind, dass auch in diesem Bereich eine Verbesserung herbeigeführt wird. Jedenfalls ist aber die Beschleunigung außerordentlich wichtig.

Wie Kollegin Vassilakou richtig ausgeführt hat, gibt es immer wieder Einzelfälle, in denen die Praxis wirklich unmenschlich ist. Durch diese Vorgangsweise würde aber in gar nicht so vielen Fällen die Möglichkeit bestehen, dass das Gesetz in der vollen Härte wirkt, sondern es wäre ein gewisser Spielraum für Humanität gegeben. Ich glaube, das ist etwas, was wir in unserer Republik anstreben sollten! 

Kollege Ulm! Ihr könntet jetzt ja vielleicht wirklich entsprechend dieser genauen Darlegung des Antrages, die du offenbar noch nicht gekannt hast, kurz intern beraten und dann doch noch zustimmen, um euch mit den vier anderen Landtagsfraktionen auf eine Stufe zu stellen. Das wäre jedenfalls sehr sinnvoll! 

Abschließend bleibt mir der Dank an alle Volksanwälte für die ausgezeichnete Zusammenarbeit mit Wien und dem Wiener Landtag. Dank richte ich auch an alle MitarbeiterInnen in der Volksanwaltschaft, die ihrer Arbeit außerordentlich engagiert und fleißig nachkommen.

Ich wünsche Herrn Volksanwalt Kostelka für die nächsten sechs Jahre seiner Amtstätigkeit, dass er seine höchst erfolgreiche Arbeit genauso erfolgreich fortsetzen kann, dass er auch mit seinen beiden neuen Kolleginnen viel Freude hat und es eine gute Zusammenarbeit geben wird, was ich als selbstverständlich voraussetze.

Weiters wünsche ich Frau Volksanwältin Rosemarie Bauer alles Gute auf ihrem weiteren Lebensweg! – Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)

Präsident Heinz Hufnagl: Als Nächste hat sich Frau Kollegin Cammerlander zu Wort gemeldet. Ich erteile es ihr. 

Abg Heidemarie Cammerlander (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich möchte mich zuerst bei den VertreterInnen der Volksanwaltschaft für deren Anwesenheit und den Bericht bedanken.

Wir hatten im Ausschuss für Gesundheit und Soziales schon die Möglichkeit, mit Herrn Volksanwalt Kostelka zu diskutieren. Ich möchte aber trotzdem noch einmal auf ein paar Kritikpunkte der Volksanwaltschaft hinweisen, und vor allem auch darauf, wie darauf reagiert wird. 

Es gibt generell viel Kritik an der Art und Weise, wie an den Ämtern mit den Klienten umgegangen wird. Kritisiert wird vor allem die schleppende Erstellung von Bescheiden und auch die Unverständlichkeit der Bescheide. Die Volksanwaltschaft kritisiert diese Vorgangsweise als hoch kompliziert und sicherlich nicht im Sinne von Kundenfreundlichkeit.

Dafür ein wirklich interessantes Beispiel: „Das Stadtratbüro antwortete, dass man der Kritik des Volksanwaltes bei den automatischen Bescheiden schon Rechnung getragen habe, indem man folgenden Absatz eingefügt hat." – Diesen möchte ich Ihnen nicht vorenthalten: „Bei finanzieller Unterstützung aus Sozialhilfemitteln, zu denen auch die Mietbeihilfe zählt, handelt es sich um subsidiäre Leistungen. Das heißt, dass alle anderen Leistungsansprüche vorher geltend zu machen sind. Besteht ein Rechtsanspruch auf Leistung Dritter, zum Beispiel auf eine Wohnbauhilfe der MA 50, so sind diese zu beantragen.“ 

Meine Damen und Herren! Glauben Sie wirklich, dass gerade Menschen, die ein sehr niedriges Bildungsniveau haben, solche Schachtelsätze und Ausdrücke wie „subsidiär" oder „Leistungen Dritter" oder „MA 50" verstehen? – Ich denke, es sollte wirklich daran gearbeitet werden, dass diese Bescheide in einer einfachen Sprache gehalten werden, sodass sie wirklich alle verstehen können!

Ein weiterer Kritikpunkt sind die unwahrscheinlich langen Wartezeiten auf Auszahlung der Gelder. Ich habe am Montag beim Rechnungsabschluss einen Antrag eingebracht, man möge sich doch bemühen, die Auszahlung der Gelder bis spätestens 14 Tage nach Bescheiderstellung zu veranlassen. Leider Gottes ist dieser Antrag abgelehnt worden! Und ich bedaure, dass man auf diesbezügliche Kritik und Vorschläge der Volksanwaltschaft nicht anders reagiert!

Ich denke mir, dass Menschen, die Sozialhilfe beanspruchen, diese sofort und nicht erst in ein paar Monaten brauchen. Es müsste doch wirklich selbstverständlich sein, dass man versucht, jedes Hindernis bei der Gewährleistung dieser Sozialhilfe aus dem Weg zu räumen!

Ich bringe heute einen Antrag ein, in dem es um Menschen geht, die vom AMS auf Grund § 10 des Arbeitslosenversicherungsgesetzes gesperrt wurden. Diese Menschen haben dann kein Recht auf Sozialhilfe. Das Ganze ist ein bisschen kompliziert: Einerseits sind nämlich laut Wiener Sozialhilfegesetz die Menschen dazu verpflichtet, ihre eigene Arbeitskraft zur Beschaffung des Lebensbedarfes einzusetzen. Wann dieses Kriterium erfüllt ist, wird im Gesetz aber nicht ausdrücklich geregelt.

Ich werde Ihnen jetzt einen Fall schildern, in dem jemand vom AMS gesperrt wurde: Eine Frau Mitte 30 verliert ihren Arbeitsplatz. Sie hatte auf Grund von Personaleinsparungen nur 20 Stunden gearbeitet, also ist die Arbeitslose nicht wirklich sehr hoch. Sie stellt fest, dass ihr in Anbetracht der Zahlungen von Miete, Strom und Gas einfach zu wenig zum Leben bleibt. Da macht sie einen Fehler, den ich sicherlich nicht gutheiße: Ein Wirt bietet ihr an, dass sie abends bei ihm für 5 EUR die Stunde arbeiten und sich das Trinkgeld behalten kann.

Damit sie viel Trinkgeld bekommt, war sie ganz besonders freundlich. Am dritten Abend kamen zwei Herren, die sie sehr freundlich bedient hat. Die fragen sie, wie lange sie denn da schon arbeite, und sie antwortet: Seit zwei Tagen. – Auf jeden Fall war der eine ein Arbeitsinspektor, der feststellte, dass sie schwarz gearbeitet hat, was sicherlich nicht in Ordnung ist. Sie wurde dafür bestraft, indem sie 80 EUR Strafe zahlen musste und für zwei Monate gesperrt wurde. Da frage ich: Warum wird nicht der Wirt gestraft?

Ich finde es, wie gesagt, nicht in Ordnung, dass sie das gemacht hat. Aber jetzt beginnt das Ganze zu laufen: Sie bekommt keine Sozialhilfe, keine Arbeitslose, keinen Groschen Geld, und sie hat Schulden. Auf einen Termin bei der SchuldnerInnenberatung muss sie vier Monate warten. Jetzt sitzt die zu Hause, und man hat ihr Strom und Gas abgedreht, weil sie es nicht mehr bezahlen kann, und das Nächste ist die Delogierung. – Beugt man so der Armut vor? Da muss man doch einen Weg finden! Die Hilfe, wenn sie dann obdachlos ist, kommt ja im Grunde genommen nicht billiger! Warum kann man denn nicht einmal individuell auf solche Fälle eingehen? (Abg Godwin Schuster: Was würden Sie vorschlagen?) Dass die Sozialhilfe auch in diesem Fall gegeben wird! Sie zahlt ja eh die Strafe, aber man kann sie doch nicht einfach sperren! 

Ich weiß nicht, warum andere vom AMS gestrichen werden! Aber wenn man schon sagt, dass sie ihre eigene Arbeitskraft zur Beschaffung des Lebensbedarfes einsetzen muss und das das Kriterium ist, dass man Sozialhilfe bekommt, dann muss man auch irgendwo festlegen, was das heißt und wer das bestimmt. Ich lese meinen Antrag vor: 

„Der Landtag wolle beschließen: Die Kriterien des § 9 Wiener Sozialhilfegesetz, wann die Forderung nach dem Einsatz der eigenen Arbeitskraft zur Beschaffung des Lebensbedarfes ausreichend erfüllt ist, werden explizit angeführt." – Das ist zum Beispiel schon ein Weg.

Der 2. Punkt in meinen Antrag lautet: „In den Vollzugsrichtlinien des Wiener Sozialhilfegesetzes wird festgelegt, dass die Prüfung des Einsatzes der eigenen Arbeitskraft zur Beschaffung des Lebensbedarfes im Einzelfall durch das Sozialamt durchgeführt wird und auf die individuelle Situation der KlientInnen Rücksicht genommen werden muss. In den Vollzugsrichtlinien des Wiener Sozialhilfegesetzes wird festgelegt, dass eine Sperre von Bezügen des AMS auf Grund § 10 Arbeitslosenversicherungsgesetz nicht als Kriterium für die Gewährung von Leistungen der Wiener Sozialhilfe herangezogen wird."

Ich glaube, damit habe ich Ihnen die Antwort gegeben. 

In formeller Hinsicht beantrage ich die Zuweisung dieses Antrages an die Frau Amtsf StRin der Geschäftsgruppe Gesundheit und Soziales.

Wenn wir von steigender Armut sprechen, dann wäre es doch ein ganz wesentlicher Punkt, dass wir in erster Linie daran arbeiten, Armut zu vermeiden, um sie nicht nachher nur mehr verwalten zu müssen –. Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Präsident Heinz Hufnagl: Als Nächste zu Wort gemeldet hat sich Frau Abg Praniess-Kastner. Ich erteile es ihr.

Abg Karin Praniess-Kastner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Volksanwältin! Sehr geehrter Herr Volksanwalt! Meine Damen und Herren! Herr Präsident!

Uns liegt der 28. Bericht der Volksanwaltschaft vor, und ich möchte mich zu Beginn recht herzlich für den vorliegenden ausführlichen Bericht bedanken! (Beifall bei der ÖVP.)

Und ich bitte Sie im Namen meiner Fraktion, auch Ihren Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern herzlichen Dank auszurichten!

Sinn und Zweck der Arbeit und dieses Berichts der Volksanwaltschaft ist es, die Verwaltung der Stadt effizienter, besser und bürgerfreundlicher zu machen. Insofern darf ich meinen Appell an die Stadt- und Landesregierung richten: Geben Sie doch auch in Wien einer unabhängigen Kontrollinstanz entsprechende Möglichkeiten, im Sinne Ihrer Wählerinnen und Wähler, aber auch im Sinne der BürgerInnen dieser Stadt!

Meine Damen und Herren! Nun zum Inhaltlichen: Es wird natürlich immer nur über Einzelfälle berichtet, aber man kann doch dem Bericht einen roten Faden an Missständen entnehmen, die nicht unbedingt auf Ihrer politischen Verantwortung beruhen müssen. Aber sie sind es doch wert, dass man kurz darüber berichtet.

Die Volksanwaltschaft verhilft den Bürgerinnen und Bürgern sehr oft zu ihrem Recht. Es werden Missstände aufgeklärt, Systemfehler aufgezeigt und Anregungen an die Stadtverwaltung gemacht. Sehr oft – und das möchte ich positiv hervorheben – werden gemeinsam Lösungen für Einzelfälle gefunden. Systemfehler werden allerdings sehr oft nicht gelöst, und hierzu möchte ich Ihnen ein paar Beispiele nennen.

Zu dem Fall auf Seite 25: Es geht dabei um eine Schülerin, die in einer integrativen Hortgruppe untergebracht ist, deren Nahrungsmittelaufnahme mittels Sonde erfolgen muss und die einer regelmäßigen Blutzuckerkontrolle bedarf. Die für Kindergärten und Horte zuständige MA 10 lehnte die Übernahme dieser Sonderernährung durch die PädagogInnen ab. Im Bericht heißt es, dass „Pädagoginnen nach entsprechender medizinischer Einschulung freiwillig bestimmte medizinische Hilfeleistung übernehmen könnten, aber alle medizinischen Maßnahmen auf Kosten der Eltern von mobilen Krankenschwestern durchgeführt werden müssten".

Meine Damen und Herren! Aus Sicht der Volksanwaltschaft – und das möchte ich noch einmal unterstreichen, weil wir uns dieser Meinung explizit anschließen – ist das Überwälzen sämtlicher Kosten auf die Eltern völlig inakzeptabel, denn das Pflegegeld gilt ja pflegebedingten Mehraufwendungen, und das wird pauschal abgegolten. (Beifall bei der ÖVP.)

Die Volksanwaltschaft fordert – und das fordern wir auch – die Integration chronisch kranker und behinderter Kinder in Kindertagesheime der Stadt. Und sie fügt hinzu, dass die Stadt auch über ausreichend Krankenschwestern verfügen muss, die diese medizinische Hilfestellung leisten können.

Als Konsequenz aus diesem Fall hat die Stadt eine Informationsbroschüre an alle LeiterInnen der Wiener Kindergärten übergeben, in denen es um eine Richtlinie für die Betreuung chronisch kranker Kinder geht. Und es wurde mit dem AKH eine Vereinbarung getroffen. – Das ist ein sehr begrüßenswerter Schritt, es bedarf aber noch anderer Maßnahmen. Ich denke, hier könnten zum Beispiel die mobilen Frühförderungen eingesetzt werden, um im Vorfeld, schon vor dem Eintritt in den Kindergarten oder in die Schule, für solche Fälle bereits mit den anderen Institutionen entsprechende Maßnahmen zu überlegen, damit diese rechtzeitig in die Wege geleitet werden können.

So werden die Eltern behinderter Kinder entlastet, und ich denke, dass das in unser aller Interesse liegt. 

Noch ganz kurz ein Beispiel zum Heimbewohner‑ und Behindertenrecht. Die Volksanwaltschaft setzt sich sehr erfreulicherweise für die Anliegen behinderter Menschen ein. Nach der Verfassungsbestimmung bekennt sich die Republik dazu, die Gleichbehandlung von behinderten und nicht behinderten Menschen in allen Bereichen des täglichen Lebens sicherzustellen. Und es ist unsere Aufgabe, dieses Bekenntnis mit Leben zu erfüllen. 

Im Land Wien kommt es jedoch zu unterschiedlichen Behandlungsweisen einiger Gruppen von behinderten Menschen, die sicherlich aufklärungsbedürftig ist. Da gibt es zum Beispiel eine Benachteiligung einkommensschwacher Personen: Sie werden durch die Neuregelung des Taschengelds für die Unterbringung in Behinderteneinrichtungen benachteiligt. Entsprechend dem Wiener Behindertengesetz kam es zu einer finanziellen Verschlechterung. Die Stadt hat das ausgeglichen, und das wird auch im Bericht der Volksanwaltschaft erwähnt. 

Trotzdem stellen wir einen Antrag, weil es von unserer Warte aus in sozialpolitischer Hinsicht erforderlich ist, dass eine Gesetzesänderung durchgeführt wird, um jenen Menschen, die in einer Behinderteneinrichtung leben und nur über ein sehr geringes Einkommen verfügen, eine Taschengelderhöhung zu sichern. Das würde auch dem FSW eine entsprechende Rechtssicherheit zur Auszahlung geben.

Daher stellen meine Kollegin Ingrid Korosec und ich den Antrag betreffend Rechtssicherheit auf Mindesttaschengeld für die Unterbringung in Behinderteneinrichtungen. In formeller Hinsicht wird die Zuweisung dieses Antrags an die zuständige Stadträtin für Gesundheit und Soziales verlangt. (Beifall bei der ÖVP.)

Im Bericht der Volksanwaltschaft wurde auch auf einen weiteren Fall eingegangen, der aufzeigt, dass es für behinderte Menschen ein langer und mühsamer Weg ist, für behinderungsbedingte Anschaffungen einen Zuschuss zu erlangen. Das Fehlen einer zentralen Anlaufstelle, bei der es eine Beratung gibt, wo man diese Zuschüsse erlangen kann, ist für behinderte Menschen natürlich besonders belastend.

Es ist daher nicht verwunderlich, dass sich auch im vergangenen Jahr wieder viele Menschen, die körperlich beeinträchtigt und mit den zahlreichen Bewilligungsverfahren überfordert sind, an die Volksanwaltschaft gewandt haben. Die Volksanwaltschaft konnte sie über die einzelnen Unterstützungsmöglichkeiten aufklären, diesen Menschen bei der Antragsstellung behilflich sein und, sofern notwendig, sogar eine Beschleunigung der Verfahren erwirken. 

Um diese unzumutbaren Hürdenläufe, welchen behinderte Menschen hier ausgesetzt sind, zu beenden, stellen wir einen weiteren Antrag betreffend Ausbau der Behindertenhilfe im FSW. 

„Der Landtag möge beschließen: Die zuständige Stadträtin für Gesundheit und Soziales möge dafür Sorge tragen, dass im Rahmen der Behindertenhilfe des Fonds Soziales Wien eine umfassende Beratung über einzelne Unterstützungsmöglichkeiten erfolgt und eine effektive Hilfestellung für die Erbringung der entsprechenden Anträge gewährleistet wird. 

In formeller Hinsicht wird die Zuweisung des Antrages an die zuständige Stadträtin für Gesundheit und Soziales beantragt.“ 

Meine Damen und Herren! Ich habe es schon kurz angesprochen: Ein weiterer Bereich, den wir und auch alle anderen Oppositionsparteien schon mehrfach angesprochen haben und der auch im Bericht der Volksanwaltschaft angesprochen wird, ist das leidige Thema der Ausgliederungen. Dadurch, dass die Gemeinde Wien immer mehr in den Fonds oder in sonstige Unternehmen auslagert, die dann nicht der Kontrolle durch die Volksanwaltschaft im direkten Weg unterliegen, kann es natürlich zu entsprechenden Defiziten kommen. Und ich möchte es an dieser Stelle noch einmal ausdrücklich erwähnen: Ich erneuere hiemit unsere Forderung, auch wenn es offenkundig auch auf Basis einer nicht wirklich sicheren Rechtslage funktionieren würde, dass man die Prüfungsbefugnis der Volksanwaltschaft für den Bereich des Fonds Soziales Wien gesetzlich verankert, so dass man wirklich alles tut, dass die Volksanwaltschaft nicht auf den Goodwill der Behörde angewiesen ist, Auskünfte zu erlangen, sondern dass sie auf gesetzlicher Basis agieren kann.

Meine Damen und Herren! Ich komme damit auch schon zum Ende des Berichts. Wir werden den Bericht der Volksanwaltschaft selbstverständlich gerne zur Kenntnis nehmen. Vielleicht nehmen Sie, meine Damen und Herren, diesen als Auftrag in die Sommerferien mit, um ihn als Arbeitsprogramm für die kommende Legislaturperiode anzusehen.

Ich möchte vor allem noch einmal Frau Volksanwältin Rosemarie Bauer danken und ihr alles Gute für die Zukunft wünschen! Herr Volksanwalt Kostelka! Ich nehme an, wir werden im Laufe der nächsten Jahre noch miteinander zu tun haben! Vielen herzlichen Dank!

Meine Damen und Herren! Ich möchte jetzt noch einen Beschlussantrag einbringen, den wir hinsichtlich eines Formalfehlers in der Tagesordnung zurückgezogen haben. Der Beschlussantrag betrifft die Durchführung von Ausgliederungen bei gleichzeitiger Sicherung parlamentarischer Kontrollmechanismen und Kontrollrechte. 

„Der Landtag möge beschließen: Der Wiener Landtag spricht sich dafür aus, in allen Bereichen der Landes- und Gemeindeverwaltung den Prozess der betriebswirtschaftlichen Lösungen voranzutreiben, und fordert gleichzeitig die zuständigen Stellen des Landes Wien dazu auf, die parlamentarischen Kontrollmechanismen für bereits ausgegliederte Unternehmen auszuweiten und Ausgliederungen nur dann vorzunehmen, wenn umfassende parlamentarische Kontrollmechanismen gegeben sind. 

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung verlangt.“ 

Präsident Heinz Hufnagl: Als Nächster zu Wort gemeldet hat sich Herr Abg Harwanegg. Ich erteile es ihm.

Abg Volkmar Harwanegg (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren Volksanwälte! Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen!

Heute liegt der 28. Bericht der Volksanwaltschaft zur Diskussion vor, und wir danken für diesen als Sozialdemokratische Fraktion recht herzlich! Ich möchte in diesem Zusammenhang gleich darauf hinweisen, dass wir die Arbeit der Volksanwaltschaft sehr schätzen, denn sie ist eine große Unterstützung bei der Arbeit der Stadtverwaltung.

Zu den grundsätzlichen Fragen der Volksanwaltschaft hat mein Fraktionskollege schon einige Hinweise gemacht, nämlich zum Aufzeigen der Defizite der Stadtverwaltung und zur Verfolgung einzelner Beschwerden von Bürgern, um nur einige Punkte zu umreißen.

Nicht gefallen hat uns der Hinweis einiger meiner Vorredner, dass es manchmal sozusagen zu Bosheitsakten einzelner Magistratsabteilungen kommt. – Ich glaube, dass diese Unterstellung wirklich nicht gerechtfertigt ist! Diese wird von uns zurückgewiesen! (Beifall bei der SPÖ.)

Dass von unseren Magistratsabteilungen und von der Magistratsdirektion nicht immer und in allen Fällen die Ansicht der Volksanwaltschaft vertreten wird – und es gibt einige Fälle, hinsichtlich welcher das in der Stellungnahme durchaus zum Ausdruck kommt –, muss man verstehen. Es sind eben manchmal andere Rechtsstandpunkte bei den Abteilungen oder der Magistratsdirektion gegeben. 

Kollege Stürzenbecher hat schon darauf hingewiesen, dass sich unter den 818 Fällen, die in die Akten aufgenommen wurden, sage und schreibe 50 berechtigte Beschwerden befinden, die behandelt und in den Tätigkeitsbericht aufgenommen wurden. 

Auf die gesetzlichen Rechtsgrundlagen wurde schon von einigen meiner Vorredner hingewiesen, daher darf ich dieses Kapitel ausblenden. Ich möchte jetzt aber doch auf einige Fälle eingehen.

Bleiben wir gleich bei der Frage der Kürzung der Ruhegenüsse, die im Kapitel 5.1. behandelt wird. Diese Frage wurde auf dem Rechtsweg massiv betrieben, und es kam dann zu einer Entscheidung der Justiz beziehungsweise der Organe der Republik Österreich durch ein VfGH-Urteil. Wir haben im Landtag sofort darauf reagiert und eine Gesetzesnovelle beschlossen, die selbstverständlich dem Urteil des VfGH Rechnung trägt. In der Stellungnahme der Volksanwaltschaft wurde diese rasche Erledigung durch den Wiener Landtag bei der Umsetzung dieses Urteils auch besonders positiv erwähnt.

Die Ablehnung eines Reaktivierungsansuchens haben wir sowohl in der Personalkommission als auch im Personalausschuss behandelt. Diese Problematik findet sich auch immer wieder. Meist haben wir ja umgekehrte Fälle, dass nämlich Ansuchen auf frühzeitige Pensionierung gestellt werden. Es gibt aber auch umgekehrte Fälle, dass von Amts wegen eine Pensionierung vorgenommen wird. Im Anlassfall, der im Kapitel 5.2. angeführt ist, ging es in erster Linie um einen Mangel, der von der Volksanwaltschaft zu Recht angeführt wurde: Ein ärztliches Gutachten wurde einem Mitarbeiter nicht beziehungsweise erst zu einem späteren Zeitpunkt zur Kenntnis gebracht. Auch diesen Punkt hat man inzwischen aufgegriffen, und künftighin wird die zuständige Magistratsabteilung nach diesen neuen Kriterien handeln.

Auch die Frage der Vergabe der Marktstandplätze auf dem Wiener Christkindlmarkt wurde, glaube ich, einer guten Lösung zugeführt. Wir haben diese neue Regelung ja bereits 2006 angewendet, und ich hoffe, dass mit dieser Regelung ein gewisser Wechsel auch im Sinne der Volksanwaltschaft Platz greifen wird.

Die verwaltungsstrafrechtliche Tätigkeit des Magistrates und ein Verfahren, das sich einige Zeit durch verschiedene Instanzen gezogen hat, hat ebenfalls Anlass zu Verbesserungen durch die einzelnen Magistratsabteilungen gegeben und zu Neuregelungen betreffend die Vorgangsweise und vor allem die Dauer der Verfahren geführt.

Mit der Verweigerung der Anerkennung einer internationalen ungarischen Heiratsurkunde hat sich ebenfalls die Volksanwaltschaft beschäftigt und auch hier im Zusammenhang mit dem Stadtschulrat versucht, eine Lösung zu finden. Hier geht es letzten Endes dann vor allem ums Finanzielle, was ein bisschen Probleme bereitet, weil der Wiener Stadtschulrat nicht über die erforderlichen finanziellen Mittel verfügt, sodass diese Angelegenheit mit dem zuständigen Bundesministerium als auch Finanzministerium verhandelt werden muss und hoffentlich einer Lösung zugeführt werden kann.

Auch die Frage einer Mitarbeiterin betreffend Ergänzungszulage und einer Leiterzulage konnte letzten Endes auf Grund des Einschreitens der Volksanwaltschaft einer positiven Erledigung zugeführt werden.

Die Gewährung eines Kostenbeitrags im Kindergartenbereich, Verbesserung der Verwaltungsabläufe in diesem Zusammenhang ist auch schon von einem meiner Vorredner angesprochen worden. Auch hier wird es künftighin auf Grund des Vorfalls eine bessere Vorgangsweise geben. Es wird in diesen Fällen direkt von der zuständigen Magistratsabteilung an die Kindergarteneinrichtung die Mitteilung gemacht und nicht an den Erziehungsberechtigten, wo das vielleicht das eine oder andere Mal nicht so gleich zur Information an die Kindergartenleitung weitergegeben wird.

Im Zusammenhang mit der Integration behinderter Kinder, die von der Kollegin Praniess-Kastner angesprochen wurde, der nicht sehr erfreulich aufgezeigte Fall, wurde letzten Endes auch eine sehr positive Lösung gefunden, dass eben Einrichtungen im AKH, die dortige Kinderambulanz im gegebenen Fall, sich sofort des Kindes annehmen und Erste Hilfe, wenn es erforderlich ist, leisten.

Bei der Vorgangsweise des Jugendamtes im Fall 6.5.1, die mit dem Fall Nico, einem Buben mit zwei Jahren, mit der Problematik von Eltern, die immer wieder Probleme sowohl mit der Exekutive, aber auch mit unseren Mitarbeitern haben, was sicherlich ein extrem tragischer Fall ist, angezogen wurde, ist, glaube ich, bei gutem Willen letzten Endes eine Lösung, wie sie vorgeschlagen wurde, zum Durchbruch gekommen.

Ein nicht alltäglicher Fall in Ablauf und Dauer ist natürlich die Versagung der Bewilligung zum Entfernen eines Baumes im Zusammenhang mit der Zerstörung eines Hauptkanals durch Wurzeln, ein Fall, den höchstwahrscheinlich jeder, der einmal in der Bezirksvertretung war und Verhandlungen gemacht hat, so gehabt hat. Hier letzten Endes auf Grund der nicht optimalen Vorgangsweise, dass nicht gleich eine Augenscheinsverhandlung vorgenommen wurde, dass nicht gleich eine Durchleuchtung des Kanals vorgenommen wurde und erst in der späteren Folge diese Schritte gesetzt wurden, was aber letzten Endes zu dem Ergebnis geführt hat, dass ein positiver Bescheid zur Entfernung des Baums vorgenommen wurde.

Der Abg Blind hat sich mit dem Thema der Biotonne im Fall 9.2 beschäftigt. Ganz klar, hier gibt es eben keinen Rechtsanspruch in diesem Zusammenhang. Auf Seite 69 kann man das ganz klar im letzten Absatz nachlesen. In dem Zusammenhang ist auch erwähnt worden, dass es sich um einen ehemaligen rechtskundigen Mitarbeiter unserer Stadt handelt. Ob jetzt dieses Motiv, Sachfragen oder persönliche Fragen für die dementsprechenden Auseinandersetzungen mit der zuständigen Magistratsabteilung waren, ist für mich nicht nachvollziehbar. Aber Faktum ist, dass letzten Endes im Rahmen von rechtlichen Gegebenheiten gehandelt wurde und die Situation, wenn man den Akt nachliest, anders ist als bei den anderen Anrainern, weil hier kein befestigter Weg vorhanden ist und es auch sonst eher größere Probleme gibt. Aber ich hoffe, dass es gelingt, mit dem pensionierten Beamten doch eine Lösung zu finden, die auch die Volksanwaltschaft goutiert.

Die verspätete Vorschreibung von Abschleppkosten ist ein Fall, der zu Recht bemängelt wurde, wenn sich ein Verfahren von 2002 bis 2004 zieht und dann erst im November 2005 ein Bescheid ergeht, abgesehen von einer Verjährung und der Konsequenz dann, dass dieser Bescheid letzten Endes aufgehoben wurde und auch in diesem Fall dem Beschwerdeführer Rechnung getragen wurde.

Lassen Sie mich zum Schluss ganz kurz noch auf den Kollegen Ulm betreffend das Bleiberecht eingehen. Es ist schon von Vorrednern sowohl der Grünen als auch meiner Fraktion auf diesen Punkt hingewiesen worden, auch in dem entsprechenden Antrag hier. Ich kann nur hoffen, dass die ÖVP doch noch diesen Antrag mitträgt.

Zum Schluss zusammenfassend: Die vorliegenden Fälle sind teilweise auf Informationsmangel, Auslegung von Gesetzen, Meinungen, Missverständnissen, Bemühungen zurückzuführen. Trotzdem glaube ich, in vielen Fällen wurden letzten Endes zugunsten der Bürgerinnen und Bürger Entscheidungen auch geändert. Die Angelegenheit ist in vielen Fällen, wie gesagt, positiv für die Beschwerdeführer erledigt worden. Ich habe mir soeben erlaubt, exemplarisch einige Fälle zu nennen. 

Ich darf daher abschließend den beiden Volksanwälten für ihre Arbeit im Namen unserer Rathausfraktion recht herzlich danken! Auch bitte ich, den Dank an die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Volksanwaltschaft auszurichten! (Beifall bei der SPÖ.) 

Ich darf auch der Kollegin Bauer anlässlich ihres Ausscheidens aus der Volksanwaltschaft alles Gute für den neuen Lebensabschnitt wünschen!

Ich hoffe, dass weiterhin die Zusammenarbeit mit der Volksanwaltschaft so fruchtbringend ist! - Danke schön für die Aufmerksamkeit. (Beifall bei SPÖ und ÖVP.) 

Präsident Heinz Hufnagl: Als Nächster zum Wort gemeldet hat sich Herr Abg Mag Kowarik. Ich erteile es ihm.

Abg Mag Dietbert Kowarik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Präsident! Sehr geehrte Frau Volksanwältin! Sehr geehrter Herr Volksanwalt! Meine Damen und Herren! 

Lassen Sie mich vielleicht ganz kurz, weil ich der letzte Redner und auch der letzte Redner meiner Fraktion bin, zwei Worte zu dem Antrag der SPÖ und der GRÜNEN betreffend Bleiberecht für integrierte und von Abschiebung bedrohte Personen sagen. Sie werden sich nicht wundern, wir werden dagegen stimmen, und zwar deshalb, weil ein automatisches Bleiberecht natürlich einen Rechtsanspruch bedeuten muss, sonst hätte die ganze Regelung keinen Sinn. Wir glauben, dass so eine Regelung ein falsches Signal für viele Wirtschaftsflüchtlinge wäre, noch dazu im Hinblick auf die jetzt in allen Medien publizierte Tatsache, dass Österreich bereits ein Spitzenreiter im Bereich der Zuwanderung ist. Wofür wir selbstverständlich sind und was in diesem Bereich Sinn macht, ist eine Beschleunigung des Asylverfahrens. Das hilft allen, auch den Beteiligten, und das unterstützen wir selbstverständlich schon. (Abg Godwin Schuster: Das können wir hier nicht abstimmen!)

Jetzt aber zum Bericht der Volksanwaltschaft: Meine Damen und Herren, so wichtige Institutionen wie die Volksanwaltschaft, der Rechnungshof oder das Kontrollamt sind natürlich Verbündete der Opposition, weil hier oftmals in Berichten das schriftlich und offiziös, wenn man das so sagen darf, festgehalten wird, was auch die Opposition aufdeckt beziehungsweise worüber die Opposition spricht. So ein Bericht sollte auch der Stadtverwaltung recht sein, weil darin sicher sehr viele Anhaltspunkte für Verbesserungen der Arbeit der Stadt Wien vorhanden sind. Ich darf mich bei den Volksanwälten und auch bei den MitarbeiterInnen in den Volksanwaltschaften für die ausgezeichnete Arbeit bedanken! Ich habe selbst erfreulicherweise öfters die Gelegenheit gehabt und mich vor Ort von der engagierten Arbeit überzeugen können! Herzlichen Dank von unserer Seite! (Beifall bei der FPÖ.) 

Ich werde mir erlauben, aus dem vorliegenden Bericht einen Punkt herauszugreifen, und zwar den Punkt über die unklare Kundmachung der Kurzparkzone im Bereich der Stadthalle. Dazu möchte ich vorab festhalten, dass die FPÖ das System der Parkraumbewirtschaftung an und für sich nicht für gerecht hält. Es ist nicht einzusehen, dass Anrainer und Gewerbetreibende für öffentlichen Raum, für Parkplätze vor ihrer Wohnung, vor ihren Geschäften zahlen müssen. Was Sinn macht, ist sicherlich ein geeignetes Parkraumkonzept in vielen Bereichen der Stadt. Das sollte aber nicht zur Abzockerei zu Lasten der Anrainer führen, im speziellen Fall bei der Einführung und Kundmachung der Parkpickerlzone rund um die Stadthalle. Diese Einführungskundmachung war leider Gottes, sage ich einmal, von Anfang an mit Pleiten und Pannen verbunden und hat mehrmaliger Korrekturen bedurft. 

Lassen Sie mich ganz kurz berichten oder darstellen: Wir sind im September 2005 in den Genuss des Parkpickerls gekommen. Es wurde bei allen Gelegenheiten immer wieder betont, dass diese Regelung nur ein Pilotversuch sein soll, der bis zum 30.6. dieses Jahres, also bis in zwei Tagen, probeweise eingeführt werden soll, um im Anschluss daran diese Regelung einer gründlichen Überprüfung und Evaluierung zu unterziehen und um die tatsächlichen Auswirkungen erkennen und auswerten zu können. Tatsache ist, dass es sich die Stadtverwaltung bereits wenige Tage nach Einführung des Pickerls nicht hat nehmen lassen, gleich rigoros zu strafen. Die wirklich ungenügende Kundmachung - ich komme dann noch darauf zurück - hat natürlich von Anfang an Verwirrung bei den Bewohnern gestiftet und hat auch zur Verdrängung von Parkplatzsuchenden in angrenzende Gebiete geführt. Ergebnis waren erboste Reaktionen der Anrainer. 

Dazu ist vielleicht ganz interessant, wenn man sich einen Ausschnitt aus dem Bericht durchliest. Ich darf Ihnen kurz zitieren, was die Volksanwaltschaft dazu feststellt: „Aus den Beschwerdevorbringen, die zum Teil mit Fotos belegt waren, waren tatsächlich Situationen zu erkennen, die auch einen Rechtskundigen vor kaum lösbare Probleme stellen können." „Kurzparkzonen im Bereich Stadthalle und Naschmarkt verursachen einen unübersichtlichen ‚Schilderwald'". - Das spricht an und für sich schon für sich. Tatsache ich auch, dass nach massiven Beschwerden aus der Bevölkerung und einem ORF-Bericht im Zuge der Sendung der Volksanwälte im Jahr 2006 dann doch zusätzlich blaue Bodenmarkierungen beim Eingang zur Zone angebracht wurden. 

Im Mai 2006 haben dann weiterhin fortgesetzte Beschwerden zu einem Sanierungsversuch innerhalb des Pilotversuchs geführt. Es wurde den Bewohnern einiger Straßenblöcke um die Kernzone die Möglichkeit zum Erwerb des Parkpickerls gegeben, natürlich gegen Entgelt. Interessant ist auch, am 28.6.2006 hat der UVS Wien, also der Unabhängige Verwaltungssenat Wien, in einem Berufungsbescheid festgestellt, dass die Kundmachung innerhalb der so genannten linearen Kurzparkzonen zu verwirrend ist - kein Wunder! - und daher den Bestraften im konkreten Fall kein Verschulden trifft. Damit war es dann sozusagen zum ersten Mal amtlich, dass die Kundmachung tatsächlich mangelhaft ist. Interessant in dem Zusammenhang ist auch der vom ARBÖ herausgegebene Tipp. Es wurde von Seiten des ARBÖ festgestellt: „Strafe nicht einzahlen, auf Zusendung der Anzeige warten und dagegen Einspruch einlegen". Außerdem hat der ARBÖ richtigerweise festgestellt, dass all jene, die ihren Erlagschein bereits eingezahlt haben, leider durch die Finger schauen. Man hat dann doch noch Zusatztafeln angebracht, die auf die generelle Kurzparkzone innerhalb der linearen Kurzparkzonen aufmerksam machen sollen, um das Ganze zu verkomplizieren. 

Ich selbst, meine Damen und Herren, habe mich auch in der Zone strafen lassen und habe natürlich nicht eingezahlt. Ich habe gegen die diesbezügliche Strafverfügung Einspruch erhoben. Was war das Ergebnis? Die Behörde hat mir nach einer gewissen Zeit in einem knappen Schreiben mitgeteilt, dass das Verwaltungsstrafverfahren gegen mich eingestellt wird. Davon kann man halten, was man will. Andere Bürger haben sich leider nicht zur Wehr gesetzt und haben sich in Wirklichkeit rechtswidrig strafen lassen und bezahlen müssen. 

Wieder darf ich auf den Bericht der Volksanwaltschaft verweisen. Auf Seite 62 wird diesbezüglich festgestellt: „Bekanntlich sind Verwaltungsstrafverfahren mit einem gewissen Zeitaufwand und Kosten verbunden. Daher haben viele empörte Bürger, die sich an die Volksanwaltschaft gewandt hatten, angegeben, keine Rechtsmittel zu erheben und den Strafbetrag gleichsam ‚zähneknirschend' einzahlen zu wollen." - Das Magistrat spekuliert mit zähneknirschendem Einzahlen der Betroffenen. Das stellt die Volksanwaltschaft fest. 

Ich habe versucht, Ihnen auszuführen, die Durchführung des Pilotprojekts war fortlaufend von Pannen und Pleiten durchsetzt. Bezeichnend allerdings, und das ist das Traurige daran, waren auch die Reaktionen des Büros des zuständigen Stadtrats, der fortlaufend hat mitteilen lassen, dass die Stadthallen-Kurzparkzone rechtlich absolut wasserdicht sei. Wir haben gesehen, dass es nicht ganz so war. 

Meine Damen und Herren, auf Grund der geschilderten Situation hat die Volksanwaltschaft auch eine formelle Missstandsfeststellung erhoben und eine Empfehlung ausgesprochen. Konsequenz in der Stadtverwaltung sollte es sein, dieser Empfehlung nachzukommen und den Gestraften die falsch eingehobenen Strafgelder zurückzuzahlen. Leider Gottes ist das nicht passiert! Leider Gottes hat die Stadtverwaltung die Konsequenz vermissen lassen!

Ich bedanke mich bei der Volksanwaltschaft, dass sie sich genau dieses Problems angenommen hat, weil sich hier wirklich, und das kann ich als Mandatar aus dem 15. Bezirk behaupten und sagen, viele Bürger beschwert haben und in Wirklichkeit keine Ahnung gehabt haben, was dort wirklich gilt und wie das zugehen soll. 

Zum Abschluss lassen Sie mich noch einmal meinen Dank aussprechen, Ihnen, Frau Volksanwältin, ich möchte mich speziell bei Ihnen bedanken, und Ihnen, Herr Volksanwalt, aber auch bei Volksanwalt Mag Kabas, der heute nicht bei uns ist, für Ihre ausgezeichnete Arbeit! Es werden zwei dieser Personen die Volksanwaltschaft verlassen, aber, es wurde schon bemerkt, Kollegen Kostelka werden wir noch öfters sehen. Ich freue mich auf die Zusammenarbeit! - Danke schön. (Beifall bei der FPÖ.) 

Präsident Heinz Hufnagl: Von den Damen und Herren Abgeordneten ist niemand mehr zum Wort gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Ich lade noch die Frau Volksanwältin Rosemarie Bauer ein, im Wiener Landtag das Wort zu nehmen. - Bitte sehr. 

Volksanwältin Rosemarie Bauer: Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Es wurde schon einige Male angesprochen, ich stehe schon fast als Pensionistin hier vor Ihnen, weil in wenigen Stunden nach diesem Tage meine Amtsperiode endet. Lassen Sie mich daher die Gelegenheit nutzen, mich bei Ihnen allen sehr herzlich zu bedanken, denn durch die Möglichkeit, unsere Berichte in den einzelnen Ausschüssen und im Plenum zu diskutieren, konnten wir eigentlich immer einen Dialog führen. 

Manchmal bestand größeres Interesse an unseren Berichten, manchmal auch geringeres. Aber eines war immer sicher, wir haben immer miteinander kommuniziert. Wir konnten als Volksanwälte bei Ihnen sein und Ihnen Rede und Antwort stehen. 

Ich persönlich habe versucht, in diesen sechs Jahren objektiv und fair Fehler in der Wiener Verwaltung, aber auch die Positiva herauszustellen und darzustellen und in der Wortwahl immer die Achtung vor meinen Gesprächspartnern durchhören zu lassen, vor allem aber auch einen konstruktiven Beitrag zur Verbesserung in der Verwaltung zu leisten. 

Vor wenigen Tagen habe ich erklärt, eine begeisterte Niederösterreicherin zu sein und zu bleiben. Auch wenn mein Mitarbeiter in diesen sechs Jahren ständig versucht hat, mich zu einer Wienerin zu machen, ich bleibe dabei. Aber eines ist mir schon ein Bedürfnis, jetzt hier zu sagen, ich bin stolz auf die sechs Jahre, in denen ich Wiener Landesvolksanwältin sein habe dürfen. 

Ich danke Ihnen allen sehr herzlich für die Zusammenarbeit, bedanke mich auch für die lobenden und anerkennenden Worte, die unsere Mitarbeiter betreffen. Ich werde sie gerne im Haus weiterleiten und überbringen. Ihnen, meine sehr geehrten Damen und Herren, wünsche ich alles Gute für Ihre anspruchsvolle Aufgabe im Interesse unserer Bürgerinnen und Bürger! - Danke. (Allgemeiner Beifall, Standing Ovations bei der ÖVP.) 

Präsident Heinz Hufnagl: Auch von meiner Seite, Frau Volksanwältin, zu dem in drei Tagen beginnenden mit Abstand schönsten Lebensabschnitt alles erdenklich Gute, Gesundheit, körperliches und geistiges Wohlergehen, dass Sie die Früchte eines langen, erfolgreichen politischen Lebens dann auch im Status einer Seniorin bestmöglich genießen können. 

Ich darf nun auch den Herrn Volksanwalt Dr Peter Kostelka einladen, das Wort zunehmen. Ist es gewünscht? (Volksanwalt Dr Peter Kostelka verneint.) - Nicht mehr, danke schön.

Ich möchte nur zusammenfassend, bevor ich den vorliegenden Bericht in Abstimmung bringe, feststellen, diese Funktion der Volksanwaltschaft zwischen Bürgern und der Verwaltung, dieser Brückenschlag zwischen Regierenden und Regierten, ist unendlich wichtig für das Funktionieren der Demokratie und für das Sichwiederfinden der Bürger im Status von Rechtspersönlichkeiten, die auch in Sorgen oder in der Situation sich ungerecht behandelt zu fühlen, nicht allein gelassen sind. Das möge weiterhin von dir, lieber Peter Kostelka, als konstantes Element an der Spitze der Volksanwaltschaft, und den beiden neuen Damen, die mit parlamentarischer Erfahrung vom Nationalrat in die Volksanwaltschaft wechseln, gewährleistet sein. Alles Gute und herzlichen Dank für die tolle Kooperation! (Allgemeiner Beifall.)

Wir kommen nunmehr formell zur Abstimmung. 

Ich bitte jene Mitglieder des Landtags, die den vorliegenden, jetzt ausreichend diskutierten Bericht der Volksanwaltschaft zur Kenntnis nehmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Ich darf die Einstimmigkeit feststellen und auch das als Beweis der Akzeptanz der Arbeit der Volksanwaltschaft mit auf den Weg geben.

Die Postnummer 8 der Tagesordnung betrifft den Tätigkeitsbericht 2006 des Unabhängigen Verwaltungssenats. (Abg Christian Oxonitsch: Nein, die Anträge!) - Oh, Entschuldigung! Sorry! Natürlich! 

Es wurden insgesamt fünf Beschluss- und Resolutionsanträge während dieser Debatte eingebracht. Ich darf sie in der Reihenfolge des Einbringens nunmehr zur Behandlung bringen.

Beschluss- und Resolutionsantrag der Abgen Maria Vassilakou, Alev Korun, Kurt Stürzenbecher und Nurten Yilmaz betreffend Bleiberecht für integrierte und von Abschiebung bedrohte Personen. 

Wer damit einverstanden ist, den bitte ich um ein Handzeichen. - Dies ist von der Sozialdemokratie und der Grünen Fraktion unterstützt und damit angenommen.

Die Österreichische Volkspartei hat einen Beschluss- und Resolutionsantrag betreffend Rechtssicherheit auf Mindesttaschengeld bei Unterbringung in Behinderteneinrichtungen eingebracht. In formeller Hinsicht wird die Zuweisung an die Stadträtin für Gesundheit und Soziales verlangt.

Wer damit einverstanden ist, den bitte ich um ein Handzeichen. - Dies ist von der Österreichischen Volkspartei, der Freiheitlichen Partei und den GRÜNEN unterstützt, sohin in der Minderheit und abgelehnt. 

Die Österreichische Volkspartei hat einen Beschluss- und Resolutionsantrag betreffend Ausbau der Behindertenhilfe im Fonds Soziales Wien eingebracht. In formeller Hinsicht wird hier die Zuweisung an die Stadträtin für Gesundheit und Soziales verlangt. 

Wer diesem Antrag beitritt, den bitte ich um ein Handzeichen. - Dies ist von den drei Oppositionsparteien unterstützt, sohin in der Minderheit und abgelehnt.

Schlussendlich der Beschluss- und Resolutionsantrag der ÖVP-Abgeordneten Karin Praniess-Kastner, Wolfgang Ulm, Ingrid Korosec und Franz Ferdinand Wolf, betreffend Durchführung von Ausgliederungen bei gleichzeitiger Sicherung parlamentarischer Kontrollmechanismen und Kontrollrechte. Hier ist die sofortige Abstimmung verlangt. 

Wer hier beitritt, den bitte ich um ein Handzeichen. - Dies ist nur von der Österreichischen Volkspartei und der Freiheitlichen Partei unterstützt, daher in der Minderheit und sohin abgelehnt.

Ich komme nun in der Tat zur Postnummer 8 der Tagesordnung betreffend die Tätigkeit des Unabhängigen Verwaltungssenats im Jahr 2006. (Abg Christian Oxonitsch: Heinz, es fehlt noch ein Antrag!) - Entschuldigung! Sorry!

Es gilt auch noch, den Beschluss- und Resolutionsantrag der Frau Abg Heidemarie Cammerlander, betreffend Änderung im Bereich des Wiener Sozialhilfegesetzes, zur Abstimmung zu bringen. In formeller Hinsicht ist hier ebenfalls die Zuweisung an die amtsführende Stadträtin für Gesundheit und Soziales verlangt. 

Wer mit diesem Antrag einverstanden ist, den bitte ich um ein Handzeichen. - Dies ist ausschließlich die Grüne Fraktion, sohin die Minderheit und daher abgelehnt. 

Habe ich jetzt alle Anträge? (Abg Christian Oxonitsch: Ja!) - Ja! Gut!

Postnummer 8 der Tagesordnung betrifft den Tätigkeitsbericht 2006 des Unabhängigen Verwaltungssenats.

Ich darf nunmehr Frau DDr Katharina Schönberger, die Präsidentin des UVS, bitten, auf die Ehrenbank zu uns zu kommen.

Weiters darf ich der Berichterstatterin, Frau Amtsf StRin Frauenberger, das Wort zur Einleitung der Verhandlung erteilen.

Berichterstatterin Amtsf StRin Sandra Frauenberger: Sehr geehrter Herr Präsident! Hohes Haus! Liebe Frau Präsidentin! 

Ich danke für die große Zustimmung zu diesem Tätigkeitsbericht. Wir haben das im Ausschuss schon einstimmig behandeln können. Viele von Ihnen wissen, das war nicht immer so. Es hat eine ganz tolle Entwicklung genommen.

Ich möchte mich an dieser Stelle auch bei der Frau Präsidentin, bei den Mitgliedern, aber auch bei den Mitarbeitern für die gute Arbeit bedanken! Richten Sie das bitte auch allen aus!

Ich bitte um Zustimmung zu diesem Bericht. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident Heinz Hufnagl: Zum Wort ist niemand gemeldet. Wir kommen zur Abstimmung. 

Ich bitte jene Mitglieder des Landtags, die den vorliegenden Tätigkeitsbericht 2006 des UVS zur Kenntnis nehmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Dies ist einstimmig geschehen. 

Ich darf die Nichtexistenz von Debattenrednern nicht als mangelndes Interesse, sondern als vollen Zufriedenheitsausdruck mit der Arbeit des UVS der Frau DDr Schönberger mit auf den Weg geben und auch ihrem Team ein herzliches Dankeschön für die konstruktive Arbeit ausdrücken.

Die Postnummer 1 betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Wiener Fleischuntersuchungsgebührengesetzes. Berichterstatterin hierzu ist die Frau Amtsf StRin Frauenberger. Ich bitte sie, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin Amtsf StRin Sandra Frauenberger: Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich bitte um Zustimmung zum vorliegenden Gesetz.

Präsident Heinz Hufnagl: Ich danke schön. Da zu diesem Tagesordnungspunkt keine Wortmeldung vorliegt, kommen wir gleich zur Abstimmung. 

Ich bitte jene Mitglieder des Landtags, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang die Zustimmung erteilen wollen, dies mit der Hand zum Ausdruck zu bringen. - Auch hier darf ich in erster Lesung die einstimmige Annahme feststellen.

Wenn kein Widerspruch erfolgt, und hier sehe ich keinen, werde ich sofort die zweite Lesung vornehmen lassen. 

Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtags, die dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, ebenfalls um ein Zeichen mit der Hand. - Es ist sohin auch in zweiter Lesung einstimmig beschlossen.

Postnummer 11 betrifft die erste Lesung der Vorlage des Gesetzes, mit dem das Wiener Leichen- und Bestattungsgesetz geändert wird. Berichterstatterin hierzu ist die Frau Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely. Ich bitte, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Herr Präsident! Hohes Haus! Ich ersuche um Zustimmung!

Präsident Heinz Hufnagl: Da zu diesem Tagesordnungspunkt keine Wortmeldung vorliegt, kommen wir ebenfalls gleich zur Abstimmung. 

Ich bitte jene Mitglieder des Landtags, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang in erster Lesung zustimmen wollen, ein Zeichen mit der Hand zu erteilen. - Dies ist einstimmig beschlossen.

Wenn kein Widerspruch erfolgt, und ich erblicke keinen, werde ich sofort die zweite Lesung vornehmen. - Ein Widerspruch ist also nicht erfolgt.

Ich bitte daher jene Damen und Herren Landtags, die dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Dies ist auch in zweiter Lesung damit einstimmig beschlossen. 

Die Postnummer 12 betrifft die erste Lesung der Vorlage des Gesetzes, mit dem das Wiener Behindertengesetz - WBHG geändert wird. Berichterstatterin hierzu ist die Frau Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely. Ich bitte, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! Hohes Haus! 

Ich ersuche auch hier, dem Gesetz zuzustimmen und möchte nur für all jene Mitglieder des Landtags, die nicht Mitglied in meinem Ausschuss sind, erklären, wieso das jetzt vorliegt, weil ich ursprünglich schon bei der Beantwortung gesagt habe, dass es bei der nächsten Änderung des Behindertengesetzes oder dieses Themas dazu kommt, dass alle eventuell noch diskriminierenden Formulierungen aus dem Gesetz hinauskommen. 

Diese Novelle ist deshalb so kurzfristig notwendig, weil bei der Veröffentlichung ein Schreibfehler passiert ist und wir hier nicht im Sinne der Menschen mit besonderen Bedürfnissen vorgehen könnten. Daher ersuche ich um Zustimmung.

Präsident Heinz Hufnagl: Gemäß § 30c Abs 10 der Geschäftsordnung schlage ich vor, die General- und Spezialdebatte zusammenzulegen. 

Wird dagegen ein Einwand erhoben? – Dies ist nicht der Fall. Ich werde daher so vorgehen. 

Die Debatte ist eröffnet. Zum Wort gemeldet ist Frau Abg Praniess-Kastner. Ich erteile es ihr. 

Abg Karin Praniess-Kastner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Präsident! Frau Berichterstatterin! Meine Damen und Herren!

Ich bin heute die letzte Rednerin. Ich habe die undankbare Aufgabe und werde mich daher auch wirklich sehr kurz halten. 

Wir stimmen natürlich dem Gesetz gerne zu, bringen aber darüber hinaus einen Antrag betreffend zeitgemäße Formulierung im Wiener Behindertengesetz ein. Wir hatten schon die Gelegenheit, das im Ausschuss zu diskutieren. Frau StRin Wehsely hat uns zugesagt, dass wir das gemeinsam erledigen werden. 

Der Landtag möge beschließen, dass - ich erspare Ihnen jetzt den Text - diese behindertendiskriminierende Formulierung bis spätestens 30. Juni 2008 entsprechend novelliert wird. (Beifall bei der ÖVP.)

Einen weiteren Beschlussantrag bringen wir betreffend Einrichtung einer Beratungsstelle für Gleichstellung behinderter Menschen ein. Ich möchte ganz kurz erklären, weshalb wir das für notwendig finden. Wir haben einen Beschlussantrag betreffend kostenlosen Eintritt für Begleiter von behinderten Menschen in die Museen der Stadt Wien eingebracht. Der zuständige StR Mailath-Pokorny hat gemeint, es reicht. Er hat das abgelehnt und hat begründet, es gibt bereits einen Tag, wo Menschen gratis die Wiener Museen besuchen dürfen. Wir meinen, es hat sich leider in der Stadtregierung noch nicht herumgesprochen, was unter Antidiskriminierung behinderter Menschen und Gleichstellung zu verstehen ist.

Deswegen bringen wir den Beschlussantrag betreffend Einrichtung einer Beratungsstelle zur Gleichstellung behinderter Menschen ein. 

In formeller Hinsicht wird die Zuweisung dieses Antrags an die amtsführende Stadträtin für Gesundheit und Soziales verlangt. (Beifall bei der ÖVP.) 

Dann noch kurz zu einem Antrag, den wir betreffend Einsetzung einer Arbeitsgruppe zur Erarbeitung eines Wiener Behindertengleichstellungsgesetzes unter Einbeziehung von selbst betroffenen Experten eingebracht haben. Dazu möchte ich sagen, dass dieser Antrag bereits 2004 von der SPÖ und den GRÜNEN eingebracht wurde, dass sich leider in dieser Hinsicht überhaupt nichts ereignet hat und dass wir es als notwendig finden, dieses Behindertengleichstellungsgesetz sofort anzugehen. - Danke. (Beifall bei der ÖVP.) 

Präsident Heinz Hufnagl: Es sollten jetzt drei Anträge bei mir gelandet sein. (Abg Erika Stubenvoll: Nein, nur zwei!) - Zwei? (Abg Erika Stubenvoll: Der dritte ist in der Früh eingebracht worden!) Aha, alles klar!

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich erkläre die Verhandlung daher für geschlossen. (Abg Erika Stubenvoll: Ich habe noch eine Wortmeldung!) - Bitte, Frau Präsidentin. Sorry!

Abg Erika Stubenvoll (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Herr Präsident! Liebe Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich glaube, Wien tut sehr viel, um Menschen mit Behinderung gleichzustellen beziehungsweise gegen Diskriminierung aufzutreten. Hier verfolgen wir natürlich die gleichen Ziele wie das Bundesgleichstellungsgesetz. Wenn man sich das anhört, was sind die wichtigsten Ziele? 

Die Beseitigung und Verhinderung der Diskriminierung. Das passiert, muss aber natürlich auch in allen Köpfen passieren. Das heißt, für alle Fraktionen Bewusstseinsarbeit zu machen. Ich weiß nicht, ob da so eine Stelle unbedingt hilfreich ist. Ich denke, wir PolitikerInnen sind von behinderten Menschen gewählt und sollen sie auch vertreten. Dafür haben wir eine gemeinderätliche Kommission eingerichtet, die die Interessen wahrzunehmen hat, und zwar in enger Zusammenarbeit mit der gesetzlich verankerten Interessensvertretung der behinderten Menschen. 

Gleichstellung, Teilhabe am Leben in der Gesellschaft versuchen wir, so gut es geht, möglich zu machen, die Barrieren wegzuräumen. Wir haben schon zahlreiche Maßnahmen hier beschlossen. Sie wissen alle, dass das ein Weg ist, der weiterverfolgt werden muss und möglichst gemeinsam verfolgt werden soll, auch was den Abbau von Barrieren betrifft und letzten Endes, was vorkommt und sehr bedauernswert ist, auch die Verhinderung von Gewalt an Menschen mit Behinderung. 

Die Stadt Wien gibt allein im Ressort unserer Frau StRin Wehsely 181 Millionen EUR für Behindertenhilfe aus. Das ist ein sehr großes, ein sehr umfangreiches Budget für Hilfe zum Wohnen, zur Beschäftigung, zur Mobilität, zur Selbstbestimmung, zur persönlichen Assistenz, zur Frühförderung und vieles andere mehr. Ich denke, wir sollten versuchen, die Beratungsangebote, die es in Wien gibt, und da gibt es zahlreiche, die auch vom Fonds Soziales Wien gefördert sind, noch besser bekannt zu machen, damit die Betroffenen diese Angebote zielgruppenspezifisch nützen können. 

Ich habe hier nur einige Beispiele: das Zentrum für Kompetenzen, der Kriegsopfer- und Behindertenverband, der sehr viel Aufklärungs- und Beratungstätigkeit macht, auch was die Gleichstellung betrifft. Wir hatten den Verband bei uns zu Gast und man hat uns sehr genau die dortigen Serviceeinrichtungen geschildert. Wir haben die Blindenverbände, die Gehörlosenverbände, die auch zielgruppenspezifisch Beratung anbieten.

Ich denke, ein Zuviel an Beratungsstellen ist verwirrend, aber ich bin gerne bereit, all diese Möglichkeiten noch einmal in der Behindertenkommission genau mit Ihnen zu erläutern und die Leute auch einzuladen, dass wir auch sehen können, welche Beratungsangebote schon vorhanden sind. Ich denke, wir sollten hier weiterdiskutieren. Wir sollten natürlich auch neue Sprachregelungen finden. Wir sind in der Arbeitsgruppe Rechtsbereinigung auch dabei, für die Wiener Landesgesetze solche neuen Formulierungen zu finden. Ich bin sicher, wenn die Frau Stadträtin das verspricht, wird sie das auch halten. 

Ich fordere Sie alle auf, auch im Sinne der Gleichstellung und der Bewusstseinsänderung gemeinsam für unsere behinderten Menschen in unserer Stadt weiterzuarbeiten! (Beifall bei der SPÖ.)

Präsident Heinz Hufnagl: Weitere Wortmeldungen liegen jetzt nicht mehr vor. Ich erkläre die Verhandlung für geschlossen. Die Frau Berichterstatterin verzichtet auf das Schlusswort. 

Wir kommen nun zur Abstimmung über die Gesetzesvorlage. 

Ich bitte jene Mitglieder des Landtags, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang zustimmen wollen, die Hand zu heben. - Ich darf die Einstimmigkeit in erster Lesung festhalten. 

Es liegen zwei Beschluss- und Resolutionsanträge vor. 

Vom Klub der Österreichischen Volkspartei betreffend zeitgemäße Formulierungen im Wiener Behindertengesetz. 

Wer diesen Beschluss- und Resolutionsantrag unterstützt, den bitte ich um ein Handzeichen. - Dies ist einstimmig angenommen. (Abg Christian Oxonitsch: Die Zuweisung!)

Ein weiterer Antrag betrifft die Einrichtung einer Beratungsstelle zur Gleichstellung behinderter Menschen. 

In formeller Hinsicht ist, so wie beim vorangegangenen, die Zuweisung an die Stadträtin für Gesundheit und Soziales verlangt. 

Ich bitte hier um ein Handzeichen bei Zustimmung. - Das ist nur von der Österreichischen Volkspartei, der Freiheitlichen Partei und der Grünen Fraktion unterstützt, daher in der Minderheit. (Abg Mag Waltraut Antonov: Warum werden die GRÜNEN erst nach den Freiheitlichen genannt?) - Das ist keine Wertung der Fraktionen, sondern auf Grund der mathematischen Betrachtung der Mehrheitsverhältnisse ausgedrückt. Der Antrag blieb in der Minderheit. 

Es gelangt nunmehr die Postnummer 6 der Tagesordnung zur Verhandlung. (Abg Erika Stubenvoll: Die zweite Lesung fehlt noch!) - Nein, pardon! Die zweite Lesung ist noch notwendig. (Abg Dr Matthias Tschirf: Das können wir doch auch nächste Woche am Donnerstag machen!)

Wenn kein Widerspruch erfolgt, meine Damen und Herren, werde ich nunmehr die zweite Lesung vornehmen lassen. - Ich blicke in den Saal und erblicke keinen Widerspruch. 

Ich bitter daher jene Mitglieder des Landtags, die dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Dies ist einstimmig angenommen und beschlossen.

Es gelangt nunmehr Postnummer 6 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Meldung gemäß Unvereinbarkeitsgesetz 1983 für die Wahlperiode 2005 bis 2010 hinsichtlich der Mitglieder des Landtags. Herr Abg Norbert Bacher-Lagler ist hier Gegenstand der Berichterstattung. Ich bitte die Frau Berichterstatterin, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin Abg Rosemarie Polkorab: Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und Herren!

In der Sitzung des Unvereinbarkeitsausschusses vom 27. April 2007 wurde mit Stimmen der SPÖ, der ÖVP und der Freiheitlichen die Tätigkeit vom Abg Norbert Bacher-Lagler in leitender Stellung in der Sparda-Bank AG als Aufsichtsratsvorsitzender, ebenso die Tätigkeit in leitender Stellung als Aufsichtsrat der Österreichischen Bundesbahnen Holding AG genehmigt.

Ich habe daher den Antrag zu stellen: Der Betätigung des Abg Norbert Bacher-Lagler als Aufsichtsrat der Österreichischen Bundesbahnen Holding AG und als Aufsichtsratsvorsitzender der Sparda-Bank AG wird zugestimmt.

Der Ordnung halber darf ich Sie informieren, dass Abg Norbert Bacher-Lagler mich mit Schreiben, das vorliegt, informierte, dass er per 2. Mai 2007 mit sofortiger Wirkung die Funktion des Aufsichtsratsvorsitzenden und das Mandat als Mitglied der Sparda-Bank AG zurückgelegt hat. In weiterer Folge hat er mit Wirkung vom 29. Mai 2007 das Aufsichtsratsmandat in der ÖBB Holding AG zurückgelegt. Dies zu Ihrer vollständigen Information. 


Ich ersuche um Zustimmung und bitte um Abstimmung.

Präsident Heinz Hufnagl: Zum Wort ist niemand gemeldet. Wir kommen zur Abstimmung. 

Ich bitte jene Mitglieder des Landtags, die dem Antrag des Unvereinbarkeitsausschusses zustimmen wollen, die Hand zu heben. - Dies ist einstimmig angenommen.

Postnummer 13 der Tagesordnung betrifft den Bericht des Unvereinbarkeitsausschusses gemäß § 129b Abs 4 der Wiener Stadtverfassung über die Kontrolle der Bezüge von öffentlich Bediensteten, die zu Mitgliedern des Wiener Landtags gewählt wurden, für das Jahr 2007.

Ich bitte die Berichterstatterin, Frau Abg Polkorab, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin Abg Rosemarie Polkorab: Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und Herren!

Die Kontrolle der Bezüge öffentlicher Bediensteter, die zu Mitgliedern des Wiener Landtags gewählt wurden, wurde durchgeführt und im Unvereinbarkeitsausschuss am 27.6.2007 einstimmig zur Kenntnis genommen und beschlossen.

Ich ersuche daher den Wiener Landtag, dem Bericht 2007 des Unvereinbarkeitsausschusses gemäß § 129b Abs 4 der Wiener Stadtverfassung zuzustimmen und bitte um Abstimmung.

Präsident Heinz Hufnagl: Es ist niemand zum Wort gemeldet. Wir kommen zur Abstimmung. 

Ich bitte jene Mitglieder des Landtags, die den vorliegenden Bericht des Unvereinbarkeitsausschusses an den Landtag für das Jahr 2007 zur Kenntnis nehmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Ich danke für die einstimmige Beschlussfassung.

Damit ist die Tagesordnung der heutigen Sitzung erledigt. 

Die nächste Sitzung des Wiener Landtags findet, wie bereits kommuniziert, am Donnerstag, dem 5. Juli 2007 um 9 Uhr statt.

Ich wünsche allen Damen und Herren bis dahin eine schöne Zeit. Alles Gute!

Die Sitzung ist geschlossen.

(Schluss um 19.44 Uhr.)

